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Kurzfassung
Deutschland hat sich im Rahmen der Nati-
onalen Nachhaltigkeitsstrategie für die Flä-
chenneuinanspruchnahme das ehrgeizige 
Ziel gesetzt, den Flächenverbrauch auf 30 ha/
Tag im Jahr 2020 zu reduzieren. Die vielen Ini-
tiativen des Bundes, der Länder und vor allem 
der Städte und Gemeinden belegen, dass die-
ses Ziel ernst genommen und an dessen Um-
setzung intensiv gearbeitet wird. Auch um 
dem demografischen Wandel wirkungsvoll 
zu begegnen, sind Anpassungs- und Hand-
lungsstrategien für eine zukunftsfähige Sied-
lungsentwicklung notwendig. Dabei soll die 
Erhaltung und nachhaltige Weiterentwick-
lung gewachsener Siedlungsstrukturen – die 
Innenentwicklung – Vorrang haben. Um zu-
kunftstaugliche Lösungen zur Innenentwick-
lung seitens des Bundes, z. B. im Rahmen der 
Bundesgesetzgebung oder durch Auflegung 
von Fördermittelprogrammen unterstützen 
zu können, ist die Kenntnis über Höhe und 
räumliche Verteilung hierfür geeigneter Flä-
chenpotenziale Voraussetzung.

Vorliegende Arbeiten und Erkenntnisse

Auf Landes-, regionaler und kommunaler 
Ebene befassen sich bereits zahlreiche In-
itiativen mit der Erfassung von Innenent-
wicklungspotenzialen. Hierbei unterschei-
den sich die verfolgten methodischen Ansät-
ze und inhaltlichen Schwerpunktsetzungen 
(Baulücken, Brachen, Leerstände, Unter- und 
Fehlnutzungen etc.) je nach dem jeweiligen 
siedlungsstrukturellen und entwicklungsdy-
namischen Kontext. Die Vergleichbarkeit der 
Innenentwicklungspotenziale wird dadurch 
eingeschränkt und liefert allenfalls schwache 
Hinweise in Bezug auf mögliche Zusammen-
hänge zwischen der Ausprägung von Innen-
entwicklungspotenzialen und raumstruktu-
rellen sowie entwicklungsbezogenen Merk-
malen. Für Deutschland insgesamt liefern 
einzig die Baulandumfragen des BBR aus den 
Jahren 2000, 2003 und 2006 erste empirisch 
belegte Angaben zu „Wiedernutzungspoten-
zialen“ von Flächen im Siedlungsbestand; 
dabei wird aber nur der Teilausschnitt der po-
tenziell wiedernutzbaren Brachflächen in Ge-
meinden mit mehr als 5 000 Einwohnern be-
trachtet. Darüber hinaus gab es mehrere Be-
mühungen, Flächenpotenziale im Siedlungs-
bestand auf Basis der amtlichen Flächennut-
zungsstatistik zu schätzen. So legte das statis-
tische Bundesamt im Rahmen der Umwelt-
ökonomischen Gesamtrechnung zuletzt 2008 
Schätzungen zu „ungenutzten Siedlungsflä-

chen“ vor und ermittelte einen Wert in Höhe 
von 132.900 ha für Deutschland. Dies basiert 
auf Hochrechnungen von Angaben der Flä-
chenstatistik zu „ungenutzten Siedlungsflä-
chen“, welche allerdings nur in acht Bundes-
ländern ausgewiesen werden, basierend auf 
uneinheitlichen Erhebungsmaßstäben. Eine 
Validität der auf dieser Grundlage getroffe-
nen Aussagen ist nicht gegeben. Insgesamt 
ist die Informationsbasis zur Einschätzung 
von Innenentwicklungspotenzialen auf ge-
samtdeutscher Ebene damit unbefriedigend.

Ziele und Vorgehen des Forschungs- 
habens

Ziel des Forschungsvorhabens „Umsetzung 
von Maßnahmen zur Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme – Innenentwick-
lungspotenziaIe“ ist es, diese Lücke zu schlie-
ßen. Das Vorhaben umfasst die Konzeption 
und die Durchführung einer bundesweiten 
Erhebung und regionalisierten Auswertung 
von Innenentwicklungspotenzialen (IEP) 
sowie die Erarbeitung von Grundlagen und 
Konzepten für ein bundesweites Monito-
ring von Innenentwicklungspotenzialen un-
ter Berücksichtigung „neuer Datenquellen“ 
und automatisierter Verfahren.

Die Erhebung wurde als standardisierte On-
line-Befragung unter einer repräsentativen 
Stichprobe von 1.315 Städten und Gemein-
den durchgeführt. Dies entspricht einem 
Stichprobenumfang von rund 12 %. Hieraus 
konnten 451 verwertbare Fragebögen der 
deutschen Städte und Gemeinden aller Grö-
ßenklassen in proportionaler geographischer 
Verteilung nach Regionstypen und Bundes-
ländern gewonnen werden1 , auf deren Basis 
detaillierte Auswertungen über Höhe und Zu-
sammensetzung der IEP sowie eine Einschät-
zung der Erfassungssituation in den Kommu-
nen (Aktivitäten, Erfahrungen und Schwie-
rigkeiten) möglich sind. Aussagen lassen sich 
sowohl für Deutschland insgesamt wie auch 
regional differenziert unter Bezug auf die 
BBSR-Definitionen von Großstadtregionen 
sowie der Stadt- und Gemeindetypen treffen. 
Die Befragungsergebnisse wurden durch Ex-
perten-Interviews ergänzt.

Weiterhin wurden Möglichkeiten untersucht, 
zukünftige Erhebungen unter Nutzung von 
Geodaten und automatisierten Verfahren 
zu unterstützen. Dabei wurden ausschließ-
lich Daten herangezogen, die maschinen-
lesbar und -interpretierbar, flächendeckend 
verfügbar sind und einer gesicherten Fort-

(1)
Der Mindest-Standard von Stich-
probenerhebungen wurde damit 
hinsichtlich der notwendigen 
Fallzahl für eine quantitative Re-
präsentativität übertroffen.
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schreibung unterliegen. Hierzu bietet sich 
derzeit die Kombination des Digitalen Land-
schaftsmodells des Amtlich Topographisch-
Kartografischen Informationssystems (AT-
KIS®) in der Basisversion mit den amtlichen 
Hausumringen und Hauskoordinaten als Tei-
lauszug der Automatisierten Liegenschafts-
karte (ALK) an. Unter Verwendung dieser Da-
ten wurde ein automatisiertes Erkennungs-
verfahren potenzieller Innenentwicklungs-
flächen konzipiert und für 16 Fallbeispiel-
städte angewendet, in denen auch Vor-Ort-
Experten-Interviews mit Vertretern der Kom-
munalverwaltungen geführt wurden. Im Di-
alog mit den Gemeinden konnte eine erste 
Validierung des automatisieren Verfahrens 
erfolgen. Hieraus wurden Verfahrensverbes-
serungen abgeleitet und soweit möglich be-
reits umgesetzt. 

Begriffliche Grundlagen

Zentral für das durchgeführte Projekt waren 
Festlegungen darüber, wie „Innen“ abzugren-
zen ist, welches Verständnis von Potenzial zu-
grunde gelegt wird und welche Flächentypen 
betrachtet werden. 

Die Abgrenzung von „Innen“ erfolgte mit 
Blick auf die Befragung in enger Anlehnung 
an planungsrechtliche Kriterien. Die Formu-
lierung wurde so gewählt, dass sie klar ver-
ständlich und zugleich gut vermittelbar ist: 

•	 Innen: „Öffentliche und private Flä-
chen in gewachsenen Siedlungsge-
bieten (im Zusammenhang bebau-
te Ortsteile nach § 34 BauGB sowie 
B-Plangebiete nach § 30 BauGB). Ar-
rondierungsflächen zählen nicht zu den 
Innenentwicklungspotenzialen“.

Allerdings werden diese planungsrechtli-
chen Kategorien in Geobasisdaten nicht ab-
gebildet. Näherungsweise können derartige 
Flächen aber durch die Objektklasse „Orts-
lage“ des ATKIS® gefasst werden. Sie grenzt 
den im Zusammenhang bebauten Siedlungs-
raum mit einer Ausdehnung ab etwa 10 ha 
oder zehn Anwesen ab und steht bundesweit 
zur Verfügung. 

Sowohl die Befragung als auch das automa-
tisierte Erkennungsverfahren beziehen sich 
auf das „theoretische Potenzial“ von Innen-
entwicklungsflächen. Im Erhebungsinteresse 
stehen alle Flächen innerhalb des Siedlungs-
bestandes, die Raum für Innenentwicklung 
bieten können, unabhängig von der Markt-
verfügbarkeit und konkreten Nutzungsab-
sichten. Sie müssen nicht ausschließlich für 
eine bauliche Nutzung vorgesehen sein, son-

dern können beispielsweise auch der Ent-
wicklung von Erholungsflächen dienen. 

Für die Konzeption und Durchführung ei-
ner bundesweiten Erfassung von Innenent-
wicklungspotenzialen ist zudem essentiell, 
sich auf klar definierbare und einfach er-
fassbare Flächentypen zu beschränken. Bra-
chen, Baulücken und Nachverdichtungspo-
tenziale erfüllen diese Kriterien und decken 
den wesentlichen Teil denkbarer Innenent-
wicklungsflächen ab. Sie lassen sich wie folgt 
definieren: 

•	 Brachflächen sind ungenutzte oder zwi-
schengenutzte, ehemals baulich genutzte 
Flächen, z. B. Industriebrachen, Konversi-
onsbrachen, Infrastruktur- und Verkehrs-
brachen, Gewerbebrachen, Wohnbrachen, 
Gebäudeleerstand, leer stehende Althof-
stellen und Kultur- und Sozialbrachen. 

•	 Baulücken sind unbebaute, aber be-
bauungsfähige Flächen (Einzelgrund-
stücke sowie wenige zusammenhängen-
de Grundstücke), die in gewachsenen 
bzw. neu entwickelten Siedlungsgebieten 
liegen. 

•	 Nachverdichtungspotenziale im hier 
verwendeten Sinne der Nachverdich-
tung finden sich auf Grundstücken, die 
bereits bebaut sind, jedoch über weite-
re bebaubare Freiflächenpotenziale ver-
fügen. Beispiele hierfür sind Zweite-Rei-
he-Bebauung, Innenhofbebauung sowie 
Ergänzungsbauten in Wohn-, Misch- oder 
Gewerbegebieten.

Hinsichtlich der Flächenerfassung ist zwi-
schen Befragung und automatisierter Erfas-
sung zu unterscheiden. In der Befragung sind 
nur solche Flächentypen einheitlich erfass-
bar, die ohne vorherige planerische Abwä-
gung bzw. Bewertung zu identifizieren sind. 
Dies trifft für Brachen und Baulücken zu, je-
doch nicht für Nachverdichtungspotenziale. 

•	 Die Befragung konzentrierte sich des-
halb auf Brachflächen und Baulü-
cken und verzichtet auf die Abfrage von 
Nachverdichtungspotenzialen.

Automatisierte Verfahren sind dagegen dar-
auf angewiesen, dass Informationen zur Er-
kennung potenzieller Innenentwicklungs-
flächen in den verwendeten Geobasisdaten 
enthalten sind. Dies trifft für Baulücken und 
Nachverdichtungspotenziale zu, da sie nach 
dem hier verwendeten Verständnis nicht be-
baut sind. Für Brachen gilt das in der Regel 
nicht, da meist noch Gebäude vorhanden 
sind und die verwendeten Geobasisdaten 
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keine verlässlichen Informationen zur Ge-
bäudenutzung bereitstellen. 

•	 Das automatisierte Verfahren zielt des-
halb im Gegensatz zur Befragung auf die 
Erkennung von Baulücken und Nachver-
dichtungspotenzialen und trifft keine Aus-
sagen zu Brachflächen.

Befragungsergebnisse

Mehr als 90 % der Kommunen, die sich an 
der Befragung beteiligten, konnten Anga-
ben zu ihren Innenentwicklungspotenzia-
len in den vorgeschlagenen Definitionen ma-
chen. Nach Auswertung der erhobenen Da-
ten lassen sich für Deutschland insgesamt In-
nenentwicklungspotenziale auf Brachen und 
Baulücken in der Größenordnung von knapp 
15 m² je Einwohner (EW) hochrechnen (Ab-
bildung 1). Allein dies entspricht einer Flä-
che von ca. 120.000 ha bzw. einem Anteil von 
rund 5 % der Gebäude- und Freifläche inner-
halb der Siedlungsfläche Deutschlands. Hier-
von liegen mehr als ein Viertel der Potenzia-
le in Gemeinden unter 5.000 Einwohner, die 
in den zurückliegenden Baulandumfragen 
nicht berücksichtigt wurden. Diese 120.000 
ha können als Untergrenze des vorhandenen 
Potenzials angenommen werden. Die Unter-
grenze basiert auf quantitativen Angaben im 
Fragebogen, welche im Fall von identifizier-
ten Falschangaben korrigiert wurden. Darü-
ber hinaus wurden Erfassungsuntergrenzen 
mit Hilfe von Korrekturfaktoren kompensiert. 

Sowohl die Fallstudien als auch die Befra-
gungsauswertung ergeben jedoch deutli-

che Hinweise auf eine Unterschätzung der 
tatsächlich vorhandenen Potenziale. Aspek-
te der Untererfassung betreffen z. B. die Flä-
chen-Verfügbarkeit („wir berücksichtigen 
nur, was wir entwickeln können“), städtebau-
liche Qualitätsvorstellungen („dörflich aufge-
lockerte Strukturen sind keine Baulücken“) 
und Fragen der Wahrnehmung („was man im 
Blick hat“). Indizien für Fehlerfassungen tre-
ten vergleichsweise häufig bei Gemeinden 
auf, bei denen Datenbankabfragen eine un-
tergeordnete Rolle spielen und verstärkt auf 
„geschätzte Daten“ zurückgegriffen wird. Da-
gegen scheinen Fehlerfassungen bei Kommu-
nen geringer, die auf „vorliegende Daten“ zu-
rückgreifen. Ein Fünftel der Städte und Ge-
meinden gaben an, dass die Angaben auf vor-
liegenden Daten beruhen, mehr als 70 % ver-
wendeten dagegen Schätzungen. 

Nach Korrekturschätzungen vermuteter Un-
tererfassungen bei Angaben, die auf „ge-
schätzten Daten“ beruhen, erhöht sich das 
Innenentwicklungspotenzial auf rund 20 m² 
je EW bzw. 165.000 ha insgesamt. 

Brachen und Baulücken im hier zugrunde-
liegenden Verständnis umfassen im Wesent-
lichen den Teil der Innenentwicklungspo-
tenziale, der ohne Flächenbewertungen er-
fasst werden kann. Darüber hinaus existie-
ren weitere Potenziale, die weniger eindeu-
tig sind und deren Bestimmung in der Regel 
eine vorherige planerische Abwägung bzw. 
Bewertung voraussetzt. Dies gilt beispiels-
weise für Nachverdichtungsflächen, die kei-
nen Eingang in die Potenzialberechnung fan-

Abbildung 1 
Höhe der Innenentwicklungspotenziale in Deutschland 
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den. Teilweise werden entsprechende Poten-
ziale von vorliegenden lokalen und regiona-
len Studien berücksichtigt und im Einzel-
fall spezifiziert und erweitert (z. B. unterge-
nutzte Flächen, „falsch“ genutzte Flächen). 
Ein weiterer Teil hier unberücksichtigter Po-
tenziale betrifft mögliche Brachflächen, für 
die ein Brachfallen abzusehen ist, die aber 
noch genutzt werden. Bei Berücksichtigung 
von „Abwägungspotenzialen“ (wie z. B. mög-
liche Brachflächen, Umnutzungs- bzw. Um-
strukturierungsflächen, Nachverdichtungs-
potenziale, gering genutzte Flächen, falsch 
genutzte Flächen etc.) ist zu erwarten, dass 
sich das Innenentwicklungspotenzial deut-
lich erhöht. Nach Einschätzung der Autoren 
auf Basis von Ergebnissen regionaler Studi-
en ist eine weitere Verdopplung des oberen 
Wertes nicht auszuschließen. Diese Größen-
ordnung ist jedoch für die Bundesrepublik 
Deutschland statistisch nicht abgesichert 
und kann damit lediglich eine grobe Orien-
tierung liefern.

Regional prägen sich die Innenentwicklungs-
potenziale sehr unterschiedlich aus. In Ost-
deutschland liegt der Wert bei 22 m² je EW, 
für Westdeutschland bei 13 m² je EW (Un-
tergrenzen). Die einwohnerbezogenen Wer-
te zeigen zudem ein deutliches Land/Stadt-
Gefälle. Landgemeinden weisen mit über 25 
m² je EW die höchsten Werte auf. Dieser Wert 
sinkt mit zunehmender Stadtgröße auf einen 
Wert von rund 9 m² je EW in großen Groß-
städten. Ein Großteil dieser einwohnerbezo-
genen Land-Stadt-Unterschiede ist mit Dich-
teeffekten zu erklären. Flächenbezogene In-
nenentwicklungspotenziale (IEP/Gebäude- 
und Freifläche) sind dagegen über die Ge-
meindetypen hinweg ähnlich und liegen in 
der Größenordnung zwischen 5 % und 7 % 
der Gebäude- und Freifläche. 

Innenentwicklungspotenziale in stark 
schrumpfenden Gemeinden sind beson-
ders hoch. Der flächenspezifische Wert stark 
schrumpfender Gemeinden ist nahezu drei-
mal so hoch wie der entsprechende Wert in 
stark wachsenden Gemeinden. Es zeigt sich 
aber auch, dass Bevölkerungswachstum 
nicht notwendigerweise mit geringen Innen-
entwicklungspotenzialen einhergeht. Die an-
gegebenen Potenziale in moderat wachsen-
den bis moderat schrumpfenden Gemein-
den sind ähnlich ausgeprägt; in den mode-
rat wachsenden Gemeinden liegen sie so-
gar leicht über denen der stagnierenden bis 
schrumpfenden Gemeinden. Ursache hier-
für ist der Einfluss sehr unterschiedlicher lo-
kaler Bedingungen. So kann beispielswei-

se ein Strukturwandel zu erhöhten Potenzi-
alen führen. Auswertungen von Freitextan-
merkungen und Hinweise aus den Fallstu-
dien zeigen aber, dass hierbei ein weit diffe-
renzierteres Verständnis zugrunde zu legen 
ist, das über die Gleichsetzung von Struktur-
wandel und dem Entstehen industrieller und 
militärischer Konversionsflächen hinaus-
geht. Strukturwandel findet durchaus auch 
im Wachstumskontext statt. So schätzen z. 
B. Kommunen die Möglichkeit überwiegend 
gering ein, Flächen im Siedlungsbestand für 
Gewerbeansiedlungen zu nutzen. Im Kontext 
von Wachstum kann dies im Falle von Unter-
nehmensvergrößerungen zu Standortverla-
gerungen von „Innen“ nach „Außen“ führen, 
wodurch Innenbereichsflächen frei werden, 
die nur zum Teil und meist erst mit Zeitver-
zug neuer (Wohn-) Nutzung zugeführt wer-
den können. 

Der überwiegende Teil der erhobenen In-
nenentwicklungsflächen sind Baulücken 
mit 56 %. Auf Brachen entfallen 44 %. Dies 
bedeutet, dass bei einer reinen Betrachtung 
von Brachen mehr als die Hälfte der hier er-
hobenen Innenentwicklungspotenziale un-
berücksichtigt bleiben. Regional unterschei-
den sich diese Verhältnisse deutlich. So do-
minieren in Westdeutschland die Baulücken 
(überschlägiges Verhältnis Baulücke zu Bra-
che 60:40), in Ostdeutschland dagegen die 
Brachen (40:60). Deutliche Unterschiede zei-
gen sich auch zwischen den Gemeindetypen. 
So überwiegt in den Großstädten der Anteil 
von Brachen deutlich (10:90), während sich 
die Verhältnisse in Mittelstädten sowie in 
kleineren Städten und Gemeinden dem ge-
samtdeutschen Mittel 60:40 annähern. Klei-
ne Mittelstädte zeigen dagegen wiederum 
eine leichte Dominanz von Brachen (40:60). 
Baulücken werden in kleineren Städten und 
Gemeinden häufiger erfasst als Brachflächen. 
Dies könnte zumindest zum Teil den höhe-
ren Anteil von Baulücken gegenüber Brach-
flächen in diesen Gemeinden erklären. Ein 
systematischer Zusammenhang zwischen 
Bevölkerungsentwicklung und dem Verhält-
nis der beiden betrachteten Flächentypen 
Brachflächen ist nicht zu erkennen. 

Die mittleren Größen der Baulücken in den 
befragten Kommunen sind insgesamt bedeu-
tend kleiner als die der Brachen. In mehr als 
der Hälfte der deutschen Städte und Gemein-
den sind die Baulücken im Mittel kleiner als 
1.000 m². In mehr als 80 % der Kommunen 
beträgt die mittlere Größe der Baulücken we-
niger als 2.000 m². Je geringer die Einwohner-
größe einer Gemeinde, desto bedeutsamer 



5Kurzfassung

werden kleinere Baulücken. In Ostdeutsch-
land sind Gemeinden mit einer mittleren 
Baulückengröße von mehr als einem Hek-
tar etwas häufiger als in Westdeutschland. 
Es ist zu vermuten, dass es sich hierbei um 
noch freie Baulücken in neuen Wohn- und/
oder Gewerbegebieten handelt. Die mittlere 
Größe von Brachflächen ist in der Mehrheit 
der Groß- und Mittelstädte und in ca. einem 
Viertel der Kommunen insgesamt größer als 
ein Hektar. 

Zukünftig werden die Innenentwicklungs-
potenziale nach Einschätzung der überwie-
genden Anzahl der Kommunen (rd. 70 %) ab-
nehmen oder stagnieren. Lediglich ein Fünf-
tel geht von einer Zunahme aus. Diese Ein-
schätzung unterscheidet sich kaum zwischen 
West- und Ostdeutschland. Deutliche Un-
terschiede zeigen sich jedoch zwischen den 
Gemeindetypen. Großstädte erwarten weit 
überwiegend eine Abnahme der Innenent-
wicklungspotenziale und insbesondere die 
großen Großstädte in keinem Fall eine Zu-
nahme. Zunahmen erwarten mit rund 25 % 
am häufigsten die Landgemeinden. Hinsicht-
lich der Aktivierbarkeit vorhandener Brachen 
und Baulücken wird ein äußerst optimisti-
sches Bild gezeichnet. Lediglich 30 % des Ge-
samtpotenzials wird als nicht aktivierbar ein-
geschätzt. Unterschiede zeigen sich gering-
fügig bei der Differenzierung des aktivierba-
ren Potenzials zwischen kurz- und langfris-
tig. In Westdeutschland werden rund 25 % 
des Gesamtpotenzials als mittelfristig akti-
vierbar eingeschätzt, in Ostdeutschland liegt 

dieser Wert etwa bei 17 % (Deutschland ge-
samt: rund 22 %). Wird davon ausgegangen, 
dass ein großer Teil der befragten Kommu-
nen der Definition des „theoretischen Poten-
zials“ gefolgt ist, könnten diese Angaben Grö-
ßenordnungen zur Unterscheidung theoreti-
scher, planerisch sinnvoller und mobilisier-
barer Potenziale andeuten. Demnach ließe 
sich hypothetisch für Deutschland das mobi-
lisierbare Potenzial mit 20 % (kurzfristig akti-
vierbar) annehmen und das planerisch sinn-
volle Potenzial mit insgesamt 70 % des ge-
samten theoretischen Potenzials beziffern. 
Lediglich 30 % der genannten Potenziale blie-
ben auch langfristig theoretisch. 

Angesichts dieser Einschätzung der Potenzi-
ale erstaunen die insgesamt vergleichswei-
se zurückhaltenden Erfassungsaktivitäten in 
den Kommunen (Abbildung 2). Ca. ein Drit-
tel aller Kommunen erfassen heute bereits In-
nenentwicklungspotenziale, mit deutlichen 
Unterschieden nach Ost/West (20 %/40 %) 
und nach Stadtgröße (Landgemeinden 25 %, 
über die Stadtgröße nahezu linear ansteigend 
bis zu 100 % bei den großen Großstädten). 

Zwar finden sich – mit Ausnahme der großen 
Großstädte, die bereits zu 100 % erfassen – 
in allen Gemeindetypen Kommunen, die 
eine Ausweitung ihrer Erfassungsaktivitäten 
planen, doch selbst wenn sich alle Planun-
gen umsetzen ließen, würden künftig den-
noch nur knapp über die Hälfte aller Kommu-
nen eine aktive Erfassung betreiben (43 % in 
Ost und 60 % in West). Bei Kleinstädten und 

Abbildung 2 
Erfassungsaktivitäten von Städten und Gemeinden in Deutschland
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Landgemeinden überwiegt hingegen der An-
teil der Kommunen, die auch künftig keine 
Erfassung vorsehen. 

Aufschluss über mögliche Ursachen hierfür 
bieten Angaben zu situativen Rahmenbedin-
gungen, denen sich die Kommunen ausge-
setzt sehen. Zeitmangel, Personalprobleme 
(Kapazitäten und Kompetenzen) und fehlen-
de Finanzierungsmöglichkeiten und damit 
verbundene Prioritätensetzungen werden 
als Haupthindernisse einer angemessenen 
Erfassung und Pflege der Daten zu Brach-
flächen, Baulücken und weiteren Innenent-
wicklungspotenzialen genannt. Hindernis-
se, die in der Technik und Software begrün-
det sind, werden zwar benannt, bleiben aber 
in ihrer Bedeutung hinter den oben genann-
ten zurück. 

Die Notwendigkeit eines entsprechenden 
politischen Willens bejahen knapp 30 % der 
Befragten. Besonders hoch ist dabei der An-
teil in den Kommunen, in denen noch kei-
ne Erfassungsaktivitäten stattfanden sowie 
in Kommunen, die geschätzte Daten im Fra-
gebogen angaben.

Die Ergebnisse der Fallstudien-Interviews 
zeigen, dass in kleineren Gemeinden eine 
gewisse Zurückhaltung in Bezug auf die Ein-
führung oder Weiterentwicklung einer Da-
tenerfassung zu Innenentwicklungspoten-
zialen vorherrscht. Die Mehrheit der insge-
samt 29 befragten Kommunen hält den bis-
herigen Stand der Datenerfassung für zu-
mindest ausreichend („Kommen ganz gut 
klar“) bzw. eine über den Status Quo von ei-
genem Erfahrungswissen, Handakten, zeich-
nerischen Übersichten und "selbstverständ-
lichen" Planungsgrundlagen hinausgehen-
de Datenerfassung explizit für nicht erfor-
derlich. Inwieweit diese Ansicht zukünftig 
Bestand haben wird, ist schwer einzuschät-
zen. Zumindest gibt es Hinweise auf mögli-
che Veränderungen im Falle eines Generati-
onswechsels. So finden sich durchaus jün-
gere Mitarbeiter in verantwortlicher Positi-
on, die den Wunsch nach verstärkter Digita-
lisierung äußern, d. h. Ausbau der Technik 
und Schulung weiterer Mitarbeiter, insbeson-
dere um dem Verlust von personengebunde-
nem Erfahrungswissen (des Vorgängers!) ent-
gegen zu wirken, aber auch um z. B. einen 
abteilungsübergreifenden Zugriff zu ermög-
lichen. Immerhin sieht etwa ein Drittel der 
Gesprächspartner, die bislang Innenentwick-
lungspotenziale nicht systematisch erfas-
sen, eine weiterentwickelte Datenerfassung 
als "wünschenswert" bis "auf Dauer unver-
zichtbar" an, obgleich die Erfolgschancen ei-

ner Einführung entsprechender Systeme ins-
besondere angesichts der bereits erwähnten 
Personalprobleme zugleich mit Skepsis be-
trachtet werden.

Ansatzpunkte und Perspektiven einer auto-
matisierten Abschätzung von IEP

Zur bundesweiten Abschätzung der Innen-
entwicklungspotenziale existieren bislang 
keine automatisierten Lösungen auf Basis 
von Geobasisdaten. Automatisierte bzw. tei-
lautomatisierte Ansätze spielten bisher nur 
bei der Erhebung kommunaler oder regio-
naler IEP eine Rolle. Perspektivisch zeich-
nen sich verschiedene Möglichkeiten einer 
bundesweiten Erhebung von Innenentwick-
lungspotenzialen durch automatisierte Ver-
fahren ab. Das entwickelte automatisierte 
Verfahren ist mit in einigen Bundesländern 
bereits heute vorliegenden Daten grundsätz-
lich in der Lage, Innenentwicklungspoten-
ziale auf Baulücken und Nachverdichtungs-
potenziale entsprechend der obigen Defini-
tion abzuschätzen. Die Identifizierung von 
Brachen mit ungenutzten Gebäuden ist auf 
Grund fehlender flächendeckender aktu-
eller Gebäudezustandsdaten bislang nicht 
möglich. 

Automatisierte Verfahren benötigen Da-
ten, die maschinenlesbar und -interpretier-
bar sind. Die Entwicklung eines bundeswei-
ten automatisierten IEP-Abschätzverfah-
rens setzt eine flächendeckende Verfügbar-
keit vollständiger Daten in einheitlicher Da-
tenstruktur voraus. Im Hinblick auf eine Ver-
stetigung einer Erfassung ist darüber hinaus 
eine gesicherte Fortschreibung der Daten 
unerlässlich. Die Prüfung und Testung vor-
liegender Datenquellen und -dienste ergab, 
dass eine Problemlösung unter diesen Vor-
aussetzungen derzeit nur durch die Kombi-
nation des Digitalen Landschaftsmodells von 
ATKIS® in der Basisversion ATKIS® Basis-
DLM mit den amtlichen Hausumringen und 
Hauskoordinaten als Teilauszug der Automa-
tisierten Liegenschaftskarte (ALK) möglich 
ist. Perspektivisch liegen zudem flächende-
ckend Daten des ALKIS® vor, die gegenüber 
den Daten aus dem ATKIS® Basis-DLM deut-
lich mehr Informationen bereithalten und 
für eine genauere IEP-Abschätzung genutzt 
werden können. Bisher steht ALKIS® aller-
dings nur in 6 der 16 Bundesländer zur Ver-
fügung. Die Daten werden noch nicht zent-
ralisiert angeboten und der Bund hat noch 
keine Nutzungsrechte erworben. Zudem ist 
aktuell mit ALKIS®-Daten noch keine valide 
Bilanzierung von Brachflächen möglich, so-
lange die modelltechnisch angelegten Attri-
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bute (z. B. zum Zustand von Flächen) über-
wiegend unausgefüllt bleiben. Derartige At-
tribute gehören nicht zum Grunddatenbe-
stand und müssen von den Katasterbehör-
den nicht zwingend erfasst werden.

Die Konzeption des Verfahrens einer automa-
tisierten Abschätzung von IEP umfasst drei 
Verfahrensschritte, die in einem GIS pro-
grammtechnisch umgesetzt wurden: 

1.	 Zur Eingrenzung des Suchbereichs 
nach IEP-Flächen erfolgt zunächst die 
Identifizierung innerörtlicher Baublö-
cke relevanter Nutzungsklassen (Woh-
nen, Mischnutzung, Industrie/Gewer-
be, besondere funktionale Prägung) 
innerhalb des Siedlungsbestandes (s. 
o. „Innen“ = innerhalb der ALKIS®-
Objektart „Ortslage“).

2.	 Im zweiten Schritt erfolgt mithilfe 
räumlicher GIS-Analysen eine Reduk-
tion um Flächen, die für eine Innen-
entwicklung ausgeschlossen werden 
müssen. Dies sind insbesondere be-
reits bebaute Flächen (Gebäude, Ver-
kehrswege) und deren einzuhalten-
de Abstandsflächen sowie Flächen, 
die sich aufgrund ihrer Größe und ih-
res Zuschnitts nicht für bauliche Ent-
wicklungsmaßnahmen eignen. Innen-
entwicklungspotenziale werden damit 
als Summe der Baublockflächen abzüg-
lich dieser identifizierten Tabuflächen 
detektiert. 

3.	 Im dritten Schritt werden die identifi-
zierten Potenzialflächen unterschieden 
in Baulücken (straßenangrenzend) und 
Nachverdichtungspotenziale (ohne 
Straßenanschluss, aber mit möglicher 
Zuwegung) (Abbildung 3). 

Das Verfahren wurde an verschiedenen Test-
gebieten entwickelt und für alle 16 Fallbei-
spiele angewendet, für die Erhebungsda-
ten aus der Befragung vorliegen und die im 
Rahmen der Fallstudien für Vor-Ort-Inter-
views ausgewählt wurden. Die im Ergebnis 
der Verfahrensanwendung abgeleiteten the-
matischen Karten mit ihren ortskonkreten, 
theoretischen IEP-Darstellungen dienten 
als Diskussionsgrundlage in den Interviews 
und als Grundlage für die Validierung des Ver-
fahrens im Diskussionsprozess. Aus der Dis-
kussion mit der Praxis im Rahmen der Inter-
views konnten Fehlerquellen und methodi-
sche Grenzen des automatisierten Verfahrens 
erkannt und systematisiert werden.

Die weitere datengestützte Validierung be-
schränkte sich auf die Baulücken, da nur hier-
für Vergleichsdaten der Gemeinden vorlie-

gen. Mit den Erkenntnissen der Interviews 
konnten fünf Fallbeispiele als valide Fälle 
ausgewählt werden, deren Angaben als Refe-
renzdaten zum differenzierten Vergleich der 
Daten aus der automatisierten Erhebung und 
der Befragung herangezogen wurden. Die-
ser Vergleich zeigt, dass zwar ein Zusammen-
hang zwischen den Ergebnissen beider Erhe-
bungsarten besteht. Allerdings überschätzt 
das automatisierte Verfahren die Potenziale. 
Die Abweichungen gegenüber der Befragung 
liegen bei einem Faktor zwischen 0,9 und 4,4 
(Median 3,1).

Fehlerhafte Ergebnisse lassen sich weniger 
auf das verwendete Verfahren, sondern auf 
den begrenzten Informationsgehalt der zur 
Verfügung stehenden Datenquellen zurück-
führen. Dies betrifft insbesondere die feh-
lenden Informationen über Flurstücksgren-
zen, Einschränkungen aufgrund des Abstrak-
tionsgrades von ATKIS® Basis-DLM, unbe-
rücksichtigten Flächennutzungskonflikten, 
Abweichungen zwischen planerischer Festle-
gung von Innen und den verwendeten Orts-
lagengrenzen sowie allgemeine Qualitätspro-
bleme, wie Aktualität der Daten oder Kartie-
rungsfehler in den amtlichen Daten. 

Eine Weiterentwicklung des Ansatzes erfolgte 
unter Hinzuziehung von Daten, die erst per-
spektivisch flächendeckend verfügbar sein 
werden (ALKIS®, frühestens ab Ende 2014) 
oder die Aspekte betreffen, die bislang kei-
ne Berücksichtigung fanden (Hangneigung, 
Risikogebiete), für die geeignete Daten aber 
grundsätzlich vorliegen. Erste Anwendungen 
an Testgebieten zeigen, dass sich unter Hin-
zuziehung zusätzlicher Datenquellen (AL-
KIS®, DGM10, Gefahrenkarten) erhebliche 
Ergebnisverbesserungen realisieren lassen. 
Insbesondere mit ALKIS® kann eine deut-
lich schärfere Abgrenzung der Potenzialflä-
chen erfolgen. Für ein Testgebiet, das in Aus-
schnitten in Abbildung 4 dargestellt ist, wur-
de das auf Grundlage von ATKIS® und den 
Hausumringen identifizierte Potenzial da-
mit um den Faktor 6 reduziert. Nicht reali-
sierbare Innenentwicklungspotenziale auf-
grund der Nichtbeachtung von Flurstück-
grenzen wurden dabei als Hauptfehlerquelle 
identifiziert, gefolgt von mit ATKIS® teilwei-
se nicht ausgewiesenen öffentlichen Grün- 
und Erholungsflächen innerhalb von Baublö-
cken, versiegelten Flächen (Parkplätze, sons-
tige Stadt-Plätze) und kleinteiligeren Gewer-
be- und Infrastrukturflächen. 
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Abbildung 3 
Prozessierungsschritte des automatisierten Verfahrens



9Kurzfassung

Abbildung 4 
Verbesserte Identifizierung von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen auf Grundlage von ALKIS® im Vergleich zu den für Baulü-
cken erzielten Ergebnissen des Verfahrens auf Grundlage von ATKIS® und Hausumringen (am Beispiel einer Kleinstadt in Brandenburg)

Schlussfolgerungen

Das Vorhaben wurde vor dem Hintergrund 
allgemeiner flächenpolitischer Ziele der 
Bundesrepublik formuliert, um belastbares 
Wissen über Innenentwicklungspotenzia-
le und deren Erfassung auf Bundesebene zu 
gewinnen. 

Zentral für die Operationalisierung des Vor-
habens waren: 

•	 Berücksichtigung kleinteiliger Potenziale 
bei der Erfassung,

•	 Einbeziehung kleiner Gemeinden in die 
Erfassung,

•	 Ausloten der Möglichkeiten einer auto-
matisierten Abschätzung von Innenent-
wicklungspotenzialen unter Nutzung neu-
er Datenquellen und Verfahren,

•	 Unterstützung von Erfassungsaktivitäten 
in den Kommunen,

•	 Verstetigung der Flächenerhebung.

Entlang dieser Punkte lassen sich mit den 
Erkenntnissen aus dem Vorhaben folgende 
Schlussfolgerungen treffen:

Berücksichtigung kleinteiliger Potenziale bei 
der Erfassung

Erhebungen, die sich auf großflächige Poten-
ziale (i. d. R. Brachflächen) beschränken, er-
fassen lediglich etwa die Hälfte der ohne pla-
nerische Abwägung bezifferbaren Potenziale. 
Um ein möglichst umfassendes Bild der In-
nenentwicklungspotenziale zu zeichnen, ist 
die Berücksichtigung kleinteiliger Potenzia-
le notwendig. 

Bei Verwendung von Erfassungsuntergren-
zen von über 500 m² Flächengröße bleiben 
erhebliche Potenziale unberücksichtigt, so 
dass hierauf möglichst verzichtet werden 
sollte. 

Erhebliche Potenziale sind auch auf Flächen 
zu finden, die erst durch planerische Abwä-
gungsprozesse als Innenentwicklungspoten-
ziale eingestuft werden können (insbeson-
dere Nachverdichtungspotenziale) und sich 
deshalb im Rahmen standardisierter Frage-
bogen-Erhebungen kaum vergleichbar er-
fassen lassen. Diesen ist zukünftig – etwa 
im Rahmen automatisierter Verfahren – eine 
größere Aufmerksamkeit zu schenken.
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Einbeziehung kleiner Gemeinden in die 
Erfassung 

Die Hälfte der in der Befragung nachgewie-
senen Innenentwicklungsflächen auf Bra-
chen und Baulücken finden sich in Gemein-
den kleiner 20.000 Einwohner, in kleinen Ge-
meinden mit weniger als 5.000 Einwohnern 
immer noch über ein Viertel dieser Innenent-
wicklungspotenziale. Große Anteile der In-
nenentwicklungspotenziale Deutschlands 
sind damit auch in kleinen Gemeinden zu 
finden. Dies bestätigt die Entscheidung, die 
Erhebung auf diese Gruppe auszudehnen. 

Ausloten der Möglichkeiten einer 
automatisierten Abschätzung von 
Innenentwicklungspotenzialen unter 
Nutzung neuer Datenquellen und 
Verfahren (Automatisierte Auswertung von 
Geobasisdaten)

Mit derzeit flächendeckend verfügbaren 
Geobasisdaten des ATKIS® Basis DLM in 
Kombination mit amtlichen Hausumringen 
sowie ergänzenden Informationen aus DGM 
und Geofachdaten können IEP auf unbebau-
ten Flächen automatisiert erfasst werden. Es 
kommt dabei aber zu einer Überschätzung 
der tatsächlichen Potenziale. Ergebnisse, die 
auf dieser Grundlage zu erzielen sind, eig-
nen sich nicht, valide Aussagen zur absoluten 
Höhe von IEP zu treffen, wohl aber zur Unter-
stützung einer Plausibilitätsprüfung von Da-
ten, die mit Befragungen gewonnen werden. 

Genauere Abschätzungen sind auf Grundlage 
von ALKIS® möglich, welches u. a. eine klein-
teiligere Flächennutzungsabgrenzung inner-
halb bebauter Blöcke und insbesondere auch 
Flurstücksgrenzen bietet. Die Erfolgsaussich-
ten sind hoch, auf dieser Grundlage Ergeb-
nisse zu erzielen, die eine valide Einschät-
zung der Innenentwicklungspotenziale auf 
unbebauten Flächen erlauben. Der Nachweis 
ist über Testanwendungen hinaus allerdings 
noch zu bringen. 

Wird das ALKIS®-Modell in geeigneter Wei-
se um das Attribut „Zustand“, das für bebau-
te Flächen von der AdV heute bereits ange-
legt ist, im verbindlichen Grunddatensatz 
erweitert, können zukünftig auch Innenent-
wicklungspotenziale auf bebauten Brachen 
mit automatisierten Verfahren abgeschätzt 
werden. 

Unterstützung von Erhebungsaktivitäten in 
den Kommunen

Die Erfassungsaktivitäten insbesondere in 
kleineren Kommunen sind vergleichsweise 

gering. Ursachen hierfür liegen nicht in ers-
ter Linie in der geringen Kenntnis und Verfüg-
barkeit „einfacher Verfahren“ der Datenerhe-
bung, sondern in den fehlenden Ressourcen 
und damit verbundenen Prioritätensetzun-
gen. Insbesondere der Aufwand einer Erster-
fassung stellt ein erhebliches Hemmnis dar. 
Allerdings wird auch die nachfolgend erfor-
derliche Pflege, obwohl weniger aufwändig, 
häufig nicht weitergeführt. Eine Unterstüt-
zung von Erhebungsaktivitäten in den Kom-
munen muss dem entsprechend Rechnung 
tragen.

Verstetigung der Flächenerhebung

Ein zentrales Anliegen des Vorhabens war es, 
Grundlagen zur Verstetigung einer bundes-
weiten Erhebung von Innenentwicklungspo-
tenzialen zu schaffen, und dabei die Möglich-
keiten, die sich durch eine Befragung sowie 
durch automatisierte Abschätzverfahren bie-
ten, zu reflektieren. Auf Grundlage der Ergeb-
nisse können hierzu nun Aussagen getroffen 
werden.

Die Erhebung von IEP (theoretisches Poten-
zial) ist mit der entwickelten standardisier-
ten Befragung mit vertretbarem Aufwand und 
statistisch belastbar möglich. Methodisch 
sinnvoll ist dies für beschreibbare Potenzia-
le, die keine Planungsabwägungen vorausset-
zen (Brachen und Baulücken). Grundsätzlich 
muss in einem selbstauskunftsbasierten Ver-
fahren immer mit Fehlerfassungen gerech-
net werden. Diese lassen sich durch syste-
matische Prüfschritte eingrenzen, die Anga-
be von Ergebnis-Korridoren wird notwendig 
bleiben. Eine Abschätzung der IEP-Entwick-
lung ist aber in einem Monitoring unter Be-
rücksichtigung dieser Korridore möglich. 

Derzeit ist eine periodisch durchzuführende 
Befragung das einzig probate Mittel, deutsch-
landweite und regional vergleichbar differen-
zierende Aussagen zu IEP und deren Verän-
derungen treffen zu können. Automatisier-
te Verfahren, die auf aktuell flächendeckend 
verfügbare Daten zurückgreifen, können im 
Rahmen der Plausibilitätskontrolle wichtige 
Hilfestellung leisten. 

Anzustreben ist eine Kombination von Befra-
gung und automatisierter Abschätzung. Die 
Befragung konzentriert sich dabei auf Brach-
flächen und wird um die automatisierte Er-
fassung von Baulücken und Nachverdich-
tungspotenzialen ergänzt. In der Entwick-
lungsphase sollten Baulücken in beiden Ver-
fahren parallel erfasst werden, um im Ver-
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gleich für den Überschneidungsbereich der 
Baulücken eine statistisch abgesicherte Vali-
dierung großflächig durchführen zu können. 

Ob langfristig automatisierte Verfahren Be-
fragungen gänzlich ersetzen können, ist der-
zeit schwer abzuschätzen. Dieses würde vor 
allem eine Verbesserung der Datengrundla-
gen erfordern. Neben Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten sind außerdem noch er-
hebliche bundesweite Abstimmungs- und 
Abwägungsprozesse auf verschiedenen ad-
ministrativen Ebenen erforderlich.

Handlungsempfehlungen zur Erhebung 
von Innenentwicklungspotenzialen

Auf der Grundlage der vorliegenden Projekt-
ergebnisse lassen sich folgende Handlungs-
empfehlungen formulieren:

Planungsebenenübergreifend ansetzen

Handlungsansätze zur Unterstützung zu-
künftiger Aktivitäten der Erfassung von In-
nenentwicklungspotenzialen müssen pla-
nungsebenenübergreifend ansetzen. Nati-
onale und regionale Erfassungen sind auf 
kommunales Wissen angewiesen. Überge-
ordnete Initiativen greifen nur, wenn sie auf 
lokaler Ebene gelebt werden, also auch Ein-
gang in die kommunale Planungspraxis fin-
den. Nur so lässt sich die Qualität der Daten 
insgesamt steigern und damit die Vorausset-
zungen schaffen, wirkungsvoll eine flächen-
sparende Siedlungspolitik voranzubringen.

Auf einheitliche Mindeststandards 
hinwirken

Die inhaltlichen Anforderungen an Kennt-
nisse über Innenentwicklungspotenziale so-
wie die verwendeten Methoden unterschei-
den sich zwischen den Planungsebenen. Die-
se Unterschiede lassen sich mit den anders-
gearteten Planungsaufgaben und Entschei-
dungsbedarfen begründen. So sind z. B. aus 
kommunaler Perspektive vor allem plane-
risch sinnvolle sowie mobilisierbare Potenzi-
ale von Interesse, auf Bundesebene dagegen 
vor allem das theoretische Potenzial, welches 
die (Ober-)Grenzen der Gestaltungsspielräu-
me für Rahmensetzungen markiert. 

Trotz dieser Unterschiedlichkeit der Anforde-
rungen sollte auf einheitliche Mindeststan-
dards hingewirkt werden, um die Vorausset-
zung für eine Verknüpfung der Daten auf ver-
schiedenen Handlungsebenen zu schaffen. 
Dies betrifft die zentralen Begriffe, mit de-
nen Innenentwicklungspotenziale beschrie-
ben werden sowie inhaltliche, methodische 

und konzeptionelle Anforderungen der Da-
tenerhebung und -haltung. Mindeststan-
dards bieten zudem eine grundlegende Ori-
entierung bei der Konzeption eigener kom-
munaler Initiativen. Hier muss die Abstim-
mung mit den Ländern und den dort teilwei-
se fortgeschrittenen Initiativen gesucht wer-
den. Begrifflich kann auf die im Rahmen die-
ses Projektes abgestimmten Definitionen zu-
rückgegriffen werden, wobei die beschriebe-
nen Anpassungen zu berücksichtigen sind.

Mittelfristig bleibt Befragung für bundes-
weites Monitoring unverzichtbar

Obgleich große Hoffnungen auf der Verwen-
dung von Geobasisdaten und automatisier-
ten Verfahren zur Unterstützung eines bun-
desweiten Monitorings liegen, bleibt das Inst-
rument der Befragung zur Erfassung bundes-
weiter Daten zu Innenentwicklungspotenzia-
len absehbar unverzichtbar. Mit dem vorge-
legten Verfahren der standardisierten Online-
befragung in Verbindung mit dem verwen-
deten Stichprobendesign sind die Grund-
lagen für den Aufbau eines periodisch wie-
derkehrenden Monitorings geschaffen wor-
den. Hierauf sollten zukünftige Befragungen 
aufbauen.

Stärken automatisierter Verfahren gezielt 
einbringen

Automatisierte Erhebungsverfahren bergen 
erhebliche Potenziale zur Erfassung von In-
nenentwicklungspotenzialen. Die Stärken 
liegen in der Detektion von unbebauten IEP 
(Baulücken und Nachverdichtungspotenzi-
ale), die Grenzen derzeit in der Erkennung 
von IEP mit vorhandener Bebauung (Brach-
flächen, Leerstände). Beim Aufbau eines bun-
desweiten Monitorings von Innenentwick-
lungspotenzialen sollten die Stärken auto-
matisierter Verfahren ausgebaut und genutzt 
werden. Abhängig von der Weiterentwicklung 
der Datenlage sollten automatisierte Verfah-
ren möglichst flächendeckend zur Plausi-
bilisierung und Ergänzung und von Befra-
gungen eingesetzt werden. Neben der Ziel-
setzung, dadurch die Objektivität, Vergleich-
barkeit und Widerholbarkeit zu erhöhen soll-
te auch angestrebt werden, damit den Befra-
gungsaufwand zu reduzieren. 

IEP-Flächenerfassung im Kataster prüfen

Möglichkeiten der Erfassung und Aktuali-
sierung potenzieller Innenentwicklungsflä-
chen in Geobasisdaten, speziell in ALKIS®, 
sollten geprüft werden. ALKIS® bietet z. B. 
durch das optionale Attribut „Zustand“ schon 
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jetzt die Möglichkeit zur Kennzeichnung un-
genutzter bebauter Flächen. Sollte es gelin-
gen, die Erfassung einheitlich zu definie-
ren und flächendeckend umzusetzen, wür-
de sich die IEP-Erfassungsgrundlage erheb-
lich verbessern. 

Kommunale Ansätze fördern

Die Vielzahl der vorliegenden Datenbanksys-
teme zur Erfassung der Innenentwicklungs-
potenziale und die vielfach geäußerte grund-
sätzliche Zufriedenheit mit der Verfügbarkeit 
und Leistungsfähigkeit existierender Erfas-
sungs-Systeme lässt eine umfassende Har-
monisierung zumindest kurzfristig als nicht 
realistisch erscheinen. Auf der anderen Sei-
te wird jedoch auch der Bedarf an belastba-
ren methodischen und begrifflichen Bezugs-
punkten artikuliert, insbesondere in Kom-
munen, in denen Erfassungssysteme aufge-
baut werden sollen. Konkrete Empfehlun-
gen zielen auf die bereits oben angespro-
chenen begrifflichen Orientierungen sowie 
die Anschlussfähigkeit an vorliegende regio-
nale oder landesspezifische Initiativen. Letz-
teres betrifft insbesondere die Abstimmung 
von Mindestflächengrößen für die Erfassung. 
Weiterhin liegen Vorschläge für ein Mindest-
programm der Erhebung und mögliche ver-
fahrensunabhängige Handlungsansätze vor. 
Zu letzteren gehören insbesondere Aspek-
te der Verankerung der Erhebungen von In-
nenentwicklungspotenzialen als festen Be-
standteil der Bauleitplanung sowie der För-
derung der besonders aufwändigen Erster-
fassung von Innenentwicklungspotenzialen.

Auch automatisiert erhobene IEP-Informati-
onen können auf lokaler und regionaler Ebe-
ne hilfreich sein, die kommunale oder regio-
nale Ersterfassung zu unterstützen. Hier soll-
ten die angelegten Entwicklungslinien konse-
quent weiterverfolgt werden. 

Fazit

Die Ergebnisse der vorliegenden Studie er-
möglichen erstmals einen umfassenden, 
strukturierten und repräsentativen Überblick 
zu den vorhandenen Innenentwicklungs-
potenzialen auf Brachen und Baulücken in 
Deutschland. 15 bis 20 m² je Einwohner In-
nenentwicklungsfläche können für Deutsch-
land empirisch gesichert nachgewiesen und 
regional weiter differenziert werden. Dem 
stehen derzeit jährlich ca. 3,5 m² Flächen-
neuinanspruchnahme2 je Einwohner gegen-
über. Dies verdeutlicht und unterstreicht den 
enormen Stellenwert einer bestandsorien-

tierten Siedlungsentwicklung im Rahmen ei-
ner nachhaltigkeitsorientierten flächenscho-
nenden Siedlungspolitik. 

Die Kenntnisse über Innenentwicklungspo-
tenziale in den Kommunen zeigen, dass das 
Thema vor Ort ernst genommen wird. Dies re-
sultiert nicht zuletzt aus den zahlreichen Ini-
tiativen, die diesbezüglich seitens der Länder 
und Regionen unternommen werden. Den-
noch müssen Kommunen häufig auf Schät-
zungen zurückgreifen, wodurch Informati-
onsgrundlagen entstehen, die nur begrenzt 
mit dem Anspruch eines informierten und 
transparenten Planungshandelns vereinbar 
sind. Strategien einer bestandsorientierten 
Siedlungspolitik müssen hier ansetzen und 
Rahmenbedingungen schaffen, die Kommu-
nen besser in die Lage versetzen, erforderli-
che Planungsgrundlagen zu generieren und 
in die Planung einzubringen. 

Derzeit ist eine periodisch durchzuführende 
Befragung das einzig probate Mittel, deutsch-
landweite und regional vergleichbar differen-
zierende Aussagen zu IEP und deren Verände-
rungen treffen zu können. Auf dieser Grund-
lage lassen sich statistisch belastbar Aussa-
gen generieren, an die politische Diskussio-
nen einer flächensparenden Siedlungspolitik 
unmittelbar anknüpfen können.

Geobasisdaten bieten die Möglichkeit, In-
nenentwicklungspotenziale automatisiert 
abzuschätzen. Vorteile entsprechender au-
tomatisierter Verfahren liegen in deren Ob-
jektivität, Vergleichbarkeit, Wiederholbar-
keit sowie deren effizienten und großflächi-
gen Anwendung. Somit liegt in der automati-
sierten Abschätzung von Innenentwicklungs-
potenzialen unter Nutzung von Geobasisda-
ten perspektivisch ein enormes Potenzial für 
die Unterstützung der Erfassung und des Mo-
nitorings von Innenentwicklungspotenzia-
len auf unterschiedlichen Planungsebenen. 
Haupthindernisse liegen in Informations-
lücken und der fehlenden flächendecken-
den Verfügbarkeit der potenziell nutzbaren 
Geobasisdaten. Anstrengungen, die hier Ab-
hilfe schaffen, zahlen sich an vielen Stellen 
einer bestandsorientierten Siedlungspolitik 
aus. 

 

(2)
Unter der Annahme einer täg-
lichen Flächenneuinanspruch-
nahme zu Siedlungs- und Ver-
kehrszwecken von 77 ha/Tag 
(aktuellste Angaben des statis-
tischen Bundesamtes bezogen 
auf 31.12.2010) und einer Ein-
wohnerzahl von aktuell 80,5 Mio. 
Einwohnern, die im Zensus 2011 
(Stichtag 9. Mai 2011) ausgewie-
sen werden.
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Executive Summary
In the framework of a National Strategy on 
Sustainable Development, Germany has set 
itself the ambitious goal of reducing land con-
sumption to 30 ha / day by the year 2020. 
The many initiatives launched by the nati-
onal government, the states (Länder) and in 
particular the cities and municipalities con-
firm how seriously this goal is regarded and 
how intensively the authorities at all levels are 
working to achieve it. It is also necessary that 
strategies of adaptation and action be drawn 
up that foster sustainable urban develop-
ment to effectively cope with demographic 
change. The primary aim should be to main-
tain and develop existing settlement structu-
res, an approach that is frequently called in-
fill development. In order for the national au-
thorities to exploit infill development over the 
long term, whether in the framework of new 
legislation or funding programmes, it is ne-
cessary that knowledge of the extent and spa-
tial distribution of likely infill sites be made 
available.   

Existing studies and findings

Numerous initiatives at the state, regional 
and municipal level are already investigating 
the potentials for infill development. These 
differ in terms of the particular approach and 
spatial feature considered (gap sites, brown-
fields, abandoned buildings, underutilized or 
inappropriately used lots, etc.), depending on 
the respective structural and developmental 
context. Unfortunately this non-conformity 
of method limits the comparability of deri-
ved data on infill development potentials, of-
fering little insight into possible connections 
between the extent of infill potential and spe-
cific spatial features or developmental cha-
racteristics. The Federal Office for Building 
and Regional Planning (BBR) has provided 
some preliminary empirical data on the “re-
development potential” within built-up are-
as by carrying out surveys of building land in 
the years 2000, 2003 and 2006. However, these 
surveys only capture brownfields in munici-
palities with more than 5,000 residents. There 
have also been a number of attempts to esti-
mate the development potential within exis-
ting urban areas by examining official statis-
tics on land use. For example, the Federal Sta-
tistical Office calculated an estimate for “un-
used settlement area” in Germany of 132,900 
ha as part of its environmental-economic re-
port of 2008. This figure is based on land-use 
data on “unused settlement area” gathered by 

only eight states (Länder) using diverse ana-
lytical methods. It is clear that a dataset so 
constituted does not create a solid founda-
tion for any general findings. In fact, we can 
say that the information basis used to deter-
mine the infill development potential for Ger-
many as a whole is currently unsatisfactory.    

Aims and methods of the research project

The aim of the research project “Implementa-
tion of measures to reduce land consumpti-
on – infill development potentials” is to close 
this information gap. The project comprises 
the design and implementation of a nation-
wide analysis of infill development potential 
(IDP), for which data is evaluated at the re-
gional level, as well as the drawing up of ba-
sic concepts for a nationwide system to mo-
nitor infill development potentials that ma-
kes use of new sources of data and automa-
ted data processing.  

Data was gathered by means of a standar-
dized online questionnaire, which a repre-
sentative sample of 1,315 cities and munici-
palities (around 12 % of the total) were asked 
to complete. 451 usable questionnaires whe-
re thus obtained, covering German cities and 
municipalities of all sizes, evenly distribut-
ed geographically according to regional type 
and state1. This allowed a detailed evaluation 
of the quantity and structure of IDP as well 
as an overview of the conditions of data gat-
hering in the municipalities (activities, expe-
riences and difficulties). Results were deri-
ved both for Germany as a whole as well as 
at the regional level by employing the defi-
nitions of the Federal Institute for Research 
on Building, Urban Affairs and Spatial De-
velopment (BBSR) for city-region, city and 
municipal type. The data extracted from the 
questionnaires was supplemented by expert 
interviews.    

In addition approaches were explored in 
which geodata and automated data proces-
sing could in the future be used to support 
data capture and analysis. The focus here was 
exclusively on data that can be both read and 
interpreted automatically, which covers the 
whole of Germany and for which regular up-
dating was ensured. Currently such a data-
set can be formed by combining the Digital 
Landscape Model (basic edition) of the Au-
thoritative Topographic Cartographic Infor-
mation System (ATKIS) (ATKIS®) with official 
building polygons and coordinates extracted 
from the Real Estate Map (ALK). This dataset 

(1)
The minimum standard of sam-
ple-size for a quantitatively re-
presentative survey is thus ex-
ceeded.
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was used to set up an automated system for 
the recognition of sites suitable for infill deve-
lopment and applied to 16 cities as case stu-
dies. On-site expert interviews with represen-
tatives from the municipal authorities were 
carried out for these cities. These dialogues 
with the municipalities gave an initial confir-
mation of the validity of the automated data 
acquisition and processing. Points for impro-
vement could also be derived, which, whe-
re possible, have already been implemented.   

Basic terminology

In this project it was essential to clearly de-
fine the meaning of “infill”, to determine the 
basic understanding of “potential” as well as 
designate the types of infill potentials which 
were to be captured.  

For the online survey the definition of an “in-
fill” site was constructed by following legal pl-
anning criteria. The particular wording was 
chosen for ease of understanding and gene-
ral applicability: 

•	 Infill sites: “Public and private land par-
cels in established settlement areas (urban 
developments that enjoy a close functio-
nal relationship according to § 34 BauGB 
as well as B-plan sites according to § 30 
BauGB). Development sites at the peri-
meter of settlements (so-called Arrondie-
rungsflächen) are not regarded as offering 
infill development potential). 

However, spatial base data does not currently 
capture these legal planning categories. The 
closest approximation to such sites are are-
as of the object class “Ortslage” (settlement 
body) defined within ATKIS®. Data on this 
object class, which is determined as a built-
up settlement area of spatial extent 10 ha or 
which features at least ten buildings, is availa-
ble for the whole of Germany. 

Both the questionnaire and the automated 
IDP analysis focus on the “theoretical poten-
tial” of infill development sites. The objects of 
interest are all sites within established settle-
ment areas which present space for infill de-
velopment regardless of market availability 
and concrete intentions of use. They do not 
have to serve as likely sites for construction 
but may as well be developed as green space 
for leisure and relaxation.  

In order to design and implement a nationwi-
de analysis of infill development potential, it 
is essential to reduce the range of land-use ty-
pes to simple, clearly defined classes; brown-
fields, vacant or underutilized lots meet these 
criteria while encompassing the most impor-

tant land classes suitable for infill develop-
ment. They can be defined as follows:  

•	 Brownfields are abandoned or temporari-
ly used built-up sites, e.g. industrial was-
teland, conversion wasteland (for which 
an entirely new function is foreseen), in-
frastructural and transportation brown-
fields, commercial brownfields, residen-
tial brownfields, abandoned buildings, 
post-agricultural sites as well as cultural 
and social brownfields.  

•	 Gap sites are non built-up sites that of-
fer potential for development (individual 
plots as well as several contiguous plots) 
which lie within established or newly built 
settlement areas. 

•	 Underutilized lots, in the sense adop-
ted here, are parcels of land which are al-
ready built up, but which offer space for 
further development. Some examples are 
second row development, courtyard deve-
lopment as well as complementary buil-
dings in residential, mixed-use and com-
mercial areas.  

When identifying sites with infill potential it 
is important to distinguish between data ob-
tained by questionnaire and automated data 
capture. Using questionnaires it is only possi-
ble to consistently capture land types that are 
easily identified without a preceding spatial 
planning decision or valuation. This is true 
for both brownfield sites and gap sites but 
not for underutilized lots.  

•	 The questionnaire therefore concentrates 
on brownfield sites and vacant lots while 
ignoring underutilized sites. 

On the other hand, for automated procedu-
res to be usefully employed it is necessary 
that information necessary for the recogni-
tion of likely infill development sites is pro-
vided by the utilized spatial base data. This is 
the case with vacant and underutilized lots, 
as according to the definition such land par-
cels are non built-up. The situation is rever-
sed with brownfields, which generally fea-
ture built structures, because spatial base 
data provides no reliable information on the 
use of buildings.   

•	 In contrast to the questionnaire, the auto-
mated IDP analysis therefore aims to cap-
ture vacant and underutilized lots while ig-
noring brownfields. 

Survey results

More than 90 % of municipalities who took 
part in the survey were able to provide in-
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formation on infill development potentials 
according to the suggested definitions. Af-
ter evaluating the gathered data it is pos-
sible to estimate a figure for infill develop-
ment potential of brownfield sites and gap 
sites in Germany at around 15 m² per person 
(Figure 1). This gives a total area of approx. 
120,000 ha or around 5 % of built-up land and 
open space within settlements. More than a 
quarter of this potential lies in municipalities 
with less than 5,000 residents, which were ig-
nored in the previous surveys carried out by 
the BBR. This figure of 120,000 ha can be as-
sumed to be the lowest estimate of current 
infill potential. This lower limit is based on 
quantitative data from the survey, corrected 
for values identified to be incorrect. Correcti-
ve factors were also applied for data supplied 
by cities which include only plots above a de-
fined minimum size.

There are, however, clear indications of a con-
sistent underestimation of actual potentials 
both in the case studies as well as in the data 
collected by questionnaire. These low estima-
tes can be attributed to such factors as site 
availability (“we only consider sites which 
we are in a position to develop”), notions of 
what constitutes infill potential (“low den-
sity housing in villages does not constitute 
gap-sites”) and individual perceptions (“what 
one has in view”). Indications that data has 
been incorrectly captured are more apparent 
in municipalities which make little use of da-
tabanks, instead relying on “estimated data”. 
On the other hand, municipalities making 
use of “existing data” seem to provide much 

more consistent figures. One fifth of towns 
and municipalities indicated that estimates 
were based on available empirical data, whe-
reas more than 70 % made their own non-em-
pirical estimates.   

With corrective estimates applied to the as-
sumed incorrect (low) values based on “esti-
mated data”, the calculated figures for infill 
development potential rise to around 20 m² 
per person or a total of 165,000 ha. 

In the adopted approach, brownfield sites 
and gap sites make up the major proporti-
on of infill development potential that can 
be captured without any previous planning 
decision or valuation. There exist other po-
tentials that are, however, less clear cut, and 
whose determination generally requires pri-
or consideration or evaluation by planning 
agencies. This is certainly true of underuti-
lized lots, which were not considered in the 
calculation of infill potential. Some of these 
potentials are identified in local and regional 
studies, and in some cases specified and ex-
panded (e.g. underutilized sites, inapprop-
riately used sites). Another factor which has 
not been included in the above calculation 
are potential brownfield sites, i.e. sites which 
are still being used but are clearly on the ver-
ge of becoming brownfields. If such “conside-
ration potentials” (such as potential brown-
fields, rededicated or restructured sites, un-
derutilized sites, minimally developed sites, 
inappropriately used sites, etc.) are explicit-
ly included in calculations, then it can be ex-
pected that the infill development potential 

Figure 1 
Extent of infill development potential in Germany
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will rise considerably. On the basis of the re-
sults of regional studies, the authors estima-
te that the highest estimate of IDP could in 
fact double. However, such a figure is not sta-
tistically valid for the entire Federal Republic 
of Germany, but should merely serve as a ba-
sic orientation.  

There is great regional diversity in infill deve-
lopment potential. For example, while the fi-
gure for eastern Germany is 22 m² per person, 
in western Germany the value is 13 m² (lowest 
estimates). There is also a clear divergence 
between rural municipalities and towns or 
cities: While rural municipalities display the 
highest potential at over 25 m² per person, 
this number drops with increasing settlement 
size to a value of only 9 m² for large cities. To 
a large extent these population-based rural-
urban disparities can be attributed to the im-
pact of density effects. However, when analy-
zed spatially rather than by population, (IDP/
built-up land and open space), infill develop-
ment potentials are broadly similar across all 
municipal types, generally constituting bet-
ween 5 % and 7 % of built-up land and open 
space.   

Infill development potentials are particularly 
high in municipalities that are strongly shrin-
king. The spatially analyzed figure for IDP in 
such communities is almost three times that 
of strongly growing municipalities. Yet po-
pulation growth is not necessarily associa-
ted with low infill development potential. The 
analyzed potentials in municipalities show-
ing moderate growth or shrinkage are rather 
similar; in fact, the potential in moderately 
growing municipalities is slightly higher than 
that of stagnating or shrinking municipali-
ties. This effect can be attributed to the im-
pact of a number of diverse local conditions. 
For example, a structural transformation can 
serve to increase infill potential. An evaluati-
on of commentaries made in the question-
naires as well as indications from the case stu-
dies show, however, that actors have a highly 
diverse notion of structural change, certain-
ly more subtle that simply equating change 
with the creation of industrial and military 
conversion areas. Structural change can ari-
se in the context of settlement growth as well. 
Municipalities, for example, see little deve-
lopment potential in established residenti-
al areas as locations for new commercial si-
tes. In a context of economic growth, this can 
force companies to relocate from urban si-
tes to sites outside settlement boundaries. 
The abandoned urban plots might only par-
tially undergo redevelopment for housing or 

some other function and often with a certain 
time lag.

Gap sites constitute the predominant form 
of infill development potential at 56 %, con-
trasting with brownfields at 44 %. This me-
ans that if consideration focuses entirely on 
brownfields, more than one half of projected 
infill development potential will be disregar-
ded. This ratio between gap sites and brown-
fields shows great regional diversity: In wes-
tern Germany gap sites are dominant (appro-
ximate ratio of gap sites to brownfields 60:40) 
whereas the situation is reversed in eastern 
Germany (40:60). There are also considera-
ble differences between the various types of 
municipality. While brownfields clearly pre-
dominate in cities (10:90), in medium-sized 
and smaller towns and municipalities the 
ratio approaches the average figure for the 
whole of Germany, namely 60:40. Brown-
fields are slightly dominant in small medi-
um-sized towns (40:60). In small towns and 
municipalities data is more frequently captu-
red on gap sites than brownfields. This could 
at least partly explain the higher proportion 
of gap sites in comparison to brownfield si-
tes in such communities. A systematic corre-
lation between population trends and the ra-
tio between these two categories of land use 
can not be discerned.  

The average size of gap sites in the surveyed 
communities is generally much smaller than 
that of brownfield sites. Gap sites in more 
than one half of German cities and munici-
palities are on average smaller than 1,000 m². 
The average size of gap sites in more than 
80 % of municipalities is less than 2,000 m². 
For municipalities with smaller populations, 
gap sites of small size become the predomi-
nant form. In eastern Germany municipali-
ties with an average gap site size of more than 
one hectare are found slightly more often 
than in western Germany. It can be suppo-
sed that these are undeveloped plots within 
new residential or commercial areas. The ave-
rage size of brownfields in the majority of ci-
ties and medium-sized towns and in around 
one quarter of all surveyed municipalities is 
larger than one hectare  

A large majority of municipalities (around 
70 %) believe that infill development poten-
tials are likely to stagnate or fall in the future. 
Only one fifth expect IDP to grow. Such ex-
pectations are fairly uniform between eas-
tern and western Germany. However, the-
re are clear differences when one examines 
the various types of municipality. Most cities 
expect infill development potentials to fall, 



17Executive Summary

while none of the largest cities believe that 
potential will increase. On the other hand, 
around 25 % of rural communities expect 
some growth. In regard to the activation of 
existing brownfields and gap sites, a more op-
timistic picture emerges. Merely 30 % of the 
total potential is estimated to be non-exploi-
table. There are some minor differences in 
the estimation of usable potential in regard 
to the time frame, whether short or long term. 
In western Germany around 25 % of total po-
tential is regarded as accessible in the medi-
um-term, whereas the figure is only 17 % in 
the east (for the whole of Germany the figure 
is around 22 %). If one assumes that the ma-
jority of surveyed municipalities accept the 
definition of “theoretical potential”, then the-
se figures can give a general indication of the 
various percentages of theoretical potential, 
potential that can from a planners perspecti-
ve in principal be exploited and easily exploi-
table potential. Thus it is possible to calcula-
te a hypothetical easily exploitable potential 
for Germany of 20 % (exploitable in the short 
term) and a “planning potential” of around 70 
% of the total theoretical potential. Merely 30 
% of total potential will remain theoretical in 
the long term. 

In view of these estimates of existing poten-
tials, it is rather astonishing to note the com-
paratively low level of data capture of IDP 
undertaken by the municipalities (Figure 2). 
Only around one third of all municipalities 
already analyze their infill development po-
tentials, with clear disparities between east 
and west (20 % against 40 %) Germany. The-

re is a clear and approximately linear relati-
onship between settlement size and data coll-
ection, rising from 25 % of rural communities 
to 100 % of large cities..     

With the exception of large cities, 100 % of 
which already capture data on infill potenti-
al, we can find communities of all municipal 
forms which are planning to expand their le-
vel of data gathering; yet even if all these plan 
are implemented, only slightly more than half 
of all communities will in the future be ac-
tively gathering data on IDP (43 % in the east 
and 60 % in the west). In the case of small 
towns and rural communities, the majority of 
communities will still not carry out any data 
gathering on infill development potential in 
the future.   

To determine why these differences exist, it is 
useful to consider the basic framework condi-
tions which the communities face. The main 
obstacles to the gathering and updating of 
data on brownfield sites, gap sites and other 
infill development potentials are determined 
to be a lack of time, staffing problems (lack of 
manpower and requisite skills) as well as tight 
budgets leading to the prioritization of other 
tasks. Other barriers to do with technology 
and software are also named, but these are 
accorded much less importance.     

Around 30 % of those surveyed highlighted 
the importance of political will. Particular-
ly prominent here were those communities 
which did not engage in any data gathering 
or which supplied only general estimations 
of IDP. 

Figure 2 
Extent of data gathering by cities, towns and rural communities in Germany
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The findings of the case study interviews 
show that smaller communities are parti-
cularly reluctant to set up or develop mea-
sures to capture data on infill development 
potential. The majority of the 29 communi-
ties questioned view the current extent of 
data capture to be sufficient (“doing not too 
badly”) or see no necessity for data gathe-
ring that exceeds the current status quo of 
their own fund of experience, handwritten 
files, sketched overviews and “self-evident” 
planning documentation. It is difficult to esti-
mate whether this view will persist in the fu-
ture. At least there are some indications of 
potential change in the wake of generational 
shifts. Young staff members in positions of 
responsibility are vocal in their wish for in-
creased forms of digitalization, believing that 
new technology and requisite staff training 
could for example reduce the impact of lost 
experience (of their predecessors) as well as 
foster data exchange between departments. 
Around one third of those interviewed who 
work for municipalities not currently gathe-
ring data on infill development potentials in 
a systematic way regarded an improved form 
of data capture as “desirable” or indeed “es-
sential over the long term”, even if the sup-
posed likelihood that such a system could in 
fact be set up, in view of the already men-
tioned personnel problems, is viewed with 
some scepticism. 

Approaches and perspectives for the auto-
mated detection of IDP

Up to now there has been no automated pro-
cedure to identify infill development potenti-
al for the whole of Germany that makes use of 
spatial base data. The a utomated or semi-au-
tomated analysis of IDP has so far only been 
attempted at the municipal or regional level. 
In general we can say that there are good pro-
spects for a number of feasible automated 
procedures to gather data on infill develop-
ment potential at the national level. In fact 
it is already possible to apply an automated 
approach to estimate the infill potentials of 
vacant and underutilized lots by analyzing 
available datasets according to the defini-
tions given above. However, it is still impos-
sible to identify brownfields with abandoned 
buildings due to a lack of up-to-date and full 
coverage data on buildings state of use. 

Automated data processing requires input 
data that is machine-readable and machi-
ne-interpretable. One precondition for the 
development of an automated procedure to 
estimate IDP for the whole of Germany is the 

availability of a spatially complete and con-
sistently structured dataset. In regard to the 
long-term monitoring of data, it is imperative 
that the regular updating of input data be se-
cured. The monitoring and testing of existing 
data sources and services revealed that a so-
lution under these preconditions could only 
be realized through a combination of the AT-
KIS® Basis-DLM (basic edition) and the of-
ficial building polygons and coordinates ex-
tracted from the ALK. In future it will be pos-
sible to exploit the spatially complete dataset 
from ALKIS® (Authoritative Real Estate Ca-
dastre Information System), which contains 
considerably more information than ATKIS® 
Basis-DLM and could provide a more precise 
estimate of IDP. However, ALKIS® is current-
ly only available for 6 of Germany’s 16 sta-
tes (Länder). The data is currently unavaila-
ble from any one central agency and the Fe-
deral authorities have not yet obtained usa-
ge rights. Furthermore, ALKIS® data cannot 
be employed to analyze brownfield sites as 
long as the attributes foreseen by the model 
(e.g. site condition) are generally not captu-
red. Such attributes are not included in the 
basic dataset and thus surveying authorities 
are not required to gather information on the-
se features.   

The method for automatically estimating IDP 
was broken down into three separate steps, 
implemented within a GIS: 

1.	 To limit the search area for IDP sites it 
is first necessary to identify the relevant 
land-use class (housing, mixed-use, 
industrial/commercial, special func-
tional area) of settlement blocks (i.e. 
within the ALKIS® feature type “Ortsla-
ge”; which might be translated as “sett-
lement body”).

2.	 In a second step, spatial GIS analyses 
are carried out to discard those sites 
which are not suited to infill develop-
ment. In particular, these are previous-
ly developed sites (buildings, transport 
infrastructure) and their clearance are-
as as well as sites whose size and sha-
pe prevent sensible development. Thus 
infill development potentials are calcu-
lated as the total area of these settle-
ment blocks minus the identified exclu-
ded areas. 

3.	 In the third step the identified infill si-
tes are subdivided into gap sites (adja-
cent to the road) and underutilized lots 
(not directly adjacent to the road but 
with roadway access). (Figure 3) 
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Figure 3 
Workflow for the automated analysis of IDP
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The procedure was developed by testing on 
different areas and applied to all 16 case stu-
dies for which online survey data was availa-
ble and which were selected for on-site in-
terviews. Thematic maps were derived from 
an application of the automated procedure. 
The mapped theoretical IDP for concrete si-
tes provided a basis for discussion in the in-
terviews, during which the results could also 
be validated. The discussions which took 
place within the expert interviews helped 
to identify and classify sources of error as 
well as practical limitations of the automa-
ted analysis.   

A further data-supported analysis looked spe-
cifically at the question of gap sites, as muni-
cipal data was only available for this form of 
IDP. Insights gained from the interview led to 
the selection of five case studies whose data-
sets could be used as reference data for the 
detailed comparison of results from the auto-
mated estimation of infill potential and that 
given in the questionnaire. This comparison 
confirmed a certain alignment between the 
results of both these approaches. The auto-
mated procedure, however, was seen to ove-
restimate the potentials in comparison to the 
survey data by factors ranging from 0.9 to 4.4.    

Incorrect findings should not be attributed to 
the applied data processing but rather to the 
limited information provided by the availa-
ble data sources: In particular information 
on plot boundaries is lacking but there are 
also limitations due to the level of abstraction 
in ATKIS® Basis-DLM; land-use conflicts are 
not captured; variations exist between plan-
ning boundaries determined within settle-
ments and the applied boundaries of the sett-
lement body; also there are more general pro-
blems regarding data quality such as poor to-
picality or mapping errors in official datasets.   

This approach was further developed by in-
clusion of data that will only be available na-
tionwide in future (from the end of 2014 at 
the earliest for ALKIS®) or which captures as-
pects that have so far been ignored (slopes, 
high-risk areas) but for which suitable data 
is available. Some preliminary applications 
on test areas confirm that results are consi-
derably improved by incorporating additio-
nal sources of data (ALKIS®, DGM10, hazard 
maps). Using ALKIS® data, in particular, it is 
possible to identify the boundaries of infill si-
tes with greater precision. For one test area (a 
section of which is shown in Figure 4), infill 
potential was reduced by a factor of 6 when 
analyzed using ATKIS® in combination with 

Figure 4 
Improved identification of gap sites and underutilized sites in a town in Brandenburg using ALKIS® data compared to an approach using 
ATKIS® data and building polygons
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building polygons. The primary sources of er-
ror were identified as the inclusion of non-ex-
ploitable infill development potentials due to 
a lack of data on plot boundaries followed by 
partial gaps in ATKIS® regarding the designa-
tion of public green and leisure space within 
housing blocks, sealed surfaces (car parks, 
town squares) and small-scale commercial 
and industrial sites.      

Implications

Against a backdrop of national goals in nati-
onal spatial development policy, the current 
project was set up to gain reliable knowledge 
of infill development potentials as well as to 
develop a method to monitor IDP at the na-
tional level.  

In order to successfully realise the project’s 
aims it was necessary: 

•	 to take account of small-scale potentials 
in the analysis of IDP, 

•	 to incorporate small municipalities in the 
analysis,

•	 to investigate the possibilities of an auto-
mated analysis of infill development po-
tentials using new methods and sources 
of data, 

•	 to support and encourage municipalities 
to gather data on infill potential, 

•	 to secure the regular monitoring of infill 
potential over the long term.

Regarding these aims, the following conclu-
sions can be derived from the project results: 

Taking account of small-scale potentials

An analysis of infill potentials that only con-
siders large sites (generally brownfields) will 
capture only about one half of potential, na-
mely that which is easily identified without a 
preceding spatial planning decision or valua-
tion. In order to obtain the most comprehen-
sive picture of infill development potential it 
is vital to include small sites in the analysis.  

As a considerable number of potential sites 
will be ignored if a minimum plot size of abo-
ve 500 m² is determined for IDP analysis, it is 
recommended that no such threshold be set.  

Considerable potentials can be found on si-
tes that can only be classified as possessing 
infill development potential after a delibera-
tive planning valuation or decision. This is 
particularly true of underutilized lots. Such 
potentials are likely to be ignored by standar-
dized surveys, and must therefore be parti-

cularly considered in any future automated 
procedure.  

Incorporating smaller municipalities in the 
analysis 

Half of the infill development potential of 
brownfield sites and gap sites identified by 
the online survey is concentrated in munici-
palities with populations of less than 20,000. 
Small municipalities of less than 5,000 resi-
dents provide more than one quarter of the 
IDP. Thus it can be seen that a large share of 
Germany’s IDP is located in small municipa-
lities. This fact validates the original decision 
to expand the analysis to include this group. 

Investigating the possibilities of an 
automated calculation of infill development 
potential using new methods and sources of 
data (automated evaluation of spatial base 
data)

Using spatial base data from ATKIS® Basis 
DLM in combination with official building 
polygons as well as supplementary informa-
tion from DGMs (digital terrain models) and 
geo expert data (all available for the whole of 
Germany), it is possible to automatically cap-
ture the IDP of non built-up sites. However, 
this approach leads to an overestimation of 
actual potentials. Results which are entire-
ly based on these datasets are not suited to 
make valid estimations of the absolute value 
of IDP. On the other hand, this method can 
support plausibility checks for data which has 
been gathered by questionnaire.   

A more precise estimation is possible by using 
ALKIS® data, which provides a detailed ana-
lysis of land-use within settlement blocks as 
well as capturing the boundaries of individu-
al plots. By using this dataset it is much more 
likely that a valid estimation of IDP on non-
built up sites can be derived. However, this 
has still to be proved beyond the test appli-
cation of this project.  

If the base dataset of the ALKIS® model is 
expanded to include the attribute “Zustand” 
(state of use) of built-up sites, which has al-
ready been foreseen by the AdV (Working 
Committee of the Surveying Authorities of 
the German States), then in future it will be 
possible to estimate also the IDP of built-up 
sites using automated methods of analysis.    

Supporting the data gathering of 
municipalities 

Smaller municipalities, in particular, show a 
low level of data gathering. This should not 
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be attributed to a lack of knowledge of “basic 
methods” of data capture or access to these, 
but rather to the scarce resources of such au-
thorities, so that precedence is given to other 
municipal activities. The most considerable 
obstacle to be overcome is the initial round of 
data capture, as this requires the most effort. 
Yet frequently the later updating of datasets 
is also neglected, even though this requires a 
much lower investment of time and money. 
Thus any support given to municipalities to 
launch or develop their data gathering efforts 
must take such factors into consideration.    

Securing the long term monitoring of IDP

One of the project’s main aims was to crea-
te a permanent basis for the analysis of infill 
development potential for Germany, and in 
so doing to investigate the relative advanta-
ges of data capture by questionnaire and au-
tomated data analysis. The project findings 
can now be drawn upon to offer some gene-
ral conclusions.  

The standardized questionnaire developed 
within the project is a statistically robust me-
thod of capturing IDP (theoretical potential) 
and which requires a reasonable investment 
of time and money. This approach is particu-
larly recommended to detect potentials that 
can be identified without prior consideration 
or evaluation by planning agencies (brown-
field and gap sites). Yet when collecting self-
reported data usually recording errors must 
be assumed. While these can be kept to a mi-
nimum by various systematic checks, it will 
still be necessary to provide an indication of 
the general reliability of results by indicating 
ranges. Taking such ranges of results into ac-
count, it is possible to estimate the develop-
ment of IDP within a long term monitoring 
process.  

Currently the only proven method to under-
take a national, regionally-differentiated ana-
lysis of IDP and its development is by the pe-
riodic issuing of questionnaires. Automated 
procedures based on existing full-coverage 
datasets can help to validate results thus 
obtained. 

The goal must now be to successfully com-
bine data gathered by questionnaire with 
automated analysis. Survey data focuses on 
brownfield sites while the automated analysis 
can provide information on vacant and unde-
rutilized lots. In the development phase, data 
on gap sites should be captured in parallel by 
both approaches thereby providing a basis for 

a statistically robust and large scale compa-
rative validation for this overlapping subject.  

At the moment it is difficult to determine 
whether automated procedures can entirely 
replace data collection by means of question-
naire. Such a step would require the improve-
ment of base datasets. To this end considera-
ble research and development work is still re-
quired, as well as discussions and agreements 
at diverse administrative levels throughout 
Germany. 

Practical recommendations for the analysis 
of infill development potential

The results of the current project point to the 
following practical recommendations:

A multi-level approach 

Measures aimed at supporting the analysis 
of infill development potentials must consi-
der all spatial planning levels. The process of 
data acquisition at the national and regional 
levels is necessarily dependant on commu-
nal expertise and knowledge. High-level ini-
tiatives can only enjoy success when they are 
reflected by action at the local level, specifi-
cally in the spatial planning offices of muni-
cipalities. In so doing it is possible to raise the 
general quality of captured data, and thereby 
create the necessary preconditions to foster 
an effective policy of urban development to-
wards reduced land consumption.   

Consistent minimum standards are essential

Different requirements exist for the various 
spatial planning levels regarding the form of 
infill development potential that is analyzed 
as well as the applied method of data cap-
ture. These differences can be attributed to 
the specific planning tasks which are tackled 
at each level as well as the current problems 
which are being faced. Thus while municipa-
lities may concentrate on those concrete po-
tentials which can actually be exploited, at 
the Federal level the focus of interest may be 
on determining theoretical IDP as an upper 
boundary, thereby setting the framework for 
national spatial planning policies. 

Despite these diverse requirements, it is no-
netheless important to strive to achieve con-
sistent minimum standards. This then crea-
tes the necessary conditions to successfully 
combine data from various spatial planning 
levels, whether the central concepts used to 
describe infill development potential or the 
theoretical, methodological and practical re-
quirements of data acquisition and updating 



23Executive Summary

are concerned. At the same time such mini-
mum standards can provide a basic orienta-
tion for the design of initiatives at the muni-
cipal level. These local initiatives must be de-
veloped in discussion with relevant agencies 
at state level (the Länder) and must be ori-
ented around existing state initiatives. De-
finitions drawn up in the course of the cur-
rent project can be adopted, suitably adap-
ted if necessary.     

The monitoring of IDP will continue to rely 
on questionnaires for the foreseeable future 

Although there is a great deal of optimism 
regarding the increased use of basic geoda-
ta and automated procedures to support a 
nationwide monitoring system, the questi-
onnaire will remain an indispensible tool for 
the acquisition of data on infill development 
potential for the foreseeable future. The ap-
proach presented here of a standardized on-
line survey of a representative sample of mu-
nicipalities creates the foundation for the re-
gular monitoring of potentials. Future sur-
veys can be further developed along the li-
nes indicated.     

Exploiting the particular strengths of 
automated procedures 

Automated data analysis can greatly assist in 
the monitoring of infill development poten-
tials. The strengths of this approach reside in 
the detection of IDPs in the form of undevelo-
ped land (vacant or underutilized lots) while 
the weakness is currently in the recognition 
of IDPs in built-up sites (brownfields, aban-
doned buildings). The strengths of automa-
ted data analysis should be exploited and refi-
ned when constructing a national monitoring 
system for infill development potentials. De-
pending on improvements to the base data, 
automated procedures could be applied at 
the national level in order to check the plausi-
bility of results as well as to supplement data 
obtained by questionnaire. This should also 
serve to increase objectivity, comparability 
and reproducibility of results, and thus con-
sequently reduce the time and effort asso-
ciated with direct survey by questionnaire.    

Cadastre data can assist the spatial analysis 
of IDP 

One important step is to consider the possibi-
lity of capturing and updating potential infill 
development areas as basic geodata, specifi-
cally ALKIS® data. The attribute “Zustand” 
(state of use) within ALKIS® already permits 
the identification of abandoned built-up si-

tes. If this attribute were consistently defined 
and applied to the whole territory of Germa-
ny, then this would considerably assist the 
analysis of IDP.  

Supporting municipal initiatives

In view of the large number of databank sys-
tems already developed to capture infill po-
tentials as well as the frequently voiced ge-
neral satisfaction with the availability and ef-
ficiency of current monitoring systems, it can 
be supposed that there is no realistic chan-
ce of any comprehensive harmonization of 
data, at least in the near future. On the other 
hand, some actors express the need for ro-
bust methodological and terminological re-
ference points, particularly in the municipa-
lities, where the monitoring systems are to 
be set up. Concrete recommendations focus 
on the terminological orientations discussed 
above, as well as the possibility of linking data 
monitoring to existing regional or state initi-
atives. It is particularly important that stan-
dard minimum plot-sizes should be agreed 
at all levels. Furthermore, there already exist 
suggestions regarding a minimum program-
me of data capture and suitable methods that 
are process-independent. The latter include, 
in particular, the anchoring of the analysis of 
infill development potentials as a permanent 
element of development planning as well as 
the support of initial capturing of infill deve-
lopment potentials, as this is a particularly 
laborious task.  

IDP information that has been automatically 
captured could also be of assistance to the lo-
cal and regional authorities by supporting in-
itial data capture. The lines of development 
proposed here should be further developed.  

Conclusion

The results of the current study provide a first 
comprehensive, structured and representati-
ve overview of existing infill development po-
tentials of brownfields and gap sites in Ger-
many. It could be confirmed empirically that 
in Germany infill development per citizen 
falls in the range 15 to 20 m². These general 
figures can be broken down according to re-
gion. On the other hand, every year around 
3.5 m² of fresh land is consumed per citizen2. 
These contrasting figures serve to underline 
the vital importance of shifting the focus of 
urban development towards infill develop-
ment, thereby promoting an urban land-use 
policy that is sustainable and which works to 
preserve undeveloped land. 

(2)
Assuming land consumption for 
urban and transport development 
of 77 ha/day (most recent figure 
from the Federal Statistical Agen-
cy, 31.12.2010) and a total popu-
lation of 80.5 million (Census 29. 
Mai 2011)
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The fact that municipalities possess conside-
rable knowledge of IDP shows how serious-
ly it is being taken by those on the ground. 
This fund of knowledge is one repercussion 
of the range of initiatives already launched by 
the state and regional authorities. Neverthel-
ess, municipalities frequently have to resort 
to estimates of IDP, thereby creating an in-
formation base that does not meet the strin-
gent demands of an informed and transpa-
rent planning process. Strategies for sustaina-
ble urban development must therefore create 
framework conditions that place municipa-
lities on the right footing to generate the re-
quired base data on IDP and to incorporate 
this into their spatial planning. 

At the time of the project’s conclusion it ap-
pears that the only effective method of ana-
lyzing IDP and its development over time for 
the whole of Germany and to offer regional 
comparison is by the regular surveying. Using 
this method it is possible to generate statisti-
cally valid results that can directly inform the 
political discussion on urban development 
policies that make efficient use of land.   

With spatial base data it is possible to estima-
te IDP automatically. The advantages of au-
tomated procedures are in improved objec-
tivity, comparability, reproducibility as well 
as a more efficient application over large are-
as. Thus the automated analysis of IDP using 
spatial base data has enormous potential to 
support the capture and long-term monito-
ring of IDP at different levels of spatial plan-
ning. Currently the main obstacles to this goal 
are gaps in the information base and the in-
complete spatial coverage of ALKIS®. Steps 
taken to remove these obstacles will serve to 
boost an urban development policy that fo-
cuses on the conservation of land and the ex-
ploitation of infill potential.
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1.1 Hintergrund

Innenentwicklung zielt auf die Aktivierung 
von Flächenpotenzialen im Siedlungsbe-
stand bzw. Innenbereich und den Schutz 
von Flächen im Außenbereich. Durch die 
Nutzung bereits erschlossener und integ-
rierter Standorte ist sie ein wesentliches Ele-
ment Flächen sparender Siedlungsentwick-
lung und bereits seit Jahrzehnten Gegen-
stand stadtentwicklungspolitischer Initiati-
ven, Dokumente und darin enthaltener Ziel-
beschreibungen. Bereits die planungsrechtli-
che Bodenschutzklausel, die im Jahre 1987 in 
das Baugesetzbuch (BauGB) eingefügt wurde 
(BauGB § 1a, Absatz 2), unterstützte maßgeb-
lich die Innenentwicklung. Der Begriff der In-
nenentwicklung fand mit dem EAG Bau 2004 
und dem BauGB 2007 Eingang in den Text des 
BauGB. Auch von politischer Seite wird in ak-
tuellen politischen Beschlüssen und Doku-
menten (MKRO, LABO, UMK) die Bedeutung 
von Innenentwicklung für eine nachhaltige 
flächensparende Siedlungspolitik mit Nach-
druck betont und nicht zuletzt formuliert die 
Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bun-
desregierung aus dem Jahr 2002 (Bundesre-
gierung 2002; 2004) ambitionierte flächen-
politische Ziele:

•	 Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me bis zum Jahr 2020 auf 30 Hektar pro Tag 
sowie

•	 Realisierung eines Verhältnisses von In-
nen- zu Außenentwicklung von 3 zu 1 bis 
zum Jahr 2020.

Neben diesem Bundesinteresse sind Kennt-
nisse über Innenentwicklungspotenziale auf 
allen Maßstabsebenen der räumlichen Pla-
nung eine wichtige Entscheidungsgrundlage. 
Sie ermöglicht in der Regional- und Bauleit-
planung die systematische Abschätzung von 
Potenzialen zur Allokation des Flächenbe-
darfs auf Innen- und Außenentwicklungsflä-
chen. Eine Gesamtschau auf alle Flächenpo-
tenziale wird dadurch erst möglich. Der Ge-
samtblick auf Innenentwicklungspotenziale 
bietet auch eine wesentliche Grundlage für 
vergleichende Investitions- und Folgekosten-
berechnungen im Rahmen von Flächenneu-
ausweisungsentscheidungen. Im Rahmen 
von Stadtumbaukonzepten sowie Quartiers- 
und Standortplanungen ermöglicht die Er-
fassung von Innenentwicklungspotenzialen 
die Auswahl für vertiefende Quartiers- und 
Standortplanungen (informelle Planungsins-
trumente) in Form von städtebaulichen Kon-
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zepten und Testentwürfen, indem Flächen-
angebote identifiziert und priorisiert werden. 
Im begrenzten Umfang kann eine Erfassung 
von Innenentwicklungspotenzialen im Rah-
men der Konzepterstellung für Kompensati-
onsflächen Hinweise für die Neuausweisung 
von Kompensationsfläche auch im Innenbe-
reich geben, z. B. im Rahmen übergreifender 
Grünkonzepte, z. B. in schrumpfenden Regi-
onen mit massiver Aufgabe oder Umstruktu-
rierung von Siedlungsflächen. Auch bei der 
Entwicklung von Szenarien der Siedlungs-
flächenentwicklung sowie bei Moderations-
verfahren bei Konfliktsituationen zu Einzel-
standorten stellen Umfang, Lage und Quali-
tät von Innenentwicklungspotenzialen eine 
wichtige Diskussionsgrundlage dar. Aktuelle 
Informationen zu den Innenentwicklungs-
potenzialen können die politische Diskussi-
on über einen bodenpolitischen Grundsatz-
beschluss wirksam unterstützen.

Bei der Projektentwicklung schätzen priva-
te Akteure Chancen und Risiken auch vor 
dem Hintergrund der lokal verfügbaren Flä-
chenpotenziale ab. In der Anbahnung und 
Durchführung kooperativer städtebaulicher 
Entwicklungsprojekte spielt die Priorisierung 
von Außen- und Innenentwicklungspotenzi-
alen eine zunehmend wichtige Rolle. Als Bei-
spiel kann das in Nordrhein-Westfalen prak-
tizierte Vertragsmodell zur Entwicklung von 
Bahnliegenschaften durch die vom Land und 
der Bahn gemeinsam getragenen Bahnent-
wicklungsgesellschaft (BEG-NRW) genannt 
werden. Der vertragliche Verzicht auf Außen-
entwicklung und direkte Konkurrenzprojekte 
ist hier Voraussetzung für planerischen Vor-
lauf und Mitteleinsatz. 

Mit Blick auf die Bereitstellung von Förder-
mitteln weisen die Informationen zu Innen-
entwicklungspotenzialen nicht nur auf „Po-
tenziale“, sondern vielfach zugleich gravie-
rende städtebauliche Missstände hin. Diverse 
im Bereich der Innenentwicklung einsetzba-
re Förderprogramme auf europäischer, Bun-
des- und Landesebene hängen in ihrem Er-
folg von abgestimmten flächenpolitischen 
Strategien ab. Integrierte programmübergrei-
fende Ansätze gewinnen an Bedeutung. Die 
Kenntnis der Innenentwicklungspotenziale 
und die Einschränkung der Außenentwick-
lung sind z. B. schon heute Fördervoraus-
setzung für die Antragstellung zu Program-
men der Dorf- und Stadterneuerung in Ba-
den-Württemberg.
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Für die rahmensetzenden Planungsebenen 
auf Bundes- und Landesebene stellen Kennt-
nisse über Innenentwicklungspotenziale 
wichtige Entscheidungsgrundlagen dar, um 
durch die Gestaltung von Rahmensetzungen 
sowie Förderpolitiken entsprechende Aktivi-
täten gezielt zu unterstützen. Zugleich liegen 
auf Ebene des Bundes keine flächendecken-
den Erfassungen von Flächenpotenzialen im 
Bestand vor. Verfügbare Informationen basie-
ren auf Schätzungen, partiellen Erhebungen 
und Hochrechnungen. Mit den zurückliegen-
den Baulandumfragen wurden bereits Schrit-
te in die richtige Richtung unternommen, in-
dem auch Aussagen zu Wiedernutzungspo-
tenzialen bereits genutzter Flächen im Innen-
bereich (BBR 2004; BBR 2007c) getroffen wer-
den. Dabei liegt das Augenmerk auf poten-
ziell wiedernutzbaren Brachflächen. Zudem 
sind in den zurückliegenden Jahren zahlrei-
che Arbeiten entstanden, die Argumentati-
onsgrundlagen einer nach innen gerichteten 
Siedlungsentwicklung im Sinne einer „Flä-
chenkreislaufwirtschaft“ (BBR 2006) stärken 
(z. B. Folgekostendebatte) sowie Erkenntnisse 
bezüglich der Erfassung und des Monitorings 
von Innenbereichsflächen liefern. Hierbei ge-
winnt die Nutzung neuer Quellen und Verfah-
ren der Flächenerhebung zunehmend an Be-
deutung (u. a. Bock et al. 2011; Holländer et al. 
2010; Schiller et al. 2009; Meinel et al. 2008).

Trotz dieses wachsenden Bewusstseins be-
steht hinsichtlich des Wissens um Innen-
entwicklungspotenziale erheblicher For-
schungs- und Entwicklungsbedarf. Dies be-
trifft insbesondere die folgenden Aspekte.

Berücksichtigung kleinteiliger Potenziale bei 
der Erfassung

Die vorliegenden Baulandberichte fokus-
sieren auf Brachflächen. Weitere für die In-
nenentwicklung geeignete Flächen, wie z. B. 
kleinteilige Baulücken, werden ausgeklam-
mert. Vorliegende Schätzungen basieren vor 
allem auf veralteten Studien (z. B. Dieterich 
et al. 1981) sowie auf einzelnen Fallbeispiel-
betrachtungen (stellvertretend Keppel 2002; 
Landesamt für Umweltschutz Baden-Würt-
temberg 2003; Melzer 2011). 

Einbeziehung kleiner Gemeinden in die 
Erfassung

Die vorliegenden Befragungen im Rahmen 
der Baulandberichte richten sich an Gemein-
den größer 5.000 Einwohner. In diese Grup-
pe fallen ca. ein Drittel aller Gemeinden der 
Bundesrepublik. Hinzu kommen ca. 8.000 
kleine Gemeinden, deren Potenziale bislang 

keine Beachtung finden. Es gibt aber Indizi-
en aus vorliegenden Studien, dass der „Lö-
wenanteil des Innenentwicklungspotenzials 
in kleineren und mittleren Kommunen ange-
siedelt sei“ (Scholl 2003). 

Möglichkeiten der 
automatisierten Erfassung von 
Innenentwicklungspotenzialen unter 
Nutzung neuer Datenquellen und Verfahren

Bislang basieren die Erhebungen zum Wie-
dernutzungspotenzial auf Befragungen. Da-
rüber hinaus ist jedoch nach Wegen zu su-
chen, neue Verfahren und Quellen in die Er-
hebungsstrategie mit einzubinden. Zu nen-
nen wären hier digitale Datengrundlagen so-
wie Möglichkeiten, diese mit geeigneten Me-
thoden der Geoinformatik und der Ferner-
kundung nutzbar zu machen.

Unterstützung von Erfassungsaktivitäten in 
den Kommunen

Das „Flächenproblem“ weist bei einer bun-
desweiten Betrachtung Besonderheiten 
auf: Große Städte und Gemeinden mit ho-
hen Siedlungsflächenanteilen, insbeson-
dere in den wachsenden Regionen, haben 
ein Knappheitsproblem (hohe Flächennut-
zungskonkurrenzen). Neben den Kapazitä-
ten in den Verwaltungen ist dies vermutlich 
einer der Hauptgründe, dass mit der Stadt-
größe die Erfahrung mit Brachflächenma-
nagementsystemen steigt. Meist handelt es 
sich hierbei jedoch um Systeme, die einen 
nicht unerheblichen Sachverstand und Auf-
wand erfordern. Das Potenzial zur Realisie-
rung ähnlicher Systeme ist in vielen (Mittel-)
Städten und in kleineren Gemeinden oftmals 
nicht gegeben. Deshalb muss ein zusätzliches 
Augenmerk auf vereinfachte Verfahren gelegt 
werden, die über eine niedrigere Zugangs-
schwelle für Akteure verfügen. 

Verstetigung der Flächenerhebung

Die aktuellsten Daten zu Wiedernutzungspo-
tenzialen aus Umfragen liegen aus den Jah-
ren 2006 und 2004 vor. Seither wurden kei-
ne Erhebungen vorgenommen. Eine effizi-
ente Unterstützung einer nach innen gerich-
teten Siedlungspolitik verlangt nach einer re-
gelmäßigen Beobachtung, die ein Monitoring 
und damit auch Erfolgskontrollen eingeleite-
ter Maßnahmen und Strategien erlaubt. Dies 
wiederum erfordert eine Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse im Zeitverlauf. 
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1.2 Zielsetzung des Projektes und 
methodisches Vorgehen

Vor dem oben dargestellten Hintergrund 
zielt dieses Vorhaben auf die Erarbeitung von 
Grundlagen und Durchführung einer bun-
desweiten und regionalisierten Hochrech-
nung von Brachflächen und für die Innenent-
wicklung geeigneter weiterer Flächenpoten-
ziale. Darüber hinaus wird das Ziel verfolgt, 
Grundlagen und Konzepte für eine Verste-
tigung eines bundesweiten Monitoring von 
Innenentwicklungspotenzialen bereitzustel-
len unter besonderer Berücksichtigung neu-
er Daten und Verfahren. Hieraus ergeben sich 
zwei inhaltliche Stränge – „Befragung“ und 
„Automatisierung“ – sowie mehrere Haupt-
arbeitsschritte, die im Folgenden kurz vorge-
stellt werden (Abbildung 1.1). 

Grundlagen

Die Grundlagen für die Konkretisierung des 
Untersuchungskonzepts wurden in den ers-
ten Arbeitsschritten geschaffen, in denen 
zum einen aktuelle Studien zur Erfassung von 
Innenentwicklungspotenzialen recherchiert 
und ausgewertet wurden (Auswertung aktu-
eller Studien) und zum anderen potenzielle 
Datenquellen und Methoden auf Eignung zur 
Unterstützung einer automatisierten Erfas-
sung von IEP geprüft wurden (Beschreibung 
neuer Quellen/Verfahren). Die Ergebnisse so-
wie methodische Feinabstimmungen wurden 
in einem ersten Experten-Workshop mit Ver-
tretern aus dem Bund, den Ländern, kommu-
nalen Spitzenverbänden sowie der Wissen-
schaft diskutiert.

Abbildung 1.1 
Projektübersicht (eigene Darstellung)

Befragung Automatisierung

Auswertung
aktueller Studien

Beschreibung neuer
Quellen / Verfahren

Kommunikation der Ergebnisse

Fallstudienuntersuchungen

Reflexion Umfrageergebnisse, Einschätzung Verfahren (WS)

Ergebnisse, Schlussfolgerungen, Empfehlungen (Entwurf) (WS)

Validierung
Interpretation

Pilotanwendung
Weiterentwicklung

Konzeption Befragung

Datenerhebung

Statistische Auswertung

Prüfung und
Entwicklung,

Testläufe

Konzeptionelle und inhaltliche Konkretisierung (WS)
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Befragung – Konzeption, Erhebung und 
statistische Auswertung

Die Aufgabe bestand darin, eine Befragung 
als standardisierte Fragebogenerhebung un-
ter einer im Sinne der Fragestellung reprä-
sentativen Stichprobe aus allen deutschen 
Städten und Gemeinden (zum Zeitpunkt der 
Konzeption: n=11.255) durchzuführen. Da 
es bei der Untersuchung darauf ankam, si-
cherzustellen, dass Kommunen mit spezi-
fisch unterschiedlichen Rahmenbedingun-
gen und Merkmalen und explizit auch kleine 
Gemeinden einbezogen wurden, wurde für 
die Bestimmung der Stichprobe ein kombi-
niertes Verfahren aus Vollerhebung, Zufalls- 
und Quota-Auswahl entworfen (geschichtete, 
disproportionale Stichprobenziehung). Die-
ses Verfahren wurde durch eine strukturier-
te Rücklaufkontrolle und gezielte rücklauf-
erhöhende Maßnahmen ergänzt. Als Stich-
probenumfang für die Kontaktierung wur-
de ein Anteil von ca. 10 % der Kommunen 
in Deutschland veranschlagt. Das Projekt-
team entschied sich für eine Online-Befra-
gung, da dieses Verfahren zahlreiche Vortei-
le bietet, darunter insbesondere eine Rück-
laufkontrolle in „Echtzeit“ sowie die einfache 
Durchführung von ggf. notwendigen Ergän-
zungsstichproben. 

Die Befragung wurde auf Brachflächen und 
Baulücken fokussiert, was eine Erweiterung 
zum bisherigen Erfassungskonzept darstellt. 
Flächentypen, die eine planerische Abwä-
gung erfordern (z. B. Nachverdichtungspo-
tenziale, fehlgenutzte Flächen usw.), wur-
den ausgeschlossen. Neben der Erhebung 
von Quantitäten waren Flächenqualitäten, 
Maßnahmen, Erfahrungen, Instrumente der 
Erhebung, Rahmenbedingungen und politi-
scher Kontext zentrale Themenbereiche der 
Befragung. 

Die Auswertung der gewonnenen Daten aus 
der Umfrage-Erhebung wurde in zwei Pha-
sen konzipiert: 

•	 statistische Auswertung nach Abschluss 
der Datenerhebungen und erste Rück-
schlüsse, sowie

•	 Interpretation der Daten nach Abschluss 
der Fallstudien (s. u.). 

Für die statistische Auswertung war es not-
wendig, die designbedingten unterschied-
lich großen Schichten mittels eines Hoch-
rechnungsverfahrens der realen Verteilung 
anzupassen. Die Ergebnisse der Auswertung 
bildeten die Grundlagen für die Auswahl und 
inhaltliche Konkretisierung der Fallstudi-

en. Zwischenergebnisse wurden im zweiten 
Workshop zur Diskussion gestellt. 

Prüfung, Entwicklung und Testläufe 
automatisierter Verfahren

Ziel des Automatisierungsstranges war eine 
Einschätzung der Aussagekraft und Leis-
tungsfähigkeit neuer Quellen und Verfahren 
mit besonderem Augenmerk auf deren Po-
tenziale zur Unterstützung eines bundeswei-
ten Monitorings. Zunächst wurden Datenan-
forderungen formuliert, die sich mit der Auf-
gabenstellung einer bundesweiten automa-
tisierten Schätzung von Innenentwicklungs-
potenzialen stellen und Daten identifiziert, 
die diese Anforderungen derzeit erfüllen. Un-
ter Nutzung von Geobasisdaten des Digitalen 
Landschaftsmodells ATKIS® Basis-DLM so-
wie den amtlichen Hausumringen und Haus-
koordinaten wurde ein modular aufgebautes 
Schätzverfahren an einem Fallbeispiel ent-
wickelt. Zur programmtechnischen Umset-
zung und Visualisierung wurde das Verfah-
ren als ArcGIS Modelbuilder-Model imple-
mentiert und getestet. 

Fallstudien zur Validierung der 
Befragungsergebnisse und des 
automatisierten Schätzverfahrens

Zur Validierung und Reflektion sowohl der 
Umfrageergebnisse als auch des automati-
sierten Schätzverfahrens wurden Fallstudi-
en durchgeführt. 

Im Hinblick auf die Befragung zielten die Fall-
studien darauf ab, die Angaben der standar-
disierten Erhebung hinsichtlich Vollständig-
keit zu validieren, um besser abschätzen zu 
können, ob tendenziell Überschätzungen 
oder Unterschätzungen vorliegen. Abhängig 
von den Ergebnissen der standardisierten Be-
fragung wurde ein Set von 29 Kommunen für 
Experteninterviews ausgewählt. Das Konzept 
sah vor, Vor-Ort-Interviews und telefonische 
Interviews jeweils in der Hälfte der Kommu-
nen vorzunehmen. Hierzu wurden entspre-
chende Interviewleitfäden entworfen. Als Re-
ferenzdokumente zur Vorbereitung und Un-
terstützung der Diskussion mit den Experten 
in den ausgewählten Kommunen wurden Ge-
meindesteckbriefe erstellt, die Angaben der 
amtlichen Statistik und wesentliche Fragebo-
genangaben enthielten. 

Zudem wurden mit Hilfe des automatisier-
ten Schätzverfahrens „Suchflächen“-Karten 
der jeweiligen Gemeinden erstellt (Pilotan-
wendung), auf denen mögliche Innenent-
wicklungspotenziale ausgewiesen sind, die 
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bei den Gesprächen als Ausgangspunkt der 
Diskussionen vorgestellt wurden. Dieses Vor-
gehen diente zugleich der Validierung des au-
tomatisierten Schätzverfahrens. Dabei soll-
ten offensichtliche Fehleinschätzungen des 
automatisierten Schätzverfahrens identifi-
ziert und Ursachen hierfür eruiert und sys-
tematisiert werden. 

Interpretation der Befragungsergebnisse und 
Korrekturschätzungen 

Die Erkenntnisse aus den Fallstudien liefer-
ten argumentative Unterstützung der Inter-
pretation der Befragungsergebnisse und ne-
ben den statistischen Auswertungen der Be-
fragung selbst weitere Hinweise auf Unterer-
fassungen, die für die Durchführung von Kor-
rekturschätzungen genutzt wurden. 

Weiterentwicklung des automatisierten 
Schätzverfahrens

Die Auswertung der Fallstudien hinsichtlich 
der Qualität des automatisierten Schätzver-
fahrens erlaubte die Benennung bisher un-
berücksichtigter IEP-Restriktionen, die zu 
Fehleinschätzungen des automatisierten 
Schätzverfahrens führen. Ausgehend hier-
von konnten Lösungsvorschläge für zukünf-
tige Modellverbesserungen gemacht und ge-
testet werden. Dabei wurde auf eine erweiter-
te Datenbasis zurückgegriffen, die den oben 
genannten Ansprüchen perspektivisch genü-
gen können – insbesondere auf das Daten-
produkt ALKIS® sowie verfügbare Geofach-
daten und Geländemodelle. 

Handlungsempfehlungen

Ausgehend von den eigenen Arbeiten und 
Ergebnissen sowie einer Gesamtbewertung 
und Einordnung der verschiedenen exis-
tierenden methodischen Ansätze hinsicht-
lich ihres Potenzials der Unterstützung von 
IE-Erfassungsaktivitäten auf unterschiedli-
chen Planungsebenen münden die Arbei-
ten in Handlungsempfehlungen. Dabei geht 
es um die Verbesserung der Grundlagen für 
ein bundesweites Monitoring, Anknüpfungs-
punkte für einfache Verfahren einer systema-
tischen Erfassung von Innenentwicklungs-
potenzialen auf kommunaler Ebene sowie 
die Unterstützung der Erfassung von Innen-
entwicklungspotenzialen unter Nutzung au-
tomatisierter Verfahren zur Abschätzung von 
Innenentwicklungspotenzialen.

1.3 Struktur des Berichts

Die in diesem Bericht dargestellten Projekt-
ergebnisse lassen sich 4 grundsätzlichen Be-
reichen zuordnen, die insgesamt in 8 Kapitel 
gegliedert sind: 

•	 Vorbereitende grundlegende Orientierun-
gen, Einordnungen und Konkretisierun-
gen (Kap. 1-3),

•	 die bundesweite Erhebung von Innenent-
wicklungspotenzialen (Kap. 4),

•	 die Entwicklung und Pilot-Anwendung 
eines automatisierten Verfahrens zur Ab-
schätzung von Innenentwicklungspoten-
zialen (Kap. 5), sowie

•	 die Ableitung von Schlussfolgerungen, 
Handlungsempfehlungen und eines Fa-
zits (Kap. 6-8).

Im einleitenden Kapitel wird der Hintergrund 
dargestellt, in den sich dieses Vorhaben ein-
ordnen lässt. Hierbei wird auf die flächenpoli-
tischen Ziele der Bundesregierung eingegan-
gen, innerhalb derer Innenentwicklung einen 
hohen Stellenwert hat. Weiter wird die Bedeu-
tung von Kenntnissen über Innenentwick-
lungspotenziale für das Flächenmanagement 
sowie für die Gestaltung einer bestandsori-
entierten Siedlungspolitik auf unterschied-
lichen Maßstabsebenen der räumlichen Pla-
nung beleuchtet. Unter Beachtung bislang 
vorliegender Kenntnisse über Flächenpoten-
ziale im Siedlungsbestand auf der Ebene des 
Bundes werden Forschungs- und Entwick-
lungsbedarfe genannt, die den Ausgangs-
punkt dieses Vorhabens darstellten. Hier an-
setzend erfolgt eine Beschreibung der Ziel-
setzung des Projektes, des methodischen Vor-
gehens sowie des Aufbaus dieses Berichtes. 

Im zweiten Kapitel werden die zentralen Be-
griffe diskutiert und für dieses Vorhaben de-
finiert, die den inhaltlichen Rahmen des Vor-
habens maßgeblich bestimmen. Dies betrifft 
das Verständnis von „Innen“, den verwende-
ten Potenzialbegriff sowie das Spektrum der 
in Betracht gezogenen Flächentypen. 

Kapitel drei gibt einen Überblick über den ak-
tuellen Stand deutschlandweiter und regio-
naler Erfassungsaktivitäten und Erkenntnis-
se zur Höhe von Innenentwicklungspotenzia-
len in Deutschland. Diese Kenntnisse dienten 
im Vorhaben einerseits als Hintergrund für 
die Konzeption der eigenen Befragung sowie 
als mögliche Referenz für die Ergebnisvalidie-
rung. Andererseits liefern sie Anknüpfungs-
punkte für die Diskussion um einfache Ver-
fahren, die in Kapitel 7.3 aufgegriffen wird. 
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Die beiden folgenden Kapitel 4 und 5 stel-
len die inhaltlichen Hauptkapitel dar. Sie do-
kumentieren die methodischen Grundlagen 
und inhaltlichen wie methodischen Ergeb-
nisse der beiden Hauptuntersuchungssträn-
ge „Befragung“ und „Automatisierung“ und 
enden jeweils mit einem eigenen Zwischenfa-
zit. Kapitel 4 behandelt den Teil „Befragung“, 
Kapitel 5 den Strang „Automatisierung“. 

In den Kapiteln 6 und 7 werden die Ergeb-
nisse übergreifend reflektiert um hieraus 
Schlussfolgerungen zu ziehen (Kapitel 6) und 
Handlungsempfehlungen zur Unterstützung 
zukünftiger Aktivitäten der Erfassung von In-
nenentwicklungspotenzialen abzuleiten (Ka-
pitel 7). Der Bericht endet mit einem Gesamt-
fazit (Kapitel 8), das einerseits Anknüpfungs-
punkte der Projektergebnisse an politische 
Diskussionen und Strategien einer bestands-
orientierten Siedlungspolitik aufzeigt und an-
dererseits zentrale Aspekte für die Gestaltung 
eines bundesweiten Monitorings von Innen-
entwicklungspotenzialen aufgreift. 
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2 Begriffe
Die Auseinandersetzung mit Grundlagen der 
Erhebung von Innenentwicklungspotenzia-
len hatte zum einen im Projektverlauf die 
Funktion, den eigenen Ansatz zu definie-
ren und in die Forschungslandschaft einzu-
ordnen. Die Kenntnis des konzeptionellen, 
begrifflichen und methodischen Rahmens/
Standes der Diskussion stellt aber zugleich 
auch eine unverzichtbare Grundlage der 
(Weiter-)Entwicklung von Erhebungsverfah-
ren auf den verschiedenen räumlichen Ebe-
nen dar.

2.1 „Innen“ 

Ansätze zur Unterscheidung von Innen 
und Außen

Ein Blick in die Planungsliteratur zeigt, dass 
die Präzisierung dessen, was unter „Innen“ 
im Kontext der Diskussion um Innenentwick-
lung zu verstehen ist, sehr unterschiedlich 
erfolgen kann. Ein wichtiger Aspekt hierbei 
ist die Intention, die mit dem jeweiligen An-
satz verfolgt wird, innerhalb dessen der Be-
griff Anwendung findet. 

Innenentwicklung ist ein zentrales Leit-
bild zur Umsetzung einer nachhaltig flä-
chensparenden Siedlungspolitik. Sie zielt 
auf eine qualitative Verbesserung des Sied-
lungsbestandes sowie auf eine Verminde-
rung zusätzlicher Flächeninanspruchnah-
me zu Siedlungs- und Verkehrszwecken. Als 
Orientierung für die Erfolgsmessung die-
ser siedlungspolitischen Ausrichtung dient 
das im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung formulierte „30 Hekt-
ar-Ziel“ sowie das dem hiermit verknüpften 
Qualitätsziel einer Innenentwicklung zur Au-
ßenentwicklung im Verhältnis 3 : 1 (Die Bun-
desregierung 2012, S. 229). Zentrale Mess-
größe ist die „Siedlungs- und Verkehrsflä-
che“, die vom Statistischen Bundesamt im 
Rahmen der „Flächenerhebung nach Art der 
tatsächlichen Nutzung“ erhoben wird (Sta-
tistisches Bundesamt 2010, Anlage 2, S. 16; 
Statistisches Bundesamt 2011, S. 8). Auf die-
se Messgröße wirkt Innenentwicklung dann 
positiv (im Sinne der Reduzierung von Flä-
chenneuinanspruchnahme), wenn die Ent-
wicklung innerhalb bereits genutzter Sied-
lungs- und Verkehrsflächen stattfindet und 
dadurch eine Ausweitung der Siedlungs- und 
Verkehrsflächen vermieden wird. 

Im Kontext der Flächenstatistik bzw. des 
30 ha-Ziels kann „Innen“ somit in erster An-
näherung als „innerhalb bestehender Sied-
lungs- und Verkehrsflächen“ und „Außen“ 
als „außerhalb bestehender Siedlungs- und 
Verkehrsflächen“ interpretiert werden. 

Die Verwendung des Indikators „Siedlungs- 
und Verkehrsfläche“ ist jedoch nicht unstrit-
tig. Die Kritik entfacht sich insbesondere da-
ran, dass es sich hierbei um einen Summenin-
dikator handelt, der mehrere Nutzungsarten 
zusammenfasst, die ökologisch und flächen-
haushaltspolitisch ggf. sehr unterschiedlich 
zu bewerten sind. Dies greift die aktuelle Dar-
stellung des Indikators in den fortlaufend ak-
tualisierten Indikatorberichten auf. Seit 2010 
wird der Indikator „Flächeninanspruchnah-
me“ differenziert nach den drei Kategorien 
„Gebäude- und Freifläche, Betriebsfläche“, 
„Erholungsfläche, Friedhof“, sowie „Ver-
kehrsfläche“ ausgewiesen (Die Bundesregie-
rung 2012, S. 230). Die hieran anknüpfende 
spannende Diskussion zu möglichen Neuin-
terpretationen des Summenindikators sowie 
des 30 ha-Ziels, der sich hierauf bezieht, steht 
nicht im Zentrum der hier zu führenden Er-
örterung und wird deshalb ausgeklammert. 

Eine weitere Möglichkeit der Unterschei-
dung zwischen „Innen“ und „Außen“ bie-
tet das Planungsrecht. Hierbei sind drei pla-
nungsrechtlich festgelegte Begrifflichkeiten 
von Bedeutung: 

• „Außenbereich“,

• „Innenbereich“ sowie

• „Geltungsbereich eines qualifizierten
Bebauungsplans“.

Im Außenbereich soll - bis auf Ausnahmen - 
grundsätzlich nicht gebaut werden (vgl. § 35 
BauGB). Er bezeichnet: „das Gebiet außer- 
halb des räumlichen Geltungsbereichs 
eines Bebauungsplans i.S. des § 30 Abs. 1 
BauGB und außerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile [im Sinne § 
34 BauGB, eigene Einfügung]“ (Breuer 
und Schrödter 1998, S. 670). 

„Innenbereich“ umschließt Gebiete inner-
halb von im Zusammenhang bebauter Orts-
teile i. S. von § 34 BauGB, die nicht durch ei-
nen qualifizierten Bebauungsplan überplant 
sind. 

Der Geltungsbereich eines qualifizierten Be-
bauungsplans umfasst Gebiete, für die ein 
Bebauungsplan gemäß § 30 BauGB aufge-
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stellt wurde und mindestens Festsetzungen 
über die Art und das Maß der baulichen Nut-
zung, die überbaubaren Grundstücksflächen 
und die örtlichen Verkehrsflächen getroffen 
wurden (§ 30 BauGB; Korda 2005, S. 188). 

Im planungsrechtlichen Sinne bezogen auf 
Geltungsbereiche, innerhalb derer Bauvor-
haben prinzipiell zulässig sind, kann „Innen“ 
und „Außen“ somit entlang der Geltungsbe-
reiche dieser Gebietskategorien definiert wer-
den als „Innen“: „innerhalb des Geltungsbe-
reiches qualifizierter Bebauungspläne gem. 
§ 30 BauGB sowie innerhalb von im Zusam-
menhang bebauter Ortsteile im Sinne von 
§ 34 BauGB“.  „Außen“ kann entsprechend 
definiert werden als „im Außenbereich“.

Diese Abgrenzung ist zu unterscheiden von 
solchen, welche die tatsächliche Zulässigkeit 
von Bauvorhaben in den Vordergrund stel-
len. Diese ist nur unter bestimmten Voraus-
setzungen gegeben. Das in diesem Zusam-
menhang entscheidende Kriterium ist das 
der gesicherten Erschließung. Hierbei ist der 
Erschließungsbegriff grundstücksbezogen 
zu interpretieren (Battis, Krautzberger, Löhr 
1999, S. 426). „Die Erschließung eines Grund-
stücks gilt nach bauplanungsrechtlichen Ge-
sichtspunkten als gesichert, wenn die erfor-
derlichen Einrichtungen zur Bewohnbar-
keit des Grundstücks vorhanden sind“ (Lüt-
ke Daldrup 1989, S. 282, Anmerkung 6). Da-
bei werden eine Zufahrt zum Grundstück so-
wie Anlagen der Versorgung mit den stadt-
technischen Medien als erforderlich 
erachtet (ebd. S. 282, Anmerkung 6). 

Für das tatsächliche Recht ein Grundstück 
baulich zu nutzen, ist sowohl im Geltungs-
bereich des § 34 (im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile) als auch im Geltungs-
bereich eines Bebauungsplanes immer die 
gesicherte Erschließung erforderlich. Ist 
diese nicht vorhanden, ist eine Bebauung 
zwar prinzipiell möglich, tatsächlich aber 
erst zulässig, wenn die baulichen Anlagen 
der Erschließung vorhanden sind. 

Im planungsrechtlichen Sinne bezogen auf 
tatsächliche Zulässigkeit bzw. vorhande-
ne gesicherte Erschließung von Bauvorha-
ben kann „Innen“ und „Außen“ somit defi-
niert werden als „Innen“: „innerhalb von B-
Plan-Gebieten (§ 30 BauGB) mit gesicher-

ter Erschließung sowie innerhalb von “im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile“. „Au-
ßen“ kann entsprechend definiert werden 
als „im Außenbereich zuzüglich B-Plan-
Gebieten (§ 30 BauGB) ohne gesicherter 
Erschließung“.

Diese Definition lehnt sich insbesondere 
an vorliegende Arbeiten von Lütke Daldrup 
(1989) an, unterscheidet sich hiervon jedoch 
in zwei Punkten: Erstens begrenzt Lütke Dal-
drup (1989, S. 71) „§ 34-Gebiete“ zunächst auf 
den Geltungsbereich von § 34 Abs. 1. Damit 
schließt er insbesondere die Einbeziehung 
von Splittersiedlungen aus, die nach §  34 
Abs. 4 Nr. 2 von Gemeinden zusätzlich als 
„im Zusammenhang bebaute Ortsteile“ fest-
gelegt werden können (Lütke Daldrup 1989, 
S. 282, Anmerkung 5). Gegenüber der oben 
beschriebenen Definition nimmt die zitierte 
Arbeit allerdings auch eine Erweiterung vor, 
indem sie Abrundungen bzw. Arrondierun-
gen gemäß § 34 Abs. 4 Satz 3 mit zu „Innen“ 
zählt. Diese Gebiete grenzen unmittelbar an 
erschlossenes Gebiet an. Insofern sprechen 
u. a. erschließungswirtschaftliche Argumen-
te durchaus für diese Erweiterung. Gesichert 
ist in diesem Fall jedoch in der Regel ledig-
lich die äußere Erschließung, die sich auf 
die Anbindung der Gesamtarrondierung be-
zieht. Eine grundstücksbezogene gesicherte 
Erschließung liegt in diesen Gebieten nicht 
zwingend vor. Als problematisch könnte sich 
in diesem Zusammenhang die fehlende kla-
re Eingrenzung der räumlichen Ausdehnung 
von „Abrundungsausdehnungen“ erweisen. 
Der Interpretationsspielraum ist vergleichs-
weise groß. Die Möglichkeit, über diesen Weg 
das Siedlungsgebiet sukzessive jenseits qua-
lifizierter Bebauungspläne unkontrolliert zu 
erweitern, ist grundsätzlich gegeben. Dies wi-
derspricht dem Anliegen einer nach „Innen“ 
gerichteten Siedlungsentwicklung. 

Auch die im Rahmen des ExWoSt – Vorha-
bens „Städte der Zukunft“ vorgelegte Defini-
tion von „Innen“ orientiert sich grundsätzlich 
an dem Abgrenzungsansatz, der die gesicher-
te Erschließung bzw. den bereits besiedelten 
Bereich in den Vordergrund rückt. Das hier-
bei vorgelegte Indikatorenblatt „Zuwachs an 
Siedlungsfläche Innen : Außen“ (BBR 2004a, 
Indikatorblatt B5) definiert „Innen“ als „Flä-
chen nach § 30 BauGB (pragmatisch abge-
grenzt), § 34 BauGB auch für Flächen gem. 
§§ 37 f. BauGB“ . Der Zusatz „pragmatisch 
abgegrenzt“, bezogen auf „§ 30-B-Plangebie-
te“ kann hier als Unterscheidung zwischen 
B-Plan-Gebieten mit und ohne gesicherter 
Erschließung interpretiert werden. Die Er-
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weiterung von „Innen“ um Gebiete im Gel-
tungsbereich der §§ 37 f. BauGB bezieht sich 
auf bauliche Maßnahmen des Bundes und 
der Länder für öffentliche Zweckbestimmun-
gen (z. B. Landesverteidigung), für die bezüg-
lich der Zulässigkeit besondere Regelungen 
gelten. Im Sinne einer Bilanzierung des Ver-
hältnisses der entwickelten Innenbereichs-
flächen zu entwickelten Außenbereichsflä-
chen mag im Sinne einer Erfolgskontrolle für 
Kommunen die Zuordnung dieser Flächen zu 
„Innen“ sicherlich begründbar sein, da ggf. 
sachliche Gründe für diese Siedlungserwei-
terung vorliegen, die die Kommune für sich 
nicht zu vertreten hat. Eine derartige Sied-
lungserweiterung wirkt sich für die betroffe-
nen Kommunen damit nicht negativ auf die 
Erfolgsmeldung entlang des Indikators „In-
nen zu Außen“ aus. Im hier diskutierten Kon-
text, wo vielmehr die Bestimmung des ver-
fügbaren Innenentwicklungspotenzials im 
Vordergrund steht, ist dieses Argument je-
doch nicht relevant. 

Eine dritte Möglichkeit der Definition von 
„Innen“ und „Außen“ eröffnet sich, wenn 
als Kriterium die physische Ausprägung der 
vorhandenen Bebauung herangezogen wird. 
Maßgeblich hierbei ist das Kriterium der er-
kennbaren Topographie. 

Ein Beispiel hierfür bieten die verschiedenen 
Flächenkategorien, die im Rahmen des RE-
FINA3-Vorhabens „DORIF“4 entwickelt wur-
den. So unterscheiden Meinel et al. (2009c, 
S. 2) zwischen „Neuer Siedlungsfläche“ und 
„Auffüllung im Bestand“. Unter Neuer Sied-
lungsfläche wird eine „erstmalige Bebauung“ 
eines neuen Baublocks verstanden, d. h. Ge-
bäudeneubauten eines zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt noch unbebauten Baublocks. 
Demgegenüber wird ein Gebäudeneubau in 
einem bereits bebauten Block als eine „Auf-
füllung im Bestand“ bewertet und entspre-
chend zugeordnet (Meinel et al. 2009c, S. 2). 
Weiter führen die Autoren aus, dass „die-
se Differenzierung […] eine Grundlage zur 
näherungsweisen Bewertung der Lage neu-
er Gebäude“ bietet. Es ist jedoch zu konsta-
tieren, dass dies nur eine sehr grobe Annähe-
rung sein kann, denn die angewendete Dif-
ferenzierung kann aufgrund seiner Raumbe-
zugsebene „Baublock“ deutlich von den oben 
beschriebenen üblichen Abgrenzungen zwi-
schen „Innen“ und „Außen“ abweichen. So ist 
nach Meinel et al. (2009c) „Innen“ (auf Bau-
blockebene) als „Gebäudeneubau in einem 
bereits bebauten Block („Auffüllung im Be-
stand“)“ zu definieren. Zu „Außen“ zählen in 
diesem Sinne die als „neue Siedlungsfläche“ 

bezeichneten Flächen i. S. v. „erstmaliger Be-
bauung“ eines neuen Baublocks. 

„Erstmalige Bebauung“ („Außen“ nach bau-
blockbezogener Definition) kann sowohl 
im planungsrechtlich definierten Bereich 
von „Innen“ stattfinden (beispielsweise auf 
einem unbebauten Straßengeviert eines 
„§ 34-Gebietes“) als auch im entsprechend 
definierten Bereich von „Außen“ (z. B. in Ar-
rondierungen oder im Kontext von Splitter-
siedlungen). Dasselbe gilt für Gebäudeneu-
bau im bereits besiedelten Block („Innen“ 
nach baublockbezogener Definition), der 
durchaus planungsrechtlich zum Außenbe-
reich zählen kann (z. B. Splittersiedlungen). 

Größer sind die zu erwartenden Schnittmen-
gen des hier diskutierten topographiebezoge-
nen Ansatzes zum Begriffsverständnis unter 
Verwendung der Kategorien der Flächensta-
tistik. Dies gilt insbesondere in Bezug auf die 
dort geführte Kategorie „Gebäude und Frei-
fläche, Betriebsfläche“. Beide Ansätze bezie-
hen sich auf die tatsächliche Nutzung und 
abstrahieren von planungsrechtlichen Fest-
legungen. Unterschiede ergeben sich ins-
besondere aufgrund unterschiedlicher ver-
wendeter Datenbasen (ATKIS5 als prominen-
te Datenbasis topographiebezogener Ansät-
ze, ALB6 bzw. ALK7 als Grundlage der Flächen-
statistik) und damit einhergehend abwei-
chender Verfahren der Datenerhebung und 
-nachführung sowie zum Teil abweichender 
Nutzungskategorien. 

Ein weiterer Ansatz, der unter dem Stichwort 
„topographiebezogene Ansätze zur Abgren-
zung zwischen „Innen“ und „Außen“ Beach-
tung finden sollte, ist der Versuch, dies ent-
lang der von ATKIS angebotenen Gebietska-
tegorie der „Ortslagen“8 vorzunehmen. So 
unterscheiden Elgendy et al. (2011a, S. 10 ff.) 
in der vorliegenden Studie zur Bewertung 
von Flächenpotenzialen für eine zukunfts-
fähige Siedlungsentwicklung für Rheinland-
Pfalz zwischen „Siedlungsflächenreserven in-
nerhalb der Ortslage“ („Innen“) und „Sied-
lungsflächenreserven außerhalb der Ortsla-
ge“ („Außen“). 

Eine weitere Besonderheit der zitierten Arbeit 
ist die Verschneidung topographischer Da-
ten (ATKIS) mit kartographisch dargestellten 
Planungsdaten des Flächennutzungsplanes. 
So stellen Flächen, die im Flächennutzungs-
plan als Bauland ausgewiesen sind, jedoch 
außerhalb von Ortslagen liegen, sog. Außen-
reserven dar (i. d. R. Flächen ohne Erschlie-
ßung). Ungeachtet dieser Überlagerung blei-
ben die Unterschiede zwischen diesem Ab-

(3)
Forschung für die Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme 
und ein nachhaltiges Flächen-
management (REFINA)
(4)
Designoptionen und Implemen-
tation von Raumordnungsinstru-
menten zur Flächenverbrauchs-
reduktion, vgl. http://www.
refina-dorif.de/ (07.02.2014)
(5)
Amtlich Topographisch-Kartogra-
phisches Informationssystem
(6)
Automatisiertes Liegenschafts-
buch
(7)
Automatisierte Liegenschafts-
karte
(8)
Ortslagen sind im Objektkata-
log von ATKIS wie folgt defi-
niert: „Eine im Zusammenhang 
bebaute Fläche mit einer Aus-
dehnung von mindestens etwa 
10 ha oder 10 Anwesen. Orts-
lage enthält neben ‚Wohnbau-‘, 
‚Industrie- und Gewerbefläche‘, 
‚Fläche gemischter Nutzung‘, 
‚Fläche besonderer funktionaler 
Prägung‘ auch die dazu in einem 
engen räumlichen und funktiona-
len Zusammenhang stehenden 
Flächen des Verkehrs, von Ge-
wässern, von Flächen, die von 
‚Bauwerke und sonstige Ein-
richtungen‘ für Erholung, Sport 
und Freizeit belegt sind, sowie 
von ‚Vegetations-‘ und ‚Freiflä-
chen‘. Die Grenze der Ortslage 
zur Feldlage oder zu Waldflä-
chen wird in der Regel durch die 
Grenzen der bebauten Grund-
stücke unter Einbeziehung der 
Hofraumflächen und Hausgär-
ten gebildet. Der Umring bildet 
einen geschlossenen Linienzug. 
Die Ortslage kann Objekte des 
Objektbereichs Vegetation als 
Inseln umschließen.“ Als Erfas-
sungskriterien werden genannt: 
„erfasst werden alle Ortslagen 
mit Fläche > 1 qkm, die den Ge-
meinden den Namen geben, die 
einen Verwaltungssitz beherber-
gen, die einen Bahnhof enthal-
ten oder einem Bahnhof den Na-
men geben, die Verkehrsknoten 
den Namen geben, innerhalb de-
ren oder an denen Fernstraßen 
verknüpft werden, die Flughäfen 
oder Flugplätzen den Namen 
geben, in denen Fernverkehr 
über Gewässer überführt wird, 
die Ausgangspunkte von Schiff-
fahrtslinien sind.“ (Quelle: ATKIS-
Objektartenkatalog ATKIS-OK).
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grenzungsansatz und der planungsrechtli-
chen Abgrenzung bestehen, ebenso die deut-
lich geringeren, aber dennoch bestehenden 
Unterschiede zur Abgrenzung unter Verwen-
dung der Kategorien der Flächenstatistik. 

Zuletzt sei auf definitorische Abgrenzungen 
zwischen „Innen“ und „Außen“ hingewiesen, 
die im Rahmen von Arbeiten Anwendung fin-
den, welche auf die Verwendung raumbezo-
gener kartographischer Bezüge verzichten 
(aräumlich) und stattdessen Modellrechnun-
gen im Kontext von Infrastrukturfolgekos-
tenbetrachtungen unter Verwendung statis-
tischer Sachdaten vornehmen (insbesonde-
re Daten der Gebäude- und Wohnungsstatis-
tik). Maßgebend für die Zuordnung von Ge-
bäude- und Wohnungsbestandsveränderun-
gen zu „Innen“ ist das Vorhandensein von Er-
schließungsinfrastrukturen. Hierzu werden 
entsprechende Modellannahmen getroffen, 
beispielsweise Pauschalannahmen zur Ver-
teilung der zukünftigen Bautätigkeiten auf 
bereits erschlossene Bereiche („Innen“) und 
auf nicht erschlossene Bereiche („Außen“). 
Beispiele hierfür sind die Arbeiten von Buch-
ert et al. 2004 und Schiller et al. 2009. So de-
finieren beispielsweise Schiller et al. (2009, 
S. 57) „Innen“ als: „Innenbereichsflächen, 
die im bereits erschlossenen Siedlungsge-
füge liegen“ und grenzen dies von „Außen“ 
wie folgt ab: „zu Außenbereichsflächen wer-
den solche gezählt, die außerhalb des er-
schlossenen Siedlungsgefüges liegen und 
nicht bebaut sind bzw. waren und die nicht 
über eine infrastrukturelle Anbindung ver-
fügen.“ Zwar werden auch hier die Begrif-
fe „Innenbereich“ und „Außenbereich“ ver-
wendet, allerdings nicht im planungsrecht-
lichen Sinne, sondern als rein pragmatische 
Begriffsverwendungen.

Zugrundeliegendes Verständnis von 
„Innen“ und „Außen“

Die hier zu erarbeitende Studie ist insgesamt 
in den Maßnahmenkanon der Bundesre-
gierung zur Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme einzuordnen. In diesem Kon-
text spielt das 30 ha-Ziel bzw. der hierbei ver-
wendete Indikator „Siedlungs- und Verkehrs-
fläche“ als Messlatte für eine Erfolgskontrol-
le auf der rahmensetzenden Ebene eine zen-
trale Rolle. Hieraus begründet sich die Not-
wendigkeit, mit der Abgrenzung von „Innen“ 
gegenüber „Außen“ an diesen Indikator an-
schlussfähig zu sein. 

Die Studie zielt im engeren Sinne darauf ab, 
Informationen zur Verfügung zu stellen, die 
eine nach „Innen“ gerichtete Siedlungsent-

wicklung auf der Umsetzungsebene beför-
dern. Sie soll u. a. Unterstützung leisten und 
die Aufmerksamkeit der Akteure der Bauland-
ausweisung auf bereits bebaute Bestandsflä-
chen lenken. Auf dieser Umsetzungsebene 
stecken planungsrechtliche Kategorien den 
Handlungsrahmen ab. Hieraus begründet 
sich die Notwendigkeit, mit der Abgrenzung 
von „Innen“ gegenüber „Außen“ anschlussfä-
hig an die für die Akteure zentralen Flächen-
kategorien des Planungsrechts zu sein. 

Die Studie zielt drittens darauf ab, Grundla-
gen zu schaffen, die Bereitstellung von Infor-
mationen zu Innenentwicklungspotenzialen 
langfristig zu verstetigen sowie Möglichkei-
ten auszuloten, dies unter Verwendung „neu-
er Quellen und Verfahren“ zu unterstützen. 
Dies bezieht sich insbesondere auf automa-
tisierte Verfahren unter Nutzung topographi-
scher Geodaten. Hieraus begründet sich drit-
tens die Notwendigkeit, mit der Abgrenzung 
von „Innen“ gegenüber „Außen“ an physisch-
topographische Merkmale anschlussfähig zu 
sein, die potenziell Möglichkeiten einer Au-
tomatisierung eröffnen. 

Unter Beachtung der beschriebenen drei 
zentralen Anforderungen wird der Definition 
von „Innen“ und „Außen“ ein dreistufiger An-
satz zugrundegelegt. Dieser erhebt den An-
spruch, einerseits allen drei skizzierten An-
forderungen gerecht zu werden und ande-
rerseits möglichst widerspruchsfrei zu sein. 
„Widerspruchsfrei“ gilt insbesondere dann 
als erfüllt, wenn die Stoßrichtungen der De-
finitionsansätze auf der Umsetzungs- bzw. 
Erfassungsebene (planungsrechtlich oder to-
pographiebezogen definiert) der Erfolgsmes-
sung auf der strategisch übergeordneten Ebe-
ne nicht widerspricht und wenn sich Defini-
tionsansätze auf der Umsetzungs- bzw. Er-
fassungsebene weitestgehend entsprechen.  

Auf der ersten Stufe erfolgt die Definition ent-
lang der Kategorien der Flächenstatistik: 

• „Innen“: innerhalb bestehender Sied-
lungs- und Verkehrsflächen

• „Außen“: außerhalb bestehender Sied-
lungs- und Verkehrsflächen

Damit ist der Bezug zum 30 ha-Ziel gewahrt, 
das insbesondere für die übergeordnete rah-
mensetzende Ebene zur Erfolgskontrolle von 
Bedeutung ist. 

Auf der zweiten Stufe erfolgt eine weitere 
Konkretisierung entlang planungsrechtlicher 
Flächenkategorien. Dabei wird grundsätzlich 
der von Lütke Daldrup (1989) vorgelegte An-
satz als geeignet angesehen, der auf bereits 
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besiedelte Bereiche fokussiert. Die durch pla-
nungsrechtliche Festsetzung erfolgte Um-
widmung von freier Landschaft zu Bauland 
wird damit nicht als hinreichender Grund ak-
zeptiert, diese Flächen bereits als besiedel-
ten Bereich und damit als „Innen“ aufzufas-
sen, denn physisch haben diese Flächen noch 
keine Veränderung erfahren (s. auch Lütke 
Daldrup 1989, S. 72). Aufgrund vermuteter 
Schwierigkeiten in der Kommunikation des 
Aspekts „gesicherte Erschließung“ wurde bei 
der Gestaltung des Fragebogens in Abstim-
mung mit dem Auftraggeber jedoch auf die 
Eingrenzung von „Innen“ auf Flächen mit ge-
sicherter Erschließung verzichtet. 

Abweichungen zur von Lütke Daldrup (1989) 
vorgelegten Definition bestehen auch hin-
sichtlich der Arrondierungen gemäß § 34 Abs. 
4 Satz 3 BauGB. Diese werden in der hier vor-
liegenden Studie nicht zu „Innen“ gezählt, 
um den Aspekt der Bestandsorientierung 
stärker hervorzuheben. So lautet das dieser 
Studie zugrundeliegende planungsrecht-
lich orientierte Begriffsverständnis von In-
nen wie folgt:

•	 „Innen“: innerhalb von im Zusammen-
hang bebauten Ortsteilen nach § 34 Abs. 
1  BauGB und innerhalb von B-Plange-
bieten nach § 30 BauGB mit gesicherter 
Erschließung9,

•	 „Außen“: innerhalb des Außenbereichs 
(einschließlich Arrondierungen) und in-
nerhalb von B-Plangebieten nach §  30 
BauGB ohne gesicherte Erschließung9.

Die dritte Definitionsebene bezieht sich 
auf topographische Merkmale der Bebau-
ung. Hier folgt die Definition dem von El-

gendy et al. (2011a) vorgelegten Ansatz un-
ter Verwendung der ATKIS-Definition von 
„Ortslagen“: 

•	 „Innen“: innerhalb von Ortslagen und

•	 „Außen“: außerhalb von Ortslagen.

Vorteile dieser Definition sind deren Eindeu-
tigkeit und das Vorliegen von klar abgegrenz-
ten Ortslagen für das gesamte Bundesgebiet 
aus ATKIS. Dies sind gute Voraussetzungen 
für eine großflächige Anwendung automa-
tisierter Verfahren. Auch liegen aus der ge-
nannten Studie erste Erfahrungen in groß-
flächiger Erfassung von Innenentwicklungs-
potenzialen unter Nutzung der Geometrien 
von Ortslagen vor, obgleich dies nicht in Be-
zug auf Automatisierung gilt. Drittens ist an-
zunehmen, dass sich Ortslagen (bebaute Flä-
chen) in der Regel innerhalb der statistisch 
erfassten Siedlungs- und Verkehrsflächen be-
finden. Ortslagen decken sich tendenziell mit 
einem planungsrechtlich bestimmten Innen-
bereich (angedeutet mit dem dargestellten 
fließenden Farbverlauf in Abbildung 2.1). Er-
fahrungen aus regionalen Studien (Regional-
verband FrankfurtRheinMain, Raum+ Rhein-
land-Pfalz) sowie die Expertengespräche vor 
Ort zeigen, dass die Überdeckungsrate ver-
gleichsweise hoch ist.

Im Ergebnis der oben beschriebenen Überle-
gungen sowie eines Expertenworkshops wur-
de im Fragebogen folgende Definition von 
Innen verwendet: 

„[…] in gewachsenen Siedlungsgebieten (im 
Zusammenhang bebaute Ortsteile nach § 34 
sowie B-Plan-Gebiete nach § 30 BauGB) […]. 
Arrondierungsflächen zählen nicht zu den 
Innenentwicklungspotenzialen.“

Abbildung 2.1 
Abgrenzung von “Innen” gegenüber “Außen” nach Flächenstatistik, bezogen auf planungsrechtliche Fest-
legungen sowie bezogen auf Topographie (idealisiert; eigene Darstellung)

Innerhalb von Ortslagen Außerhalb von Ortslagen

Siedlungs- und Verkehrsflächen (S+V) Keine S+V-Fläche

Ortsteile B-plan gesichert Außenbereich B-plan nicht
gesichert

Außenbereich

(Gebäude und Freifläche, Betriebsfläche, Erholungsfläche,
Freifläche, Straße, Wege, Platz, sonst.)

(Landwirtschaft, Wald, Wasser, Abbau, sonst.)

„Innen“ bezogen auf Flächenstatistik

„Innen“ bezogen auf planungsrechtliche Festlegungen

„Innen“ bezogen auf Topographie

Im Zusammenhang
bebaute Ortsteile
nach § 34
Abs. 1 BauGB

Bebauungsplan-
gebiete nach § 30
BauGB mit 
gesicherter
Erschließung

Bebauung im
Außenbereich (z. B.
Splittersiedlungen,
Straßen, Wege)

Bebauungsplangebiete
nach § 30 BauGB
ohne gesicherter
Erschließung

einschließlich Arrondierungen
nach § 34 Abs. 4 Satz 3. BauGB

(9)
„gesicherte Erschließung“ wur-
de im Fragebogen nicht opera-
tionalisiert
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2.2 „Potenziale“

Spektrum vorliegender Potenzialbegriffe

Vorliegende Potenzialbegriffe in Bezug auf 
die Wiedernutzung von Innenbereichsflä-
chen lassen sich entlang folgender Kriteri-
en strukturieren: 

•	 Vorhandensein von Flächen

•	 Verfügbarkeit bzw. Mobilisierbarkeit

•	 zeitlicher Aspekt.

Ein umfassendes Begriffsverständnis be-
zieht sich auf das Vorhandensein von Flä-
chen, die sich aufgrund der vorhandenen 
baulich-räumlichen Struktur der Fläche 
und des städtebaulichen Kontextes für eine 
(Wieder-)Einbringung in den Flächenkreis-
lauf eignen. Beschrieben wird die maximal 
mögliche Fläche, die sich unter Beachtung 
vor allem physischer Aspekte für Innenent-
wicklungsmaßnahmen eignen könnte. Dabei 
wird oft vereinfacht von Potenzial bzw. Reser-
ven gesprochen (stellvertretend BBR 2007c, S. 
21 ff.; Preuß 2007, S. 24 ff.; Schiller et al. 2009, 
S. 63 ff.; Elgendy et al. 2011a, S. 11 ff.).

Das Vorliegen von Innenentwicklungspoten-
zialen gibt noch keine Auskunft über deren 
Verfügbarkeit bzw. Mobilisierbarkeit. Auf-
grund sehr unterschiedlicher Restriktionen 
und Hemmnisse kann das Ausmaß der po-
tenziell vorhandenen Fläche, die sich grund-
sätzlich für Innenentwicklung eignet, deut-
lich von der Ausdehnung der auf dem Markt 
verfügbaren Fläche abweichen. Als Ursa-
chen hierfür werden u. a. Kostenaspekte ge-
nannt, welche den Marktzutritt der Flächen 
erschweren. Weiter wird dies auf Lagefakto-
ren oder sehr vielfältige „andere Gründe“ zu-
rückgeführt, wie z. B. fehlende Verkaufsbe-
reitschaft der Eigentümer (z. B. BBR 2004, 
S. 51 ff.; Schiller et al. 2009, S. 94 ff.). Preuß 
(2007, S. 36 f.) führt in diesem Zusammen-
hang ein so genanntes „ABC-Modell“ an, 
das auf den Aspekt der Finanzierbarkeit von 
Entwicklung bzw. das Verhältnis von Grund-
stückswert zu Aufbereitungskosten abhebt. 
Er unterscheidet zwischen „Selbstläufern“, 
die tragend finanziert werden können, „Ent-
wicklungsflächen“, die eine öffentliche An-
schubfinanzierung benötigen und „Reserve-
flächen“, für die eine eigendynamische Wie-
dernutzung mittelfristig nicht zu erwarten 
ist. Für die Einteilung der Flächen in die ge-
nannten Gruppen ist neben deren Lage, Aus-
dehnungen und physischen Flächeneigen-
schaften (z. B. Vorhandensein von Altlasten) 
die allgemeine Situation auf dem Bauland-

markt ausschlaggebend. So wird z. B. auf der 
Angebotsseite die Verfügbarkeit von Konkur-
renzflächen auf der „grünen Wiese“ als ein 
wesentlicher Faktor angesehen, ebenso wie 
die Ausprägung der Flächennachfrage, die 
sehr stark von allgemeinen entwicklungs-
dynamischen Parametern beeinflusst wird, 
welche verkürzt mit den Polen „Wachstum“ 
und „Schrumpfung“ beschrieben werden 
können. Ähnlich – aber etwas weiter gefasst 
– gehen Elgendy et al. (2011a, S. 34) vor, die 
sog. Reserven innerhalb von Ortslagen unter-
scheiden in solche, deren Mobilisierung kei-
nerlei Hindernisgründe entgegenstehen, sol-
che, deren Mobilisierung durch mangelndes 
Eigentümerinteresse, mangelnde Nachfrage 
oder unzureichende Infrastrukturausstat-
tung gehemmt wird, und solche, bei denen 
rechtliche oder physische Hemmnisse eine 
Mobilisierung (z. B. aufgrund vorhandener 
Altlasten) stark erschweren. Die quantitati-
ve Bedeutung der drei genannten Kategorien 
wird von den Autoren – bezogen auf das Er-
hebungsgebiet (Rheinland-Pfalz) – mit etwa 
25 : 32 : 43 angegeben. Demnach nimmt die 
Fläche, deren Mobilisierung keine Hemmnis-
se entgegenstehen, lediglich einen Anteil von 
25 % am erhobenen Gesamtpotenzial ein. Be-
züge bestehen auch zur Größe der Flächen. 
So finden sich sog. Problemfälle häufiger auf 
großen Flächen, kleine Flächen sind dage-
gen aufgrund seltener auftretender rechtli-
cher oder physischer Restriktionen besser 
mobilisierbar. 

Auch hinsichtlich des zeitlichen Aspekts 
können Potenziale der Innenentwicklung un-
terschieden werden. Der Großteil vorliegen-
der Studien bezieht sich auf Potenziale, die 
zum Zeitpunkt der Erhebung bereits vorhan-
den sind. Einige Studien beziehen darüber hi-
naus Potenziale mit ein, die zum Erhebungs-
zeitraum zwar zu erwarten sind, aber noch 
nicht vorliegen. So werden beispielsweise im 
REFINA-Forschungsvorhaben komreg auch 
Flächen „mit absehbarer Nutzungsaufgabe/
Nutzungsänderung“ als Innenentwicklungs-
flächen mit erfasst (Müller-Herbes und Kau-
erts 2010, S. 152). Über die quantitative Be-
deutung dieser Zukunftspotenziale werden 
jedoch keine Angaben gemacht. 

Fokussierung auf das physische 
(theoretische) Potenzial

Die hier durchgeführte Studie fokussiert auf 
das physisch vorhandene Potenzial, das aus 
baulich-räumlicher Hinsicht Raum für In-
nenentwicklung bietet. Sie zielt dabei zu-
nächst darauf ab, die für Innenentwicklung 
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insgesamt zur Disposition stehenden Flä-
chen zu quantifizieren. Dies gilt für das Vor-
haben insgesamt, in besonderem Maße je-
doch für den Teil der automatisierten Er-
hebung. Das verfügbare bzw. die nach un-
terschiedlichen Stufen der Mobilisierbar-
keit unterscheidbaren Potenziale sind Teil-
mengen des physisch vorhandenen Potenzi-
als. Im Rahmen der Befragung wurden auch 
Merkmale erhoben, die eine Differenzierung 
des physischen Gesamtpotenzials hinsicht-
lich der Mobilisierbarkeit erlauben. Dies gilt 
grundsätzlich auch für eine Berücksichtigung 
von Zukunftspotenzialen, die zum Zeitpunkt 
der Erhebung noch nicht vorliegen, sondern 
aufgrund sich abzeichnender Entwicklungen 
lediglich andeuten. Aufgrund der Unsicher-
heiten dieser Aussagen wurde auf letztere je-
doch zugunsten einer „schlanken" Befragung 
verzichtet. 

Im Fragebogen wurde folgende Definition 
von Potenzial verwendet: 

„[… Flächen] unabhängig von deren Markt-
verfügbarkeit und konkreten Nutzungsab-
sichten. [… diese] müssen nicht ausschließ-
lich für eine bauliche Nutzung vorgesehen 
sein, sondern können auch der Entwicklung 
von Erholungsflächen dienen.“

2.3 Flächentypen

Bedeutsame Flächenkategorien der 
Innenentwicklung

Flächenpotenziale, die Raum für Innenent-
wicklung bieten, werden üblicherweise ent-
lang unterschiedlicher Kategorien unter-
schieden. Wichtige Kriterien die hierbei Be-
achtung finden sind:

•	 Nutzungskomponente – Art der vorange-
gangenen Nutzung sowie Art und Intensi-
tät der derzeitigen Nutzung,

•	 rechtliche Komponente – Vorhandensein 
von Baurecht, 

•	 zeitliche Komponente – Dauer der 
Nichtnutzung,

•	 räumliche Komponente – Größe der 
Fläche.

Die in der Literatur am häufigsten genannten 
Kategorien bzw. unterschiedenen Innenent-
wicklungspotenziale sind:

•	 Brachflächen, 

•	 Baulücken und 

•	 Nachverdichtungsflächen.  

Brachflächen

Allgemein lassen sich Brachflächen als „ehe-
mals anthropogen genutzte Flächen, die der-
zeit ungenutzt sind“ beschreiben (Jucke-
nack et al. 2003). Die zunächst augenfälligs-
ten Merkmale von Brachflächen sind aufge-
lassene Gebäude und Infrastrukturen. Brach-
flächen zeichnen sich durch eine hohe Hete-
rogenität potenziell vorkommender Landbe-
deckungen aus. Sie weisen in der Regel eine 
Mischung aus Wiesen-, Stauden-, Busch- und 
Baumbereichen sowie vegetationsfreie, ver-
siegelte bzw. bebaute Flächen auf. 

Verbreitet ist die Typisierung von Brachflä-
chen nach der Vornutzung (Industrie, Gewer-
be, Bergbau, Konversion…) (Ferber 1997). So 
werden z. B. gemäß der sächsischen Verwal-
tungsvorschrift Stadtentwicklung von 2001 
unter Brachflächen „ehemals verkehrstech-
nisch, industriell, gewerblich oder militärisch 
genutzte Flächen verstanden, die aufgrund 
des strukturellen Wandels, der militärischen 
Abrüstung oder der Umgestaltung von Stadt-
gebieten nicht mehr genutzt werden“ (Ferber 
et al. 2004). Charakteristisch für „Industrieb-
rachen“ (z. B. Bergbau, Textil- und Stahlin-
dustrie) sind die umfassende Erschließung, 
Existenz zahlreicher Gebäude und Anlagen. 
Hinzu kommt oftmals ein Kontaminierungs-
verdacht. Im Zuge der politischen Wende in 
Europa um 1990 wurden viele ehemalige Mi-
litäranlagen nicht mehr benötigt. Dabei ent-
standen militärische „Konversionsbrachen“ 
(Umwidmung militärisch genutzter Flächen 
inkl. Wohngebäude und Truppenübungsplät-
zen) bei denen Gebäude und Infrastruktur in 
der Regel ohne Rückbau zurückgelassen wur-
den. „Gewerbebrachen“ umfassen im Allge-
meinen eher kleinteilige, wirtschaftlich ver-
altete oder untergenutzte Immobilien, aber 
auch Investmentruinen; meist inkl. Parkplät-
zen. Im Unterschied zu Industriebrachen ist 
die Infrastruktur meist vergleichsweise neu 
und nutzbar. Umstrukturierung, Auslagerung 
und (Teil-)Privatisierung führten zu „Infra-
struktur- und Verkehrsbrachen“. Diese um-
fassen nicht mehr genutzte Bahngleise, ge-
schlossene Bahnhöfe sowie infrastrukturell 
genutzte Flächen (zu dieser Spezifizierung 
siehe LfULG 2011). Mit dem demographi-
schen Wandel kommen zunehmend Wohn-
baubrachen (BBR 2004, S. 66) und „Kultur- 
und Sozialbrachen“ hinzu. „Wohnbaubra-
chen“ umfassen leerstehende Gebäude aus 
allen Bauepochen und konzentrieren sich 
im Siedlungsgeschossbau und gründerzeit-
lichen Wohngebieten schrumpfender Regio-
nen. Perspektivisch werden jedoch auch zu-



      Innenentwicklungspotenziale in Deutschland38

nehmende Leerstände im Bereich der Ein-
familienhäuser der 60er und 70er Jahre zu 
erwarten sein. „Kultur- und Sozialbrachen“ 
nehmen aufgrund des demographischen 
Wandels in Verbindung mit Abwanderungen 
zu. Dazu zählen u. a. Schulen, Kirchen oder 
auch Freizeiteinrichtungen.

Ein weiteres wesentliches allgemeines Merk-
mal für die Definition von Brachen ist das be-
stehende Baurecht (s. BBR 2004). Dies grenzt 
„Siedlungsbrachflächen“ insbesondere von 
Brachen im landwirtschaftlichen Sinne ab.

Bei der Definition von Brachen kommt auch 
eine zeitliche Komponente zum Tragen. 
Demnach sind verlassene Flächen erst ab 
einer gewissen Zeitspanne als Brachflächen 
einzustufen, wenn Marktmechanismen eine 
Wiederinwertsetzung nicht ermöglicht ha-
ben (Dransfeld et al. 2002, S. 14). Hier liegen 
die angegebenen Spannen zwischen einem 
(z. B. BBR 2004a, Indikator B4) und 5 Jah-
ren (z. B. Dietrich et al. 1981). Häufig werden 
auch 3 Jahre Nutzungsausfall als Vorausset-
zung zur Einstufung der Flächen als Brache 
angegeben (z. B. Kahnert/Rudowsky 1999, 
S. 2; Ministerium für Stadtentwicklung 1998). 
Insgesamt ist jedoch ein Trend hin zu kürze-
ren Zeiträumen zu beobachten, was auf eine 
erhebliche Professionalisierung des kommu-
nalen Flächenmanagements und damit ver-
bunden deutlich zügigerem Handeln zurück-
zuführen ist (Dransfeld et al. 2002, S. 14). 

Insbesondere aus erhebungspragmatischen 
Gründen finden sich auch Aussagen zur Grö-
ße brachliegender Flächen. Dies erfolgt je-
doch insbesondere zur Festlegung der Er-
hebungsuntergrenze. Die Querauswertung 
vorliegender Studien zeigt eine erhebliche 
Spannweite, die zwischen 250 m² (komreg, 
Region Freiburg) und 10.000 m² (Flächen-
monitoring Berlin) liegt. Angaben zur maxi-
malen Flächenausdehnung von Brachen las-
sen sich dagegen nicht finden. Dies lässt den 
Schluss zu, dass zum Teil sehr kleine Flächen 
in der Größenordnung von Einzelgrundstü-
cken zum Teil zu Brachflächen gezählt wer-
den. Dies erschwert eine Abgrenzung insbe-
sondere gegenüber der Baulücke. Die Bau-
landumfrage von 2004 definiert Brachen sehr 
offen als „brachliegende Flächen, für die der-
zeit Möglichkeiten der Wiedernutzung beste-
hen“ (BBR 2004, S. 66 f). Dies wird damit be-
gründet, dass damit den unterschiedliche 
Maßstäben zur Erfassung von Brachen, die 
in Kommunen herangezogen werden, Rech-
nung getragen werden soll. Aufgrund des 
großen Ermessungsspielraumes wird des-
halb auch vom „gefühlten“ wiedernutzba-

ren Brachflächenpotenzial gesprochen (BBR 
2004, S. 66 f). 

Baulücken

Das zentrale Unterscheidungsmerkmal des 
Maßnahmentyps Baulücke gegenüber der 
Brache bezieht sich auf das Kriterium „Be-
bauungsfähigkeit“ bzw. den planerischen 
und baulichen Aufwand, der im Falle einer 
Nutzung der Flächen zu Siedlungszwecken 
aufgewendet werden muss. Baulücken um-
fassen Flächen, die mit allenfalls geringem 
Erschließungsaufwand und/oder boden-
ordnerischen Maßnahmen bebauungsfähig 
sind. Es handelt sich dabei um Flächen auf 
un- bzw. untergenutzten Grundstücken, für 
die ein Baurecht besteht (Lage im Innenbe-
reich oder im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplanes) (z. B. Ferber et. al. 2004; Elgendy 
et al. 2011a, S. 11). Baulücken entstehen bei-
spielsweise, wenn die Bebauung wegfällt und 
diese nicht in angemessener Zeit (s. hierzu 
Ausführungen zu Brache) durch eine adäqua-
te Neubebauung ersetzt wird. Darüber hin-
aus spricht man von Baulücken, wenn neu 
erschlossene Gebiete nur teilweise aufgesie-
delt werden und einzelne Grundstücke über 
einen längeren Zeitraum unbebaut bleiben, 
aber bereits komplett erschlossen sind (Schil-
ler et al. 2009, S. 66 f.). 

Meist handelt es sich dabei um Einzelgrund-
stücke oder mehrere benachbarte Einzel-
grundstücke. Die Flächen sind daher zwar 
in der Tendenz deutlich kleiner als Brachflä-
chen. Diese Tendenz schwächt sich im Fal-
le benachbarter Baulücken aber deutlich ab. 
Erfassungs-Untergrenze für Baulücken rei-
chen in ausgewerteten Studien von 200 m² 
(Raum+ Schwyz / Raum+ Ost-Württemberg) 
bis zu 2.000 m² (Raum+ Rheinland-Pfalz). 
Mit Ausnahme der Raum+ Projekte im Kan-
ton Schwyz sowie für die Region Ost-Würt-
temberg (200-2.000 m²) sind alle Größende-
finitionen von Baulücken nach oben offen.

Nachverdichtungsflächen

Gutmann u. a. (2004, S. 156) subsumiert un-
ter Nachverdichtungsflächen Maßnahmen, 
die auf eine Erweiterung oder Ergänzung 
der baulichen Nutzung eines oder mehrerer 
Grundstücke, über das bereits bestehende 
Maß hinausgehend, abzielen. Dies kann die 
Neuerrichtung von Gebäuden ebenso um-
fassen wie den Umbau bereits bestehender 
Gebäude bzw. die Ergänzung von Anbauten. 
Das REFINA-Forschungsvorhaben komreg 
verwendet hierfür den Begriff „geringfügig 
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genutzte Flächen“. Planungsrechtlich wer-
den Maßnahmen der Nachverdichtung, ab-
gesehen von zulässigen Ausnahmen, durch 
die Dichtevorgaben der Baunutzungsverord-
nung begrenzt. Durch die vorhandene Be-
bauung sind die Nutzungsoptionen der Flä-
chen gegenüber dem Ausgangszustand (un-
bebaut), auf den sich die Festlegung der zu-
lässigen Maximaldichten bezieht, bereits er-
heblich eingeschränkt. Es wäre also ein Fehl-
schluss, die Differenz zwischen der zulässi-
gen und vorhandenen Bebauung als Nach-
verdichtungspotenzial zu interpretieren (s. 
hierzu auch Schiller et al. 2009, S. 68). Eine 
Einschätzung von Nachverdichtungsmög-
lichkeiten erfordert vielmehr planerische Ab-
wägungen, die eine Berücksichtigung spezi-
fischer lokaler Gegebenheiten, wie Sied-
lungsstruktur, Erschließungsmöglichkeiten, 
Siedlungsdruck, etc., mit einbezieht (s. hier-
zu z. B. Elgendy 2011a, S. 11; Elgendy 2011b, 
S. 30 f.). Aussagen zum Potenzial auf Nach-
verdichtungsflächen können demnach nicht 
einzelflächenbezogen getroffen werden, son-
dern erfordern zumindest eine gebiets- bzw. 
arealbezogene Herangehensweise (Elgendy 
2011b, S. 30 f.). Dies steht im Gegensatz zum 
grundstücksbezogenen Ansatz, entlang des-
sen Baulückenmaßnahmen diskutiert wer-
den. Hinsichtlich der Erfassungsmethodik 
erwachsen hieraus erhebliche methodische 
Probleme in der Unterscheidung von Baulü-
cke und Nachverdichtung sowie hinsichtlich 
der Operationalisierung planerischer Abwä-
gungsprozesse. Deshalb verwundert es nicht, 
dass Nachverdichtungspotenziale zumindest 
in großflächigen Erhebungen keinen nen-
nenswerten Eingang in die Quantifizierung 
finden. 

Die drei aufgeführten Maßnahmentypen de-
cken den wesentlichen Teil denkbarer Innen-
entwicklungsmaßnahmen innerhalb der hier 
verwendeten Abgrenzung von „Innen“ ab. Auf 
einen Maßnahmentyp, der in den meisten 
vorliegenden Definitionsansätzen implizit 
oder explizit dem Flächentyp Brachen zuge-
ordnet wurde, soll aufgrund der vermuteten 
zunehmenden Bedeutung und des sehr spe-
ziellen Problemzusammenhangs an dieser 
Stelle diskutiert werden: „verwahrloste Im-
mobilien“. Dieser vergleichsweise neue Be-
griff wurde u. a. von der gleichnamigen Stu-
die von Schäfer et al. (2009) aufgegriffen und 
thematisiert. Demnach umfasst der Begriff 
„verwahrloste Immobilien“ „einzelne, nicht 
angemessen genutzte und z. T. stark verfal-
lene Liegenschaften […], die insbesondere 
die städtebauliche Erneuerung und Entwick-
lung behindern können (Schäfer et al. 2009, 

S. 1). Die betroffenen Gebäude stehen in der 
Regel leer, sind aber insbesondere dadurch 
gekennzeichnet, dass sie darüber hinaus die 
städtebaulich und stadtentwicklungsplane-
risch sinnvolle Nutzung im Umfeld massiv 
behindern (Schäfer et al. 2009, S. 1 ff.). Ähn-
lich wie dies bereits unter den Ausführun-
gen zum Nachverdichtungspotenzial ausge-
führt wurde, tragen planerische, kontextbe-
zogene Einzelabwägungen wesentlich dazu 
bei, Gebäude, die die gesamte Bandbreite 
der Nutzungsarten umfassen (Wohnen, Ge-
werbe, gemischte Nutzung), dieser Katego-
rie zuzuordnen. Eine generalisierbare Ab-
grenzung bzw. Herauslösung dieser Gebäu-
dekategorie aus dem allgemeinen Brachen-
begriff wird dadurch erheblich erschwert. 
Werden „verwahrloste Gebäude“ aber un-
ter dem Begriff der Brachen gefasst, besteht 
die Gefahr, dass dieser Kategorie bei den er-
fassenden Akteuren nicht die erforderliche 
Aufmerksamkeit zukommt, da diese bislang 
nicht als „Flächenproblem“ in der Praxis in 
Erscheinung tritt. Hieraus könnte der Schluss 
gezogen werden, leer stehende Einzelgebäu-
de als zusätzliche Einzelkategorie abzufra-
gen, und zwar zum Zwecke der Sensibilisie-
rung der Akteure für eine „neue“ Flächenka-
tegorie der Innenentwicklung, weniger quan-
titativ begründet. Aus Gründen der Maßgabe 
einer einfachen verständlichen Typisierung 
wurde jedoch hiervon Abstand genommen.

Fokussierung

Neben den drei vorgestellten zentralen Flä-
chenkategorien gibt es in der Literatur noch 
weitere Kategorien, die den Blick auf weitere 
für die Innenentwicklung relevante Flächen 
erweitern können. Häufig gibt es auch Über-
schneidungen zwischen den jeweiligen Kate-
gorien. Ziel des Projektes ist es, Grundlagen 
für einfache, bundesweit umsetzbare Erhe-
bungen zu schaffen. Aus diesen Gründen ist 
eine Beschränkung auf klar definierbare und 
leicht erfassbare Flächentypen notwendig.

Als geeignete Kerntypen einer bundesweiten 
Erhebung im Rahmen einer Befragung erwei-
sen sich Brachflächen und Baulücken. Ge-
bäudeleerstände sowie in ländlichen Regi-
onen relevante „Althofstellen“ können auf-
grund der fehlenden Nutzung zu den Bra-
chen gezählt werden und wurden in der Be-
fragung berücksichtigt (Tabelle 2.1). 

Mögliche Brachflächen, Brachflächen mit 
Restnutzung, Umnutzungsflächen, gering-
fügig genutzte bzw. untergenutzte Flächen 
sowie „falsch“ genutzte Flächen lassen sich 
dagegen bundesweit nur schwer einheitlich 
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Tabelle 2.1 
Potenzielle und projektrelevante Flächentypen im Innenbereich

Potenzielle Flächentypen 
nach Literatur

Relevanz im Projekt

Befragung Automatisierte 
Verfahren

Brachflächen Ja Ja, wenn unbebaut

Mögliche Brachflächen10 Nein Nein

Brachflächen mit Restnutzung11 Nein Nein

Gebäudeleerstand 12 Ja, als Brache Nein

Wohngebäude mit Leerstands-
risiko13

Nein Nein

Althofstellen14 Ja, als Brache Nein

Umnutzungs- bzw. Umstruktu-
rierungsflächen (Konversion)15

Nein, wenn Altnutzung 
noch erfolgt

Nein

Baulücken Ja Ja

Unbebaute Baufläche16 Ja, als Baulücke Ja, als Baulücke

Nachverdichtungspotenziale Nein Ja

Geringfügig genutzte/unterge-
nutzte Flächen17

Nein Nein

„Falsch“ genutzte Flächen18 Nein Nein

Quelle: Elgendy et al. 2011a; Landeshauptstadt Stuttgart 2012; Bayrisches Landesamt für 
Umwelt 2011; eigene Überlegungen

abgrenzen und benötigen eine lokale plane-
rische Bewertung. Aus diesem Grund wur-
den sie in der bundesweiten Befragung nicht 
berücksichtigt, können jedoch für einzelne 
Kommunen durchaus von großer Bedeutung 
sein. 

Automatisierte Verfahren können nicht bau-
lich genutzte Flächen im Siedlungsbestand 
nur als solche erkennen, wenn sie unbebaut 
sind. Brachflächen definieren sich vor allem 
durch eine bereits erfolgte bauliche Nut-
zung. Häufig sind auf Brachen noch Restge-
bäude vorhanden. Sie werden somit nur im 
unbebauten Zustand durch automatisier-
te Verfahren erfasst. Dagegen können diese 
Methoden einen Zugang bieten, Aussagen 
zu Nachverdichtungspotenzialen zu treffen 
(auf unbebauten Restflächen bereits bebau-
ter Grundstücke). Rein physische Nachver-
dichtungspotenziale (d. h. ohne planerische 
Bewertung bzw. Abwägung) wurden deshalb 
im Projektstrang „Automatisierte Verfahren“ 
berücksichtigt.

Die drei projektrelevanten Flächentypen wer-
den wie folgt definiert:

Brachflächen wurden definiert als ungenutz-
te oder zwischengenutzte ehemals baulich 
genutzte Flächen, z. B. Industriebrachen, 
Konversionsbrachen, Infrastruktur- und Ver-
kehrsbrachen, Gewerbebrachen, Wohnbra-
chen, Gebäudeleerstand, leer stehende Alt-
hofstellen und Kultur- und Sozialbrachen.

Die Definition von Baulücken wurde wie folgt 
vorgenommen: Baulücken sind unbebaute 

aber bebauungsfähige Flächen (Einzelgrund-
stücke sowie wenige zusammenhängende 
Grundstücke), die in gewachsenen bzw. neu 
entwickelten Siedlungsgebieten liegen.

Innenentwicklungspotenziale im hier ver-
wendeten Sinne der Nachverdichtung fin-
den sich auf Grundstücken, die bereits be-
baut sind, jedoch über weitere bebauba-
re Freiflächenpotenziale verfügen. Beispie-
le hierfür sind Zweite-Reihe-Bebauung, In-
nenhofbebauung sowie Ergänzungsbauten 
in Wohn-, Misch- oder Gewerbegebieten.

(10)
„Flächen, die zur Zeit noch genutzt werden, jedoch in ab-
sehbarer Zeit nicht mehr genutzt werden.“ (Elgendy et al. 
2011b, S. 5)
(11)
„Noch teilweise  genutztes Flurstück mit wesentlicher Rest-
nutzung (Leerstand in Gebäudeteilen oder auf Teilflächen)“ 
(Bayrisches Landesamt für Umwelt 2011, S. 6)
(12)
Wohngebäude, Gewerbegebäude, Infrastrukturgebäude 
(13)
„Wohngebäude (nicht Teil einer landwirtschaftlichen Hof-
stelle), dessen zukünftige Nutzung kurz- bis mittelfristig 
(ca. nächste 10 Jahre) nicht gesichert ist (z. B. ungeklär-
te Nachfolgenutzung)“ (Bayrisches Landesamt für Umwelt 
2011, S. 7)
(14)
„Alte landwirtschaftliche Hofstelle (Wohn- und Wirtschafts-
gebäude), auf der keine Nutzung oder wesentliche Rest-
nutzung mehr stattfindet.“ (Bayrisches Landesamt für Um-
welt 2011, S. 7)
(15)
„Flächen, die bereits baulich genutzt waren oder sind, aber 
für eine höherwertige Nutzung geeignet sind und gleichzei-
tig kein Bedarf an der vorhandenen Nutzung mehr besteht.“ 
(Landeshauptstadt Stuttgart 2012, S. 19)
(16)
„noch unbebaute Bauflächen innerhalb des Siedlungskör-
pers (mit Ausnahme von Flächen, die im Fläche-nnutzungs-
plan als Grünflächen, Flächen für die Landwirtschaft oder 
Wald ausgewiesen sind)“ (Elgendy et al. 2011b, S. 5)
(17)
„Flächen, die nur teilweise genutzt werden bzw. für die pla-
nerisch eine höherwertige Nutzung angestrebt ist.“ (Elgen-
dy et al. 2011b, S. 5)
(18)
„Flächen, die nicht der Nutzungsart laut Flächennutzungs-
plan entsprechend genutzt werden (z. B. historisch gewach-
sene Fehlnutzungen wie eine Gießerei oder ein Schwei-
nemastbetrieb im Wohngebiet) und deren Nutzung aus 
kommunaler Sicht an einem anderen Standort auf dem 
Gemeindegebiet verlagert werden sollte.“ (Elgendy et al. 
2011b, S. 5) (entspricht auch „fehlgenutzter Fläche“ Elgen-
dy et al. 2011a, S. 11)
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3 Aktuelle Erfassungsaktivitäten und 
vorliegende Erkenntnisse zur Höhe von 
Innenentwicklungspotenzialen

3.1 Überblick zu 
Erfassungsaktivitäten in Bund, 
Ländern und Kommunen 

Von Bund, Ländern und Kommunen gingen 
schon in den vergangenen Jahren zahlreiche 
Aktivitäten zur Erfassung von Innenentwick-
lungspotenzialen aus. So führt der Bund seit 
1993 Baulandumfragen durch. Diese legten 
jedoch in ihren Anfängen den Fokus auf Sied-
lungserweiterung ohne ausreichende Wür-
digung von Wiedernutzungspotenzialen in-
nerhalb des Siedlungsbestandes. Seit einigen 
Jahren zeichnet sich hier ein Umdenken ab. 
So treffen die zurückliegenden Baulander-
hebungen auch Aussagen zu potenziell wie-
der nutzbaren Brachflächen im Innenbereich 
(BBR 2004, BBR 2007). 

Ein erweiterter strategischer Blick auf die In-
nenentwicklungspotenziale wurde mit dem 
im Rahmen des Forschungsprogramms Ex-
perimenteller Wohnungs- und Städtebau (Ex-
WoSt) entwickelten Konzepts der Flächen-
kreislaufwirtschaft eröffnet (BBR 2006). Flä-
chenpotenziale einer Stadtregion werden in 
die Betrachtung mit einbezogen. Weiterfüh-
rende methodische Beiträge wurden im Rah-
men des BMBF-Programms Forschung „für 
die Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme und ein nachhaltiges Flächenmana-
gement (REFINA)“ erarbeitet.19 So wurde z. B. 
ein bundesweit einsetzbares „Flächenbaro-
meter“ zur quantitativen und qualitativen 
Bewertung der Flächeninanspruchnahme 
und deren Veränderungen entwickelt (Klein 
et al. 2010). Methodische Ansätze zur Erfas-
sung von IEP wurden u. a. in den Vorhaben 
„Nachhaltiges Flächenmanagement Hanno-
ver“ zur Sanierung und nachhaltigen Verwer-
tung von Brach- und Reserveflächen entwi-
ckelt (Behrendt et al. 2010). Das Flächenka-
taster zielte auf die Integration von Daten der 
Fachverwaltung und verknüpfte Anwendun-
gen mit Free-GIS-Systemen. Auch die Ent-
wicklung neuer Verfahren zur automatisier-
ten bzw. teilautomatisierten Erfassung und 
Bewertung von Siedlungs- und Verkehrsflä-
chen durch Fernerkundung und Technolo-
gietransfer wurde weiter vorangetrieben.

Mit Blick auf das eigene Grundstücksport-
folio im Bereich der Konversionsflächen hat 
die Bundesregierung 2012 die Interministe-

rielle Arbeitsgruppe Konversion (IMAG-Kon-
version) einberufen. Hintergrund ist die ab-
sehbare Freisetzung militärischer Liegen-
schaften bis zum Jahr 2020 in einem Umfang 
von ca. 37.000 ha (BMVBS 2012, S. 4). Betei-
ligt sind die Bundesministerien für Verkehr, 
Bau- und Stadtentwicklung, Verteidigung, Fi-
nanzen, Wirtschaft und Technologie, Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
sowie die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben. Durch einen kontinuierlichen Infor-
mationsaustausch und ressortübergreifende 
Kooperation sollen die anstehenden Konver-
sionsaufgaben in enger Zusammenarbeit mit 
den betroffenen Standortkommunen ange-
gangen werden. Zur Unterstützung der Kom-
munen wurde ein „Praxisratgeber Militärkon-
version“ vorgelegt (BMVBS 2012).

In den Bundesländern zeigen die unter-
schiedlichen methodischen Ansätze star-
ke Bezüge zum siedlungsstrukturellen und 
entwicklungsdynamischen Kontext, inner-
halb derer Innenentwicklungspotenziale er-
fasst werden, und spiegeln den damit ver-
bundenen Bedarf an flächenbezogenen In-
formationen wider. Im Folgenden sollen ei-
nige hervorzuhebende Aktivitäten beschrie-
ben werden:

So stellt die Landesregierung Baden-Würt-
temberg umfassende Datentools für Bau-
landkataster bereit. Ziel ist die möglichst 
große Mobilisierung vorhandener Bauland-
potenziale im Innenbereich. Hierbei werden 
auch „Nachverdichtungspotenziale“ im Be-
stand mit betrachtet. Die Kataster werden 
mit Hilfe eines Geografischen Informati-
onssystems (GIS) erstellt und können damit 
auch künftig fortgeschrieben werden. In ih-
nen finden sich zudem zahlreiche weiterge-
hende entwicklungsrelevante Informationen 
zu den einzelnen Flächen, die für eine Be-
bauung relevant sind, wie zum Beispiel die 
Auskunft über den derzeitigen bauplanungs-
rechtlichen Status. 

Auch in Bayern wurde im Auftrag des Baye-
rischen Landesamtes für Umwelt (LfU) das 
Projekt „FMD – Flächenmanagement-Da-
tenbank für die bayerischen Kommunen“ 
durchgeführt. Die FMD stellt ein kostenlo-
ses Werkzeug für Flächenmanagement von 
kleinen als auch großen Kommunen in Bay-

(19)
Bekanntmachung von Förder-
richtlinien des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung 
zum Schwerpunkt „Forschung für 
die Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme und ein nach-
haltiges Flächenmanagement 
(REFINA)“, 11.10.2004
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ern dar. Durch Eingabemasken erfolgt sowohl 
die Dateneingabe als auch die Datenverwal-
tung und -automatisierung. Fünf Module bil-
den gemeinsam die Grundlage:

-	 Baulücken- und Brachflächenkataster, 

-	 Ansprache der Eigentümer von Innenent-
wicklungspotenzialen, 

-	 Grundstücks- und Immobilienbörse,

-	 Berechnung des Wohnbaulandbedarfs,

-	 Monitoring der Innenentwicklung. 

Die Module werden in den Kommunen ak-
tuell getestet.

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
von Berlin stellt in attraktiven Wohnlagen in 
Innenstadtbezirken Informationen zu Bau-
land zur Verfügung.20 Vorrangiges Ziel des 
Baulückenmanagements ist die Dichteerhö-
hung im Innenstadtbereich. Bei dem ange-
botenen Bauland handelt es sich neben un- 
oder untergenutzten Baulücken auch um 
un- oder untergenutzte Flächenpotenziale, 
die auf Grundlage eines Gesamtkonzeptes 
bebaubar sind. Über das Baulückenmana-
gement wird eine Gesamtfläche von 110 ha 
angeboten, verteilt auf 870 Flurstücke in 550 
Baulücken bzw. größeren Flächenpotenzi-
alen. Alle angebotenen Flächenpotenziale 
sind aus öffentlich-rechtlicher Sicht sofort 
bzw. in absehbarer Zeit verfügbar. Das Bau-
land ist nutzbar für den Bau von Mehrfami-
lienhäusern, Einzelhandel, dienstleistungs-
orientiertem sowie produzierendem Gewer-
be. Darüber hinaus werden im Rahmen ei-
nes Flächenmonitorings noch weitere nutz-
bare Flächen ab einem Hektar erfasst und 
zur Vermarktung angeboten. Von den knapp 
5.000 ha zur Verfügung stehenden Flächen 
gehören ca. 2.500 ha zur baulichen Innen-
entwicklung (Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt 2011, S. 44 f.).

In Niedersachsen steht die Bewältigung des 
demographischen Wandels im Mittelpunkt 
des Flächenmanagements. Im Zusammen-
hang mit der Durchführung des Modellpro-
jekts „Umbau statt Zuwachs – Regional abge-
stimmte Siedlungsentwicklung von Kommu-
nen“ der Regionalen Entwicklungskoopera-
tion (REK) Weserbergland plus entstand ein 
Baulücken- und Leerstandskataster. Dieses 
wurde im MORO21 „Aktionsprogramm regio-
nale Daseinsvorsorge“ des Regionalmanage-
ments Mitte Niedersachsen weiterentwickelt. 
Auf Grundlage des Katasters bietet das Lan-
desamt für Geoinformation und Landesent-
wicklung (LGLN) den Kommunen die Bün-
delung der Informationen der Baulücken- 

und Leerstandskataster und der Altersstruk-
tur der Bewohner (BLK) an. Hierfür wurde 
ein Erfassungstool entwickelt und den Kom-
munen zur internen Verwendung bereitge-
stellt. Die Datenbank ist ausschließlich über 
das Landesintranet erreichbar und wird den 
jeweiligen Kommunen von den zuständi-
gen Regionaldirektionen angeboten. Die 
Nutzungskosten betragen momentan jähr-
lich 448,- Euro, diese beinhalten die einmal 
jährlich stattfindende Verschneidung der 
Einwohnermeldedaten. 

Das Land Nordrhein-Westfalen ist aufgrund 
des wirtschaftlichen Strukturwandels schon 
seit den 80er Jahren mit Brachflächen kon-
frontiert. Es war mit der Einrichtung des 
Grundstücksfonds NRW Vorreiter bei der Mo-
bilisierung von Industriebrachen. Die Grün-
dung der „Allianz für Fläche“ im Jahr 2006 hat 
dem Thema neuen Schwung verliehen. Eine 
positive Zwischenbilanz hat die vom Lan-
desamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) 2012 
vorgelegte Untersuchung zur Brachflächen-
situation in NRW gezogen. In drei Pilotge-
bieten wurden die Anzahl und Flächengrö-
ße der Brach- und Altlastenflächen sowie 
die Flächenanteile (Anzahl und Größe) wie-
dergenutzter und sanierter Flächen erho-
ben. Demnach konnten in den untersuchten 
Kommunen Gelsenkirchen, Kreis Steinfurth 
und Mönchengladbach gut zwei Drittel der 
in den 80er Jahren entstandenen Brachflä-
chen nachgenutzt werden (Berief, Pankratz 
2012, S. 42 ff.). Eine landesweit einheitliche 
Erfassung der Innenentwicklungspotenziale 
steht jedoch auch nach einer Befragung von 
Kommunen und Grundstückseigentümern 
durch das LANUV in NRW noch am Anfang. 
Vorreiter sind der Regionalverband Ruhr und 
das regionale Siedlungsflächenmonitoring in 
der Planungsregion Düsseldorf. 

Im Projekt „Raum+ Rheinland-Pfalz 2010“ 
wurden erstmals für ein Flächenland flächen-
deckend Information über Innen- als auch 
Außenentwicklungsreserven erfasst (Elgen-
dy et al. 2011a). Einbezogen wurden für das 
Vorhaben alle Siedlungsreserven im rechts-
kräftigen Flächennutzungsplan mit einer Flä-
chengröße von mindestens 2.000 m². Insge-
samt wurden 18.500 Flächen mit einer Grö-
ße von 22.500 ha aufgenommen. Auf Flächen-
reserven im Innenbereich fallen dabei 8.500 
Flächen mit mehr als 5.000 ha. Die Erfassung 
erfolgte mittels eines Dialogverfahrens. Da-
bei erfolgte eine Vorerhebung von Flächen-
potenzialen aus Luftbildern und ALK-Daten. 
Zunächst wurde eine GIS-gestützte, teilau-

(20)
http://www.stadtentwicklung.ber-
lin.de/bauen/baulueckenmana-
gement (07.02.2014)
(21)
Modellvorhaben der Raum-
ordnung (MORO); siehe auch 
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/
DE/FP/MORO/moro_node.html 
(07.02.2014)
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tomatisierte Auswertung betrieben, die mit-
tels manueller Luftbildauswertung überar-
beitet wurde. Die vorerhobenen Daten wur-
den durch Rückkopplung mit den kommu-
nalen Ansprechpartnern ergänzt und in die 
Datenbank eingearbeitet. Das Verfahren bin-
det die Kommunen aktiv ein und ist daher auf 
deren Kooperationsbereitschaft angewiesen. 
Neben diesem objektiven Blick des externen 
Sachverständigen wird bei diesem Verfahren 
auch das Wissen der lokalen Bearbeiter ein-
gebunden. Durch Kombination dieser beiden 
Perspektiven kann die Genauigkeit der Erhe-
bung als hoch eingeschätzt werden. Manko 
der Erhebung ist die Vernachlässigung klei-
ner Flächen unter 2.000 m², wodurch ein 
großer Teil der Potenziale unberücksichtigt 
bleibt. Eine zentrale Rolle kommt darüber hi-
naus einer daran anknüpfenden Online-Er-
hebungsplattform für die Fortschreibung der 
Ersterhebung zu (Raum+ Monitor). Sie ist auf 
verschiedene Akteure, sowohl auf kommuna-
ler als auch auf regionaler und landesweiter 
Ebene, ausgerichtet. Diese ist kooperativ und 
dialogorientiert, womit das Wissen der Ak-
teure vor Ort genutzt werden soll. Des Wei-
teren ist das Vorhaben dezentral ausgerich-
tet, um einen zeit- und ortsunabhängigen 
Zugang zu den Daten zu ermöglichen. Auch 
auf die Fortschreibungsfähigkeit des Systems 
wird Wert gelegt, um einen dauerhaften Nut-
zen für die Kommunen zu erzeugen. Darüber 
hinaus wird durch den Raum+ Ansatz eine 
einheitliche Betrachtung im regionalen Ver-
gleich möglich. Ergänzend wird eine Über-
sicht über die räumliche Verteilung der Flä-
chenreserven inklusive verschiedener rele-
vanter Informationen wie Mobilisierungs-
hindernisse angeboten. 

Im Freistaat Sachsen wurde unter Führung 
des Landesamtes für Umwelt und Geologie 
das Forschungsvorhaben „Flächenmanage-
ment und Bodenentsiegelung in Ober-, Mit-
tel- und Unterzentren des Freistaats Sach-
sen“ durchgeführt (Ferber et al. 2006). Ziel 
des Vorhabens war es, ein auf alle Kommunen 
des Freistaates Sachsen übertragbares Modell 
des Flächenmanagements zu entwickeln. Mit 
den Pilotkommunen Chemnitz, Freiberg und 
Brand-Erbisdorf wurden daher drei Kommu-
nen unterschiedlicher Größe und siedlungs-
struktureller Prägung in Form je eines Ober-, 
Mittel- und Unterzentrums ausgewählt. Trä-
ger des Katasters sind die Kommunen. Er-
fasst werden alle Flächenkategorien, ausge-
hend von Brachflächen im Innen- und Au-
ßenbereich, Baulücken bis hin zu Flächenre-
serven „auf der grünen Wiese“, z. B. in Form 
erschlossener, aber nicht vermarkteter Ge-

werbeflächen. In das System wurde ein Be-
wertungstool integriert, mit dem eine Erst-
bewertung der Flächen ermöglicht wird (Mo-
bilisierungsaufwand, städtebauliches Poten-
zial und Strategie-Empfehlung). Der Aufbau 
und die Unterhaltung des Katasters wurden 
durch den Freistaat Sachsen finanziert. Die 
Pflege des Katasters muss von den Kommu-
nen übernommen werden.

Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume in Schleswig-Holstein 
unterstützt das kommunale Flächenmana-
gement mit einem im Jahr 2011 veröffent-
lichten Leitfaden auf Grundlage von Pilot-
projekten. Enthalten sind Hinweise für die 
Ersterhebung, Datenpflege und der Nutzen 
des Flächenmanagements für die Kommu-
nen. Pilotstädte, darunter die Landeshaupt-
stadt Kiel, haben Testläufe durchgeführt und 
das System installiert. Besonders berücksich-
tigt wurden die differenzierten Belange klei-
ner Gemeinden mit Hinweisen zu einfachen 
Erfassungsmethoden und den damit verbun-
denen Arbeitsaufwand. Besonderes Merkmal 
des entwickelten Datentools ist die kosten-
freie zentrale Datenhaltung und Pflege auf 
dem Landesserver mit Zugangsrechten für 
die Kommunen.

Weitere vergleichbare Aktivitäten finden in 
Hessen, Thüringen und Sachsen-Anhalt statt. 
Auf regionaler bzw. kommunaler Ebene las-
sen sich folgende Aktivitäten hervorheben:

Der Regionalverband Ruhr sieht traditionell 
eine seiner zentralen Aufgaben in der Beob-
achtung und Analyse der räumlichen Ent-
wicklung im Verbandsgebiet. Mit Hilfe des 
Flächeninformationssystems sollen diese do-
kumentiert und regelmäßig aktualisiert wer-
den. Seit Sommer 2010 befindet sich das Flä-
cheninformationssystem Ruhr (ruhrFIS) in 
der ersten Erhebungsphase (Iwer 2011). Das 
Vorhaben dient dem Zweck, allen 53 Kom-
munen des Regionalverbandes eine Informa-
tions- und Entscheidungsgrundlage für die 
Planung zur Verfügung zu stellen. Weiterhin 
sollen Entwicklungsrestriktionen und Mobi-
lisierungsmaßnahmen ermittelt werden. Da-
bei soll für alle beteiligten Kommunen ein 
Mehrwert entstehen, der sich in einer effek-
tiven Durchführung der Verfahren, dem Be-
reitstellen eines anwendungsfreundlichen, 
plattformunabhängigen und webbasierten 
Geographischen Informationssystems sowie 
eines Baulückenkatasters und weiteren Ver-
wertungsmöglichkeiten, etwa für die Wirt-
schaftsförderung, zeigt.22 

(22)
http://www.metropoleruhr.de/re-
gionalverband-ruhr/regionalpla-
nung/flaechenmonitoring-ruhr-
fis.html (07.02.2014)
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Abbildung 3.1 
Aufbau des Flächeninformationssystems Ruhr

Quelle: Beckord & Iwer 2009

Auf Grundlage von statistischen Daten, Geo-
daten (z. B. Orthophotos, Flächennutzungs-
pläne) und Informationen der Kommunen 
sollen Flächennutzung, Flächenwandel und 
Flächenpotenziale überwacht werden. 

Das Siedlungsflächenmonitoring ist in NRW 
seit 2010 reguläre Aufgabe der Regionalpla-
nungsbehörden im Rahmen der Raumbeob-
achtung (LPlG, NRW, 2010, § 4 Abs. 4). Weit 
vorangeschritten ist diese Praxis im Regie-
rungsbezirk Düsseldorf, wo die Regional-
planungsbehörde Brachflächen unter Einbe-
ziehung untergenutzter Flächen und Wohn-
bauflächen mit in das Monitoring einbezieht. 
Der Vergleich mit der von LANUF beauftrag-
ten Brachflächenerhebung 2012 für die im 
Planungsverband gelegene Stadt Mönchen-
gladbach weist jedoch auf eine weit unter-
schätzte Anzahl an Brachflächen im regio-
nalen Siedlungsflächenmonitoring hin (Be-
rief, Pankratz 2012).

Im Rahmen des Projektes „Baulücken und 
Nachverdichtungspotenziale“ wurde vom 
Regionalverband der Metropolregion Frank-
furtRheinMain ein halbautomatisiertes Ver-
fahren entwickelt (Elend et al. 2013). Durch 
räumliche Verschneidung von Flurstücken, 
Gebäuden und der Flächennutzung wird ein 
Pool potenzieller Flächen generiert, dessen 
konkrete Eignung in einem weiteren Schritt 
manuell überprüft werden kann. Ausgangs-
datenbasis sind Gebäudegrundrisse und die 
Flurstücke der amtlichen Liegenschaftskar-

te (ALKIS) von Hessen. Es werden Wohnbau-, 
Mischbau-, Sonderbau- und Gemeindebe-
darfsflächen (extrahiert aus dem Regionalen 
Flächennutzungsplan) berücksichtigt. Die 
Mindestgröße der Flurstücke beträgt 200 m². 
Für einzelne Pilotkommunen stehen dem Re-
gionalverband validierte Daten zu Innenent-
wicklungspotenzialen für Wohnen zur Ver-
fügung (Regionalverband FrankfurtRhein-
Main 2012).

Ein Beispiel hierfür ist das „Nachhaltige Bau-
flächenmanagement Stuttgart (NBS)“. Die 
Stadt ist mit einer erheblichen Flächen-
knappheit konfrontiert. Die aufgebaute Da-
tenbank ist das zentrale Instrument für die 
Neuausrichtung der Flächennutzungspla-
nung am Ziel der Innenentwicklung. Sie dient 
zur internen und externen Information und 
zielt vor allem auf die Mobilisierung priva-
ter Grundstücke durch ein verbessertes Infor-
mationsmanagement und Entwicklung von 
Nutzungskonzepten. Die Ergebnisse der Flä-
chenerfassung wurden in eine Web-basierte – 
passwortgeschützte – Datenbank übertragen, 
auf die intern und extern zugegriffen und die 
dezentral verwaltet werden kann. Verschie-
dene Bearbeiter im Stadtplanungsamt und 
anderen Fachämtern haben im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit die Zugangsberechtigung, um 
Informationen zu aktualisieren und zu ergän-
zen. Die Inhalte der Datenbank wurden in-
zwischen in einem Web-Auftritt (www.stutt-
gart-bauflaechen.de) integriert, über den je-
der Interessent per Internet zugreifen kann. 
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3.2 Vorliegende Erkenntnisse 
zur Höhe von 
Innenentwicklungspotenzialen 

Neben der BBR-Baulandumfrage zu Wie-
dernutzungspotenzialen gibt es in Deutsch-
land bereits eine Vielzahl von insbesonde-
re regional und lokal ausgerichteten Studi-
en und Erfassungen mit dem Ziel der Lokali-
sierung und Quantifizierung von Innenent-
wicklungspotenzialen. Durch unterschiedli-
che Definitionen und Erhebungsmethoden 
ist die Vergleichbarkeit dieser Studien zwar 
eingeschränkt, jedoch stellen die jeweiligen 
Größenordnungen der Potenziale bereits ers-
te Orientierungsmöglichkeiten zur Bedeu-
tung dieser Potenziale für eine flächenspa-
rende Siedlungsentwicklung und letztlich zur 
Einordnung der Ergebnisse einer bundeswei-
ten Erhebung dar.

Folgende Fragen stehen im Mittelpunkt: 

•	 Welche Größenordnungen haben Innen-
entwicklungspotenziale in Deutschland?

•	 Wie valide sind die Daten?

•	 Wie sind die Potenziale zusammengesetzt?

•	 Welche Unterschiede bestehen nach 
Raumkategorien und Definitionen?

•	 Welche Konsequenzen ergeben sich aus 
den bekannten Zusammenhängen für 
eine bundesweite Erhebung?

Bundesweite Schätzungen

Für eine exakte Bestimmung des Innen-
entwicklungspotenzials allgemein bzw. 
von Brachflächen im Besonderen fehlen in 
Deutschland präzise und flächendeckend 
verfügbare Daten (vgl. KBU 2009). Aufgrund 
dieses Umstandes gab es mehrere Bemü-
hungen, deren Größenordnungen auf Ba-
sis der amtlichen Flächennutzungsstatistik 
oder über eigene Erhebungen zu schätzen. 

Die jeweiligen Schätzungen sind nur schwer 
miteinander vergleichbar. Dennoch könnten 
sie erste Hinweise zu Größenordnungen und 
Tendenzen liefern. Als Bezugsbasis für einen 
(inner- und überregionalen) Vergleich wer-
den häufig die Bevölkerungszahl (m²/Ein-
wohner) oder die Gebäude- und Freifläche 
(GF, %) als Teilgröße der Siedlungs-und Ver-
kehrsfläche herangezogen.23

Die vom Statistischen Bundesamt im Rah-
men der Umweltökonomischen Gesamt-
rechnung (UGR) berechneten Schätzungen 
ergaben für das Jahr 1992 eine Fläche von 
121.100  ha ungenutzter Siedlungsflächen 
in Deutschland (entspricht 14,8 m² je Ein-
wohner (EW) oder 5,8 % der Gebäude- und 
Freifläche (GF)) (Tabelle 3.1). Bis zum Jahr 
2000 erhöhte sich dieser Wert auf 158.200 ha 
(19,2 m²/EW, 6,9 % GF). In den Folgejahren 
verringerte sich die ungenutzte Siedlungsflä-
che allerdings wieder auf zuletzt 132.900 ha 
im Jahr 2008 (16,2 m²/EW, 5,4 % GF). Die un-
genutzte Siedlungsfläche ist demnach seit 
der Jahrtausendwende stark rückläufig. Zu 
berücksichtigen ist, dass es sich nicht nur um 
Innenentwicklungsflächen handelt, sondern 
dass auch Flächen im Außenbereich enthal-
ten sind, die v. a. bei militärischen Konversi-
onsflächen große Ausmaße annehmen kön-
nen und in Ostdeutschland in den vergan-
genen Jahren im großen Stil renaturiert wur-
den. Nach Auskunft des Statistischen Bun-
desamtes ist eine Fortschreibung zurzeit 
nicht vorgesehen. 

Das Umweltbundesamt (UBA) schätzte an-
hand einer ähnlichen Zahlenbasis die Grö-
ßenordnung von Siedlungsbrachen für das 
Jahr 1996 auf 125.000 bis 128.000 ha und für 
das Jahr 2000 auf ca. 139.000 ha (UBA 2003, 
S. 42 f.). Bezogen auf die Bevölkerung ergibt 
das einen Wert von 15,6 bzw. 16,9 m² je Ein-
wohner und bezogen auf die Gebäude- und 
Freifläche von 5,8 bzw. 6,0 %. Eine Schätzung, 

Tabelle 3.1 
Vergleich bundesweiter Schätzungen zu Brachflächen bzw. zu dieser Kategorie zuordenbarer Flächen,  
in ha

Schätzung von 1992 1996 2000 2003 2004 2006 2008

Ungenutzte Sied-
lungsfläche (UGR)

121.100 133.300 158.200 150.200 132.900

Siedlungsbrache 
(UBA)

125.000 
-

128.000

139.000 168.000

Ungenutzte Sied-
lungs- und Ver-
kehrsfläche (UBA)

176.000

Wiedernutzungspo-
tenziale (BBR)

49.000 63.000

Quelle:	 Statistisches Bundesamt 2012, Umweltbundesamt 2003, KBU 2009; BBR 2004, Ferber et al. 2010

(23)
In den Raum+ Studien wird auch 
die Kategorie „Raumnutzer“ als 
Summe von Einwohnern und 
Beschäftigten herangezogen. 
Grund ist die Flächeninanspruch-
nahme durch Gewerbe, welche 
über Einwohner nur bedingt ab-
gebildet wird. Einpendlergebie-
te verfügen demnach über we-
niger Potenziale je Raumnutzer 
als Auspendlergebiete. Da Be-
schäftigte je nach Branche sehr 
unterschiedliche Flächen in An-
spruch nehmen (z. B. Logistik vs. 
Dienstleistungen in Mischgebie-
ten), wurde hier von dieser Be-
zugsgröße Abstand genommen. 
Des Weiteren wird der Bezug zu 
„Raumnutzern“ in anderen Erhe-
bungen nicht hergestellt, so dass 
ein Vergleich auf dieser Basis 
nicht möglich ist.
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die auch Verkehrs- und Betriebsflächen mit 
einschließt, kommt für das Jahr 2004 auf ei-
nen Wert von 176.000 ha ungenutzter Sied-
lungs- und Verkehrsfläche (21,3 m²/EW; 7,4% 
GF) (KBU 2009, S. 7).

Die vorgestellten Schätzungen des UBA und 
der UGR wurden auf Basis von acht Bundes-
ländern24 hochgerechnet. Nur diese erheben 
die „ungenutzte Siedlungsfläche“ bzw. die 
Teilgröße ungenutzte Gebäude- und Freiflä-
che. Es handelt sich um eine Restgröße, zu 
denen keine Produktions- oder Konsumak-
tivitäten zugeordnet werden konnten. Die 
Interpretation des Merkmales „ungenutz-
te Siedlungsfläche“ bzw. die Teilgröße unge-
nutzte Gebäude- und Freifläche (AdV-Schlüs-
selnummer 290) der amtlichen Flächensta-
tistik ist jedoch problematisch, da die Erhe-
bung dieses Merkmals nicht einheitlich er-
folgt (s. u.). Ebenso ist eine grundstücks-
scharfe Validierung bisher nahezu unmög-
lich. Bei Verfügbarkeit auf Gemeindeebe-
ne lassen sich allerdings grobe Rückschlüs-
se durch die jeweilige räumliche Verteilung 
ziehen. Zur Einschätzung der Validität wurde 
anhand von Sachsen und Nordrhein-West-
falen die gemeindescharfe Ausprägung nä-
her untersucht: 

Ein solcher Vergleich auf Gemeindeebene 
für Sachsen zeigt, dass v. a. Gemeinden im 
Umfeld von Großstädten (mit neuen Gewer-
begebieten), Gemeinden mit ehemaligen 
Truppenübungsplätzen sowie mit aktiven 
oder ehemaligen Tagebauen über sehr hohe 
Werte verfügen (Abbildung 3.2). 17 Gemein-
den in Sachsen verfügen dagegen statistisch 
über keine ungenutzte Gebäude- und Freiflä-

che. Eine hohe Deckungsgleichheit mit Regi-
onen, die stark von Bevölkerungsschrump-
fung oder Strukturwandel betroffen waren 
oder sind (als eine mögliche Ursache von Bra-
chen), ist nicht erkennbar. Nach Auskunft des 
Statistischen Landesamtes diente die Kate-
gorie 290 in Sachsen als „Schlüsselbrücke“ 
der ALB-Nutzungsart 120 „Bauplatz“. Mit die-
sem Merkmal wird somit (in Sachsen) offen-
bar in hohem Maße die (ehemalige) Bautä-
tigkeit abgebildet und eben nicht die unge-
nutzte Gebäude- und Freifläche im Sinne von 
Brachflächen. 

Das Muster der gemeindescharfen Ausprä-
gungen der „ungenutzten Gebäude- und 
Freifläche“ in Nordrhein-Westfalen ist ein 
anderes als in Sachsen: Hohe Anteile die-
ser Kategorie lassen sich v. a. im südlichen 
Randbereich des Bundeslandes finden (Ab-
bildung  3.2). Das vom Strukturwandel ge-
prägte Ruhrgebiet oder die prosperierenden 
Städte der Rheinschiene spiegeln sich in den 
Daten dagegen kaum wider. Zwar ist diese 
Kategorie im Nutzungsartenkatalog des Lie-
genschaftskatasters (im Gegensatz zu Sach-
sen) enthalten (Siedentop, Fina 2010), jedoch 
ist die Zuordnung der Kategorie „ungenutz-
te Gebäude- und Freifläche“ in NRW von der 
subjektiven Bewertung des Bearbeiters ab-
hängig. Baulücken und neu erschlossene Ge-
werbegrundstücke sind in dieser Kategorie 
enthalten (IBOMA/AKOPLAN 2002, zit. nach 
Berief, Pankratz 2012, S. 52). 

Es ist deshalb sehr fraglich, ob (neben dem 
Problem der Aktualität) mit dem Merkmal 
„ungenutzte Gebäude- und Freifläche“ bzw. 
Siedlungsfläche tatsächlich Siedlungsbrach-

(24)
Bayern, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Sachsen und Schles-
wig-Holstein

Abbildung 3.2 
Ausprägung des Merkmals „ungenutzte Gebäude- und Freifläche“ in den Gemeinden der Bundesländer 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen  
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flächen bzw. Innenentwicklungspotenziale 
erfasst werden. Berief, Pankratz (2012, S. 67) 
kommen deshalb für NRW zu dem Schluss, 
dass die Kategorien der amtlichen Flächen-
statistik „keine geeignete Grundlage zur Ab-
schätzung der Brachflächensituation…“ 
sind. Das ALKIS-Attribut „Außer Betrieb, still-
gelegt, verlassen“ könnte jedoch bei zielge-
richteter Erfassung künftig diese Funktion er-
füllen (Siedentop, Fina 2010, S. 16).

Zwischen 1993 und 2006 führte das BBR in 
regelmäßigen Abständen die Baulandumfra-
ge bei ausgewählten Städten und Gemein-
den durch. Ein Teil der Befragung bezog sich 
auf Wiedernutzungspotenziale für Wohnen 
und Gewerbe. Mit dieser Eingrenzung wur-
de bewusst auf reaktivierbare Brachflächen 
abgezielt, sodass nur ein Teil der Innenent-
wicklungspotenziale abgedeckt wurde. Die 
Hochrechnung für das Jahr 2003 ergibt eine 
Fläche von 49.000 ha in Deutschland (5,9 m²/
EW, 2,1 % GF). Bis 2006 nahm die Fläche um 
14.000 ha (+ 29 %) auf 63.000 ha zu (7,7 m²/
EW, 2,6 % GF). Der abnehmende Trend nach 
den Zahlen der UGR konnte somit anhand 
der Wiedernutzungspotenziale nicht bestä-
tigt werden. Nach den Angaben der Kom-
munen bestanden die Wiedernutzungspo-
tenziale 2003 „zu 40 % aus Gewerbebrachen, 
zu 35 % aus Konversionsflächen, [zu] 10 % 
[aus] Bahn- und Postbrachen und der Rest 
aus Verkehrs- und sonstigen Brachflächen.“ 
(BBR 2004, S. 66)

Eine Unterscheidung in Innen- und Außen-
bereich erfolgte bei den bisherigen bundes-
weiten Schätzungen explizit nicht. Eine hohe 
Deckungsgleichheit mit Innenbereichsflä-
chen ist v. a. bei der BBR-Erhebung zu den 
Wiedernutzungspotenzialen zu erwarten.

Lokale und regionale Erhebungen 

Die Analyse aktueller Studien, die keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, ergab 
auf regionaler Ebene ein sehr breites Spek-
trum von 3 bis 23 m² je Einwohner (Abbil-
dung 3.3). Auf kommunaler Ebene werden 
sogar Höchstwerte von ca. 54 m² bzw. 82 m² 
je Einwohner erreicht (komreg).  

Während in den „Raum+ Studien“ zu Baden-
Württemberg und der Region Rhein-Neckar 
nur eine grobe regionale Auflösung veröffent-
licht wurde und das Spektrum nur gering ist 
(7 bis 10 m² je Einwohner) (Elgendy et al. o. A. 
d. J.; Michels et al. 2009), liegt die Spannweite 
in der „Raum+ Studie“ für Rheinland-Pfalz in 
der Region Rheinhessen Nahe bei ca. 11 m² 
und für die Region Trier bei ca. 22,5 m² je Ein-

wohner (Elgendy et al. 2011a). Die höheren 
Quantitäten resultieren jedoch offensicht-
lich nicht ursächlich aus differierenden Ge-
gebenheiten im Untersuchungsraum, son-
dern hauptsächlich aus der Erfassung klei-
nerer Flächen.25

Sehr aufschlussreich ist in dieser Hinsicht 
die Studie in derselben Projektreihe für die 
Region Ost-Württemberg. In diesem Projekt 
wurden neben den Kategorien der Vorgän-
gerprojekte Baulücken ab 200 m² erfasst. Die-
se detailliertere Erfassung – bei sonst gleicher 
Methodik – ergab somit mehr als doppelt so 
hohe Innenentwicklungspotenziale (Elgen-
dy et al. 2011b). Mit Berücksichtigung klein-
flächiger Baulücken reicht das (kleinräumi-
ger aufgelöste) Spektrum von 15 bis 22 m² je 
Einwohner. Ohne Baulücken beläuft es sich 
hier hingegen nur zwischen 6 und 7 m². Wei-
tere Studien, die kleinere Baulücken expli-
zit berücksichtigen (denen allerdings andere 
Erhebungsmethoden zugrunde liegen), wei-
sen z. T. ähnlich hohe Innenentwicklungspo-
tenziale auf. 

Eine ähnliche Bedeutung von Baulücken – bei 
insgesamt höheren Werten – stellt sich bei der 
Flächenerhebung im nordbayrischen Land-
kreis Bad Kissingen, auf Basis der Flächen-
management-Datenbank des Bayrischen 
Landesamtes für Umwelt, heraus. Die Poten-
ziale summieren sich einschließlich Baulü-
cken auf 49 m² je Einwohner. Ohne Baulü-
cken beträgt das Potenzial lediglich 20 m² je 
Einwohner. Im Nachbarlandkreis Schwein-
furt ergibt sich bei denselben Flächenkate-
gorien und unter Nutzung derselben Daten-
bank-Software eine ähnliche Proportion (ein-
schließlich Baulücken: 44 m² je Einwohner, 
ohne Baulücken 16 m² je Einwohner).

Für die Region Ruhr, die stark vom Struktur-
wandel betroffen ist und in der eine hohe 
Brachflächenzahl zu erwarten ist, wurden 
hingegen nur sehr geringe Potenziale von 
ca. 3 m² je Einwohner ermittelt. Es ist zu ver-
muten, dass hier neben einer sehr hohen 
Einwohnerdichte auch methodische Grün-
de eine Rolle spielen. Bei dieser Studie erfolg-
te die Ermittlung von Innenentwicklungspo-
tenzialen primär mit Hilfe der Auswertung 
von Geodaten (Orthophotos, Flächennut-
zungspläne, Regionalpläne und Atlas der In-
dustrie- und Gewerbestandorte der Region). 
Im Anschluss an die Erhebung der Rohdaten 
erfolgte eine Validierung der Daten durch die 
Kommunen über eine internetgestützte web-
GIS-Anwendung bzw. lokaler GIS-Software 
(vgl. Iwer 2011 sowie Abschnitt 3.1). Trotz Ein-
bindung der Kommunen in die Studie fällt 

(25)
In den Raum+ Untersuchungen 
für Baden-Württemberg und der 
Region Rhein-Neckar wurde für 
Kommunen mit einer Einwohner-
zahl von mehr als 15.000 Ein-
wohnern eine Mindestflächen-
größe von 5.000 m² festgelegt. In 
Kommunen mit weniger Einwoh-
nern lag die Grenze bei 2.000 m². 
In der Studie zu Rheinland-Pfalz 
wurden grundsätzlich alle Poten-
zialflächen ab 2.000 m² unab-
hängig von der Einwohnerzahl 
erhoben, zudem wurden erst-
mals „mögliche Brachflächen“ er-
fasst. In allen drei Projekten wur-
den die Kategorien innerörtliche 
unbebaute Flächen (die nicht ex-
plizit als Grün-, Landwirtschafts- 
oder Waldfläche ausgewiesen 
waren), Brachflächen, unter-
nutzte Flächen, „falsch genutz-
te“ Flächen sowie Baulücken ab 
2.000 m² erfasst.
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Abbildung 3.3 
Höhe der Innenentwicklungspotenziale nach ausgewählten Regionen und Gemeinden mit veröffentlichten 
Potenzialdaten
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Quelle:	 Dahlmann et al. 2007; Elgendy et al. 2011a; Elgendy et al. 2011b; Ferber et al. 2006; Juckenack et al. 2003; 
Landeshauptstadt Dresden; Landkreis Bad Kissingen 2010; Landkreis Schweinfurt 2011; Ministerium für 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein 2011; Müller-Herbers; Kauertz 
2010; eigene Berechnungen 
* einschließlich Baulücken > 2.000 m² 
** einschließlich „geringfügig genutzter Flächen“ 
*** einschließlich „geringfügig genutzter Flächen“ sowie teilw. Arrondierungen 
**** geringfügig bebaute Grundstücke, Wohngebäude leerstehend, Hofstelle leerstehend, Hofstelle mit Rest-
nutzung, Gewerbebrache ohne Nutzung

auf, dass die erhobenen Potenziale quanti-
tativ deutlich geringer ausfallen als bei den 
Raum+ Studien, bei denen die kommunalen 
Vertreter durch Expertengespräche persön-
lich eingebunden wurden.

Außergewöhnlich hohe Potenziale wurden 
im Rahmen des Projektes komreg in den 
Umlandgemeinden von Freiburg erfasst. In-
nerhalb der beteiligten Umlandgemeinden 
reichte die Spannweite der Innenentwick-
lungspotenziale von 22 m² bis 54 m² je Ein-
wohner. Dies ist umso mehr überraschend, 
da es sich um einen ausgesprochen prospe-
rierenden Raum handelt. Einschließlich der 
dominierenden Stadt Freiburg ergibt sich für 
die Gesamtregion ein Wert von 18 m² je Ein-
wohner. Zum einen wurden explizit Baulü-
cken sowie in geringerem Maße sog. „Alt-
hofstellen“ erfasst, zum anderen sind jedoch 
auch „geringfügig genutzte Flächen“ im Sin-
ne von Nachverdichtungspotenzialen enthal-
ten. Letztere machen in diesem Fall ca. zwei 
Drittel der Potenziale aus, so dass sich die In-
nenentwicklungspotenziale ohne „geringfü-
gig genutzte Flächen“ in der komregRegion 
Freiburg auf ca. 7 m² je Einwohner belaufen 
würden.26  Wird dem Vorschlag der Autoren 
der Studie gefolgt und nur ein Drittel der „ge-

ringfügig genutzten Flächen“ berücksichtigt 
(planerischer Auswahl- und Abwägungspro-
zess), würde das Innenentwicklungspotenzi-
al dagegen ca. 10 m² je Einwohner betragen 
(eigene Berechnungen anhand der veröffent-
lichten Daten von Müller-Herbers; Kauertz 
2010, S. 155).27 Die hohen Werte der Region 
Freiburg sind demnach hauptsächlich me-
thodisch begründet und nicht mit den übri-
gen, methodisch und definitorisch restrikti-
veren Studien vergleichbar. Nichtsdestotrotz 
verdeutlicht die Studie sehr beeindruckend, 
dass bei entsprechender Mobilisierung von 
Flächen ein Großteil der Wohnungsnachfrage 
auf den Innenbereich gelenkt werden kann.

Für Regionen in Ostdeutschland gibt es hin-
gegen nur wenige aktuelle Quellen, in denen 
eine Quantifizierung der Innenentwicklungs-
potenziale/Brachflächen veröffentlicht wur-
de. Die vorliegenden Zahlen deuten erwar-
tungsgemäß darauf hin, dass in den östli-
chen Bundesländern wesentlich höhere In-
nenentwicklungspotenziale vorliegen. Ein 
sehr hoher Wert ergibt sich beispielsweise 
für Dresden mit mehr als 30 m² je Einwoh-
ner (1.663 ha) Brachflächen und Baulücken 
aus den kommunalen Katastern (Landes-
hauptstadt Dresden 2008, S. 58).28 In einer 

(26)
Die in den Raum+ Studien er-
fassten „untergenutzten“ Flä-
chen (die nur teilweise genutzt 
werden bzw. für die planerisch 
eine höherwertige Nutzung an-
gestrebt ist) werden offenbar re-
striktiver definiert.
(27)
In der Gemeinde Ballrechten-
Dottingen lag das Potenzial so-
gar bei 82 m² je Einwohner, 
jedoch waren hier auch z. T. Ar-
rondierungsflächen mit enthal-
ten.
(28)
Nach Burmeier et al. 1999 sind 
„die kommunalen Kataster aus-
gesprochen unterschiedlich kon-
zipiert, daher nicht vergleichbar 
und in ihrer Zusammenschau 
kaum aussagekräftig“ (Drans-
feld et al. 2002, S. 20). Ange-
sichts des technischen Fort-
schritts ist es allerdings denkbar, 
dass sich die Qualität der Katas-
ter bis heute zum einen verbes-
sert und zum anderen angenä-
hert hat. Dies war jedoch nicht 
Untersuchungsgegenstand des 
Projekts.
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Modellregion in Thüringen wurden dage-
gen ca. 24 m² je Einwohner Brachflächen (ab 
1.000 m² Größe) erfasst (Juckenack 2003). In 
den Modellstädten Chemnitz, Freiberg und 
Brand-Erbisdorf betrug das Innenentwick-
lungspotenzial aus Brachflächen und Baulü-
cken (ab 500 m²) ca. 16 m² (Ferber et al. 2006). 

Aufgrund regionaler und gemeindebezoge-
ner Ergebnisse sind Verallgemeinerungen zu 
möglichen raumstrukturellen Abhängigkei-
ten anhand dieser Datenbasis noch sehr ge-
wagt. Es stellt sich u. a. die Frage, ob es Hin-
weise in den erfassten Studien gibt, die auf 
raumstrukturelle Zusammenhänge schlie-
ßen lassen, die wiederum für eine deutsch-
landweite Erhebung relevant sein könnten. In 
den vorliegenden Studien sind dazu nur we-
nige Hinweise zu finden. Ohne Berücksich-
tigung kleinflächiger Baulücken sind Unter-
schiede, z. B. nach Gemeindegrößenklassen 
oder zentralörtlicher Funktion, zu vermu-
ten. Die Ergebnisse deuten tendenziell dar-
auf hin, dass in Kategorien mit geringer Sied-
lungsdichte die Potenziale je Einwohner hö-
her sind als in Kategorien mit höherer Dichte 
(Abbildung 3.4). Werden kleinflächige Baulü-
cken mit einbezogen, ist dieser Befund we-
sentlich deutlicher ausgeprägt. Die Bewer-
tung innerhalb des komreg-Projekts war in 
diesem Zusammenhang folgende: „Umfang 
und Verteilung der Innenentwicklungspo-
tenziale in den Partnerkommunen zeigen, 
dass nicht, wie ursprünglich vermutet, be-
stimmte Gesetzmäßigkeiten zwischen Um-

fang bzw. Struktur der ermittelten Bauland-
potenziale und anderen kommunenspezifi-
schen Merkmalen, wie beispielsweise Sied-
lungstypen, topographischen Gegebenhei-
ten oder Nähe zum Oberzentrum, herausge-
arbeitet werden konnten. Korrelationen las-
sen sich dagegen zwischen der Einwohner-
zahl und dem Umfang der Baulandpotenzi-
ale in den Kommunen feststellen.“ (Müller-
Herbers, Kauertz 2010, S. 155 f.). Am deut-
lichsten ist dieser Zusammenhang, wenn „ge-
ringfügig genutzte Flächen“ (i. S. v. Nachver-
dichtungspotenzialen) einbezogen werden. 
Ein etwas geringerer Effekt ergibt sich bei 
der Hinzuziehung von Baulücken. Werden 
dagegen nur Brachflächen und Althofstellen 
in die Betrachtung eingeschlossen, war die-
ser Zusammenhang für Kommunen < 30.000 
Einwohner dagegen nicht feststellbar (eige-
ne Berechnungen). Anzumerken ist hierbei, 
dass es sich nur um eine kleine Region han-
delt und dass die Größe der beteiligten Ge-
meinden nur wenig streut, so dass dieser Be-
fund nicht verallgemeinerbar ist. 

Die Ergebnisse der BBR-Baulandumfra-
ge lassen darüber hinaus den Schluss zu, 
dass Metropolen ggf. durch Sonderstruktu-
ren (z. B. große ehemalige Bahnflächen etc.) 
über etwas höhere (Wiedernutzungs-)Poten-
ziale je Einwohner verfügen. Die BBR-Bau-
landumfrage ergab weiterhin, dass vor allem 
schrumpfende Kommunen zu einem hohen 
Anteil über Wiedernutzungspotenziale ver-
fügen.29 Quantitative Untersuchungen, wie 

Abbildung 3.4 
Innenentwicklungspotenziale (in m² je Einwohner) nach Gemeindegrößenklassen und Raumkategorien
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(29)
So verfügen knapp 80  % der 
stark schrumpfenden Kommu-
nen über Wiedernutzungspo-
tenziale für gewerbliche Nutzung. 
Stark wachsende Kommunen 
dagegen nur zu 53 %. Flächen-
Quantitäten wurden nicht veröf-
fentlicht (BBR 2007c, S. 123).
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hoch die Flächenpotenziale in schrumpfen-
den Kommunen im Vergleich zu wachsenden 
Kommunen sind, liegen nicht vor. 

Resultieren die erkennbaren Unterschiede 
der Potenziale je Einwohner zwischen Räu-
men mit hoher Siedlungsdichte und geringer 
besiedelten Räumen womöglich allein aus 
der Dichtekomponente? Hintergrund dieser 
Frage ist, dass auch andere Siedlungsflächen-
komponenten und das Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenwachstum in den geringer be-
siedelten Räumen höhere Flächenzahlen je 
Einwohner aufweisen als z. B. in stark ver-
dichteten Räumen (Schiller et al. 2009, S. 63). 
Es ist deshalb aufschlussreich, die Potenzia-
le auf die Siedlungs- und Verkehrsfläche bzw. 
auf die Teilkomponente Gebäude- und Frei-
fläche zu beziehen. Insgesamt zeigt sich beim 
Flächenbezug ein anderes Bild als beim Ein-
wohnerbezug. Im Allgemeinen sind die Un-
terschiede zwischen den einzelnen Raumka-
tegorien weniger groß. Je nach den verwen-
deten Raumkategorien bzw. Gemeindegrö-
ßenklassen und den veröffentlichten Daten 
ergeben sich jedoch unterschiedliche Inter-
pretationsmöglichkeiten bzw. widersprüch-
liche Aussagen. Zum einen deutet sich an, 
dass Oberzentren über höhere Innenent-
wicklungspotenziale je Gebäude- und Frei-
fläche verfügen als die anderen Raumkate-
gorien. Letztere unterscheiden sich jedoch 
diesbezüglich nicht wesentlich (Raum+ Stu-
die Baden-Württemberg 2008). Die Studie zur 
Region Rhein-Neckar ergibt durch die gerin-
ge Spannbreite der Gemeindegrößenklassen 
beispielsweise keine Hinweise auf gemeinde-
größenbedingte Unterschiede. Bemerkens-
wert ist dagegen die Aufschlüsselung der Er-
gebnisse für Ostwürttemberg: Während die 
Innenentwicklungspotenziale ohne Baulü-
cken nach raumstrukturellen Merkmalen na-
hezu gleich sind, zeigen sich unter Berück-
sichtigung von Baulücken deutliche Aus-
schläge bei der sog. „Randzone um den Ver-
dichtungsraum“ aber auch beim ländlichen 
Raum im engeren Sinne. Da die Region sehr 
klein ist und die verdichteten Raumkategori-
en anhand der Einwohnerzahl von wenigen 
Städten dominiert werden, ist eine Verallge-
meinerung für Deutschland nicht möglich.

3.3	 Zwischenfazit – vorliegende 
Aktivitäten und Erkenntnisse

Auf Bundesebene gab es bisher mehrere Be-
mühungen, Flächenpotenziale zur Innenent-
wicklung abzuschätzen (vgl. Tabelle 3.1). Da-
bei handelt es sich zum einen um Teilpoten-
zialerhebungen (Wiedernutzungspotenziale) 
und zum anderen um Abschätzungen auf Ba-
sis der amtlichen Flächenstatistik. Bei letzte-
rer ergeben sich grundsätzliche Zweifel in der 
Validität. Insgesamt ist deshalb die Informa-
tionsbasis zur Einschätzung von Innenent-
wicklungspotenzialen auf gesamtdeutscher 
Ebene unbefriedigend.

Regionale Erhebungen weisen nach den Er-
kenntnissen vorliegender Studien eine sehr 
große Spannweite der Befunde zu Innenent-
wicklungspotenzialen auf (vgl. Abbildung 
3.3), die allerdings zu einem großen Teil auch 
durch methodische, konzeptionelle und in-
haltliche Unterschiede begründet sind (ein-
schließlich unterschiedlicher Definitionen 
von Innenentwicklungspotenzialen).

In den durch starken Siedlungsdruck gekenn-
zeichneten Räumen, wie Bayern oder Ba-
den-Württemberg, hat beispielsweise Leer-
stand kaum eine Bedeutung, hingegen spie-
len Baulücken und die definitorisch sehr 
weit gefassten „Innenentwicklungspotenzi-
ale“ unter Einschluss von planerisch zu be-
wertenden bzw. abzuwägenden Potenzialen 
(vgl. Tabelle 2.1) eine zentrale Rolle. Piloter-
hebungen in Sachsen zielen vorwiegend auf 
die durch den Strukturwandel hervorgerufe-
nen Brachflächen und Altlasten auf gewerb-
lich bzw. militärisch vorgenutzten Standor-
ten. In Niedersachsen steht die durch den 
Strukturwandel und den negativen demogra-
phischen Trend verstärkte Brachflächenthe-
matik im Vordergrund. Im vergleichsweise 
dynamischen Markt Berlin werden Baulü-
cken im Rahmen des öffentlich zugänglichen 
„Baulückenmanagements“ definitorisch weit 
gefasst und schließen auch un- oder unterge-
nutzte größere Standorte mit ein, für deren 
Erschließung ein umfangreicheres Gesamt-
konzept notwendig wäre. 

In den regionalen Studien gibt es, bezogen 
auf die Einwohnerzahl, Hinweise auf Zusam-
menhänge mit raumstrukturellen Merkma-
len, zur Gemeindegröße und zur demogra-
phischen Situation (Schrumpfung vs. Wachs-
tum). Bezogen auf die Gebäude- und Frei-
fläche sind die Unterschiede zwischen Ge-
meindemerkmalskategorien allerdings we-
niger deutlich ausgeprägt. Trotz dieses in-
differenten Befunds sollte eine bundesweite 
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Erhebung an einem raumstrukturellen Ras-
ter ausgerichtet sein, um das zu erwartende 
(und sich verändernde) Spektrum der Innen-
entwicklungspotenziale in Deutschland ad-
äquat abdecken zu können.

Eine abschließende Beurteilung dieser ver-
muteten Zusammenhänge ist aufgrund der 
unvollständigen Datenlage und sich ggf. re-
gional überlagernder Effekte nicht möglich, 
was wiederum die Notwendigkeit einer um-
fassenden deutschlandweiten Erfassung mit 
einheitlicher Definition und Erhebungsme-
thodik unterstreicht. Insbesondere die Er-
fassung von Nachverdichtungspotenzialen 
(komreg: „geringfügig genutzte Flächen“) 
kann zu einer starken Erhöhung der (theo-
retischen) Potenziale führen, die jedoch nach 
planerischer Bewertung/Abwägung und Aus-
handlung nur zu einem gewissen Teil real ge-
nutzt werden können. Eine Aufnahme dieser 
Kategorie und weiterer „Abwägungspotenzi-
ale“ birgt deshalb für eine bundesweite Er-
hebung Risiken der Erhöhung von Unschär-
fen für das Endergebnis, die vermieden wer-
den sollten.

Für die spätere vergleichende Validierung 
bundesweiter und regionalisierter Ergebnis-
se der bundesweiten Erhebung bieten die 
vorliegenden Studien insgesamt zunächst 
einen Werte-Korridor zur Plausibilitätsab-
schätzung eigener Ergebnisse. Im Detail sind 
die konzeptionellen, methodischen und in-
haltlichen Besonderheiten der vorliegenden 
Studien zu berücksichtigen. Im weiteren Pro-
jektverlauf zeigte sich, dass insbesondere die 
Daten der Raum+ Erhebungen nach geeig-
neter Aufbereitung für die Validierung regi-
onalisierter Ergebnisse verwendet werden 
konnten.

Konzeptionelle, methodische und inhaltli-
che Besonderheiten der vorliegenden Ansät-
ze und Verfahren, die für die Diskussion um 
einfache Verfahren Berücksichtigung finden 
sollten, sind in Abschnitt 7.3 noch einmal ta-
bellarisch zusammenfassend dargestellt (Ta-
belle 7.1).
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4 Bundesweite Erhebung von 
Innenentwicklungspotenzialen

Einer der Schwerpunkte des Projektes war 
eine repräsentative Befragung von Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen in Deutschland zur 
Höhe von Innenentwicklungspotenzialen 
und entsprechenden Erfassungsaktivitäten 
sowie die ergänzende Durchführung qualita-
tiver Fallstudien. Im Folgenden werden Erhe-
bungsmethoden (einschließlich Fragen der 
Stichprobenziehung und Repräsentativität) 
und Ergebnisse vorgestellt.

4.1 Erhebungsmethoden

Standardisierte Befragung

Stichprobenziehung und Umsetzung der 
Befragung

Die Befragung wurde als standardisierte On-
line-Befragung unter einer im Sinne des For-
schungsinteresses repräsentativen Stichpro-
be von zunächst rund 10 % aller deutschen 
Städten und Gemeinden (Grundgesamtheit 
zum Zeitpunkt der Stichprobenziehung: 
n = 11.255 „statistische“ Gemeinden) konzi-
piert. Die Auswahl der zu befragenden Ge-
meinden orientierte sich an einer Verknüp-
fung von kombinierten Regions- und Ge-
meindetypen mit den Bundesländern. Als 
Basis dienten hier die vom BBSR entwickel-
ten Großstadtregionen ohne die äußeren 
Verflechtungsbereiche sowie die Stadt- und 
Gemeindetypen30 des BBSR, die zum einen 
auf Einwohnerzahl und zum anderen auf 
zentralörtlichen Funktionen aufbauen (vgl. 
BBSR 2012, S. 30 ff. und S. 72 ff.). Aus die-
sem Raster ergibt sich eine Matrix von 128 
Zellen (8 Typen x 16 Bundesländer), von de-
nen insgesamt 98 Zellen besetzt sind. Abhän-
gig vom Gemeindetyp wurden unterschiedli-
che Stichprobenquoten angesetzt. Während 
Großstädte zu 100 % in die Stichprobe aufge-
nommen wurden, erfolgte die Berücksichti-
gung von Mittelstädten zu 20 %, von Klein-
städten zu 10 % und von Landgemeinden zu 
5 %. Es handelt sich somit um eine dispro-
portional geschichtete Stichprobenauswahl. 
Durch die Schichtung der Stichprobe erhö-
hen sich (bei gleichzeitiger Kostenminimie-
rung) zum einen die allgemeine Zuverläs-
sigkeit und zum anderen die regionale Re-
präsentation der Befragungsergebnisse. Der 
Stichprobenfehler wird für das Gesamter-
gebnis im Vergleich zu einer einfachen Zu-

fallsstichprobe reduziert (vgl. Kromrey 2000, 
S. 283 ff.). Als Ergebnis wurde eine Stichpro-
be von 1.086 Städte- und Gemeinden per Zu-
fallsauswahl gezogen (1. Stichprobe). 

Das Vorgehen sichert zum einen eine adäqua-
te räumliche Streuung und proportionale Be-
rücksichtigung unterschiedlicher Gemein-
deverfassungen in den Bundesländern (un-
terschiedliche Mindestgrößen von Gemein-
den). Zum anderen sollten die Gemeinde-
typen (Gemeindegröße in Kombination mit 
Großstadtregionen), unterschiedliche Situa-
tionen bezüglich Wachstum und Schrump-
fung (Siedlungsdruck) sowie Verwaltungs-
größe und Verwertungsmöglichkeiten von 
Flächen abgedeckt werden. Diese Differen-
zierung ermöglicht ebenso eine strukturier-
te Rücklaufkontrolle. Zu den ausgewählten 
Städten und Gemeinden wurden E-Mailad-
ressen über die Internetseiten der Kommu-
nalverwaltungen recherchiert. In Kommu-
nen mit mehr als 10.000 Einwohnern wur-
den die Kontaktdaten der jeweiligen Fach-
ämter (in erster Linie Stadtplanungsämter) 
recherchiert. War in kleinen Gemeinden kei-
ne Internetseite oder E-Mail-Adresse recher-
chierbar, wurden ersatzweise die Kontaktda-
ten der Verbandsgemeinde/Verwaltungsge-
meinschaft in die Datenbank übernommen.

Um spätere Auswertungen nach den einzel-
nen Gemeindetypen sicher zu stellen, wurde 
ein Mindestrücklauf von n > 30 je Gemeinde-
typ angestrebt. Im Laufe der Befragung deu-
tete sich für einige Gemeindetypen eine kri-
tische Fallzahl an. Aus diesem Grund wurde 
im August 2012 eine Ergänzungsstichprobe 
gezogen. Es wurde für alle Bundesländer eine 
proportionale Stichprobe der Gemeindety-
pen „Mittelstadt innerhalb Großstadtregi-
on“ (auf 36 %), „Landgemeinde innerhalb der 
Großstadtregion“ (auf 20 %) sowie „Mittel-
stadt außerhalb Großstadtregion“ (auf 36 %) 
gezogen. Im Ergebnis wurden weitere 229 Ge-
meinden in die Stichprobe aufgenommen, 
so dass die Gesamtstichprobe (Bruttostich-
probe) 1.315 Städte und Gemeinden umfasst. 
(Tabelle 4.1). Die räumliche Streuung der Ge-
samtstichprobe ist der Karte im Anhang (An-
hang 1) zu entnehmen.

Nach der Diskussion der grundsätzlichen 
Konzeption der Erhebung und des Fragebo-
genentwurfes in einem Experten-Workshop 
sowie mit dem Auftraggeber wurde zunächst 

(30) 
Große Großstadt, Kleine Groß-
stadt, Mittelstadt, Kleinstadt, 
Landgemeinde
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Tabelle 4.1  
Gesamtstichprobe (Bruttostichprobe) nach Gemeindetypen und Bundesländern 

100 % Große Großstadt

SH

0

HH

1

NI 

1

HB

1

NW

5

HE

1

RP

0

BW

1

BY

2

SL

0

BE

1

BB

0

MV

0

SN

2

ST

0

TH

0

gesamt

15

100 % Kleine Großstadt 2 0 7 1 24 4 4 8 6 1 0 2 1 1 2 2 65

36 % Mittelstadt in GSR 4 0 14 0 44 14 4 36 10 3 0 5 0 4 2 1 141

10 % Kleinstadt in GSR 12 0 23 0 6 11 28 30 19 3 0 5 3 6 5 2 153

20 %

36 %

Landgemeinde in GSR

Mittelstadt außerh. GSR

42

0

0

0

0

15

0

0

0

20

4

5

9

2

5

52

42

11

0

1

0

0

4

4

5

3

4

7

1

12

11

9

127

141

10 % Kleinstadt außerh. GSR 28 0 68 0 12 15 168 43 51 2 0 6 47 19 21 24 504

5 %

11,7 %

Landgemeinde außerh. GSR

Gesamt

25

113

0

1

1

129

0

2

0

111

4

38

14

229

4

179

54

195

0

10

0

1

13

39

13

72

8

51

4

47

29

78

169

1.315

eine überarbeitete Fragebogen-Version er-
stellt. Auf dieser Grundlage erfolgte die Um-
setzung des Fragebogens in einem bewähr-
ten Online-Fragebogen-Portal (www.sos-
cisurvey.de) und ein Pretest. Nach der ab-
schließenden Überarbeitung des Fragebo-
gens unter Berücksichtigung der Pretest-Er-
gebnisse wurde die Befragung am 29.06.2012 
gestartet. 

Die Gemeinden wurden per E-Mail mit Link 
zum Online-Fragebogen gebeten, sich an der 
Befragung zu beteiligen. In der Anlage erhiel-
ten sie eine pdf-Druckversion des Fragebo-
gens zur Orientierung, Dokumentation und 
gegebenenfalls internen Abstimmung (An-
hang 2: Druckversion Online-Fragebogen). 
Es erfolgte ein getrennter E-Mailversand 
mit modifiziertem Anschreiben an selbst-
ständige Gemeinden, Mitglieder des Deut-
schen Städtetages sowie Verwaltungsgemein-
schaften unselbstständiger Gemeinden. Der 
Deutsche Städtetag unterstützte die Befra-
gung mit einer eigenen E-Mail an die aus-
gewählten Mitgliedsstädte. Die Beteiligung 
der Städte und Gemeinden wurde kontinu-
ierlich erfasst. Darauf aufbauend erfolgten 
Erinnerungs-E-Mails an die verbliebenen 
Kommunen. Im September erfolgte zusätz-
lich eine telefonische Nachfassaktion. Fo-
kussiert wurde dabei auf Kommunen, die bis 
dato schwach besetzten Matrixfeldern zuzu-
ordnen waren. Der Abschluss der Feldphase 
erfolgte am 15.10.2012.

Rücklauf und Repräsentativität

Eine vollständige Bearbeitung des Frage-
bogens erfolgte in 446 Fällen. In diesen Fäl-
len sind jedoch auch Testausfüllungen so-
wie doppelte Fälle enthalten. Des Weiteren 
wurde der Fragebogen 272 Mal unvollstän-
dig ausgefüllt. Die überwiegende Zahl der 

unvollständigen Fragebögen beinhaltete al-
lerdings nur die erste oder zweite Seite und 
war damit nicht verwertbar. Unter Ausschluss 
von ungültigen Fällen und Berücksichtigung 
von verwertbaren unvollständigen Fragebö-
gen beträgt die realisierte Stichprobe insge-
samt 451 auswertbare Fälle.

Damit wurde eine realisierte Stichprobe von 
4 % der Grundgesamtheit erreicht. Der bei re-
präsentativen Erhebungen übliche Standard 
mit einem Stichprobenfehler von 5 % und ei-
nem Sicherheitsgrad von 95 % wurde über-
troffen (der Stichprobenfehler beträgt max. 
4,5 % für das Gesamtergebnis – Berechnung 
nach Rinne 2003). Hinsichtlich der Fallzahl 
gilt die Befragung somit als repräsentativ für 
die Städte und Gemeinden der Bundesrepu-
blik Deutschland.

Gemessen an der gezogenen Stichprobe er-
gibt sich eine Rücklauf- oder Ausschöpfungs-
quote von 34,3 %. Eine Rücklaufquote von 
mehr als 30 % ist bei einer Online-Befragung 
von Kommunen mit einer Spannweite von 
41 bis ca. 3.500.000 Einwohnern, bei denen 
in vielen Fällen kein persönlicher Ansprech-
partner im Fachressort recherchierbar war, 
positiv zu bewerten. Weitere zwei Prozent der 
angeschriebenen Kommunen brachen die 
Befragung zu einem sehr frühen Zeitpunkt 
ab. Bei etwa einem Prozent konnte der Fra-
gebogen nicht zugestellt werden. Zwei Pro-
zent der ausgewählten Kommunen sagten 
ihre Teilnahme ab. Häufig wurden Überlas-
tung und Personalknappheit als Gründe an-
geführt.

Die gültigen Befragungsdaten wurden in 
eine SPSS-Datei überführt und aufbereitet. 
Zu beachten ist, dass nicht beliebig nach al-
len Spalten und Zeilen der Erhebungsmatrix 
ausgewertet werden kann. Zum einen bezieht 
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sich der oben angegebene Stichprobenfehler 
und Sicherheitsgrad auf die Gesamtstichpro-
be (also die Bundesrepublik Deutschland). 
Mit einer Auswertung nach Teilmengen ver-
schlechtern sie sich entsprechend. Zum an-
deren ist aus statistischen Gründen eine Min-
destfallzahl von 30 Fällen anzustreben. Aus 
diesem Grund erfolgte für die Auswertungen 
die Zusammenfassung der Gemeindetypen 
durch die Reduzierung um das Merkmal in-
nerhalb/außerhalb Großstadtregion. Bei In-
teresse kann jedoch nach diesem Merkmal 
gesondert ausgewertet werden. Eine exemp-
larische Berechnung des relativen Standard-
fehlers in SPSS für die IEP-Mittelwerte (IEP 
je GF) verdeutlicht die Güte der jeweiligen 
Schichten (abhängig von der jeweiligen Fall-
zahl)31. Für den Gemeindetyp Landgemein-
de ergibt sich der höchste Fehlerwert von +/- 
11 %. Am geringsten ist der relative Standard-
fehler für den Gemeindetyp Kleinstadt mit 
+/- 7 %. Die Ergebnisse für die Großstädte 
sind im Allgemeinen besonders zuverlässig, 
da hier alle Städte in die Gesamtstichprobe 
aufgenommen wurden. Alle 15 großen Groß-
städte beteiligten sich an der Befragung, so 
dass es sich bei diesem Gemeindetyp sogar 
um eine Vollerhebung handelt. Der Richtwert 
n >= 30 ist bei diesem Gemeindetyp deshalb 
nicht anwendbar. Es liegen jedoch nur für 12 
große Großstädte Angaben zur IEP-Höhe vor, 
so dass sich hier bei IEP-Auswertungen ein 
relativer Stichprobenfehler von +/- 12 % er-
gibt (nach Rinne 2003, s. o.)32. 

Auch einer Regionalisierung der Ergebnisse 
sind durch die oben genannten Gründe Gren-
zen gesetzt. Bundesländer mit weniger als 30 
teilnehmenden Kommunen wurden zu fünf 
Ländergruppen zusammengefasst. Dabei bil-
den 1) Schleswig-Holstein und Niedersach-
sen, 2) Nordrhein-Westfalen und Hessen, 3) 
Rheinland-Pfalz und Saarland, 4) Branden-
burg und Mecklenburg-Vorpommern sowie 
5) Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
jeweils eine Ländergruppe. Große Bundes-
länder, wie Bayern und Baden-Württemberg 
sowie die Stadt-Staaten stehen für sich selbst. 
Am höchsten ist der relative Standardfehler 
für die Ländergruppe Brandenburg/Meck-
lenburg-Vorpommern nach der oben ge-
nannten Methode mit +/- 17 %. Am gerings-
ten ist der Fehler für Rheinland-Pfalz/Saar-
land mit +/- 11 %. Für West-deutschland be-
trägt der relative Standardfehler +/- 5 % und 
für Ostdeutschland +/- 10 %.

Zur Abschätzung der Verlässlichkeit der Aus-
sagen werden die Fallzahlen i. d. R. in Grafi-
ken und Tabellen mit ausgewiesen. Hierbei 

wird in den Grafiken zum einen die maxima-
le Fallzahl der untersuchten (Teil)Menge im 
Datensatz (n

max
) und zum anderen die gültige 

Fallzahl für die jeweilige Auswertung (n
ges

) an-
gegeben. Insbesondere bei der Kreuzung mit 
Merkmalen, die nur von einem Teil der Kom-
munen beantwortet wurde, kann die gültige 
von der maximalen Fallzahl abweichen.

Die Mehrheit der Kommunen – ca. 60 % – 
nahm nicht an der Befragung teil. Es stellt 
sich deshalb die Frage, ob die Struktur der 
Antwortenden der der Nichtantwortenden 
ähnlich ist oder ob es systematische Verzer-
rungen gibt, die die Befragungsergebnis-
se beeinflussen können. Eine Prüfung er-
gab, dass die Rücklaufquote bei wachsen-
den Kommunen etwas höher ausfiel als bei 
schrumpfenden Gemeinden. Mit bis zu acht 
Prozentpunkten sind diese Unterschiede je-
doch als sehr moderat einzuschätzen. Sehr 
viel deutlicher sind dagegen die Unterschiede 
hinsichtlich der Gemeindegröße: Während 
sich alle Städte mit mehr als einer halben Mil-
lion Einwohnern an der Befragung beteilig-
ten, waren es bei den Gemeinden mit 2.000 
bis 5.000 Einwohnern nur etwa ein Viertel der 
gezogenen Stichprobe. Ein verzerrter Rück-
lauf nach Gemeindegröße ist prinzipiell über 
die Gemeindetypen (Schichtung) korrigier-
bar (s. u.). Innerhalb der Schichten sind keine 
wesentlichen Unterschiede zwischen reali-
sierter Stichprobe und Grundgesamtheit hin-
sichtlich der Merkmale Einwohnerzahl, Ein-
wohnerentwicklung (Wachstum/Schrump-
fung) sowie Anteil der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche identifizierbar. Die Strukturre-
präsentativität ist somit gegeben und die Er-
gebnisse belastbar.

Für ein realitätsnahes Befragungsbild für 
Gesamtdeutschland sind eine „Herabwich-
tung“ der Großstädte bzw. eine „Hochwich-
tung“ der kleineren Städte und Gemeinden 
design- und rücklaufbedingt zwingend er-
forderlich. Durch die Matrixstruktur ist eine 
entsprechende Grundlage für eine Gewich-
tung der Ergebnisse vorhanden (Designge-
wicht). Damit soll erreicht werden, dass das 
Stichprobenprofil nach der Gewichtung dem 
tatsächlichen Profil in der Grundgesamt-
heit ähnlicher ist als im ungewichteten Fall 
(Nach- oder Designgewichtung, vgl. Diek-
mann 2002, S. 365 ff.; Gabler 2004, S. 128 f.). 
Bei einer, wie in diesem Projekt erfolgten, ge-
schichteten Stichprobenziehung ist für Aus-
sagen zur Grundgesamtheit eine Gewichtung 
„…designbedingt nicht nur sinnvoll, sondern 
notwendig.“ (Gabler 2004, S. 131). Ein auf die 
Stichprobenmatrix bezogenes Gewichtungs- 

(31)
Durch die Berücksichtigung der 
angegebenen Fehlertoleranzen 
lässt sich z. B. bei Vergleichen 
von Untergruppen die Signifi-
kanz von Unterschieden ableiten.
(32)
Der relative Standardfehler des 
Mittelwertes ist aufgrund der ge-
ringen Fallzahl nicht anwendbar.
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und Hochrechnungsverfahren wurde jeweils 
für die Merkmale Anzahl, Gebäude- und Frei-
fläche sowie Bevölkerung entwickelt. Das Ge-
wichtungsverfahren entspricht allerdings 
keiner statistisch gesicherten Hochrech-
nung, sondern einem Schätzverfahren, mit 
dem die Befragungsergebnisse an die Struk-
tur der Grundgesamtheit angepasst werden 
können. Wenn Ergebnisse gewichtet werden, 
wird im Folgenden darauf hingewiesen. 

Fallstudien

In einem selbstauskunftbasierten Befra-
gungsverfahren besteht die Gefahr einer 
Fehleinschätzung von Innenentwicklungs-
potenzialen. Möglich sind sowohl Unter- 
wie auch Überschätzungen von Innenent-
wicklungspotenzialen, z. B. aufgrund von 
unterschiedlichen Verständnissen oder stra-
tegischem Verhalten auf Seiten der Befrag-
ten. Um diese Risiken einschätzen zu kön-
nen, wurde im Projekt eine Ergänzung der 
standardisierten Erhebung durch Fallstudi-
enuntersuchungen vorgesehen. Die Kombi-
nation von statistischer Analyse und vertie-
fenden qualitativen Interviews ist ein geeig-
neter Ansatz, die Aussagekraft und Belastbar-
keit standardisiert erhobener Daten in einem 
Methodenmix zu überprüfen und die Inter-
pretation des Datenmaterials zu unterstüt-
zen. Darüber hinaus bieten die Fallstudien 
Gelegenheit, ein Feedback zu den Ergebnis-
sen des automatisierten Verfahrens zu erhal-
ten und die Praxis des Flächenmanagements 
vertiefend zu erheben. 

Auf der Grundlage der deskriptiven Analy-
se der standardisiert erhobenen quantitati-
ven Daten wurden offensichtliche Auffällig-
keiten herausgearbeitet. Besondere Auffällig-
keiten waren nach „geschätzten“ und „vorlie-
genden“ Daten, nach Gemeindegrößenklas-
sen sowie nach West- und Ostdeutschland er-
kennbar. Der Überlegung folgend, dass ins-
besondere kleinere Städte Probleme bei der 

Erfassung von Innenentwicklungspotenzia-
len haben und dort möglicherweise besonde-
rer Unterstützungsbedarf besteht, wurde die 
Fallstudienuntersuchung auf die Gemein-
detypen Landgemeinde/Kleinstadt (> 1.000 
Einwohner) und Mittelstadt fokussiert. Ein 
weiteres Kriterium stellte die Zugehörigkeit 
bzw. Nicht-Zugehörigkeit zu einer Großstadt-
region dar. Dies diente in erster Linie dazu, 
eine möglichst ausgewogene Auswahl zu tref-
fen. Bei der Auswahl der Fallstudienkommu-
nen wurde zudem darauf geachtet, dass die 
Bundesländer proportional ihrer Größe hin-
reichend berücksichtigt wurden.

Die sich daraus ergebende Matrix von 16 Fel-
dern stellte die Auswahlgrundlage für die nä-
her zu untersuchenden Städte und Gemein-
den dar (Tabelle 4.2). Pro Feld sollten 2 Kom-
munen ausgewählt werden. Hier ergab sich 
eine Einschränkung insofern, als nur solche 
Gemeinden kontaktiert wurden, die ihre Be-
reitschaft zu ausführlicheren Gesprächen im 
Fragebogen erklärt hatten. Die Fallzahl von 
Gemeinden in Ostdeutschland mit vorliegen-
den Daten wurde dadurch so klein, dass die 
Zellen überwiegend nur mit einer Gemeinde 
besetzt werden konnten und dabei das Aus-
wahlkriterium > 1.000 EW nicht völlig durch-
gehalten werden konnte. Während Kommu-
nen, die vorliegende Daten angegeben hat-
ten, telefonisch befragt werden sollten, war 
für die Kommunen, die geschätzte Daten an-
gegeben hatten, ein Vor-Ort-Besuch vorge-
sehen. 

Außerhalb des der Fragestellung zugrunde-
liegenden Auswahlschemas zur Validierung 
des Datensatzes in Tabelle 4.2 wurde auch der 
Fragestellung nachgegangen, ob ein Zusam-
menhang zwischen Bevölkerungswachstum 
und IEP-Höhe auf großstädtischer Ebene be-
steht. Von vier potenziellen Fallstudien wach-
sender Großstädte mit ausgeprägt geringen 
IEP (je EW) konnte letztendlich eine Stadt be-
fragt werden. 

Tabelle 4.2 
Auswahlmatrix für die Fallstudienuntersuchungen

Vor-Ort-Fallstudien  
(geschätzte Daten)

telefonische Fallstudien  
(Daten vorliegend)

West Ost West Ost

innerh. 
GSR

außerh. 
GSR

innerh. 
GSR

außerh. 
GSR

innerh. 
GSR

außerh. 
GSR

innerh. 
GSR

außerh. 
GSR n

Mittelstädte 2 2 2 2 2 2 1 2 67

Landge-
meinden, 
Kleinstädte

2 2 2 2 2 2 (1 < 
1.000 
EW)

1 59

max 25 36 6 21 16 17 1 4 126
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Die Interviews wurden anhand eines Ge-
sprächsleitfadens geführt (Anhang 3). Zur 
empirischen Konkretisierung der Diskussion 
wurden im Vorfeld außerdem zu den Vor-Ort-
Fallstudien mit Hilfe der automatisierten Ab-
schätzung von Innenentwicklungspotenzia-
len analytische Karten erstellt. Die dort aus-
gewiesenen Suchflächen wurden vor Ort dis-
kutiert. Damit ergab sich zum einen die Mög-
lichkeit, ortsscharfe IEP-Informationen auf 
ihre Berücksichtigung im Rahmen der Frage-
bogenerhebung abzuprüfen und damit einen 
Eindruck der Wahrnehmung vor Ort zu ge-
winnen. Zum anderen wurde es so möglich, 
die Treffsicherheit der automatisierten Er-
kennung einzuschätzen. Die Ergebnisse der 
Fallstudienerhebung werden in Abschnitt 4.3 
vorgestellt.

4.2 Ergebnisse der 
standardisierten Befragung

Im folgenden Text werden die Ergebnisse der 
Befragung dargestellt. Zur besseren Nach-
vollziehbarkeit der Fragestellungen ist der 
Fragebogen im Anhang 2 eingestellt. 

Höhe und Zusammensetzung der 
Innenentwicklungspotenziale

Ein Hauptanliegen der Befragung war die Er-
hebung der Quantitäten von Innenentwick-
lungspotenzialen in den Städten und Ge-
meinden in Deutschland. Diese Angaben 
sind Grundlage für eine regionalisierte Hoch-
rechnung. 

Insgesamt ergibt sich für Deutschland nach 
Korrekturen im Rahmen der Datenprüfung 
sowie der Kompensation von Abschneide-
kriterien ein Mindestwert von Innenentwick-
lungspotenzialen für Deutschland von 15 m² 
je Einwohner (5 % der Gebäude- und Frei-
fläche). Hochgerechnet entspricht dies ei-
ner Fläche von 120.000 ha. In Ostdeutschland 
liegt der Wert mit 22 m² je Einwohner (7 % 
der Gebäude- und Freifläche) deutlich über 
dem Wert von Westdeutschland mit 13 m² je 
Einwohner (4 % der Gebäude- und Freiflä-
che). Je nach Berücksichtigung von Korrek-
turschätzungen kann der Gesamtwert auf 
mindestens 20 m² je Einwohner und einen 
Flächenwert von 165.000 ha steigen. Detail-
ergebnisse und Maßnahmen zur Daten-Va-
lidierung (etwa zur Abschätzung der Tragfä-
higkeit geschätzter Angaben) als Grundlage 
dieses Gesamtergebnisses werden im Folgen-
den beschrieben.

Allgemeine Einschätzung von 
Innenentwicklungspotenzialen

Als Einstiegsfrage wurde die subjektive Ein-
schätzung zur Höhe der Innenentwicklungs-
potenziale (IEP) in vier Stufen gewählt. In Ab-
bildung 4.1 wird ein deutlicher Zusammen-
hang zwischen subjektiver Einschätzung und 
Gemeindetyp deutlich: Je kleiner die Kom-
mune, desto weniger werden die Potenzia-
le als hoch eingeschätzt. Mehr als drei Vier-
tel der Großstädte beurteilen ihre Innenent-
wicklungspotenziale als groß oder sehr groß. 
Bei Kleinstädten und Landgemeinden sind es 
dagegen weniger als ein Drittel. Aufschluss-

Abbildung 4.1 
Einschätzung der Potenziale insgesamt nach Gemeindetypen und im großräumigen Vergleich
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reich ist die Untergliederung nach West- 
und Ostdeutschland: obwohl die Themen 
Schrumpfung, Konversion und damit ver-
bundene Brachen seit der politischen Wen-
de in den ostdeutschen Bundesländern all-
gegenwärtig sind, sind die „gefühlten“ Poten-
ziale ähnlich hoch wie in Westdeutschland.

Die Verknüpfung mit der Frage nach den 
bisherigen und geplanten Erfassungsaktivi-
täten zeigt, dass die Potenziale in den Kom-
munen mit einer etablierten Erfassung im 
Mittel etwas höher eingeschätzt werden als 
in Kommunen, in denen (noch) keine Erfas-
sung stattfindet. Mehr als ein Drittel der er-
fassenden Kommunen schätzen ihre Poten-
ziale als groß oder sehr groß ein (Abbildung 
4.2). Trotzdem schätzen immerhin noch etwa 
ein Fünftel der nicht erfassenden Kommu-
nen die Potenziale als groß oder sehr groß ein 
und planen keine Erfassungsaktivitäten. Ein 
Vergleich mit den quantitativen Angaben be-
stätigt, dass das „gefühlte“ Potenzial mit den 
quantitativen Angaben tendenziell überein-
stimmt33 . Deutlich wird in diesem Zusam-
menhang eine Autokorrelation zwischen Ge-
meindegröße, Erfassungsaktivitäten und Ein-
schätzung der Potenziale, wobei Ursache und 
Wirkung nicht klar zu trennen sind: Kleine 
Gemeinden erfassen deutlich seltener ihre 
Potenziale und schätzen diese als         ten-
denziell gering ein. 

Die als gering eingeschätzten Potenziale kön-
nen eine Erklärung für die geringen Erfas-
sungsaktivitäten sein, da sich aus Sicht der 

Gemeinde- bzw. Stadtverwaltung eine Erfas-
sung der offenbar geringen Potenziale nicht 
lohnen könnte. Die Ergebnisse der Fallstu-
dieninterviews bestätigen diese Vermutung. 
Da insbesondere nicht erfassende Kommu-
nen die quantitativen Werte unterschätzen, 
muss gleichzeitig davon ausgegangen wer-
den, dass bei diesen Kommunen sowohl die 
subjektive Einschätzung als auch die einge-
gebenen (geschätzten) Daten die reale Be-
deutung der Innenentwicklungspotenziale 
verzerrt wiedergeben.

Zudem zeigt sich in Freitextanmerkungen 
und Aussagen aus den Fallstudieninter-
views, dass sich kleinere Gemeinden bei der 
Gesamteinschätzung ihrer Innenentwick-
lungspotenziale teilweise eher an der (ge-
ringeren) absoluten Größe der Flächen, als 
an ihrer relativen Bedeutung (etwa bezogen 
auf Einwohnerzahlen oder die Gebäude- und 
Freifläche) orientieren.

Quantitative Angaben zu 
Innenentwicklungspotenzialen

Ca. 95 % der befragten Kommunen konnten 
quantitative Angaben (in ha) zu ihren Innen-
entwicklungspotenzialen – in der vorgeschla-
genen Definition – machen. Bei der Daten-
eingabe wurde abgefragt, ob es sich um ge-
schätzte oder vorliegende Daten handelt. Ein 
Fünftel der Städte und Gemeinden gaben an, 
dass die eingegeben Quantitäten auf vorlie-
gende Daten beruhen. Die große Mehrheit, 
mehr als 70 %, verwendete dagegen Schät-
zungen. 

Abbildung 4.2 
Einschätzung der Potenziale insgesamt nach den bisherigen und geplanten Erfassungsaktivitäten der 
Kommunen 
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(33)
Der Vergleich wurde anhand von 
Quartilen vorgenommen.



      Innenentwicklungspotenziale in Deutschland58

In Abbildung 4.3 ist die Verteilung der Kenn-
zeichnung der quantitativen Angaben nach 
geschätzt/vorliegend dargestellt. Sehr deut-
lich ist der Zusammenhang mit der Gemein-
degröße: Je kleiner die Kommune ist, desto 
größer ist der Anteil von geschätzten Quan-
titäten. Große Großstädte haben zwar am 
häufigsten angegeben, dass sie keine Anga-
ben machen können, jedoch ist dies vorran-
gig auf die vorgeschlagene Definition zurück-
zuführen, d. h. die Großstädte haben oft ein 
auf sie zugeschnittenes Verständnis von In-
nenentwicklungspotenzialen, was eine Um-
rechnung in die vorgeschlagene Definition 

offenbar erschwerte. Ostdeutsche Städte und 
Gemeinden haben nur zu weniger als einem 
Zehntel angegeben vorliegende Daten ge-
nutzt zu haben. 

Tabelle 4.3 enthält die Verteilung der Kenn-
zeichnung der quantitativen Potenzialan-
gaben der Städte und Gemeinden als „vor-
liegend“ bzw. „geschätzt“ nach Bundeslän-
dern bzw. Bundesländergruppen. Die Städ-
te und Gemeinden in den Bundesländer-
gruppen (Flächenländer) Rheinland-Pfalz/
Saarland sowie Nordrhein-Westfalen/Hes-
sen konnten am häufigsten auf vorliegende 
Daten für die Befragung zurückgreifen. Es 

Abbildung 4.3 
Anteil vorliegender und geschätzter Daten nach Gemeindetypen und im großräumigen Vergleich
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Tabelle 4.3 
Verteilung der Kennzeichnung der quantitativen Potenzialangaben der Städte und Gemeinden, nach Bun-
desländern bzw. Bundesländergruppen, Anteil der Kommunen in % (gewichtet)

Angabe nicht 
möglich

Daten 
vorliegend

Angabe 
geschätzt

Gesamt

Schleswig-Holstein,  
Niedersachsen (n=77) 13,2 12,9 73,9 100

Hamburg (n=1) 0,0 100,0 0,0 100

Bremen (n=1) 100,0 0,0 0,0 100

Nordrhein-Westfalen, Hessen (n=72) 6,0 32,6 61,4 100

Rheinland-Pfalz, Saarland (n=88) 4,1 39,8 56,1 100

Baden-Württemberg (n=51) 7,1 23,7 69,1 100

Bayern (n=59) 1,8 15,3 82,9 100

Berlin (n=1) 0,0 100,0 0,0 100

Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern 
(n=35) 3,9 6,7 89,4 100

Sachsen, Sachsen-Anhalt,  
Thüringen (n=66) 1,6 11,5 86,9 100

Deutschland insgesamt (n=451) 5,5 20,6 73,9 100

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS
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zeigen sich damit deutliche Parallelen, aber 
keine 100 %ige Deckungsgleichheit mit dem 
Status der Erfassungsaktivitäten in den Kom-
munen (vgl. Abschnitt„Erfassungsaktivitäten 
und Datennutzung in den Städten und Ge-
meinden“ und Tabelle 4.5). Da im Jahr 2009 
und 2010 in Rheinland-Pfalz die Potenziale 
im Rahmen von zwei Raum+ Projekten flä-
chendeckend erfasst wurden, stellt sich die 
Frage, warum der Anteil hier nicht bei 100 % 
liegt. Es gibt mehrere Erklärungsansätze: So 
wurde in der Befragung eine andere Defini-
tion als im Raum+ Projekt abgefragt, so dass 
insbesondere Daten zu kleinen Flächen ent-
weder selbst erhoben oder eben geschätzt 
werden mussten. Des Weiteren ist es möglich, 
dass die Bearbeiter des Fragebogens mögli-
cherweise über keinen Zugriff auf die Raum+ 
Daten verfügten. Beide Interpretationen wer-
den durch die Ergebnisse der Fallstudienun-
tersuchungen gestützt. 

Schlusslichter hinsichtlich vorliegender Da-
ten als Grundlage der Angabe von Innenent-
wicklungspotenzialen sind v. a. ostdeutsche 
und norddeutsche Bundesländer. Da hier der 
Anteil kleiner Gemeinden sehr hoch ist, ist 
ein Teil der Tendenz auch durch den Verstäd-
terungsgrad erklärbar.

Es liegt die Vermutung nahe, dass es sich bei 
geschätzten Daten um ungenauere Daten 
handelt. Die Kombination mit der Frage zu 
den hinzugezogenen Quellen bestätigt ten-
denziell diesen Verdacht, da bei den Kommu-
nen, die Angaben, geschätzte Werte verwen-
det zu haben, weit weniger häufig die Befra-
gungsergebnisse mittels Datenbankabfragen 
generiert wurden (Tabelle 4.4). Es ist zu ver-
muten, dass es sich häufig um Kombinatio-
nen von geschätzten und vorliegenden Da-
ten handelt. Inwiefern die Qualität „geschätz-
te Daten“ tatsächlich von den „vorliegenden 
Daten“ abweicht, wird in den folgenden Aus-
führungen zur Höhe der Potenziale relevant 
sein. Die Fragestellung war zudem wesentli-
cher Fokus der Fallstudienuntersuchungen. 
Auch dort bestätigt sich, dass die Angaben auf 
der Grundlage vorliegender Daten als grund-
sätzlich valider eingeschätzt werden können.

In Tabelle 4.5 sind Kommunen mit geschätz-
ten/vorliegenden Daten nach ihren Erfas-
sungsaktivitäten aufgeführt. Deutlich wird 
eine hohe Deckungsgleichheit von fast vier 
Fünftel von Kommunen, die vorliegende Da-
ten verwendeten, und Kommunen, die IEP 
bereits erfassen. Kommunen, die die Anga-
ben im Fragebogen geschätzt haben, erhe-
ben zu weniger als einem Viertel IEP. Deut-
lich wird jedoch auch, dass keine Deckungs-

gleichheit besteht: So gibt es Kommunen, 
die zwar IEP erfassen, jedoch im Fragebo-
gen auch Daten (teilweise) geschätzt haben. 
Zudem wird auch deutlich, dass die vorlie-
genden Daten nicht zwangsweise selbst er-
hoben sein müssen, sondern auch aus exter-
nen Quellen oder z. B. von früheren Erhebun-
gen Dritter im Auftrag der Kommune stam-
men können. Kommunen, die keine quanti-
tativen Daten eingaben, erheben IEP etwa zu 
einem Fünftel. Möglicherweise war die Kon-
vertierung der kommunalen Daten in die vor-
geschlagene Definition im Fragebogen für die 
Bearbeiter zu aufwändig.

Datenprüfung und -korrektur

Der hohe Anteil geschätzter Angaben, ers-
te Plausibilitätsprüfungen und die Ergebnis-
se der durchgeführten Expertenworkshops 
machten schnell deutlich, dass es Indizien für 
Fehlerfassungen in den Befragungsergebnis-
sen gab, denen nachzugehen war. Folgende 
mögliche Hauptgründe kristallisierten sich 
dabei heraus:34

- Statistische Ausreißer,

- Unvollständige Daten,

Tabelle 4.5 
Zusammenhang zwischen dem Status der quantitativen Angaben im Fragebogen 
und den Erfassungsaktivitäten in den Kommunen, Anteile in %, gewichtet

Eine Erfassung von Daten zu Brachflächen und Baulücken 
und/oder weiteren Innenentwicklungspotenzialen…

Status der quantita- …findet bei …ist geplant …ist bislang 
tiven IEP-Angabe im uns bereits oder in Vorberei- nicht vorge- Summe
Fragebogen statt. tung. sehen.

Angabe nicht mög-
lich (n=30) 21,1 19,3 59,6 100

Angabe geschätzt 
(n=285) 23,1 25,4 51,4 100

Daten vorliegend 
(n=128) 78,6 9,0 12,3 100

Insgesamt (n=443) 34,8 21,6 43,6 100

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS

Tabelle 4.4 
Hinzugezogene Quellen zur Beantwortung des Fragebogens nach dem Status der 
quantitativen Potenzialangaben, Anteile in % (trifft zu, Mehrfachantworten möglich), 
gewichtet

Quellen

Status der quantitativen IEP-
Angabe im Fragebogen eigene 

Kenntnis

Rücksprache 
mit zuständi-
gen Kollegen/
Kolleginnen

Datenbank-
abfrage

Angabe nicht möglich (n=27) 88,3 37,8 8,7

Angabe geschätzt (n=283) 96,2 23,7 19,7

Daten vorliegend (n=128) 82,9 30,1 54,6

Insgesamt (n=438) 92,9 25,8 26,7

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS

(34)
Eine Selektivität des Rücklaufs 
konnte weitgehend ausgeschlos-
sen werden (Strukturüberein-
stimmung). Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, dass tendenzi-
ell engagiertere Kommunen eher 
teilgenommen haben.
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• Sachliche Unvollständigkeit 
• Räumliche Unvollständigkeit
• Mindestflächengrößen

-	 Begriffsverständnis,

-	 Strategische Falschangaben, 

-	 Unterschätzung der Potenziale durch die 
Kommunen.

Im Folgenden wird auf die einzelnen Punkte 
näher eingegangen.

Statistische Ausreißer

Die quantitativen Angaben zur Höhe der In-
nenentwicklungspotenziale (Eingabewerte) 
weisen eine erhebliche Spannweite auf. Um 
die Datenvergleichbarkeit herzustellen, wur-
den sie mittels der Gebäude- und Freifläche 
normiert (Anteil der Potenziale an der Ge-
bäude- und Freifläche). Auffällig ist, dass die 
Verteilung der Eingabewerte deutlich links-
schief, d.  h. nicht normalverteilt, ist. Eine 
Ausreißerbestimmung mit Hilfe von Streu-
ungsmaßen, welche von einer Normalvertei-
lung ausgehen, kann deshalb nur eine erste 
Orientierung sein. Es wurden Boxplott-Ana-
lysen nach West- und Ostdeutschland (Gra-
fik in Anhang 4) sowie Häufigkeitsauswertun-
gen (u. a. nach dem sog. „Elbow-Kritierium“) 
vorgenommen (vgl. Abbildung 4.4). Bei 20 % 
und 30 % IEP je Gebäude und Freifläche sind 
deutliche Sprünge in der Häufigkeitsvertei-
lung festzustellen (ab 30 % nur noch Einzel-
fälle). Eine nähere Prüfung von Kommunen 
mit Werten ab 30 % der Gebäude- und Frei-

fläche wurde deshalb als zwingend notwen-
dig erachtet. Zudem wurde die Wirkung des 
schrittweisen Ausschlusses von Gemeinden 
oberhalb 20 % auf das Gesamtergebnis der 
hochgerechneten Innenentwicklungspoten-
ziale getestet. Während die elf Kommunen 
mit 20 bis unter 30 % IEP je Gebäude- und 
Freifläche einen Einfluss von 4,2 % auf die 
Summe der IEP haben, sind es bei den sie-
ben Kommunen mit 30 bis unter 50 % ledig-
lich 2,5 %; bei den neun Kommunen mit ei-
nem Eingabewert von mehr als 50 % sind es 
immerhin 19,8 %. Die Kommunen mit Poten-
zialwerten von mehr als 50 % wurden deshalb 
als extreme Ausreißer sowie die Kommunen 
mit Potenzialwerten zwischen 30 und 50 % 
als moderate Ausreißer gewertet (vgl. Abbil-
dung 4.5). 

Aufgrund der begrenzten Fallzahl war es 
nicht sinnvoll, die Kommunen mit Werten 
über 30 % einfach aus den quantitativen Ana-
lysen auszuschließen. Zudem war von Inte-
resse, ob es sich um „wahre“ Ausreißer oder 
um reine Datenfehler handelt. Die jeweili-
gen Kommunen wurden daraufhin telefo-
nisch kontaktiert. 

Die Ergebnisse der Kontaktaufnahme werden 
weiter unten erläutert. Eine Tiefenprüfung 
bei den Kommunen mit einem IEP-Wert von 
20 bis unter 30 % wurde nicht vorgenommen. 
Weitere 46 Gemeinden verfügten über auffäl-
lig niedrige Potenzialwerte mit unter einem 
Prozent der Gebäude- und Freifläche. Zehn 
Gemeinden von ihnen gaben sogar Null Hek-

Abbildung 4.4 
Höhe der Innenentwicklungspotenziale (% der Gebäude- und Freifläche) in den befragten Städten und 
Gemeinden, absteigend sortiert
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Abbildung 4.5 
Anzahl von Verdachtsfällen für potenzielle Fehlerfassungen aufgrund der Angaben im Fragebogen 
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Datenbasis:  IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR im Auftrag des BBSR/BMVBS

*Mindestf lächengrößen: darunter 14 Fälle, die 
bereits in anderen Kategorien enthalten sind

tar als Wert an. Anhand der Literatur musste 
davon ausgegangen werden, dass es sich hier 
vermutlich oft um fehlerhafte/unvollständi-
ge Werte handelt (Verdachtsfälle auf Unter-
schätzung – „Ausreißer nach unten“). Ähn-
lich wie bei den „Ausreißern nach oben“ war 
auch hier von Interesse, ob es sich um rea-
le Werte handelt bzw. ob es eine Grenze gibt, 
ab der zunehmend von wahren Werten aus-
gegangen werden kann.

Unvollständige Daten

Ein Teil der Freitextangaben im Fragebogen 
zeigen klare Datenlücken. In 25 Fällen wur-
den konkrete Hinweise auf fehlende Daten 
gegeben. Neben fehlenden Baulückener-
hebungen waren es häufig inhaltliche Ein-
schränkungen auf nur Wohnen oder Gewer-
be. Darüber hinaus gibt es in 34 Fällen mög-
liche Unterschätzungen durch fehlende An-
gaben bei Brachflächen oder Baulücken, die 
jedoch von den Befragten nicht textlich er-
läutert wurden. 

In zwei Fällen wurde im Fragebogen darauf 
hingewiesen, dass nur ein Teil des Stadt- oder 
Gemeindegebietes betrachtet wurde (z.  B. 
nur Kernstadt). 

52 Kommunen gaben an, Flächen erst ab ei-
ner gewissen Flächengröße zu erfassen (Min-
destflächengrößen, vgl. Abschnitt „Erfas-
sungsaktivitäten und Datennutzung in den 
Städten und Gemeinden“). Darunter sind 14 
Fälle enthalten, bei welchen gleichzeitig auch 
weitere Hinweise auf Unter-/Fehlerfassung 
vorliegen.

Begriffsverständnis

In zehn Fällen war den Angaben zu entneh-
men, dass das Begriffsverständnis offenbar 
über die vorgeschlagene Definition zu Innen-
entwicklungspotenzialen hinausging. Diese 
Fälle gehörten deshalb zu Verdachtsfällen ei-
ner möglichen Überschätzung. 

Darüber hinaus nutzten 14 Städte und Ge-
meinden die Möglichkeit zum Anlegen von 
eigenen Flächenkategorien im Fragebogen. 
Zehn Kommunen davon gaben diese Katego-
rien allerdings nur ergänzend oder präzisie-
rend zu Brachflächen und Baulücken an. Die 
übrigen vier konnten die Definitionen nicht 
in Brachflächen oder Baulücken umrechnen. 
Es handelt sich allerdings hierbei um Groß-
städte, die eher über unterdurchschnittliche 
relative Potenzialwerte verfügen und das Er-
gebnis nicht nach oben verzerren. Die Er-
gebnisse dieser Städte wurden deshalb (auch 
mangels Referenzdaten) nicht korrigiert.

In 126 weiteren Fällen wurden in Freitexten 
Anmerkungen zu den Begriffen Brachfläche 
und Baulücke gemacht. Die Anmerkungen 
zeigen eine beachtliche Bandbreite des Be-
griffsverständnisses von Innenentwicklungs-
potenzialen. Je nach enger oder weiter Aus-
legung können sich daraus unterschiedliche 
Quantitäten ergeben. 

Als ein weiterer potenzieller Faktor im Rah-
men des Begriffsverständnisses ist denkbar, 
dass Kommunen ggf. nur aus ihrer Sicht pla-
nerisch sinnvolle Potenziale statt der ge-
wünschten theoretischen Potenziale anga-
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ben. Im Datensatz wird dies in den Freitexten 
verschiedentlich (z. B. bezüglich der Markt-
verfügbarkeit der Flächen) und insbesondere 
in den Fallstudien thematisiert. Sollte es sich 
um ein systematisches Phänomen handeln – 
welches sich jedoch nicht nachweisen lässt 
–, so würde ein großer Teil der Kommunen – 
trotz ggf. vorliegender Daten – die Potenzia-
le unterschätzen. Diese Unschärfen sind im 
Rahmen einer standardisierten Befragung je-
doch nicht korrigierbar. Sie sollten bei der Ab-
schätzung der Ergebnisbandbreite allerdings 
bedacht werden. 

Strategische Falschangaben

Strategische Falschangaben konnten im Da-
tensatz nicht nachgewiesen werden. In den 
Expertenworkshops wurde diese jedoch als 
möglich angesehen. Ein Beleg, dass ein stra-
tegisches Verhalten bei der Nennung von In-
nenentwicklungspotenzialen zumindest in 
der kommunalen Praxis vorkommt, findet 
sich in den Fallstudien-Ergebnissen („Da 
muss man aufpassen, was man da rein-
schreibt“; „Das mussten wir zum Glück noch 
nicht melden“). Dies muss aber nicht unbe-
dingt auf die anonyme bundesweite Erhe-
bung durchschlagen. 

Unterschätzung der Potenziale durch die 
Kommunen

Die Fehleinschätzung von Potenzialen ist 
insbesondere dann zu erwarten, wenn nicht 
auf systematisch erhobene Daten zurückge-
griffen wird. In den Ausführungen zu Tabel-
le 4.4 und 4.5 wurde bereits darauf hingewie-
sen, dass die Validität der geschätzten Anga-
ben im Fragebogen im Vergleich zu den An-
gaben, die auf vorliegenden Daten beruhen, 
eingeschränkt ist. Die Ergebnisse der Fallstu-
dieninterviews untermauern diesen Befund. 
Da die Mehrheit der Kommunen Schätzun-
gen vornahm, ist die Identifizierung mögli-
cher Fehleinschätzungen für das Gesamter-
gebnis äußerst relevant. Es ist jedoch nicht 
ohne weiteres möglich, die Fehleinschätzun-
gen konkret nachzuweisen. Dies wäre nur der 
Fall, wenn parallel unabhängige (valide) Er-
hebungen vorgenommen würden. Das war 
im Rahmen des Forschungsvorhabens nicht 
möglich. In den Fallstudien konnten die ge-
machten Angaben auf Plausibilität geprüft 
und Tendenzen einer Über- oder Unterschät-
zung ermittelt werden. Unter der Annahme, 
dass die Kommunen mit vorliegenden Da-
ten prinzipiell die IEP-Höhe zutreffender an-
gaben, können jedoch Korrekturschätzun-
gen für die Auslotung einer Obergrenze vor-

genommen werden (Korrektur anhand von 
Referenzdaten). Diese Korrekturschätzungen 
sind von den fallkonkreten Datenprüfungen 
zu unterscheiden und sind mit Unsicherhei-
ten verbunden. Unter dem Punkt „Vorge-
hensweise der Datenprüfung und -korrek-
tur“ wird darauf noch einmal eingegangen.

Zusammenfassung mögliche Fehlerfassung

In den Befragungsdaten konnten insgesamt 
169 konkrete Verdachtsfälle auf Über- und 
Unterschätzung identifiziert werden (ohne 
Kommunen mit der Verwendung von Min-
destflächengrößen: 131; Abbildung 4.5). Die 
übergroße Mehrheit stellen Verdachtsfälle 
auf Unterschätzung dar. Neben den 16 Aus-
reißern nach oben weisen die Angaben im 
Fragebogen lediglich bei 10 Kommunen auf 
mögliche Überschätzungen hin. Die Schrit-
te zur Validierung werden im Folgenden dar-
gestellt. Zur Validierung der statistischen Er-
gebnisse dienten insbesondere auch die Fall-
studienuntersuchungen. Da es sich um Ein-
zelfälle handelt, sind jedoch nur tendenzi-
elle Aussagen möglich. Die Ergebnisse der 
Fallstudienuntersuchungen werden explizit 
in Abschnitt 4.3 vorgestellt.

Vorgehensweise und Ergebnisse der 
Datenprüfung und -korrektur

Ziel der Datenprüfung war es, die Validi-
tät soweit abzusichern, dass ein Mindest-
wert von Innenentwicklungspotenzialen in 
Deutschland abgeschätzt werden kann. Im 
Vordergrund stand dabei die Korrektur der 
Gesamtstichprobe. Die Prüfungen und ggf. 
Korrekturen standen unter der Prämisse, dass 
eine Überschätzung durch Korrekturen aus-
geschlossen sein muss. Es wurde deshalb in 
zwei Schritten die Plausibilität der Angaben 
geprüft und ggf. korrigiert:

1.	 Prüfung durch konkrete Fall-Daten der be-
fragten Städte und Gemeinden
•	 Schwerpunkt „Ausreißer nach oben“ 

und Fälle mit widersprüchlichen Aus-
sagen zur IEP-Höhe 

•	 Abgleich durch weitere Angaben im 
Fragebogen

•	 Kontaktaufnahme mit 27 Kommunen 

2.	 Einzelfallprüfung anhand von Luftbild-
auswertungen bei „Verdachtsgemeinden“ 
(< 50.000 Einwohner)
•	 Schwerpunkt „Ausreißer nach un-

ten“ sowie Gemeinden mit Freitext-
anmerkungen zu fehlenden Baulü-
cken oder dem Ausschluss von 
Eingemeindungsgebieten
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•	 Prüfung von „Ausreißern nach oben“, 
falls Kontaktaufnahme erfolglos (3 
Fälle)

•	 Identifizierung und äußerst vorsichtige 
Schätzung von Baulücken als ergänzen-
de Angabe

Prüfung durch konkrete Fall-Daten der 
befragten Städte und Gemeinden

Im Rahmen der Datenprüfung anhand kon-
kreter Fall-Daten konnte kein extremer Aus-
reißer nach oben (> 50 % der Gebäude- und 
Freifläche) bestätigt werden. Am häufigs-
ten waren Eingabefehler um Faktor 10 (Um-
rechnungsfehler) sowie die Eingabe eines fal-
schen Gemeindeschlüssels (und damit eine 
falsche Zuordnung amtlicher Einwohner- 
und Flächendaten). Die Angaben wurden 
entsprechend korrigiert. Erste Werte können 
unterhalb von 32 % der Gebäude- und Freiflä-
che bestätigt werden. Diese moderaten Aus-
reißer wurden in den Folgeauswertungen be-
rücksichtigt. Bei drei moderaten Ausreißern 
war die Kontaktaufnahme nicht erfolgreich. 
Sie wurden deshalb im nächsten Schritt an-
hand von Luftbildern validiert.

Bei der Prüfung von Verdachtsfällen auf 
Überschätzung konnte ein Fall bestätigt wer-
den (Einschluss von Außenbereichsflächen) 
und wurde korrigiert. In sechs weiteren Fäl-
len, in welchen eine Korrektur nicht mög-
lich war, wurde der potenzielle Fehler nach 
tieferer Prüfung als vernachlässigbar ein-
geschätzt bzw. bestand gleichzeitig ein be-
gründeter Verdacht auf Unterschätzung, wel-
cher in einem Fall durch Kontaktaufnahme 
zur Kommune bestätigt und korrigiert wer-
den konnte. In einem Fallbeispiel (Exper-
teninterview) konnte zudem bestätigt wer-
den, dass die potenziell definitionsbeding-
te Überschätzung (hier das Hinzuzählen von 
ehemaligen Gärtnereien zum Innenentwick-
lungspotenzial) durch die Beschränkung auf 
das aktivierbare Potenzial (statt dem theore-
tischen) überlagert wurde. Es bestand somit 
sogar faktisch eher eine Unterschätzung. In 
drei Fällen konnte der Verdacht nicht aufge-
löst und damit korrigiert werden.

In Folge der Korrekturen durch konkrete Fall-
Daten verringert sich der hochgerechnete 
Gesamtwert der Innenentwicklungspoten-
ziale um 12,6 % (von 16,3 auf 14,2 m² je Ein-
wohner). 

Einzelfallprüfung anhand 
von Luftbildauswertungen bei 
„Verdachtsgemeinden“

Die Prüfung der Gemeinden mit sehr gerin-
gen Werten anhand von Luftbildern konnte 
in nur sehr wenigen Fällen bestätigen, dass 
offensichtlich keine Innenentwicklungspo-
tenziale (in Form von Baulücken) vorliegen. 
In diesem Fall handelt es sich um Streusied-
lungen oder um kurze Straßendörfer, die über 
keinen Siedlungskörper verfügen. In allen an-
deren Gemeinden konnte mindestens eine 
mittelgroße Baulücke identifiziert werden. 
Potenziale ab 0,5 % der Gebäude- und Freiflä-
che können anhand dieser Methode bestätigt 
werden. Sachliche Untererfassungen durch 
die Beschränkung auf Wohnen oder Gewer-
be etc. sowie durch die fehlende Erfassung 
von Brachflächen oder Gebäudeleerständen 
konnten anhand von Vergleichsdaten nicht 
korrigiert werden. Die Bereinigung der ver-
bliebenen drei „Ausreißer nach oben“ überla-
gert die Korrektur der Gemeinden mit gerin-
gen Werten, die nach oben korrigiert wurden, 
so dass sich das Gesamtergebnis um weite-
re 0,8 % verringert (von 14,2 auf 14,1 m² je 
Einwohner).

Insgesamt konnten im Rahmen der fallkon-
kreten Prüfungen von den 131 Verdachtsfäl-
len auf Fehlerfassung 74 Fälle korrigiert wer-
den. In 29 Fällen bestätigten sich grob die An-
gaben. In 28 Fällen war eine Korrektur nicht 
möglich. 

Kompensation mittels Korrekturschätzungen 

a) Mindestflächengrößen

Eine weitere Korrekturstufe, die jedoch zu-
nehmend unsicher wird und pauschale An-
nahmen erfordert, ist die Kompensation der 
Flächen, die durch das Abschneidekriterium 
„Mindestflächengröße“ (soweit angegeben35) 
bei der Hochrechnung nicht berücksichtigt 
werden. Hierzu wurden vorliegende Anga-
ben aus der ALK Sachsen nach Gemeinde-
größenklassen verwendet. Unter der Annah-
me, dass die Innenentwicklungspotenzialflä-
chen über die gleiche Flächengröße wie alle 
Flurstücke (Gebäude- und Freifläche) inner-
halb der Ortslage verfügen, wurden die Flä-
chen mit einem Faktor in Abhängigkeit von 
der Höhe des Abschneidekriteriums korri-
giert. Der Korrekturfaktor reicht beispielswei-
se von 1,07 bei 500 m² über 1,72 bei 2.000 m² 
bis 4,37 bei 10.000 m² (Mittelwert aller Ge-
meindegrößenklassen). Diese Faktoren sind 
im Vergleich zu den Erkenntnissen aus vor-
liegenden regionalen Studien eher konser-

(35)
Es ist davon auszugehen, dass 
es noch weitere Gemeinden gibt, 
die Mindestflächengrößen an-
wenden und dies nicht im Fra-
gebogen vermerkt haben.
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vativ. In der Raum+ Studie für Ost-Württem-
berg betrug der Faktor bei einer Mindestflä-
chengröße von 2.000 m² im Mittel 2,8 (eige-
ne Berechnung nach Elgendy et al. 2011b, 10). 
Die Größenordnung von 1,5 bis 2,0 bei einer 
Mindestflächengröße von 2.000 m² wird beim 
Vergleich der IÖR-Stichprobe mit der Raum+ 
Studie für Rheinland-Pfalz gestützt (siehe Ab-
schnitt Vergleich mit Referenzdaten). 

Durch diese Korrekturschätzung erhöht sich 
das Gesamtergebnis um 4,5 % (von 14,1 auf 
14,7 m² je Einwohner)36. Da es sich um eine 
sehr vorsichtige Kompensation benannter 
Datenlücken handelt, werden die Ergebnis-
se dieser Korrekturschätzung im Zusammen-
hang mit den fallkonkreten Datenprüfungen 
als untere Grenze der Innenentwicklungs-
potenziale auf Brachflächen und Baulücken 
in Deutschland betrachtet (Ausschluss einer 
Überschätzung). Dieses Ergebnis kann als ro-
bust angesehen werden. Die Ergebnisse der 
so bestimmten Mindest-Innenentwicklungs-
potenziale werden bei Vorstellung der Hoch-
rechnungsergebnisse vertiefend vorgestellt.

b) Unterschätzungen der Potenziale durch die 
Kommunen

Über die obigen sehr vorsichtigen Korrek-
turannahmen hinaus sind prinzipiell noch 
weitere Korrekturschätzungen z.  B. an-
hand von Vergleichswerten valider(er) Teil-
gruppen oder mittels externer Referenzda-
ten möglich. Zur Benennung einer wahr-
scheinlichen Spannweite wurde eine solche 
Schätzung anhand des Vergleichs des Krite-

riums „geschätzter“ vs. „vorliegender“ Daten 
durchgeführt. Die Schätzungen werden je-
doch durch pauschalere Annahmen zuneh-
mend unsicherer. 

Geschätzte Daten bilden insbesondere in 
den Kleinstädten wesentlich niedrigere In-
nenentwicklungspotenziale ab als vorliegen-
de Daten (Abbildung 4.6), so dass hier die An-
nahme einer Unterschätzung (auch nach den 
obigen Korrekturen) besonders nahe liegt. 
Die Unterschiede zwischen den Gemeinden 
unter 1.000 Einwohnern und der Städte über 
20.000 Einwohner ist dagegen verhältnismä-
ßig gering bis marginal. In den kleineren Ge-
meinden lässt sich dies durch eine bessere 
Ortskenntnis und in den Mittel- und Groß-
städten mit einer besseren personellen und 
technischen Ausstattung begründen. Die Un-
terschiede in der IEP-Höhe zwischen Kom-
munen, die Schätzungen vornahmen, und 
Kommunen, die vorliegende Daten einga-
ben, waren auch Hintergrund der Fallstudi-
enauswahl. Die tendenzielle Unterschätzung 
der IEP durch die Schätzungen der Kommu-
nen konnte durch die Fallstudien bestätigt 
werden. 

Die Kompensation erfolgte mittels gemein-
degrößenklassenspezifischer Korrekturfak-
toren unter der Annahme, dass die geschätz-
ten Daten in der Realität im Aggregat eben-
so hoch sind wie die vorliegenden Daten. Mit 
diesem Vorgehen erhöht sich das Gesamter-
gebnis durch die Korrektur von Unterschät-
zungen um rd. ein Drittel auf ca. 20  m² je 

Abbildung 4.6 
Vergleich der Höhe der Innenentwicklungspotenziale nach Gemeindegrößenklassen sowie „geschätzten“ 
und „vorliegenden“ Daten (nach fallkonkreter Datenprüfung)  
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(36)
Um für einen Deutschland-Wert 
alle Bundesländer annähernd 
proportional zu berücksichtigen, 
wurde der fehlende IEP-Wert für 
Bremen zusätzlich zu der be-
schriebenen Korrekturschät-
zung anhand des Mittelwertes 
aller westdeutschen Städte über 
500.000 Einwohner hochge-
rechnet. Der geschätzte Einzel-
wert ist für die Hansestadt nicht 
repräsentativ, vervollständigt je-
doch den gesamtdeutschen Wert 
annähernd. Der Zuwachs beträgt 
dadurch etwa 0,5 % und ist in den 
genannten 4,5 % enthalten.



654 Bundesweite Erhebung von Innenentwicklungspotenzialen

Einwohner. Es kann als eine obere Gren-
ze von empirisch untermauerten Innenent-
wicklungspotenzialen auf Brachflächen und 
Baulücken in Deutschland interpretiert wer-
den. Jedoch ist es möglich, dass die Unter-
schätzung noch höher liegt als angenommen 
und die Korrekturen somit noch zu niedrig 
ausfallen. Aufgrund der erwähnten Unsicher-
heiten erfolgen in den folgenden Ausführun-
gen keine differenzierten Auswertungen der 
oberen Grenze der Innenentwicklungspoten-
ziale.

Vergleich mit Referenzdaten

2010 wurden in Deutschland zum ersten und 
bislang einzigen Male Innenentwicklungspo-
tenziale für ein gesamtes Flächen-Bundes-
land erhoben (vgl. Elgendy et al. 2011a). Die-
se für Rheinland-Pfalz durchgeführte Län-
derstudie basiert auf einem Dialogverfah-
ren und folgt dem Raum+ Ansatz. Sie weicht 
damit von der Herangehensweise sowie von 
den verwendeten Definitionen von der Befra-
gung des IÖR ab. So umfasst die zitierte Län-
derstudie mit dem Begriff der Innenreserve 
u. a. auch untergenutzte Flächen, mögliche 
zukünftige Brachflächen und Nachverdich-
tungsflächen, welche in der IÖR-Befragung 
bewusst nicht mit abgefragt wurden (vgl. Ta-
belle 4.6). Als weiterer bedeutender Unter-
schied zwischen den Studien ist auf die Ver-
wendung einer Erfassungsuntergrenze von 
2.000 m² in der Länderstudie hinzuweisen, 
während dagegen in der Befragung des IÖR 
alle Flächen angegeben werden sollten bzw. 
vermerkt werden sollte, wenn „Abschneide-
kriterien“ verwendet wurden (s. o.). Trotz 
dieser großen methodischen Unterschiede 
lassen sich die Daten der beiden Erhebun-
gen gegenüberstellen. Die in der Länderstu-
die zusätzlich erhobenen Flächenkategori-
en konnten auf Grundlage einer Sonderaus-
wertung durch ProRaum Consult in Form von 
aggregierten Daten herausgerechnet werden. 
Bezogen auf die Untererfassungsgrenze, die 
in der Länderstudie angewendet wird, kann 
auf Grundlage einer vorliegenden Raum+ 
Studie für die Region Ost-Württemberg ge-
schätzt werden, dass dadurch etwa die Hälfte 
der Innenentwicklungspotenziale unberück-
sichtigt bleiben. Die Werte der IÖR-Befragung 
müssten demnach etwa doppelt so hoch lie-
gen wie die bereinigten Werte der Länderstu-
die. Diese Vermutung spiegelt sich in der Ge-
genüberstellung der Daten der beiden Studi-
en eindrücklich wider: Am aussagefähigsten 
ist hierbei der Vergleich der Kleinstädte, die 
in der Befragung angaben, vorliegende Daten 

verwendet zu haben. Hier liegt der Wert der 
Raum+ Erhebung von 2010 in einer vergleich-
baren Definition bei knapp 22 m² je Einwoh-
ner, während dieselben Kleinstädte in der Be-
fragung die Potenziale auf insgesamt 46 m² je 
Einwohner bezifferten. Interessant ist, dass 
die Proportionen zwischen geschätzten und 
vorliegenden Daten in den Kleinstädten in 
beiden Datensätzen etwa gleich groß sind, 
was im Falle von Rheinland-Pfalz für eine 
bessere Datenlage bei Kommunen mit ge-
schätzten Angaben spricht.

In den Landgemeinden tritt dieser Effekt 
noch stärker in Erscheinung, allerdings ist 
die Fallzahl für eine Bewertung zu gering. 
In den größeren Städten treten gegenläufige 
Tendenzen auf. Auch hier ist die Fallzahl für 
eine Bewertung zu gering. Die Stichproben-
werte werden von Einzelfällen mit offensicht-
lich unvollständigen Angaben dominiert. Ins-
gesamt untermauert der Vergleich der beiden 
Studien die Qualität der Ergebnisse der bun-
desweiten Befragung.

Größenordnung der erhobenen 
Innenentwicklungspotenziale nach 
Validierung

Die Größenordnung der erhobenen Innen-
entwicklungspotenziale befindet sich inner-
halb des Rahmens der oben genannten regi-
onalen Studien. Die über die Befragung von 
Städten und Gemeinden erhobenen Quanti-
täten der Innenentwicklungspotenziale sind 
somit grundsätzlich als plausibel anzusehen.

Für Deutschland insgesamt ergibt sich nach 
Korrekturen im Rahmen der Datenprüfung 
sowie der Kompensation von Mindestflä-

Tabelle 4.6
Vergleich der IEP-Angaben innerhalb der IÖR-Stichprobe mit aggregierten Daten 
von Raum+ Rheinland-Pfalz 2010

Raum+ IÖR

Innenreserve* 
>2.000 m²

m²/EW

IEP**
>2.000 m²

m²/EW

IEP***
m²/EW

Anteil Kom-
munen  

Daten vorlie-
gend

Großstadt (n=3!) 9,6 8,3 7,1 0 %

Mittelstadt (n=3!) 13,5 12,5 15,0 100 %

Kleinstadt (n=57) 32,2 16,0 32,4 54,4 %

  Daten vorliegend (n=31) 25,3 21,7 46,0 100 %

  Angaben geschätzt (n=26!) 38,0 11,2 20,9 0 %

Landgemeinden (n=4!) 5,8 5,8 21,8 0 %

Quelle:	 ProRaum Consult, IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des 
BBSR/BMVBS

* unbebaute Bauflächen, Brachflächen, benachbarte Baulücken, fehlgenutzte Flächen, mögli-
che Brachflächen und Leerstand, Nachverdichtung

** unbebaute Bauflächen, Brachflächen, benachbarte Baulücken
*** Brachflächen (einschl. Leerstand), Baulücken (Eingabewerte ohne Ausreißer nach oben)
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chengrößen eine untere Grenze von Innen-
entwicklungspotenzialen für Deutschland 
von 15 m² je Einwohner (5 % der Gebäude- 
und Freifläche). Hochgerechnet entspricht 
dies einer Fläche von 120.000 ha. Wird im Fol-
genden nicht explizit darauf eingegangen, so 
ist immer die untere Grenze der Innenent-
wicklungspotenziale Gegenstand der Aus-
führungen. 

Unter Berücksichtigung von weiteren Kor-
rekturschätzungen in Folge vermuteter Un-
tererfassung bei Angaben (s. o.), die auf „ge-
schätzten Daten“ beruhen, erhöht sich das 
bundesweite Potenzial auf rund 20 m² je Ein-
wohner. Dieser Wert entspricht umgerechnet 
ca. 165.000 ha. Dies stellt eine Annäherung 
an einen empirisch ableitbaren oberen Wert 
für Innenentwicklungspotenziale auf Baulü-
cken und Brachen Deutschlands dar. Da die 
Untererfassung im Rahmen dieser Erhebung 
schwer quantifizierbar war, kann dieser Wert 
in der Realität jedoch auch höher ausfallen.

Brachen und Baulücken im hier zugrunde-
liegenden Verständnis umfassen im Wesent-
lichen den Teil der Innenentwicklungspo-
tenziale, der ohne Flächenbewertungen er-
fasst werden kann. Darüber hinaus existie-
ren weitere Potenziale, die weniger eindeu-
tig sind und deren Bestimmung in der Regel 
eine vorherige planerische Abwägung bzw. 
Bewertung voraussetzt (vgl. dazu Abschnitt 
2.3). Dies gilt beispielsweise für Nachverdich-
tungsflächen, die keinen Eingang in die Po-
tenzialberechnung fanden. Teilweise werden 
entsprechende Potenziale von vorliegenden 

lokalen und regionalen Studien berücksich-
tigt und im Einzelfall spezifiziert und erwei-
tert (z. B. untergenutzte Flächen, „falsch“ ge-
nutzte Flächen). Ein weiterer Teil hier unbe-
rücksichtigter Potenziale betrifft mögliche 
Brachflächen, für die ein Brachfallen abzu-
sehen ist, die aber noch genutzt werden. Bei 
Berücksichtigung von „Abwägungspotenzi-
alen“ (wie z. B. mögliche Brachflächen, Um-
nutzungs- bzw. Umstrukturierungsflächen, 
Nachverdichtungspotenziale, gering genutz-
te Flächen, falsch genutzte Flächen etc.) ist zu 
erwarten, dass sich das Innenentwicklungs-
potenzial noch einmal deutlich erhöht. Nach 
Einschätzung der Autoren auf Basis von Er-
gebnissen regionaler Studien ist eine weitere 
Verdopplung des oberen Wertes nicht auszu-
schließen37. Diese Größenordnung ist jedoch 
für die Bundesrepublik Deutschland statis-
tisch nicht abgesichert, da sie nur für Teilge-
biete bestätigt ist und kann damit lediglich 
eine grobe Orientierung liefern.

Die drei benannten Größenordnungen von 
Innenentwicklungspotenzialen in Deutsch-
land sind in Abbildung 4.7 zusammenfas-
send gegenübergestellt. Während die Un-
tergrenze als sicherer Mindestwert angese-
hen werden kann, nehmen die Unsicherhei-
ten bei der Korrektur von Unterschätzungen 
und noch wesentlich stärker bei der Erwei-
terung der Systemgrenzen zu. Wird nicht ex-
plizit darauf hingewiesen, wird im Folgenden 
nur noch auf die Ausprägungen der Potenzi-
aluntergrenze eingegangen.

(37)
Die Einschätzung basiert auf der 
Annahme, dass die Proportio-
nen zwischen IEP auf Brachflä-
chen und Baulücken und weite-
ren Innenentwicklungspotenziale 
nach regionalen Studien auch 
für die gesamte Bundesrepublik 
Deutschland zutreffen. Spann-
weite des Faktors für weitere 
Potenziale liegt (je nach Berück-
sichtigung und Definitionen) zwi-
schen 1,3 und 2,7 (eigene Be-
rechnungen auf Basis folgender 
Daten: IEP-Erhebung Landkreis 
Bad Kissingen [Bad Kissingen 
2010, S. 6]; IEP-Erhebung Land-
kreis Schweinfurt [Landkreis 
Schweinfurt 2011, S. 8]; Raum+ 
2010 Rheinland-Pfalz [Sonder-
auswertung ProRaum Consult 
2012], Komreg Freiburg [Müller-
Herbers, Kauertz 2010, S.156].

Abbildung 4.7 
Höhe der Innenentwicklungspotenziale in Deutschland 
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Abbildung 4.8 
Höhe der Innenentwicklungspotenziale nach Gemeindetypen sowie West- und Ostdeutschland je Einwoh-
ner bzw. je Gebäude- und Freifläche  
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Nach Gemeindetypen und im Vergleich der 
beiden Bezugsgrößen Bevölkerung und Ge-
bäude- und Freiflächen (Abbildung 4.8) wer-
den die Dichteeffekte bei der Bevölkerungs-
betrachtung sehr deutlich: insbesondere 
Landgemeinden verfügen mit über 25  m² 
über sehr hohe Potenziale je Einwohner. 
In den großen Großstädten beträgt das Po-
tenzial dagegen nur noch 9 m² je Einwoh-
ner. Dieses Phänomen trifft jedoch prinzi-
piell auch für alle Gebäude- und Freiflächen 
zu (in Großstädten teilen sich viele Einwoh-
ner relativ wenig Fläche). Aufschlussreich ist 
deshalb der Bezug zur Gebäude- und Freiflä-
che. Hier kehrt sich die Tendenz um: In den 
großen Großstädten beträgt die Potenzial-
höhe, bezogen auf die Gebäude- und Frei-
fläche 7 %, während es in Kleinstädten nur 
4 % sind. In Landgemeinden nehmen die In-
nenentwicklungspotenziale 5 % der Gebäu-
de- und Freiflächen ein. Dieser Unterschied 
liegt jedoch noch im Bereich der Fehlertole-
ranz. Signifikant ist dagegen der Unterschied 
zwischen West- und Ostdeutschland. In Ost-
deutschland liegt der Wert mit 22 m² je Ein-
wohner (7 % der Gebäude- und Freifläche) 
deutlich über dem Wert von Westdeutschland 
mit 13 m² je Einwohner (4 % der Gebäude- 
und Freifläche).

Im deutschlandweiten regionalen Vergleich 
zeigt Abbildung 4.9 die Innenentwicklungs-
potenziale, bezogen auf Einwohner sowie Ge-
bäude- und Freifläche nach Bundesländern 
bzw. Bundesländergruppen (untere Gren-
ze). In diesen Karten hebt sich Ostdeutsch-

land deutlich ab, aber auch in Westdeutsch-
land gibt es deutliche Unterschiede zwischen 
den Bundesländergruppen. Auffällig sind für 
Westdeutschland die hohen Werte der Bun-
desländergruppe Rheinland-Pfalz/Saarland. 
Ein nicht zu verkennender Aspekt dürfte hier 
einerseits die höhere Qualität und flächen-
deckende Verfügbarkeit von IEP-Daten sein, 
die dazu führen, dass Unterschätzungseffek-
te möglicherweise weniger stark ausgeprägt 
sind als in anderen Bundesländern (obwohl 
hier kleinere Flächen unter 2.000 m² nicht 
Gegenstand des Raum+ Projektes waren). 
Andererseits ergab die Baulandumfrage des 
BBR aus dem Jahr 2006 für das Saarland und 
Rheinland-Pfalz ebenso erhöhte Wiedernut-
zungspotenziale, was auf real vorhandene 
Unterschiede hinweist.

Absolut betrachtet sind in der Bundeslän-
dergruppe Nordrhein-Westfalen/Hessen 
mit 24.600 bis 30.000 ha sowie in Bayern mit 
20.300 bis 30.000 ha die größten Innenent-
wicklungspotenziale auf Brachflächen und 
Baulücken zu finden (Tabelle 4.7). Durch den 
hohen Anteil schätzender Kleinstädte ist die 
relative Spannweite zwischen unterer Gren-
ze und der Variante einschließlich Korrektur 
der Unterschätzung in den Bundesländer-
gruppen Brandenburg/Mecklenburg-Vor-
pommern, Schleswig-Holstein/Niedersach-
sen sowie Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thürin-
gen besonders hoch. 

Es ist zu vermuten, dass die Bevölkerungs-
dynamik (Wachstum/Schrumpfung), und 
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Abbildung 4.9 
Karten zu Innentwicklungspotenzialen je Einwohner sowie je Gebäude- und Freifläche nach Bundeslän-
dern bzw. Bundesländergruppen, gewichtet 
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Tabelle 4.7 
Höhe der Innenentwicklungspotenziale in ha auf Brachflächen und Baulücken, nach Bundesländern bzw. 
Bundesländergruppen (hochgerechnet)

IEP Untergrenze  
(nach Datenprüfung 
und Kompensation 

Mindestflächengrößen) 
in ha  

(auf 100 gerundet)

IEP Untergrenze 
zuzüglich Korrektur 

Unterschätzung 
in ha  

(auf 1.000  
gerundet)

Anteil  
Kommunen  

mit „Angaben 
geschätzt“ 

in %

Schleswig-Holstein,  
Niedersachsen (n=68) 15.400 22.000 73,9

Nordrhein-Westfalen, Hessen (n=66) 24.600 30.000 61,4

Rheinland-Pfalz, Saarland (n=85) 10.400 14.000 56,1

Baden-Württemberg (n=50) 11.900 16.000 69,1

Bayern (n=57) 20.300 30.000 82,9

Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern (n=33) 12.500 22.000 89,4

Sachsen, Sachsen-Anhalt,  
Thüringen (n=62) 20.200 27.000 86,9

Stadtstaaten (Bremen, Hamburg,  
Berlin) (n=3) 4.700 5.000 0,0 

Deutschland insgesamt (n=424) 120.100 166.000 73,9

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS
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damit verbunden die Ausprägung des Sied-
lungsdrucks, Einfluss auf die Ausprägung 
der Innenentwicklungspotenziale hat. Auf-
grund der Überlagerung verschiedener Effek-
te ist dies mit den vorliegenden Erhebungs-
daten zwar nicht klar zu beziffern, es zeich-
nen sich jedoch Tendenzen ab. So ist das In-
nenentwicklungspotenzial in stark schrump-
fenden Gemeinden besonders hoch. Der flä-
chenspezifische Wert stark schrumpfender 
Gemeinden ist nahezu dreimal so hoch wie 
der entsprechende Wert in stark wachsen-
den Gemeinden. Schrumpfung findet sich 
häufiger in kleinen bis mittleren Gemein-
den. Aufgrund der positiven Korrelation 
zwischen Gemeindegröße und Datenquali-
tät (geschätzt/vorliegend) ist davon auszuge-
hen, dass schrumpfende Gemeinden Innen-
entwicklungspotenziale tendenziell stärker 
unterschätzen als wachsende. Dies erhöht 
den Abstand weiter. Grundsätzlich zeichnet 
sich eine Diskrepanz zwischen Angebot und 
Bedarf nach Innenentwicklungspotenzialen 
ab. Dieser Befund zeigt sich klar im Vergleich 
stark polarisierender Wachstumsdynamiken. 
Im Detail ist dagegen zu beobachten, dass Be-
völkerungswachstum nicht notwendigerwei-
se mit geringen Innenentwicklungspotenzi-
alen einhergeht. 

Die angegebenen Potenziale in moderat 
wachsenden bis moderat schrumpfenden 
Gemeinden sind ähnlich ausgeprägt, liegen 
in den moderat wachsenden Gemeinden so-
gar leicht über den stagnierend bis schrump-
fenden Gemeinden. Die Ursachen hierfür 

sind vielfältig. Neben Fragen des Ausmaßes 
von Fehleinschätzungen kommt hier der Ein-
fluss sehr unterschiedlicher lokaler Bedin-
gungen zum Tragen. So kann beispielswei-
se ein Strukturwandel zu erhöhten Potenzi-
alen führen. Auswertungen von Meinungsbil-
dern im Zuge der Befragung und Erfahrungen 
aus den Fallstudien zeigen aber, dass hier-
bei ein weit differenzierteres Verständnis zu-
grunde zu legen ist, die über die Gleichset-
zung von Strukturwandel und dem entste-
hen industrieller und militärischer Konver-
sionsflächen hinausgehen. Strukturwandel 
findet durchaus auch im Wachstumskontext 
statt. So schätzen z. B. Kommunen die Mög-
lichkeit überwiegend gering ein, Flächen im 
Siedlungsbestand für Gewerbeansiedlungen 
zu nutzen. Im Kontext von Wachstum kann 
dies im Falle von Unternehmensvergröße-
rungen zu Standortverlagerungen von „In-
nen“ nach „Außen“ führen, wodurch Innen-
bereichsflächen frei werden, die nur zum Teil 
und meist erst mit Zeitverzug neuer (Wohn-)
Nutzung zugeführt werden können. 

Verteilung auf Brachflächen und Baulücken

Für die Auswertung dieser Frage ergab sich 
das Problem, dass die Summe der Teilkate-
gorien nicht bei allen Gemeinden dem ange-
gebenen Gesamtpotenzial entspricht38. Die 
folgenden Ausführungen beschränken sich 
deshalb auf solche Fälle, in denen die Anga-
ben übereinstimmen (Summe von Brachflä-
chen und Baulücken ergeben angegebenes 
Gesamtpotenzial; 80 % der Gemeinden). Im 

(38)
Die Kontaktaufnahme mit aus-
gewählten Kommunen ergab, 
dass die Abweichungen nicht 
pauschal behoben werden kön-
nen. Eine Kontaktaufnahme zu 
allen Kommunen mit abwei-
chenden Werten war nicht mög-
lich und nicht sinnvoll. Aus die-
sem Grund wurden die Fälle, die 
unvollständige oder unplausible 
Wertepaare aufwiesen, aus der 
Betrachtung ausgeschlossen. 
Folgende Gründe waren für den 
Ausschluss ausschlaggebend 
(verbliebene Fälle nach Plausi-
bilitätsprüfung und ggf. Kontakt-
aufnahme): bestätigter Verdacht 
auf Fehlerfassung (n=41); gene-
rell keine IEP-Angaben (n=28); 
IEP-Angaben, jedoch nicht un-
terteilt nach Brachflächen und 
Baulücken (n=20); ein fehlender 
Wert (n=11); IEP größer als Sum-
me aus Brachflächen und Baulü-
cken (n=5).

Abbildung 4.10 
Innentwicklungspotenziale je Einwohner sowie Gebäude- und Freifläche nach Bevölkerungsentwicklung, 
gewichtet 
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Abbildung 4.11 
Anteile von Brachflächen und Baulücken, in % nach Gemeindetypen und im großräumigen Vergleich
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Ergebnis werden große Unterschiede zwi-
schen den Gemeindetypen deutlich (Abbil-
dung 4.11). In den Großstädten dominieren 
Brachflächen, während in den Kleinstädten 
Baulücken die IEP-Flächen dominieren. In 
den folgenden Auswertungen wird jedoch 
noch deutlich werden, dass die Erfassung 
von Baulücken unterschiedlich gehandhabt 
wird. In Deutschland insgesamt beträgt der 
Flächenanteil der Brachen ca. 40  %. Das 
heißt, bei einer reinen Brachenbetrachtung 
blieben ca. 60 % der Innenentwicklungspo-
tenziale unberücksichtigt (hinzu kämen noch 
weitere Kategorien). Hervorzuheben ist wei-
terhin, dass sich das Verhältnis von Brachflä-
chen und Baulücken im Ost/West-Vergleich 
umkehrt: In Westdeutschland dominieren 
die Baulücken mit gut 60 %, in Ostdeutsch-
land sind es in annähernd gleicher Höhe die 
Brachflächen.

In Tabelle 4.8 erfolgt eine Darstellung der 
Verteilung von Brachflächen und Baulücken 
nach Bevölkerungsentwicklung. Dabei fällt 
auf, dass in wachsenden Gemeinden Brach-

flächen eine größere Rolle in der Zusam-
mensetzung der Innenentwicklungspoten-
ziale spielen, während in stagnierenden und 
schrumpfenden Gemeinden das deutliche 
Übergewicht bei den Baulücken liegt. Ein sys-
tematischer Zusammenhang zwischen Be-
völkerungsentwicklung und dem Anteil von 
Brachflächen besteht offenbar nicht. Es wird 
vermutet, dass es erneut zu Überlagerungen 
von Effekten kommt (siehe Gemeindetyp). 
Ein Grund, warum der Anteil von Brachflä-
chen in schrumpfenden Kommunen nicht 
überproportional hoch ist, liegt u. a. darin, 
dass in neuen Wohn- und Gewerbegebieten 
(nach 1990) in diesen Gemeinden z. T. noch 
erhebliche Flächen (hier definiert als Baulü-
cken) unbebaut sind. 

Im Fragebogen wurde auch die Anzahl der 
Flächen abgefragt. Werden Anzahl und Flä-
chen zueinander in Bezug gesetzt, lassen sich 
mittlere Flächengrößen für Brachflächen und 
Baulücken ermitteln. Zwischen den Gemein-
detypen gibt es hier deutliche Unterschiede 
hinsichtlich der mittleren Größe der Flächen 
(Abbildung 4.12 sowie Abbildung 4.13). 

Die mittleren Größen der Baulücken in den 
befragten Kommunen sind insgesamt bedeu-
tend kleiner als die der Brachen. In mehr als 
der Hälfte der deutschen Städte und Gemein-
den sind die Baulücken im Mittel kleiner als 
1.000 m². In mehr als 80 % der Kommunen 
beträgt die mittlere Größe der Baulücken we-
niger als 2.000 m². Je geringer die Einwohner-
größe einer Gemeinde, desto bedeutsamer 
werden kleinere Baulücken. In Ostdeutsch-

Tabelle 4.8
Anteile der Flächen von Brachflächen und Baulücken nach Bevölkerungsentwick-
lung, in % 

Brachflächen % Baulücken %

Wachsend (> 0,25 % p.a.) (n=93) 55,6 44,4

Stagnierend (0,25 - 0,25 % o. a.) (n=72) 37,4 62,6

Schrumpfend (< - 0,25 % p. a.) (n=181) 41,4 58,6

Insgesamt (n=346) 44,2 55,8

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS
Anm.:	 nur Fälle, in denen die Summe aus Brachflächen und Baulücken den Gesamt-IEP-

Wert ergibt
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Abbildung 4.12 
Anteile von Kommunen nach der mittleren Größe der Brachflächen, in % nach Gemeindetypen und im 
großräumigen Vergleich
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Abbildung 4.13 
Anteile von Kommunen nach der mittleren Größe der Baulücken, in % nach Gemeindetypen und im groß-
räumigen Vergleich

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Gr. 
Großstadt 

(n=5!)

Kl. 
Großstadt 

(n=33)

Mittelstadt 
(n=78)

Kleinstadt 
(n=159)

Land-
gemeinde 

(n=51)

West-
deutschland 

(n=258)

Ost-
deutschland 

(n=68)

Insgesamt 
(n=326)

Gemeindetypen Großräumiger Vergleich

Anteil in %

2 bis unter 5 ha

1 bis unter 2 ha

0,5 bis unter 1 ha

0,2 bis unter 0,5 ha

0,1 bis unter 0,2 ha

0,05 bis unter 0,1 ha

bis unter 0,05 ha

nges=326, nmax=451, 
gewichtet

Datenbasis: IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR im Auftrag des BBSR/BMVBS

land sind Gemeinden mit einer mittleren 
Baulückengröße von mehr als einem Hek-
tar etwas häufiger als in Westdeutschland. 
Es ist zu vermuten, dass es sich hierbei um 
noch freie Baulücken in neuen Wohn- und/
oder Gewerbegebieten handelt. Die mittlere 
Größe von Brachflächen ist in der Mehrheit 
der Groß- und Mittelstädte und in ca. einem 
Viertel der Kommunen insgesamt größer als 
ein Hektar.

Erfassungsaktivitäten und Datennutzung 
in den Städten und Gemeinden

Die Darstellung der Erfassungsaktivitäten 
(Abbildung 4.14) verdeutlicht zum einen, 
wo ggf. noch Unterstützung für die Etablie-
rung notwendig sein könnte, und zum ande-
ren, wo die Datenlage weniger gut ist und die 
Städte und Gemeinden z. B. auf Schätzungen 
angewiesen sind. Der zweite Aspekt kann für 
die Interpretation der jeweiligen Quantitäten 
sehr wichtig sein. 
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Abbildung 4.14 
Kommunen nach dem Status der Innenentwicklungspotenzialerfassung nach Gemeindetypen und im 
großräumigen Vergleich, Anteile in % 

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Gr. 
Großstadt 

(n=15)

Kl. 
Großstadt 

(n=47)

Mittelstadt 
(n=111)

Kleinstadt 
(n=207)

Land-
gemeinde 

(n=63)

West-
deutschland 

(n=342)

Ost-
deutschland 

(n=101)

Insgesamt 
(n=443)

Gemeindetypen Großräumiger Vergleich

Anteil in %

ist bislang nicht 
vorgesehen

ist geplant bzw. in 
Vorbereitung

findet bei uns bereits 
statt

nges=443, nmax=451, 
gewichtet

Datenbasis: IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR im Auftrag des BBSR/BMVBS

Ca. ein Drittel der Städte und Gemeinden in 
Deutschland erfassen aktiv ihre Innenent-
wicklungspotenziale. Etwa ein Fünftel plant 
in Zukunft die Potenziale zu erfassen. Es gibt 
jedoch in Deutschland erhebliche Unter-
schiede zwischen Gemeindetypen und Re-
gionen:

So erheben alle großen Großstädte in 
Deutschland ihre Innenentwicklungspoten-
ziale. In den kleineren Großstädten sind es 
zwar nur etwa zwei Drittel, jedoch plant da-
rüber hinaus ein Fünftel der Gemeinden die 
Installierung einer Erfassung von Innenent-
wicklungspotenzialen. 

Dagegen findet in nur etwa einem Viertel der 
Landgemeinden bereits eine Erfassung von 
Innenentwicklungspotenzialen statt. Nach 
Angaben der Kommunalverwaltungen wird 
sich dieser Anteil jedoch in den nächsten Jah-
ren wesentlich erhöhen, so dass nach Umset-
zung fast die Hälfte der Landgemeinden und 
ca. 60 % der Kleinstädte über entsprechende 
Datenerfassungen verfügen würden. In den 
Mittelstädten deutet sich ebenso ein deutli-
cher Bedeutungsgewinn von Potenzialerfas-
sungen an. 

Die Unterscheidung nach West- und Ost-
deutschland zeigt insgesamt, dass im Ostteil 
Deutschlands die Potenziale mit 20 % etwa 
nur halb so oft erfasst werden wie in West-
deutschland. Bei tiefergehender Betrachtung 
wird jedoch deutlich, dass der geringere Wert 
fast ausschließlich durch Kleinstädte hervor-
gerufen wird. Diese stellen zahlenmäßig die 

große Mehrheit in Ostdeutschland. Groß- 
und Mittelstädte sowie auch Landgemein-
den in Ostdeutschland erfassen etwa genau-
so häufig ihre Innenentwicklungspotenzia-
le wie die Kommunen in Westdeutschland. 

Die Differenzierung nach Gemeindegrößen-
klassen führt zu dem überraschenden Ergeb-
nis, dass mit sinkender Gemeindegröße un-
terhalb der 1.000-Einwohnergrenze der An-
teil erfassender Gemeinden wieder steigt. 
Entgegen einer ersten Vermutung zeigte sich 
bei genauerer Analyse, dass offenbar weniger 
die Unterstützung von Verwaltungsgemein-
schaften Ursache ist, sondern die hohe An-
zahl kleiner Gemeinden in Rheinland-Pfalz, 
die insgesamt zu sehr hohen Anteilen die In-
nenentwicklungspotenziale erfassen und so-
mit das Bundesergebnis in dieser sonst we-
nig vertretenen Gemeindegrößenklasse be-
einflussen. Ohne Berücksichtigung des Lan-
des Rheinland-Pfalz bei der Auswertung der 
Erfassungsaktivitäten sinkt beispielsweise 
auch der Anteil erfassender Kleinstädte auf 
das Niveau der Landgemeinden, während die 
Anteile der übrigen Gemeindetypen nahezu 
gleich bleiben.

Differenziert nach Bundesländern bzw. Bun-
desländergruppen ergibt sich ein deutliches 
Süd-Nord-Gefälle in Deutschland. Rhein-
land-Pfalz stellt dabei das Flächenland mit 
den aktivsten Kommunen hinsichtlich Poten-
zialerhebungen dar (Tabelle 4.9, Abbildung 
4.15)39. Gefolgt wird Rheinland-Pfalz von Ba-
den-Württemberg und Nordrhein-Westfalen. 

(39)
Das Saarland bildet mit Rhein-
land-Pfalz eine Bundesländer-
gruppe. Aufgrund der geringen 
Fallzahl ist hier keine separa-
te statistisch gesicherte Aussa-
ge möglich, jedoch liegt der An-
teil der erfassenden Kommunen 
sehr wahrscheinlich weit unter-
halb des Anteils in Rheinland-
Pfalz.
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Abbildung 4.15 
Karte zum Anteil erfassender Kommunen nach Bundesländern bzw. Bundesländergruppen (gewichtet)
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Tabelle 4.9 
Erfassungsaktivitäten in den Städten und Gemeinden, nach Bundesländern bzw. Bundesländergruppen, 
Anteil der Kommunen in % (gewichtet)

Findet bei uns 
bereits statt

Ist geplant oder 
in Vorbereitung

Ist bis-
lang nicht 

vorgesehen
Gesamt

Schleswig-Holstein,  
Niedersachsen (n=75) 18,8 13,4 67,7 100

Hamburg (n=1) 100,0 0,0 0,0 100

Bremen (n=1) 100,0 0,0 0,0 100

Nordrhein-Westfalen, Hessen (n=70) 39,4 37,5 23,1 100

Rheinland-Pfalz, Saarland (n=87) 61,2 22,0 16,8 100

Baden-Württemberg (n=50) 48,0 25,3 26,7 100

Bayern (n=58) 33,1 18,5 48,4 100

Berlin (n=1) 100,0 0,0 0,0 100

Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern (n=35) 18,0 7,6 74,4 100

Sachsen, Sachsen-Anhalt,  
Thüringen (n=65) 21,6 36,1 42,3 100

Deutschland insgesamt (n=443) 34,8 21,6 43,6 100

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS
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Die Kommunen in den Bundesländern bzw. 
Bundesländergruppen im Norden und Osten 
der Bundesrepublik erfassen weitaus seltener 
die Innenentwicklungspotenziale. Es deuten 
sich jedoch in Hessen sowie der Bundeslän-
dergruppe Thüringen, Sachsen und Sachsen-
Anhalt deutliche Ausweitungsplanungen der 
Erfassungen an.

Erfassungsaktivität nach Flächentypen

Brachflächen und Leerstände werden in klei-
neren Städten und Gemeinden seltener er-
fasst als Baulücken (Abbildung 4.16, Abbil-
dung 4.17, Abbildung 4.18). In den Groß-
städten hält sich die Erfassung von Brachflä-
chen und Baulücken etwa die Waage. Hoch-
gerechnet auf Deutschland erfassen flächen-
deckend ca. 30 % der Kommunen Baulücken, 
ca. 14 % Brachflächen und 10 % Leerstände. 
Eine Erfassung für Teilgebiete erfolgt insge-

Abbildung 4.16 
Anteile von Kommunen nach dem Status der Brachflächenerfassung, in % nach Gemeindetypen und im 
großräumigen Vergleich
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Abbildung 4.17 
Anteile von Kommunen nach dem Status der Baulückenerfassung, in % nach Gemeindetypen und im 
großräumigen Vergleich
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samt in rund 5 % der Kommunen, steigt aber 
z. B. für Baulücken in großen Großstädten 
und Leerstände in kleinen Großstädten und 
Mittelstädten auf 20 % bis über 25 %. Hinter-
grund gerade für letzteres können z. B. Leer-
standserfassungen bei Innenstadt-Sanierun-
gen sein.

Zusammenfassend kann die Aussage getrof-
fen werden, dass die Erfassung von Innen-
entwicklungspotenzialen gegenwärtig vor al-
lem von Groß- und Mittelstädten betrieben 

wird. In Kleinstädten und Landgemeinden 
gibt es zwar absehbare Fortschritte, jedoch ist 
der Anteil der erfassenden Kommunen noch 
sehr gering. Unterstellt man, dass sich vor al-
lem die aktiven Kommunen an der Befragung 
beteiligt haben, würde der reale Anteil sogar 
noch niedriger liegen.

Zukünftige Aktivitäten

Die flächendeckende Erfassung von Brach-
flächen und Baulücken soll nach Angabe der 

Abbildung 4.18 
Anteile von Kommunen nach dem Status der Leerstandserfassung, in % nach Gemeindetypen und im 
großräumigen Vergleich
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Abbildung 4.19 
Situation und Planungen zur Brachflächenerfassung, in % nach Gemeindetypen und im großräumigen 
Vergleich
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Abbildung 4.20 
Situation und Planungen zur Baulückenerfassung, in % nach Gemeindetypen und im großräumigen 
Vergleich
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Abbildung 4.21 
Situation und Planungen zur Leerstandserfassung, in % nach Gemeindetypen und im großräumigen 
Vergleich
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Befragten insbesondere in den Groß- und 
Mittelstädten ausgebaut werden (Abbildung 
4.19, Abbildung 4.20). Das Engagement zur 
Erfassung von Leerständen ist weniger stark 
(Abbildung 4.21). Die flächendeckende Er-
fassung ist – trotz eines höheren Aufwandes 
– weitaus häufiger geplant als eine Erfassung 
für Teilgebiete (etwa im Rahmen von Stadt-
umbauprogrammen). Auffällig ist der höhe-
re Anteil von Mittelstädten außerhalb von 

Großstadtregionen, die sich stärker um die 
Erfassung von Leerständen bemühen wollen.

In der Gesamtschau wird deutlich, dass selbst 
wenn die Kommunen die Planungen um-
setzen, noch immer mehr als die Hälfte der 
Kommunen in Deutschland zukünftig kei-
ne Erfassungen von Brachflächen oder Leer-
ständen haben werden. Bei Baulücken be-
trüge der Anteil etwas weniger als die Hälfte.
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Tabelle 4.10 
Erfasste Merkmale bei Innenentwicklungspotenzialerhebungen, Anteile in %, absteigend sortiert  
(nmax=203), gewichtet

Merkmal Als zutreffend markiert, 
in % der gültigen Fälle

Merkmal Als zutreffend markiert, 
in % der gültigen Fälle

Größe 87,0 Bearbeiter 28,6

Adresse/Ortsteil 85,3 Altlastenverdacht 20,8

Flächentyp (BF/BL) 71,4 baulicher Zustand (ggf.) 17,4

Standorttyp/Lage 70,9 Fotos 14,1

Eigentümer 69,3 Vornutzung 12,2

Gebäudeleerstand 39,4 Rest-/Zwischennutzung 8,2

Aufnahmedatum 36,9 Versiegelungsgrad 8,1

Verkehrliche Erschließung 34,3 Sonstiges 7,2

Gebäudebestand 30,5 Versiegelungsmaterial 2,5 

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS

Erfasste Merkmale40

In Tabelle 4.10 sind die bisher erfassten Merk-
male in der Reihenfolge der Häufigkeit ih-
rer Nennung aufgelistet. Als „sonstige Merk-
male“ wurden u. a. planungsrechtlicher Sta-
tus, Entfernung zu sozialen Einrichtungen, 
Anzahl potenzieller Wohneinheiten, Boden-
richtwert, umweltrelevante Daten und Ver-
fügbarkeit angegeben.

Mindestgrößen

Für die Hochrechnung von Innenentwick-
lungspotenzialen ist es sehr wichtig, ob Flä-
chenmindestgrößen berücksichtigt wurden. 
Etwa ein Viertel bis ein Drittel der erfassen-
den Kommunen bejaht diese Frage (Abbil-

dung 4.22) und gibt unterschiedliche ver-
wendete Mindestflächengröße n an (Tabelle 
4.11). Besonders häufig sind Mindestflächen-
größen in Groß- und Mittelstädten. Im Um-
kehrschluss bedeutet dies, dass durch Flä-
chenmindestgrößen die Potenziale in Groß- 
und Mittelstädten systematisch unterschätzt 
werden, ein Aspekt, der bei der Schätzung ei-
ner unteren Grenze von Innenentwicklungs-
potenzialen berücksichtigt wurde. Je größer 
der Mindestflächenwert angesetzt wird, des-
to weniger repräsentativ ist die IEP-Erhebung 
für die real vorhandenen Innenentwicklungs-
potenziale. 

Geht man hilfsweise davon aus, dass IEP-Flä-
chen hinsichtlich ihrer Größe ähnlich struk-

Abbildung 4.22 
Anteile von IEP-erfassenden Kommunen, die Mindestgrößen bei der Erfassung berücksichtigen, in % 
nach Gemeindetypen und im großräumigen Vergleich
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(40)
Da in den folgenden Abschnitten 
die Teilmenge „erfassende Kom-
munen“ näher betrachtet wird, 
wird aus Fallzahlengründen in 
den Abbildungen teilweise vom 
bisher üblichen Differenzierungs-
schema nach Gemeindetypen 
abgewichen. Die maximale Fall-
zahl beträgt für aktuell erfassen-
de Kommunen 203 (Fragen 20 
und 23 bis 33).
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Tabelle 4.11
Anzahl der Nennungen von Mindestflächengrößen bei der Erfassung nach den Ka-
tegorien Brachfläche und Baulücke (nmax=203)

Mindestflächengröße bei … m² Brachfläche Baulücke

80 - 1

100 1 2

150 - 1

200 1 2

250 - 2

300 3 6

350 - 1

400 1 1

500 2 9

600 - 1

650 - 3

700 - 1

1.000 3 2

2.000 17 2

2.500 - 1

3.000 1 -

5.000 1 -

6.000 1 -

10.000 3 -

Summe 34 35

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS

turiert sind wie Gebäude- und Freiflächen-
Flurstücke insgesamt (vgl. auch Abbildung 
7.2, Beispiel ALK Sachsen), lässt sich der Er-
fassungsfehler abschätzen. Während bei ei-
nem Abschneidekriterium von 500 m² we-
niger als 10 % der Flächen unberücksichtigt 
bleiben, sind es bei 1.000 m² bereits mehr 

als 20  %. Werden dagegen nur Flächen ab 
2.000 m² berücksichtigt, erhöht sich bereits 
der nicht erfasste Anteil der Flächen von über 
40 % (ALK) auf bis zu zwei Drittel (Raum+ Ost-
Württemberg). Beträgt das Abschneidekrite-
rium sogar 1 Hektar (10.000 m²), so ist davon 
auszugehen, dass mehr als drei Viertel der Po-
tenziale nicht erfasst werden (eigene Berech-
nungen anhand der ALK Sachsen und Elgen-
dy 2011b, 10). 

Fortschreibung

Von den erfassenden Kommunen sind nicht 
alle in der Lage, die Daten auch regelmä-
ßig fortzuschreiben (Abbildung 4.23). Nur 
in deutlich weniger als der Hälfte der erfas-
senden Kommunen erfolgt eine regelmäßige 
Fortschreibung. Insbesondere bei den Leer-
ständen ist eine Fortschreibung in mehr als 
einem Viertel der Fälle nicht möglich. Die Un-
terschiede nach Gemeindegröße sind in die-
sem Fall weniger stark ausgeprägt als bei an-
deren Merkmalen. Auch die Fortschreibung 
von Brachflächen-Informationen erscheint 
schwierig, wobei hier insbesondere die Klein-
städte und Landgemeinden keine Möglich-
keiten sehen.

In den Fallstudiengesprächen wurde hierzu 
z. B. angemerkt, dass vorliegende Daten zu 
Innenentwicklungspotenzialen im Zusam-
menhang mit der Flächennutzungsplanung 
erhoben wurden und eine Gelegenheit zur 
Aktualisierung erst im Zusammenhang mit 
der FNP-Fortschreibung gesehen wird.

Abbildung 4.23 
Fortschreibung der IEP-Daten in IEP-erfassenden Kommunen, in % nach Innenentwicklungspotenziale-
Kategorien und Gemeindetypen
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Verwendete Datenbanksysteme/Software-
programme

Etwa die Hälfte der Gemeinden nutzt Stan-
dard-Office-Programme und/oder GIS-Lö-
sungen, wobei letztere insbesondere in den 
Groß- und Mittelständen zu finden sind. Ein 
Viertel der Kleinstädte und Landgemeinden 
nutzt externe Datenbanken, ein Zehntel der 
Großstädte eigene Programmierungen. Grob 
die Hälfte der Groß- und Mittelstädte und ein 
Viertel der Kleinstädte und Landgemeinden 
geben an, zwei Systeme zu nutzen (Tabelle 
4.12).

Verwendete Erfassungsmethoden

In Tabelle 4.13 sind die Erfassungsmethoden 
nach Gemeindegröße dargestellt. Deutlich 
wird, dass Luftbildauswertungen und Fern-
erkundung die häufigsten Erhebungsmetho-
den darstellen. Im Vergleich zu Gemeinde-
größen wird deutlich, dass Mittelstädte sel-
tener auf dialogorientierte Verfahren setzen 
und Begehungen in den Kleinstädten und 
Landgemeinden weniger bedeutsam sind. 
Dies könnte in der besseren Überschaubar-
keit der kleineren Gemeinden begründet sein 
und dass hier aufgrund der geringen Anzahl 
der Flächen offenbar keine „formalen“ Bege-
hungen notwendig sind. Interessant ist, dass 
die Anteile bei Kommunen, die die Daten ge-
schätzt haben, in allen drei abgefragten Kate-
gorien kaum von der Gesamtheit abweichen. 

Die Erfahrungen aus den Fallstudien zeigen, 
dass auch Auswertungen von Plangrundla-
gen eine wichtige Rolle spielen, die hier un-
ter „Sonstiges“ fallen.

Selbsteinschätzung Datenqualität

Die Qualität der Daten wird recht unter-
schiedlich eingeschätzt (Abbildung 4.24). 
Passend zum Bild der Erfassungshäufigkeit 
wird die Qualität der Daten zu Brachflächen 
und insbesondere Leerständen wesentlich 
häufiger und speziell in den Groß- und Mit-
telstädten als verbesserungsbedürftig ein-
geschätzt. Unabhängig davon halten jedoch 
grob 80 % der Groß- und Mittelstädte die Da-
tenqualität zu Brachflächen und Baulücken 
zumindest für ausreichend, hinsichtlich der 
Datenqualität zu Leerständen sind es in die-
sen Gruppen noch 60 %. In den Kleinstädten 
und Landgemeinden wird die Datenqualität 
zu Brachflächen und Baulücken weit über-
wiegend als sehr gut bis ausreichend einge-
schätzt, Verbesserungsbedarf praktisch nur 
bei Daten zum Leerstand gesehen. Dies kann 

Tabelle 4.12 
Nutzung von Datenbanksystemen oder Softwareprogrammen für die Erfassung von 
Innenentwicklungspotenzialen, Anteile in % (trifft zu, nur gültige Antworten, Mehr-
fachnennung möglich, nmax=203), gewichtet

Großstädte 

(n=46)

Mittelstädte 

(n=59)

Kleinstädte und 
Landgemeinden 

(n=84)

Insgesamt 

(n=189)

Standard-Office-Pro-
gramm

72,9 67,6 52,8 54,9

GIS-Lösung 76,3 62,1 38,0  41,5

Externe Datenbank 5,1 8,5 24,9 22,7

Eigene Programmie-
rung

10,2 2,3 4,5 4,3

Sonstiges 11,9 16,3 3,5 5,2

Nutzung 1 System 36,2 49,2 72,1 68,8

Nutzung 2 Systeme 50,0 41,5 23,3 25,8

Nutzung 3 Systeme 13,8 9,3 4,7 5,4

Keine Softwarelö-
sung, Papierakte etc.

1,7 3,3 8,8 8,1

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS

Tabelle 4.13 
Methoden der Datenerhebung, Anteile in % (trifft zu, nur gültige Antworten, Mehr-
fachnennung möglich, nmax=203), gewichtet

Großstädte
 

(n=46)

Mittelstädte 
 

(n=63)

Kleinstädte und 
Landgemeinden 

(n=92)

Insgesamt 

(n=201)

Begehung 78,0 73,8 45,5 49,2

Luftbild-Auswertung / 
Fernerkundung

86,4 80,0 66,2 68,1

Befragung / Dialog 
mit öffentlicher Ver-
waltung

67,8 40,0 55,3 53,7

Sonstiges 34,5 19,0 22,9 22,6

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS

in der besseren Überschaubarkeit der kleine-
ren Gemeinden begründet liegen. 

Eine Gegenüberstellung von eingeschätz-
ter Datenqualität und der Fortschreibungs-
aktivitäten zeigt deutlich, dass die regelmä-
ßig fortgeschriebenen Daten in ihrer Quali-
tät als höherwertig eingeschätzt werden (Ta-
belle 4.14)41. Daten, die nicht fortgeschrieben 
werden können, werden nur zu etwa 30 % als 
gut oder sehr gut eingeschätzt – auffällig hoch 
ist dagegen der Anteil der als verbesserungs-
bedürftig eingeschätzten Daten. Es ist anzu-
nehmen, dass es einen direkten Zusammen-
hang zwischen dem Alter der Daten und der 
Qualität gibt (der Erhebungszeitpunkt wur-
de jedoch nicht abgefragt).

Bereits unregelmäßig fortgeschriebene Da-
ten werden zu über 60 % als gut oder sehr gut 
bewertet, während die Kategorie „verbesse-
rungsbedürftig“ nur noch zu unter 10 % ge-
nannt wird. Deutlich besser schneiden regel-
mäßig fortgeschriebene Daten ab: sie werden 

(41)
Aus Fallzahlgründen wurden aus 
den drei Kategorien Brachflä-
chen, Baulücken und Leerstände 
(gewichtete) Mittelwerte gebildet.
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Tabelle 4.14 
Zusammenhang zwischen Datenfortschreibung und -qualität, Anteile in % (Mittelwerte aus den Kategori-
en Brachflächen, Baulücken und Leerständen, nmax=203), gewichtet

Art der  Einschätzung der Datenqualität

Fortschreibung Sehr gut Gut Ausreichend Verbesserungsbedürftig Gesamt

Ist nicht möglich 9,8 21,7 34,0 34,4 100

Unregelmäßig 17,6 46,0 30,1 6,4 100

Regelmäßig  
(jährlich) 30,8 47,6 15,3 6,3 100

Regelmäßig  
(anderer Turnus) 28,3 48,3 21,1 2,3 100

Gesamt 21,2 44,0 25,9 8,8 100

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS

Abbildung 4.24 
Selbsteinschätzung Datenqualität in % nach IEP-Kategorien und Gemeindetypen
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Abbildung 4.25 
Häufigkeit und Zweck der IEP-Datennutzung, Anteile in %, absteigend sortiert
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zu mehr als 75 % als gut oder sehr gut einge-
schätzt. Ob der Turnus jährlich oder in ande-
ren Abständen erfolgt, ist dabei nahezu un-
erheblich.

Datenverwendung und Zugänglichkeit

Bei den Nutzungen der Daten zu Innenent-
wicklungspotenzialen werden Planung, In-
formation und Vermarktung der Flächen als 
häufigste Anlässe genannt (Abbildung 4.25). 
Dabei kann Planung als eher interne Nut-
zung, Information und Vermarktung als ex-
tern orientierte Nutzungen interpretiert wer-

den. Ein großer Teil der erhobenen Daten ist 
zumindest teilweise öffentlich zugänglich 
(Abbildung 4.26). Am häufigsten werden IEP-
Daten von Großstädten öffentlich zur Verfü-
gung gestellt. Allerdings ist es hier auch nur 
die Hälfte der Städte. Kleinstädte und Land-
gemeinden machen nur zu etwas mehr als 
einem Drittel ihre Potenzialdaten öffentlich. 
Mittelstädte tun dies zu etwas weniger als die 
Hälfte. 

Bei den Nutzern stehen Flächennachfrager 
und die Wirtschaftsförderung vorne, wobei 
die private Nachfrage nach Wohnbauflächen 

Abbildung 4.26 
Öffentliche Zugänglichkeit der IEP-Daten, in % nach zusammengefassten Gemeindegrößenklassen
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Abbildung 4.27 
Häufigkeiten der Nutzergruppen, Anteile in %, absteigend sortiert
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klar die häufigste Datennachfrage stellt (Ab-
bildung 4.27).

Dynamiken 

Veränderung und Aktivierbarkeit

Die Einschätzung der künftigen Dynamik 
(Abbildung 4.28) unterscheidet sich zu-
nächst nach der Gemeindegröße. Großstäd-
te erwarten weit überwiegend eine Abnahme 
der Innenentwicklungspotenziale und ins-

besondere die großen Großstädte in keinem 
Fall eine Zunahme. Zunahmen erwarten mit 
rund 25 % am häufigsten die Landgemein-
den. Gemeinden in Ost- und Westdeutsch-
land unterscheiden sich interessanterweise 
kaum hinsichtlich ihrer Einschätzung der zu-
künftigen Dynamik. 

Einen Zusammenhang gibt es (erwartungs-
gemäß) mit der Bevölkerungsdynamik. Aller-
dings ist dieser relativ schwach ausgeprägt. 
In wachsenden und stark wachsenden Ge-

Abbildung 4.28 
Einschätzung der Kommunen zur künftigen Dynamik der Innenentwicklungspotenziale, in % nach Ge-
meindetypen und im großräumigen Vergleich
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Datenbasis: IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR im Auftrag des BBSR/BMVBS

Abbildung 4.29 
Einschätzung der Kommunen zur künftigen Dynamik der Innenentwicklungspotenziale, in % nach 
Bevölkerungsdynamik
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meinden wird relativ selten angenommen, 
dass die Potenziale zunehmen (unter 10 %; 
Abbildung 4.29). Etwa die Hälfte der wach-
senden Kommunen geht von einer weitge-
hend gleichbleibenden IEP-Höhe aus. Ca. 
40 % der wachsenden Kommunen erwarten 
künftig abnehmende Potenziale. Schrump-
fende und stagnierende Kommunen gehen 
zu mehr als 20 % von wachsenden Potenzia-
len aus. Gleichzeitig ist der Anteil von Kom-
munen dieser Kategorien mit erwarteten ab-
nehmenden Potenzialen von knapp 50 % bis 
ca. 30 % relativ hoch. In den Fallstudienin-
terviews und anhand der Freitexte im Frage-
bogen wurde deutlich, dass die gegenwärtig 
hohe Nachfrage nach Wohneigentum als Re-
aktion auf die Finanzkrise auch in schrump-
fenden Gemeinden zu zurückgehenden Po-
tenzialen führen kann. Da schrumpfende Ge-
meinden häufiger außerhalb von Großstadt-
regionen zu finden sind, werden hier etwas 
häufiger zunehmende oder stagnierende 
Potenziale erwartet als innerhalb von Groß-
stadtregionen.

Die Mehrzahl der befragten Kommunen 
geht davon aus, dass die Brachflächen und 
Baulücken kurz- bis langfristig aktiviert wer-
den können Abbildung 4.30, Abbildung 4.31). 
In den Großstädten ist jedoch der Anteil von 
als „kurzfristig möglich“ eingeschätzten Ak-
tivierungen höher als in den kleineren Städ-
ten und Gemeinden. Die Unterschiede zwi-
schen Brachflächen und Baulücken sind ins-
gesamt eher moderat, wobei Baulücken ten-
denziell eher als kurzfristig aktivierbar ein-
geschätzt werden.

Angesichts der teilweise sehr ausgeprägten 
Schrumpfungsprozesse in Kleinstädten und 
Landgemeinden sowie in Ostdeutschland 
kann die Einschätzung der Kommunen als 
äußerst optimistisch interpretiert werden.

In Tabelle 4.15 wird die Einschätzung der Ak-
tivierbarkeit von Brachflächen und Baulü-

cken nach Gemeinden mit unterschiedlichen 
Entwicklungsdynamiken gegenübergestellt. 
Interessant ist, dass wachsende Gemeinden 
zwar am optimistischsten sind, was die kurz-
fristige Aktivierbarkeit von Brachflächen an-
geht, zugleich aber bei Baulücken die kurz-
fristige Aktivierbarkeit am skeptischsten se-
hen und hier am deutlichsten auf eine lang-
fristige Perspektive setzen. Die schrumpfen-
den Gemeinden sehen die Aktivierbarkeit 
von Brachflächen im Vergleich der drei Grup-
pen am ehesten als gar nicht möglich, zeigen 
bei den Baulücken jedoch ein recht hetero-
genes Bild, indem sie sowohl den höchsten 
(optimistischsten) Wert bei der kurzfristigen 
Aktivierbarkeit als auch den höchsten (pes-
simistischsten) Wert bei der Unmöglichkeit 
der Aktivierung aufweisen.

In Tabelle 4.16 sind die Werte für die Bun-
desländer bzw. Bundesländergruppen aus-
gewiesen. Hinsichtlich der Aktivierbarkeit 
von Brachflächen erweisen sich die Kommu-
nen in Baden-Württemberg, Brandenburg/
Mecklenburg-Vorpommern sowie Sachsen/
Sachsen-Anhalt/Thüringen als weniger opti-
mistisch. Bei Baulücken fallen Baden-Würt-
temberg sowie Nordrhein-Westfalen/Hes-
sen eher als pessimistisch auf. Hier sehen 
die Kommunen in Brandenburg/Mecklen-
burg-Vorpommern sowie Sachsen/Sachsen-
Anhalt/Thüringen eher Aktivierungsmög-
lichkeiten.

Wird davon ausgegangen, dass ein großer 
Teil der befragten Kommunen der vorgege-
benen Definition für IEP gefolgt ist („theore-
tisches Potenzial“), könnten diese Angaben 
Größenordnungen zur Unterscheidung theo-
retischer, (aus kommunaler Sicht) planerisch 
sinnvoller und mobilisierbarer Potenziale an-
deuten. Möglicherweise könnte jedoch ein 
Teil der Potenziale, die gegenwärtig noch als 
nicht aktivierbar eingeschätzt werden, durch 
Veränderungen der gesetzlichen Rahmenbe-

Tabelle 4.15 
Einschätzung zur Aktivierbarkeit von Brachflächen und Baulücken nach Bevölkerungsentwicklung  
(Anteile in %, Mittelwerte), gewichtet 

Brachflächen Baulücken

Kurzfristig
Lang-

Gar nicht
fristig

n Kurzfristig
Lang-

Gar nicht
fristig

n

Wachsend  
(> 0,25 % p . a.) 29,6 41,7 28,7 79 19,5 56,3 24,2 89

Stagnierend  
(0,25 -0,25 % p. a.) 23,0 53,1 23,9 70 22,5 52,8 24,7 80

Schrumpfend  
(< -0,25 % p. a.) 19,5 45,7 34,8 145 24,3 49,7 26,0 194

Insgesamt 22,4 46,3 31,3 294 23,0 51,6 25,4 363

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS
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Abbildung 4.30 
Einschätzung der Kommunen zur künftigen Aktivierung von Brachflächen, in % nach Gemeindetypen und 
im großräumigen Vergleich
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Abbildung 4.31 
Einschätzung der Kommunen zur künftigen Aktivierung von Baulücken, in % nach Gemeindetypen und im 
großräumigen Vergleich
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dingungen durch landes- und bundespoliti-
sche Entscheidungen, für die Akteure künf-
tig noch nutzbar werden.

Aktuelle Initiativen zur Nutzung von 
Innenentwicklungspotenzialen

In Groß- und Mittelstädten wurden in den 
letzten 2 Jahren deutlich mehr IEP-Flächen 
einer neuen Nutzung zugeführt als in den 
Kleinstädten und Landgemeinden (Abbil-
dung 4.32). Dies kann zum einen bedeuten, 

dass dort eine höhere Nachfrage nach inner-
städtischen Flächen herrscht. Zum anderen 
wäre es aber auch möglich, dass diese Städ-
te im Flächenmanagement besser aufgestellt 
sind als die kleineren Städte und Gemeinden 
und somit Fortschritte bei der Vermarktung 
erzielen und diese auch messen können.

Im Fragebogen wurde auch die Anzahl und 
Größe von in den letzten 2 Jahren neu genutz-
ten Brachflächen und Baulücken abgefragt. 
Die Validität dieser Angaben muss jedoch – 
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Tabelle 4.16 
Einschätzung zur Aktivierbarkeit von Brachflächen und Baulücken nach Bundesländern bzw. Bundeslän-
dergruppen (Anteile in %, Mittelwerte), gewichtet

Brachflächen Baulücken

Kurzfristig
Lang-
fristig

Gar 
nicht

n Kurzfristig
Lang-
fristig

Gar 
nicht

n

Schleswig-Holstein,  
Niedersachsen 25,4 40,9 33,7 41 28,5 51,2 20,3 59

Nordrhein-Westfalen, Hes-
sen 25,9 52,5 21,6 53 16,6 54,1 29,3 60

Rheinland-Pfalz, Saarland 26,5 40,9 34,4 45 23,9 46,2 29,9 70

Baden-Württemberg 19,8 47,9 32,3 40 15,3 52,6 32,1 44

Bayern 25,8 40,9 33,3 42 19,8 56,4 23,8 49

Berlin 36,0 64,0 0,0 1 100 0,0 0,0 1

Brandenburg,  
Mecklenburg-Vorp. 20,6 49,4 30,1 27! 26,7 49,9 23,5 30

Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen 11,7 56,3 31,9 45 24,7 52,7 22,5 50

Insgesamt 22,4 46,3 31,3 294 23,0 51,6 25,4 363

Quelle:	 IEP-Befragung 2012, Berechnungen des IÖR, im Auftrag des BBSR/BMVBS
Anm.:	 zu Hamburg und Bremen liegen keine Daten vor 

Abbildung 4.32 
Angabe der Kommunen, ob Innenentwicklungspotenziale in den letzten 2 Jahren einer neuen Nutzung 
zugeführt wurden, in % nach Gemeindetypen
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angesichts der Merkmalsausprägungen und 
der Schwierigkeiten der Kommunen, ihr In-
nenentwicklungspotenzial insgesamt zu be-
stimmen – grundsätzlich angezweifelt wer-
den, so dass eine Auswertung an dieser Stelle 
als wenig sinnvoll erachtet wird. Im Rahmen 
eines Monitorings sollte ggf. auf diese Werte 
zurückgegriffen werden.

Nachnutzung

Als potenzielle Nachnutzung dominiert ein-
deutig das Wohnen (Abbildung 4.33). Mit sin-
kender Gemeindegröße steigt der Anteil des 
Wohnens als Nachnutzung. In Groß- und 
Mittelstädten ist dagegen auch eine gewerb-
liche Nutzung für bis zu 30 % der IEP-Flächen 
vorgesehen. Die Nutzungsformen Erholung 
und Freiflächen sind als Nachnutzung da-
gegen von den Befragten nur sehr selten ge-
nannt worden.
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Abbildung 4.33 
Einschätzung der Kommunen zur Nachnutzung der vorhandenen Innenentwicklungspotenziale, in % nach 
Gemeindetypen und im großräumigen Vergleich
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Abbildung 4.34 
Einschätzung der Kommunen zu situativen Rahmenbedingungen und Schwierigkeiten von IEP-Erhebun-
gen, in % nach den abgefragten Items (in textlich abgekürzter Fassung)
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Situative Rahmenbedingungen und 
politischer Kontext 

Situative Rahmenbedingungen

Im Gesamtüberblick zu Erfahrungen und 
Schwierigkeiten (Abbildung 4.34) wird deut-
lich, dass sich knapp 40 % der Befragten gut 
gerüstet fühlen. Zeitmangel, Personalproble-
me (Kapazitäten und Kompetenzen) und feh-
lende Finanzierungsmöglichkeiten werden 
als Haupthindernisse einer angemessenen 
Erfassung und Pflege der Daten zu Brach-

flächen, Baulücken und weiteren Innenent-
wicklungspotenzialen genannt. Technische 
Aspekte spielen dagegen eine eher unter-
geordnete Rolle. Immerhin knapp 30 % der 
Befragten bejahen die Notwendigkeit eines 
entsprechenden politischen Willens. Beson-
ders hoch ist dabei der Anteil in den Kommu-
nen, in denen noch keine Erfassungsaktivi-
täten stattfanden sowie in Kommunen, die 
geschätzte Daten im Fragebogen angaben. 
Auch in den Fallstudien gab es Hinweise, dass 
das Interesse der planenden Verwaltung an 
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einem systematischen IEP-Flächenmanage-
ment nicht immer durch die politische Ebe-
ne unterstützt wird.

Für eine differenzierte Betrachtung der Er-
gebnisse nach Gemeindetypen und im groß-
räumigen Vergleich siehe die Darstellungen 
zu den einzelnen Items im Anhang 5 (Fra-
ge 34). Folgende Detailergebnisse lassen sich 
hervorheben:

Großstädte sehen sich bisher insgesamt für 
die IEP-Erfassung am besten gerüstet und 
geben auch am ehesten ausreichende Zeit-
kontingente an. Interessanterweise sind es 
jedoch zugleich auch die Großstädte, die am 
häufigsten zusätzlichen Personalbedarf an-
melden. Im Ost-West-Vergleich sehen sich 
die westdeutschen Kommunen mit gut 40 % 
Zustimmung42 deutlich besser gerüstet als die 
Gemeinden in Ostdeutschland mit nur rund 
15 %. Deutlich wird dies insbesondere an-
hand der Karte in Abbildung 4.35: Während 
sich die Städte und Gemeinden in den Bun-
desländern Rheinland-Pfalz/Saarland und 
Baden-Württemberg zu über 50 % als bestens 
gerüstet sehen, bildet diese Einschätzung in 
den übrigen Flächenländern und insbeson-
dere in Ostdeutschland die Minderheit. Mit 
dieser Einschätzung lassen sich deutliche Pa-
rallelen zur Erfassungsaktivität ziehen (Abbil-
dung 4.36). Fast 60 % der erfassenden Kom-
munen stimmen der Aussage, dass sie bes-
tens gerüstet sind, eher bzw. voll und ganz 
zu. Kommunen, die solche Aktivitäten we-
der durchführen noch planen, stimmen die-
ser Aussage dagegen nur zu etwa 20 % zu. Da-
raus lässt sich schlussfolgern, dass sich offen-
bar ein Großteil der nicht erfassenden Kom-
munen aus strukturellen Gründen nicht in 
der Lage fühlt, eine IEP-Erfassung durchzu-
führen.

Finanzierungslücken werden – dem Perso-
nalbedarf zum Trotz – bei den großen Groß-
städten am wenigsten und im Ost-West-Ver-
gleich eher in Ostdeutschland gesehen. Eige-
ne Arbeitsgruppen oder Abteilungen für die 
Erhebung von Innenentwicklungspotenzia-
len gibt es ebenfalls mit bis zu 40 % am ehes-
ten in den Großstädten, während dies in den 
kleineren Gemeinden kaum eine Rolle spielt. 

Weiterbildungsbedarfe und der Bedarf an all-
tagstauglicherer Software verteilen sich mit 
etwa 30-40 % bzw. 25-35 % Zustimmung re-
lativ gleichmäßig auf die verschiedenen Ge-
meindetypen und auch im Ost-West-Ver-
gleich. Leistungsfähigere Software wird mit 
knapp 40 % insbesondere in den Mittelstäd-
ten vermisst. Eine Verbesserung der Zugäng-

lichkeit von Rohdaten wird von knapp der 
Hälfte der großen Großstädte und der Mit-
telstädte für notwendig erachtet. Die Zustim-
mung zur Notwendigkeit eines politischen 
Willens liegt zwischen rund 40 % in den gro-
ßen Großstädten und gut 25 % in den Klein-
städten und Landgemeinden. Hier ist interes-
sant, dass insbesondere in den Landgemein-
den mit gut 40 % und in Ostdeutschland mit 
über 50 % eine Beurteilung des Items abge-
lehnt wurde. Leistungsfähigere Technik wird 
in den großen Großstädten mit rund 40 % na-
hezu doppelt so häufig vermisst wie in den 
anderen Gemeindetypen. Die geringsten Be-
darfsmeldungen finden sich hier in den klei-
nen Großstädten und den Landgemeinden. 
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich bei insge-
samt ähnlichem Niveau ein etwas dringen-
derer Bedarf in Ostdeutschland, wo deutlich 
häufiger „voll und ganz“ und deutlich selte-
ner „ganz und gar nicht“ zugestimmt wurde.

Politischer Kontext

Der politische Kontext ist für die Arbeit der 
Kommunalverwaltungen sehr wichtig. Sie 
sind in ihrem Handeln an bestehende Be-
schlüsse, Leitlinien und Orientierungen ge-
bunden. Daraus ergibt sich eine „Kultur“ der 
unterschiedlichen Wahrnehmung von und 
des Umganges mit Innenentwicklungspo-
tenzialen. 

Im Gesamtüberblick (Abbildung 4.37) wird 
deutlich, dass mit rund 60 % die Mehrheit der 
Befragten die Revitalisierung von Brachflä-
chen und Baulücken (BF/BL) als eine vorran-
gige Aufgabe der Stadtentwicklung sieht. In-
nenentwicklung wird in den seltensten Fäl-
len von den Befragten kritisch gesehen. Dies 
ist nur in sehr wenigen Kleinstädten und 
Landgemeinden der Fall. Dass Neuauswei-
sungen in der Praxis trotzdem eine wichti-
ge Rolle spielen, zeigt sich daran, dass sich 
Zustimmung und Ablehnung eines Vorrangs 
der Entwicklung von BF/BL vor Neuauswei-
sungen in etwa die Waage halten. Insbeson-
dere Gewerbeflächen sehen je rund 60 % der 
Gemeinden eher im Außenbereich und eher 
nicht auf BF/BL. Jeweils knapp 40 % sehen 
Zwischen- und nichtbauliche Nutzungen als 
Option der Entwicklung von Innenentwick-
lungspotenzialen.

Auch zu dieser Frage finden sich in Anhang 
5 differenzierte Darstellungen der Ergebnis-
se nach Gemeindetypen und im großräumi-
gen Vergleich (Frage 36). Folgende Detailer-
gebnisse lassen sich hervorheben:

(42)
Unter Zustimmung sind hier je-
weils beide zustimmenden Kate-
gorien subsumiert.
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Abbildung 4.35 
Karte zum Anteil von Kommunen mit Zustimmung zur Aussage „Wir sind bestens gerüstet.“ nach Bundes-
ländern bzw. Bundesländergruppen (gewichtet)
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Abbildung 4.36 
Gegenüberstellung der Erfassungsaktivitäten und der Einschätzung der Kommunen, ob sie für eine IEP-
Erfassung bestens gerüstet sind (gewichtet)
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Abbildung 4.37 
Bewertung verschiedener Aussagen zum politischen Kontext der Innenentwicklung, in % nach den abge-
fragten Items (in textlich abgekürzter Fassung)
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In den Groß- und Mittelstädten wird der Vor-
rang der Entwicklung von BF/BL mit zwi-
schen 85 % und 100 % Zustimmung am häu-
figsten bejaht, im Osten Deutschlands ist die 
Zustimmung mit knapp 50 % niedriger als 
im Westen mit rund 65 %. Der Aussage, dass 
Gewerbeflächen vorrangig im Außenbereich 
entwickelt werden, stimmen am wenigsten 
die Vertreter der Großstädte zu. Hier sind es 
zwischen 50 % in den kleinen und über 70% 
in den großen Großstädten, die eine Gewer-
beflächenentwicklung auch im Innenbe-
reich sehen. Hinsichtlich der Aussage, dass 
eine Lenkung von Unternehmensansiedlun-
gen auf Brachflächen und Baulücken schwie-
rig ist, ähneln sich die Einschätzungen in den 
verschiedenen Gemeindetypen hingegen mit 
etwa 50 % bis 60 % Zustimmung, die aller-
dings in den Kleinstädten und Landgemein-
den entschiedener artikuliert wird.

Bezüglich des Vorrangs der Entwicklung von 
Brachflächen und Baulücken gegenüber 
Neuausweisungen herrscht in den Groß- und 
Mittelstädten überwiegend Zustimmung. In 
den Landgemeinden allerdings überwiegt die 
Ablehnung. 

Nichtbauliche Nutzungen und Zwischen-
Nutzungen werden insbesondere von den 
Großstädten als Option der Innenentwick-
lung gesehen, in den Mittelstädten überwiegt 
die Skepsis, während sich in den Kleinstäd-
ten und Landgemeinden Zustimmung und 
Ablehnung etwa die Waage halten bzw. die 
Ablehnung leicht überwiegt. Zugleich findet 
sich in letzteren Gruppen allerdings auch die 

größte Zurückhaltung mit einer Beurteilung, 
was als Indiz einer geringeren Relevanz sol-
cher Nutzungen in den kleinen Gemeinden 
interpretiert werden könnte.

4.3 Ergebnisse der 
Fallstudieninterviews

Vor dem Hintergrund der Projektzielstellun-
gen, valide Daten zur IEP-Situation zu gene-
rieren und Handlungsempfehlungen zur För-
derung von Flächeninformationssystemen 
abzuleiten, erschienen insbesondere solche 
Gemeinden interessant für eine detaillierte-
re Untersuchung, die noch keine Datenerfas-
sung zu Innenentwicklungspotenzialen ha-
ben. Die Vor-Ort-Untersuchungen wurden 
deshalb auf solche Kommunen ausgerich-
tet, die im Fragebogen geschätzte Daten an-
gegeben haben. Leitfragen waren: 

-	 Warum und wie wird geschätzt? (Abschät-
zung von Fehlerpotenzialen auch in Aus-
einandersetzung mit Benchmarks aus der 
Befragung und Referenzdokumenten) 

-	 Welche Hilfestellungen sind nötig? 

-	 Welche Anforderungen gibt es an eine Da-
tenerfassung zu IEP? 

Kommunen mit vorliegender Datenerfas-
sung wurden im Rahmen telefonischer Fall-
studien-Interviews befragt. Hauptinteresse 
war hier, Erfahrungen mit der Datenerhe-
bung auszuwerten und idealerweise gute Bei-
spiele kennenzulernen. Details zur Methodik 
siehe Abschnitt „Fallstudien“.
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Insgesamt sind die Ergebnisse der Fallstu-
dienuntersuchungen vor allem als Hinter-
grund der Interpretation der Fragebogen-
Daten wichtig und bieten ein reiches Mate-
rial für eine Bebilderung und Differenzierung 
der statistischen Ergebnisse sowie der Quali-
fizierung zukünftiger Erhebungen. Aufgrund 
des qualitativen Charakters der Fallstudien 
wird im Folgenden weitgehend auf Quantifi-
zierungen verzichtet. Als Zitat gekennzeich-
nete Passagen geben Äußerungen aus den In-
terviews im Wortlaut wieder.

Ergebnisse der Fallstudien vor Ort/„Daten 
geschätzt“

Was heißt „Daten geschätzt?“

Hinter der Angabe „geschätzt“ im Fragebo-
gen verbergen sich sehr unterschiedliche Vor-
gehensweisen. Die Haupterkenntnis ist, dass 
sich geschätzte Angaben in der Regel aus ver-
schiedenen Quellen speisen und in den meis-
ten Fällen doch, zumindest teilweise, durch 
vorliegende Daten gestützt werden. Die-
se sind aber z. B. nicht vollständig (z. B. nur 
Baulückenkataster, keine Brachflächen, kei-
ne Leerstände), werden nicht systematisch 
erfasst oder als zu wenig aktuell eingeschätzt. 
Nur in einem Fall wurde eine „ad hoc Angabe 
nach bestem Wissen“ gemacht, was wohl am 
ehesten einer allgemeinen Vorstellung von 
Schätzung entspricht. Allerdings lagen auch 
in diesem Fall Daten vor, die aber bei der Be-
arbeitung des Fragebogens aus Zeitgründen 
nicht gezielt abgefragt wurden. „Geschätzt“ 
kann auch bedeuten, dass vorliegende älte-
re Daten anhand einer Einschätzung der Dy-
namik auf einen plausiblen aktuellen Stand 
„hochgeschätzt“ wurden. In einer kleinen 
Gemeinde kann die Angabe geschätzt be-
deuten, dass die Flächen als solche grund-
sätzlich sehr gut bekannt sind, die Gesamt-

ha-Angabe aber für die Befragung überschlä-
gig bestimmt wurde. 

Wo Daten zu Innenentwicklungspotenzia-
len vorliegen, wurde die Flächennutzungs-
planung oder Initiative der Regionalplanung 
als typischer Anlass der Erhebung genannt. 
Insgesamt verweist etwa ein Drittel der Ge-
sprächspartner explizit auf übergeordnete 
Ebenen. In einem Fall boten ein Forschungs-
projekt und eine Promotionsarbeit den An-
lass und Rahmen der Datenerhebung. 

Einen Sonderfall bilden Gemeinden, in de-
nen Innenentwicklungspotenziale im Rah-
men anderer Studien und mit einer anderen 
Systematik erhoben wurden (z. B. Raum+) 
und für die hier vorliegende Erhebung „um-
gerechnet“ wurden, also z. B. ein Aufschlag 
für Flächen unterhalb einer erhobenen Flä-
chen-Mindestgröße abgeschätzt wurde. In 
verschiedenen Gemeinden wurde weiter-
hin die Annahme spürbar, „vorliegende Da-
ten“ müssten sich aus „hochwissenschaftli-
chen Datenbanken“ generieren. Die Anga-
be „geschätzt“ bezieht sich in diesen Fällen 
z. B. darauf, dass Handakten und/oder zeich-
nerische Übersichten (z. B. im Katasterplan) 
bestehen und händisch ausgewertet wurden, 
ohne dass diese etwa in ein GIS eingebunden 
wären. Damit wird auch deutlich, dass An-
gaben im Fragebogen, die als geschätzt qua-
lifiziert werden, im Einzelfall nicht grund-
sätzlich schlechter sein müssen als solche, 
die auf vorliegenden Daten beruhen. Aller-
dings zeigt sich insgesamt doch, dass bei ge-
schätzten Daten vergleichsweise häufig In-
dizien für Fehlerfassungen – und dabei ins-
besondere Unterschätzungen – aufschei-
nen. Zusätzlich muss auch davon ausgegan-
gen werden, dass die Bearbeitung des Frage-
bogens gegebenenfalls sehr pragmatisch ge-
handhabt wird. Auch dies kann sich in der 
Angabe „Daten geschätzt“ ausdrücken.

Taballe 4.17 
Zusammenfassende Einschätzung von Indizien auf Unterschätzung sowie zur Datenqualität (n=16)

Gesamt
Ost-

deutsch-
land

West-
deutsch-

land

innerhalb 
Großstadt-

region

außerhalb 
Großstadt-

region

Klein-
stadt

Mittel-
stadt

deutliche Indizien f. Unter-
schätzung 5 5 0 1 4 2 3

leichte Indizien f. Unter-
schätzung 6 3 3 5 1 3 3

Ergebnisse plausibel 5 0 5 2 3 3 2

Datenqualität begrenzt 5 4 1 2 3 2 3

Datenqualität mittel 5 3 2 3 2 2 3

Datenqualität gut 6 1 5 3 3 4 2

Quelle:	 IEP-Fallstudieninterviews vor Ort/„Daten geschätzt“ 2013, im Auftrag des BBSR/BMVBS
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Abschätzung von Fehlerpotenzialen

Ein wichtiges Ziel der Fallstudien-Erhebun-
gen war es, Fehlerpotenziale für die Frage-
bogen-Angaben abzuschätzen. Im Ergebnis 
konnte insgesamt eine klare Tendenz zur Un-
terschätzung der Innenentwicklungspotenzi-
ale abgebildet werden (Tabelle 4.17). Bei etwa 
einem Drittel der Kommunen mit geschätz-
ten Daten zeigen sich deutliche, bei einem 
weiteren Drittel zumindest leichte Indizien 
einer Unterschätzung. Plausibel erscheinen 
die Angaben bei dem letzten Drittel der Fall-
studien. Auffällig sind die deutlichen Indizi-
en auf Untererfassung in den ostdeutschen 
Fallstudienkommunen. Eine ähnliche Ver-
teilung ergibt sich auch hinsichtlich der Be-
urteilung der Datenqualität. Die Differenzie-
rungen nach den anderen räumlichen Kri-
terien, die ebenso Bestandteil der Auswahl 
waren, zeigen weniger deutliche Unterschie-
de. In den Kommunen außerhalb von Groß-
stadtregionen scheinen die Indizien für Un-
terschätzungen deutlicher ausgeprägt zu sein 
als in den Kommunen innerhalb von Groß-
stadtregionen. Unterschiede zwischen Klein- 
und Mittelstädten sind hingegen nicht iden-
tifizierbar.

Folgende Indizien einer Unterschätzung 
konnten identifiziert werden:

Verfügbarkeit: Ein zentrales Thema ist das 
der Flächenverfügbarkeit. Verschiedene Ge-
meinden haben trotz der gegenteiligen de-
finitorischen Hinweise im Fragebogen nur 
solche Flächen berücksichtigt, die verfügbar 
sind, „was wir entwickeln können“: „Berück-
sichtigung findet nur, was auch mobilisier-
bar ist“. Hintergrund ist die erhobene oder 
eingeschätzte Unwilligkeit der Eigentümer, 
die Flächen an den Markt zu bringen, teilwei-
se auch die Einschätzung der planerischen 
Problematik (z. B. Erschließung der 2. Reihe).

Städtebauliche Strukturen: In einzelnen Ge-
meinden wurden auch städtebauliche Qua-
litätsvorstellungen ins Feld geführt. Dies be-
trifft insbesondere die Frage der Nutzung 
von Baulücken. So sollen etwa „große Villen-
grundstücke nicht zugebaut werden“ („Quali-
tät Gartenstadt“) oder werden größere Baulü-
cken entlang dörflicher Straßen (Nutzung als 
Streuobstwiesen, Schafweiden u. ä.) eher als 
typisches dörfliches Landschaftselement be-
griffen, denn als Innenentwicklungspotenzi-
al: „Dörfliche Strukturen [Grundstücksgrö-
ßen: 1.000 m² – 1 ha] sind keine „Baulücken“.“

Leerstand nicht berücksichtigt: Einzelne Ge-
meinden haben Gebäudeleerstand expli-
zit nicht berücksichtigt, bei anderen wurde 

der Leerstand als vernachlässigbar einge-
schätzt, obwohl die eigene Anschauung vor 
Ort durchaus Indizien für relevante Leerstän-
de bietet. Hier könnte es sinnvoll sein, Leer-
stand zukünftig als eigene Kategorie expli-
zit und nicht unter der Kategorie Brachflä-
che abzufragen.

Flächenarten/(Nach-)Nutzungen: Insbeson-
dere Flächen, die für Freiflächennachnutzun-
gen oder Renaturierungen vorgesehen sind, 
wurden teilweise nicht berücksichtigt; auch 
zwischen-genutzte Flächen können aus dem 
Blick geraten. In einzelnen Gemeinden wur-
den nur Flächen in Wohn- und Mischgebie-
ten berücksichtigt, Gewerbeflächen außer 
Acht gelassen. 

Selbsteinschätzung: Bei einem Viertel der Ge-
meinden machten die Befragten explizite Äu-
ßerungen zu Qualitätseinschränkungen be-
züglich der Angaben im Fragebogen, wie z. B.: 
„Angaben sicher nicht vollständig“, „Bin neu 
im Amt - etwas unübersichtlich“ bzw. wurden 
„intimere Kenntnisse“ in anderen Abteilun-
gen vermutet (hier Liegenschaftsamt). 

Wahrnehmung: Die Vermutung einer ten-
denziellen Unterschätzung von Innenent-
wicklungspotenzialen wird auch durch Äu-
ßerungen zur Wahrnehmung von Innenent-
wicklungspotenzialen gestützt: „Da hat man 
aber vor allem die Flächen im Blick, mit de-
nen man arbeitet“; „Da ist man teilweise 
überrascht, dass doch einiges zusammen 
kommt.“ Ein spezifischer Aspekt der Wahr-
nehmung ist die Gefahr einer möglichen Aus-
blendung kleinteiliger Innenentwicklungs-
potenziale im Schatten großer Konversions-
vorhaben. So etwa, wenn diese als „Jahr-
hundertaufgabe“ thematisiert werden, oder 
wenn in einer größeren Gemeinde mit Kon-
versionsflächen auf die Frage nach Daten-
erfassung zu Innenentwicklungspotenzia-
len angegeben wird: „Die 3-4 größeren Flä-
chen sind schlicht bekannt.“ Dabei scheint 
teilweise zugleich die Assoziierung von In-
nenentwicklungspotenzialen mit größeren 
Flächen auf. So wurden in einer Gemeinde 
Innenentwicklungspotenziale trotz faktisch 
eher überdurchschnittlichem Potenzial ver-
bal als „sehr gering“ eingeschätzt: Erläute-
rung: Es gibt „nichts Größeres, nur viele klei-
ne Flächen“ (siehe auch unten: Begriffsver-
ständnis).

Gemeindegebiet: Immerhin eine Gemeinde 
hat angegeben, dass man zwar alle Ortsteile 
hinsichtlich der Innenentwicklungspotenzi-
ale im Blick habe, sich die Angaben im Frage-
bogen aber nur auf den Hauptort beziehen.
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Strategie: Ebenfalls eine Gemeinde hat klar 
angegeben, dass bei der Erfassung von In-
nenentwicklungspotenzialen (hier Baulü-
cken-Kataster) auch strategische Erwägun-
gen eine Rolle spielen: „Da muss man aufpas-
sen, was man reinschreibt, da das einer Neu-
ausweisung im Wege stehen kann!“

Bedeutung Ortskenntnis

Fast alle Gesprächspartner haben in der ei-
nen oder anderen Form auf die Bedeutung 
der eigenen Ortskenntnis und Erfahrung für 
die Einschätzung von Innenentwicklungspo-
tenzialen hingewiesen: „Kleine Gemeinde, da 
kennt man jede Ecke“, „20 Jahre Erfahrung – 
wir kennen die Flächen, die frei sind“; „Ich 
feiere demnächst mein 40-jähriges Dienst-
jubiläum“…

Allerdings gab es auch einzelne Hinweise 
auf die Notwendigkeit, Erfahrungswissen in 
entsprechende Datenbanken zu überführen: 
„Um nicht auf Mitarbeiter und Langzeitwis-
sen angewiesen zu sein“ oder um das Wis-
sen „von überall/aus allen Abteilungen ab-
rufbar“ vorzuhalten. Teilweise wurde expli-
zit das mit dem Weggang älterer Kollegen ver-
lorene Erfahrungswissen beklagt. Umgekehrt 
gab es auch deutliche Aussagen – insbeson-
dere in kleineren Gemeinden –, dass das ei-
gene oder geteilte Erfahrungswissen als völ-
lig ausreichend angesehen wird und keine 
weitere Formalisierung oder Institutionali-
sierung der Datenerfassung für nötig erach-
tet wird. 

Begriffsverständnisse

Hier konnten die meisten Gemeinden den 
eingeführten Definitionen gut folgen. Aller-
dings wurde in einzelnen Gesprächen auch 
deutlich, dass die Eingrenzung von Innenent-
wicklungspotenzialen auf Flächen mit gesi-
cherter Erschließung noch größere Klarheit 
geschaffen hätte. Weiterhin wurde in einzel-
nen Fällen Innenentwicklung und Arrondie-
rung nicht ganz so klar getrennt: „Innen, das 
ist der gewachsene Bestand und der unmit-
telbar angrenzende Außenbereich“, oder „In-
nen, das ist, was denen innen nutzt“. Außer-
dem wurde darauf hingewiesen, dass in man-
chen geografischen Lagen („zwischen Fluss 
und Hang“) nahezu alle Entwicklung Innen-
entwicklung bedeutet. Brachflächen wurden 
– unabhängig von konzeptionellen Definiti-
onen – teilweise eher mit größeren Flächen 
assoziiert, Baulücken mit der Leerstelle, „die 
der Planer schließen möchte“. Gebäudeleer-
stand wurde eher als eigene Kategorie, denn 

als Unterkategorie von Brachflächen gesehen 
(s. o. Unterschätzung).

Kooperation mit umliegenden Kommunen

Etwa ein Drittel der Gesprächspartner sieht 
die Kooperation mit umliegenden Kommu-
nen im Flächenmanagement eher schwie-
rig, teilweise werden klare Konkurrenzen 
um Ansiedlungen genannt; da „möchte man 
sich nicht in die Karten schauen lassen“, 
wird gegen die Vergrößerung von Verkaufs-
flächen geklagt und beklagt, dass die „Nach-
bargemeinde viele Neubaugebiete und kein 
Vogelschutzproblem“ hat. Allerdings finden 
sich auch Beispiele, in denen ein regionales 
Siedlungsflächenmonitoring oder ein regio-
nales Brachflächenkataster existiert oder im 
Aufbau ist. Eine Gemeinde arbeitet an einem 
Gemeindezusammenschluss.

Datenerfassung pro und contra

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass etwa 
zwei Drittel der Fallstudien-Gemeinden (zur 
Erinnerung: hier die Teilgruppe, die bei der 
Fragebogenbearbeitung geschätzte Daten 
angegeben hatte) Probleme einer kontinuier-
lichen und strukturierten Datenerfassung zu 
Innenentwicklungspotenzialen sehen. Dabei 
äußert ein Drittel explizit die Meinung, dass 
eine über den Status Quo von eigenem Er-
fahrungswissen, Handakten, zeichnerischen 
Übersichten und „selbstverständlichen“ Pla-
nungsgrundlagen hinausgehende Datener-
fassung auch nicht erforderlich sei – darunter 
eine Gemeinde, die an einem regionalen Pro-
jekt zur IEP-Datenerhebung teilgenommen 
hatte. Anhand einzelner Beispiele konnte da-
bei allerdings auch der Eindruck eines Gene-
rationenproblems entstehen: Während man-
che ältere Gesprächspartner die Erfahrung 
ihres „40-jährigen Dienstjubiläums“ ins Feld 
führen, beklagen jüngere, dass „der Vorgän-
ger altmodisch“ gewesen sei und bauen auf 
Digitalisierung, d. h. Ausbau der Technik und 
Schulung der Mitarbeiter – dies ausdrücklich 
auch, um dem Verlust von personengebun-
denem Erfahrungswissen entgegen zu wir-
ken. Insgesamt werden durchaus häufig Per-
sonal- und Zeitprobleme genannt: Trotz zu-
nehmender Digitalisierung wird z. B. vermu-
tet, dass „auf Dauer Handarbeit immer erfor-
derlich bleiben wird, womit personelle Prob-
leme entscheidend sein könnten; wir können 
uns kaum um die laufenden Geschäfte küm-
mern.“ Als organisatorisches Problem wur-
de von zwei Gemeinden genannt, dass die 
Zuständigkeit für das Datenmanagement zu 
Innenentwicklungspotenzialen auf mehrere 
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Abteilungen verteilt ist, also z. B. Liegenschaf-
ten, Stadtentwicklung und Wohnen. Umge-
kehrt unterstrich eine Gemeinde ihren Vor-
teil für eine auf den Innenbereich orientierte 
Entwicklung, dass „Liegenschaften, GIS, Bau-
recht und Stadtplanung in einer Abteilung“ 
zusammengefasst seien. Weiterhin wurde das 
Fehlen einer eigenen Statistikstelle als Prob-
lem des Datenaustausches mit der Landes-
statistik genannt. In einem Fall wurde expli-
zit das strategische Argument gegen eine zu 
transparente Datenerfassung angeführt (s. o. 
„Strategie“). 

Etwa ein Drittel der Gesprächspartner sieht 
eine weiterentwickelte Datenerfassung als 
„wünschenswert“ bis „auf Dauer unverzicht-
bar“ an; auch hier werden jedoch teilweise 
Hinderungsgründe, wie z. B. aktuelle Finanz-
knappheit oder auch die mangelnde politi-
sche Unterstützung, genannt.

Schwierigkeiten der Nutzung von 
Innenentwicklungspotenzialen

Über die Frage der Marktverfügbarkeit bei 
der Berücksichtigung von Flächen bei der 
Erfassung von Innenentwicklungspotenzi-
alen hinaus wurde das Thema auch grund-
sätzlich als Entwicklungsproblem themati-
siert: „Innenentwicklung ist gut, wenn man 
an die Grundstücke rankommt“. So wurde 
die Annahme geäußert, dass unter den gege-
benen Rahmenbedingungen einer Finanzkri-
se und der Flucht ins „Beton-Gold“ auch Ei-
gentümer von Grundstücken diese lieber be-
halten, wenn sie nicht auf das Geld angewie-
sen sind und dieses auch keine Zinsen brin-
gen würde. Auch könne „eine zu starke Kon-
zentration der Planung auf Innen zum Hor-
ten von Bauflächen führen: ‚Wenn ich heute 
verkaufe, bekomme ich nie wieder ein rea-
listisches Grundstück‘ [meint: zu bezahlba-
ren Preisen]“.

Einzelne Gemeinden haben auch den 
schlechten Straßenzustand als Problem der 
Innenentwicklung angesprochen. Das The-
ma Natur- und Artenschutz scheint keine he-
rausragende Rolle zu spielen. Hier geht der 
Tenor dahin, dass bei frühzeitiger Berück-
sichtigung die Anforderungen gut zu bewäl-
tigen sind. Zwei Gemeinden thematisierten 
Schwierigkeiten der Kooperation beim Um-
gang mit Konversionsflächen in der Bundes-
verwaltung (Bahnflächen und militärische 
Konversion). 

Sonstige Themen

Schwierigkeiten der Außenentwicklung: In 
einzelnen Gemeinden wurde auch thema-
tisiert, dass auch Außenflächen knapp sei-
en (z. B. weil Bauern nicht verkaufen wollen) 
und Innenentwicklung baurechtlich teilwei-
se einfacher zu handhaben sei.

Fördermittelorientierung: Angesichts der Fi-
nanzknappheit thematisieren einzelne Ge-
sprächspartner explizit die Orientierung der 
Stadtentwicklung, aber auch des allgemei-
neren Handelns auf Förderprogramme (z. B. 
Vorschlag zur Förderung der Einführung von 
Flächenmanagementsystemen).

Sozialpolitische Dimension: In einer Ge-
meinde wurde angeführt, dass sich arbeits-
lose private Eigentümer von großen Flächen 
(> 800 m²) Unverkäuflichkeit oder baurecht-
liche Unmöglichkeit der Nutzung bestätigen 
lassen müssen, damit der Grundbesitz nicht 
auf die Unterstützung angerechnet wird. Da 
hier immer Entscheidungsspielräume abge-
wogen werden müssen, ergibt sich leicht das 
Dilemma zwischen Sozial- und Stadtentwick-
lungspolitik.

Aktive Förderpolitik: Eine Gemeinde berich-
tet von einem interessanten kommunalen 
Förderansatz: Rechnerische Einsparungen 
bei der Außenentwicklung (vermiedene Inf-
rastruktur-Investitionen) werden zur Förde-
rung der Innenentwicklung genommen (z. B. 
Abrisskosten von Scheunengebäuden).

Rückbau: In verschiedenen Gemeinden sind 
Innenentwicklungspotenzial-Flächen – ins-
besondere in Randlagen, Althofstellen o. ä. 
– auch für Rückbau- und Renaturierungs-
maßnahmen vorgesehen. Eine Gemeinde 
hat eine explizite Strategie zur Entwicklung 
von Grünzügen unter Nutzung von Innen-
entwicklungspotenzialen entwickelt.

Demographischer Wandel/Alterung: In ver-
schiedenen Gemeinden wurden auch Alte-
rung und – insbesondere in kleineren Or-
ten – auch der Wegzug der Kinder/jüngerer 
Einwohner und damit potenzielle zukünf-
tige Leerstände als Thema der Entwicklung 
von Innenentwicklungspotenzialen ange-
sprochen. 

Ergebnisse der telefonischen Fallstudien/
„Daten vorliegend“

Was heißt „Daten vorliegend“?

In der großen Mehrzahl der Gemeinden wird 
die Angabe „Daten vorliegend“ durch ent-
sprechend glaubhafte Verweise auf Daten-
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banken im weitesten Sinne untersetzt. Ins-
gesamt entsteht der Eindruck einer struk-
turierteren und damit grundsätzlich vali-
deren Informationslage als in den Fallstu-
dien mit geschätzten Angaben – insbeson-
dere hinsichtlich der Erfassung von Baulü-
cken. Überall spiegeln die Daten das plane-
rische, theoretische Potenzial für die gesam-
te Gemeinde, auch wenn mehrfach auf die 
Problematik der Marktverfügbarkeit verwie-
sen wurde (s. u.). Allerdings ist auch bei den 
hier befragten Gemeinden die konkrete Si-
tuation im Detail durchaus unterschiedlich. 
So erfolgt in fast der Hälfte der Gemeinden 
eine systematische Erfassung nur der Baulü-
cken, weil Brachflächen als zu wenige oder so 
überschaubar eingeschätzt werden, dass der 
technische Aufwand einer Datenbank nicht 
gerechtfertigt erscheint. Dabei wird wie bei 
den geschätzten Angaben teilweise explizit 
auch auf die Ortskenntnis als Informations-
grundlage neben den Datenbanken verwie-
sen. Eine Gemeinde führt an, dass Gewerbe-
flächen auf Grund der Marktlage nicht brach-
fallen würden, sondern bei Nutzungsaufgabe 
sofort eine Nachnutzung finden: „Gewerbe 
wird vor dem Brachfallen beobachtet“ – ent-
sprechend sei kein Brachflächenmonitoring 
erforderlich. Hierin liegt zugleich ein Hinweis 
auf ein verschiedentlich aufscheinendes Ver-
ständnis, das den Brachenbegriff an eine Ge-
werbenutzung koppelt. Einzelne Gemeinden 
haben in ihren Datenbanken auch keine Un-
terscheidung von Brachflächen und Baulü-
cken oder erfassen nur Wohnbauland.

Bei der Aktualität erwähnen vier Kommunen 
zumindest Einschränkungen. So wird selbst-
kritisch der Datenstand als „2009 und älter“ 
bezeichnet, eine Gemeinde verneint aus-
drücklich die Fortschreibung, andere führen 
„intuitiv“ nach oder planen derzeit nach ein-
maliger Erhebung in der Vergangenheit ein 
„Update“. 

Eine Beobachtung der Leerstandsentwick-
lung ist insgesamt eher schwach ausgeprägt; 
Ansätze finden sich in etwa einem Viertel der 
Gemeinden: „größere Leerstände bekannt“, 
„leer stehende Gebäude im Blick“. Nur zwei 
Gemeinden berichten von einem systema-
tischen Leerstandsmonitoring, das aber auf 
die Wohnnutzung beschränkt ist. Dabei wird 
auch auf die Rolle der Wohnungsbaugesell-
schaften verwiesen. Zum Thema Leerstand 
verweisen zwei Gemeinden auch auf die Pro-
blematik untergenutzter Althöfe, die „zwar 
nicht mehr bewohnt, aber wirtschaftlich ge-
nutzt werden (Lager, Stellflächen …)“, „häu-
fig mit geringer Restnutzung“. Hier wird ein-

mal auch eine zumindest reservierte Haltung 
zur Erfassung von Innenentwicklungspoten-
zialen deutlich: “Die [untergenutzten Althö-
fe] haben wir zum Glück noch nicht einbrin-
gen müssen“ – mit der impliziten Annahme, 
dass eine Erfassung Neuausweisungen im 
Weg stehen könnte.

Den Anlass der Erfassung von Innenentwick-
lungspotenzialen bietet – wie schon bei den 
Fallstudien zu geschätzten Angaben – in ei-
nem nicht geringen Teil der befragten Ge-
meinden die Flächennutzungsplanung. Etwa 
ein Drittel der Gemeinden macht entspre-
chende Angaben. In einem Fall gaben „lan-
desplanerische Hinweise im Zusammenhang 
mit Neuausweisungen in der Landschaft“ 
den Ausschlag: „Das war vor dem allgemei-
nen Boom Innen vor Außen.“

Abschätzung von Fehlerpotenzialen

Indizien für Fehleinschätzungen von Innen-
entwicklungspotenzialen ergeben sich ins-
besondere, wo die Aktualität der Daten frag-
lich ist. Dies betrifft in stärkerem Maße etwa 
ein Viertel der befragten Fallstudien-Gemein-
den. Von der Tendenz her überwiegen Hin-
weise auf leichte Unterschätzungen, etwa 
aufgrund von Einschätzungen wie „Gewer-
be spielt keine Rolle“ (d. h., nur Erfassung von 
Wohnbauland) oder „Baulücken sind weitge-
hend irrelevant“. Die Erfahrungen der Vor-
Ort-Fallstudien legen nahe, dass sich solche 
Angaben in der eigenen Anschauung jeden-
falls so pauschal häufig nicht direkt nachvoll-
ziehen lassen, sondern zumindest auch Aus-
druck einer planerischen Prioritätensetzung 
sind. Eine Gemeinde allerdings gibt an, dass 
„vieles von den zur Befragung genannten Flä-
chen zwischenzeitlich genutzt“ ist, da die Da-
ten einen veralteten Stand spiegeln. Eine an-
dere präsentiert – auf insgesamt niedrigem 
Niveau – im Internet eine doppelte Anzahl an 
Baulücken gegenüber den im Fragebogen ge-
nannten Zahlen. 

Begriffsverständnisse

Grundsätzlich erscheint der Sprachgebrauch 
als kompatibel mit den in der Befragung ge-
wählten Begriffen. Im Einzelnen gibt es je-
doch auch Hinweise, dass Brachflächen und 
Baulücken zumindest bei der Erfassung nicht 
unterschieden werden, sondern pauschaler 
zum Beispiel „Nachverdichtungsflächen“ 
oder „Bauflächen“ insgesamt in den Blick ge-
nommen werden, aus denen dann Unterka-
tegorien abgeleitet werden können. Eine Ge-
meinde analysiert Baulücken dabei sogar un-
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abhängig von Grundstücksgrenzen, ähnlich 
dem Ansatz der Automatisierung: „Wo über-
haupt ein Gebäude hinpasst.“ Im Blick sind 
dabei besonders große Grundstücke, die ge-
gebenenfalls zukünftig in neuem Zuschnitt 
genutzt werden können. Für den Begriff der 
Brachflächen ist eine leichte Tendenz spür-
bar, hier vor allem Gewerbeflächen zu be-
denken. „Innen“ wurde einmal auch mit Be-
zug auf ein Ortszentrum interpretiert: „Ein 
Innen im Sinne eines echten Ortszentrums 
gibt es in der Großgemeinde nicht.“ Einen 
Hinweis gab es weiterhin auf die „nicht un-
wesentliche“ Bedeutung von „Kümmernut-
zungen“; im konkreten Fall Wochenendhäu-
ser und Kleingartenanlagen als „stille Reser-
ve“, wenn auch derzeit noch „politisch hei-
kel“ (im Beispiel 100 ha).

Kooperation mit umliegenden Kommunen

Hinsichtlich der Kooperation mit umliegen-
den Kommunen halten sich die Realitäten in 
etwa die Waage, allerdings mit einer leichten 
Tendenz hin zu Kooperation, z. B. bei der Ab-
stimmung von Einzelhandelsflächen oder 
der Zusammenarbeit im Regionalmanage-
ment. Trotzdem gibt es neben verschiede-
nen gemeinsamen Initiativen auch die Po-
sition „wenn es darauf ankommt, das eigene 
Hemd zu retten“ oder schlicht „keine Kennt-
nisse, was in den kleineren Nachbargemein-
den passiert“. Umgekehrt erkennt eine Ge-
meinde klar die höhere Bedeutsamkeit der 
größeren Nachbargemeinden an („schon we-
gen fehlender Infrastruktur“) und sucht ihre 
ökonomische Nische (hier: Naherholung, Ta-
gestourismus). Von den Gemeinden ohne Ko-
operation halten zwei eine Kooperation oder 
zumindest Moderation, z. B. durch die Regi-
onalplanung, für sinnvoll.

Weiterentwicklung der Datenerfassung

Als durchgängiger Eindruck ergibt sich ein 
Bild, dass die gegebene Informationslage vor 
Ort im Wesentlichen als ausreichend angese-
hen wird: „Kommen ganz gut klar.“ Bei der 
Frage nach der Weiterentwicklung der Sys-
teme verweisen allerdings wenigstens zwei 
Drittel der Gemeinden in unterschiedlicher 
Weise auf personelle Knappheiten: „Sind 
personell ausgelastet; 5 % bessere Daten-
qualität kosten 80 % mehr Aufwand.“ Zwei 
Gesprächspartner sehen in diesem Kontext 
auch die Unterstützung, etwa durch Prakti-
kantInnen, – beispielsweise bei Begehungen 
– kritisch: „Erhebung vor Ort braucht Fach-
kenntnis, ist nicht mit Aushilfen/Praktikan-
ten machbar“ (z. B.: Schulungsaufwand, Da-

tenvergleichbarkeit). Technische Fragen wur-
den nur von zwei Gemeinden angeführt. Da-
bei wurde einmal auf die Notwendigkeit ei-
ner technischen Modernisierung nach Ver-
rentung der bisher Verantwortlichen hinge-
wiesen. Ebenfalls zwei Gemeinden halten 
überlokale Vereinheitlichungen für sinnvoll, 
einschließlich „klarerer Regeln, auf die man 
sich berufen könnte“ (z. B.: einheitliche Maß-
stäbe, Software, Definitionen, Parameter der 
Erfassung, Mindestgrößen). Drei Gemeinden 
sehen Lösungen zukünftig eher auf überge-
ordneten Ebenen der Bezirksregierung, in 
Kooperation mit dem Regionalverband oder 
sogar auf Landesebene. Von zwei Gesprächs-
partnern wurde auf die Zensusdaten als mög-
liche Grundlage zur Qualifizierung der Da-
tenbanken hingewiesen. Aus einer Gemein-
de wurde angeregt, die Flächenerfassung als 
Pflichtaufgabe für Büros im Rahmen der Auf-
stellung von Flächennutzungsplänen in der 
HOAI zu verankern.

Schwierigkeiten der Nutzung von 
Innenentwicklungspotenzialen

Bei den Schwierigkeiten der Nutzung von 
Innenentwicklungspotenzialen stehen Fra-
gen der Marktverfügbarkeit ganz oben. Fast 
alle Gemeinden sprechen diesen Aspekt an. 
Im Detail wird angemerkt, dass Eigentümer 
oder Erben aus unterschiedlichen Grün-
den nicht am Verkauf interessiert sind oder 
Eigentümerstrukturen/-verhältnisse unklar 
sind. Drei Gemeinden sprechen unpassen-
de Lage, Flächengrößen und -zuschnitte an. 
Einzelne Nennungen betreffen Emissionen 
aus benachbarten Gewerbegebieten, Natur-
denkmäler, die ganze Grundstücke blockie-
ren (große Bäume), oder „historische Kon-
tamination“ (Lage neben ehemaligem Kon-
zentrationslager). Eine Gemeinde – die be-
sonders hervorhebt, dass Politik und Pla-
nung an einem Strang ziehen, einschließ-
lich des „Luxus einer großen Stadtplanung“ 
– bringt die Situation so auf den Punkt: „Da 
muss man dran bleiben, wenn sich was bewe-
gen soll.“ Die Kehrseite wird deutlich, wenn 
in zwei anderen (Groß-)Gemeinden bedauert 
wird, dass in den Teilgemeinden „möglichst 
jeder Ortsfürst sein Baugebiet möchte“ bzw. 
7 (Teil-)Gemeinden vor der Gründung der 
Großgemeinde „mit Bebauungsplänen Fak-
ten geschaffen“ haben, wodurch heute vie-
le Baulücken vorliegen. Nur eine Gemeinde 
sieht überhaupt keine Probleme: „Der Markt 
saugt Flächen auf.“ Grünentwicklung bzw. – 
allgemeiner gesprochen – nichtbauliche Ent-
wicklung nennen explizit zwei Gemeinden 
als Option der Innenentwicklung.
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Drei Gemeinden stellen ergänzend die et-
was grundsätzlichere Frage, ob die Verdich-
tung einer „landschaftstypisch lockeren Be-
bauung“ mit „Obstgärten, Wiesen und Wei-
den, die den Ortsbildcharakter prägen“ über-
haupt sinnvoll ist. 

Unentschieden wird der demographische 
Wandel thematisiert, wenn eine Gemeinde 
bereits heute erhebliche Leerstände auf sich 
zukommen sieht, während in einer anderen 
„Jungsenioren Baulücken oder kleine Höfe in 
der Kernstadt“ suchen. 

Verschiedentlich wird in diesem Kontext 
auch die Bedeutung von Förderprogrammen, 
insbesondere für den Stadtumbau, angespro-
chen: „Abriss sonst nicht finanzierbar, sollte 
der Leerstand wieder zunehmen“. Aber auch 
für die Leerstandserfassung wird auf die Not-
wendigkeit finanzieller Förderung verwiesen.

Zwei Gemeinden geben neben der „klassi-
schen“ Nutzung von Innenentwicklungspo-
tenzialen zwei Spielarten zu bedenken: Die 
Nutzung von Brachen (hier: Konversionsflä-
chen) im Außenbereich: Zwar nicht „Innen“, 
aber Wiedernutzung. Und die (nahezu) sofor-
tige Nachnutzung bei Nutzungsaufgabe: In-
nenentwicklung, ohne dass Innenentwick-
lungspotenziale entstehen.

Ergänzende Fallstudie einer wachsenden 
Großstadt

Abweichend vom Validierungshintergrund 
der übrigen Fallstudien wurde ein weiteres 
ergänzendes Fallstudiengespräch durchge-
führt. Gegenstand des Interviews war die Fra-
ge: Gibt es einen direkten Zusammenhang 
zwischen Siedlungswachstum und geringem 
Innenentwicklungspotenzial in Großstädten? 
Das Interview wurde telefonisch mit einem 
Vertreter einer wachsenden westdeutschen 
Großstadt mit im Vergleich geringen Innen-
entwicklungspotenzialen geführt. 

Es wurde deutlich, dass in der ausgewählten 
Stadt im Kern drei Aspekte für die Höhe der 
Innenentwicklungspotenziale relevant sind:

1.)	Durch einen hohen Nachfragedruck funk-
tioniert der Grundstücksmarkt. D. h. frei 
werdende Flächen werden (in guter Lage) 
relativ reibungslos nachgenutzt. Dieser er-
wartete Umstand führt in der Tat zu einem 
geringen Innenentwicklungspotenzial.

2.)	„Zivile Konversion“ ist für die Stadt eine 
wesentliche Quelle vergangener und künf-
tiger Potenziale. Es handelt sich dabei im 
Wesentlichen um große Gewerbeflächen, 
die für Wohnzwecke umgenutzt werden. 

Militärische Konversion spielt zudem in 
anderen Städten eine große Rolle. Diese 
(potenziellen) Konversionsflächen werden 
jedoch bei einer Brachen/Baulücken-Be-
trachtung nur dann erfasst, wenn die Alt-
nutzung bereits über längere Zeit aufgege-
ben oder das Grundstück bereits beräumt 
worden ist.

3.)	Darüber hinaus wurde in der Fallstudien-
stadt das Flächenmanagement stark aus-
gebaut. Ziel des Managements ist es, die 
Umnutzung der Konversionsflächen be-
reits vor dem eigentlichen Brachfallen an-
zuschieben. Durch dieses Vorgehen wer-
den diese Gewerbebrachflächen nur sehr 
kurz oder gar nicht in der Brachflächensta-
tistik geführt. Zudem kann auf steigenden 
Druck relativ flexibel reagiert werden, in 
dem neue Potenziale „geschaffen“ werden 
(im Sinne von suchen und entwickeln). 

Daraus lässt sich schlussfolgern, dass Sied-
lungs- und Bevölkerungswachstum nicht 
notwendigerweise mit geringen IEP und ins-
besondere nicht mit einer geringen Innen-
entwicklungsdynamik verbunden sein muss. 
Diese Erkenntnis wird auch durch die große 
Streuung der relativen IEP-Werte der wach-
senden Großstädte gestützt. Die Aufgabe und 
Verlagerung von Gewerbestandorten kann 
relativ rasch große Potenzialflächen freiset-
zen. Ein aktives Flächenmanagement führt 
darüber hinaus tendenziell zu geringen Po-
tenzialen auf Brachen und Baulücken.

Zusammenfassung der 
Fallstudienergebnisse 

Vor dem Hintergrund der Projektzielstellun-
gen, valide Daten zur IEP-Situation zu ge-
nerieren und Handlungsempfehlungen zur 
Förderung von Flächeninformationssyste-
men abzuleiten, lag ein Hauptaugenmerk 
der Fallstudienuntersuchungen auf der Ein-
schätzung der Daten-Validität, insbesonde-
re im Vergleich der Gruppen, die im Frage-
bogen geschätzte bzw. vorliegende Daten an-
gegeben haben. 

Es zeigt sich, dass sich hinter der Angabe „ge-
schätzt“ im Fragebogen sehr unterschiedli-
che Vorgehensweisen verbergen. In der Re-
gel speisen sich geschätzte Angaben aus ver-
schiedenen Quellen und werden in den meis-
ten Fällen doch zumindest teilweise durch 
vorliegende Daten unterschiedlicher Quali-
tät gestützt. Das bedeutet, dass Angaben im 
Fragebogen, die als geschätzt qualifiziert wer-
den, nicht grundsätzlich schlechter sein müs-
sen als solche, die auf vorliegenden Daten be-
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ruhen. Allerdings scheinen insgesamt in den 
Gemeinden mit „geschätzten Daten“ doch 
vergleichsweise häufig Indizien für Fehlerfas-
sungen auf. Dabei geht der Trend klar in Rich-
tung Untererfassung. Wichtige Aspekte der 
Untererfassung betreffen im Detail das The-
ma der Flächen-Verfügbarkeit (berücksichti-
gen nur, „was wir entwickeln können“), städ-
tebauliche Qualitätsvorstellungen („dörflich 
aufgelockerte Strukturen sind keine Baulü-
cken“) und deutlich werdende Fragen der 
Wahrnehmung („was man im Blick hat“). Von 
der Tendenz her unspezifisch sind allgemei-
ne selbstkritische Aussagen zu unterschied-
lichen Einschränkungen der Datenqualität. 

Demgegenüber entsteht aus den Gesprächen 
mit Kommunen mit „vorliegenden Daten“ 
der Eindruck einer strukturierteren und da-
mit grundsätzlich valideren Informationsla-
ge als in den Fallstudien mit geschätzten An-
gaben. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der 
Erfassung von Baulücken. Brachflächen fal-
len etwas zurück, die Erfassung von Leerstän-
den bildet in beiden Gruppen in vergleich-
barer Weise das Schlusslicht. Indizien für 
Fehlerfassungen sind bei vorliegenden Da-
ten deutlich schwächer ausgeprägt und er-
geben sich insbesondere, wo die Aktualität 
der vorliegenden Daten fraglich ist oder eine 
strukturierte Datenerfassung nur für Teil-Ka-
tegorien (z. B. nur Baulücken) erfolgt. Von der 
Tendenz her zeigen sich auch hier eher Indi-
zien einer (leichten) Untererfassung. 

Als Anlass einer Datenerhebung wird in bei-
den Gruppen nicht selten auf Flächennut-
zungsplanungen sowie auf Anstöße über-
geordneter Ebenen verwiesen. Einzelne Ge-
meinden verweisen auf ein regionales Sied-
lungsflächenmonitoring oder Brachflächen-
kataster bzw. sehen hier zukünftig sinnvolle 
Lösungen. Mit Blick auf eine grundsätzliche 
gemeindeübergreifende Zusammenarbeit 
finden sich allerdings die unterschiedlichs-
ten Situationen – von sehr selbstbewusster 
Konkurrenz bis zum angestrebten Gemein-
dezusammenschluss –, die auch als Rah-
menbedingungen möglicher übergeordneter 
Initiativen zu berücksichtigen sind.

Begrifflich konnten die meisten Gemeinden 
in beiden Gruppen den eingeführten Defini-
tionen gut folgen. Einzelne Hinweise legen 
jedoch nahe, zukünftig die Definition von 
„Innen“ doch explizit auf Flächen mit gesi-
cherter Erschließung zu beziehen. Bei beiden 
Gruppen gibt es Hinweise, dass in der Praxis 
Leerstände eher als eigene Kategorie aufge-
fasst und nicht als Unterkategorie von Brach-
flächen verstanden werden.

Bei beiden Gruppen finden sich Hinweise auf 
die Bedeutung von Ortskenntnis und Erfah-
rungswissen. In der Gruppe mit geschätzten 
Daten ist dies bei fast allen Gesprächspart-
nern der Fall, bei vorliegenden Daten steht 
der Punkt deutlich weniger im Vordergrund. 
Allerdings gab es gerade in der ersten Grup-
pe auch einzelne ausdrückliche Hinweise 
auf die Notwendigkeit, Erfahrungswissen in 
entsprechende Datenbanken zu überführen, 
„um nicht auf Mitarbeiter und Langzeitwis-
sen angewiesen zu sein“.

Insgesamt zeichnet sich mit Blick auf die 
Einführung oder Weiterentwicklung einer 
Datenerfassung zu Innenentwicklungspo-
tenzialen allerdings in beiden Gruppen eine 
in der Tendenz eher zurückhaltende Positi-
on ab. Die Mehrheit hält den existierenden 
Stand für ausreichend und sieht eher Pro-
bleme einer Weiterentwicklung. Dabei ste-
hen Personalprobleme an erster Stelle. Ge-
nannt werden weiterhin Generationenpro-
bleme (erfahrungsgestützte Kompetenz vs. 
technikorientierte Modernisierung), Fragen 
der Verwaltungsorganisation (Zersplitterung 
vs. Bündelung der Zuständigkeit für das Flä-
chenmanagement) und die Bedeutung (feh-
lender) politischer Unterstützung.

Bei den Schwierigkeiten der Nutzung von 
Innenentwicklungspotenzialen stehen Fra-
gen der Marktverfügbarkeit ganz oben. Die-
ser Aspekt wird quer durch die zwei Gruppen 
von zahlreichen Gemeinden angesprochen. 
Ebenfalls in beiden Gruppen stellen einige 
Gemeinden die grundsätzlichere Frage, ob 
die Verdichtung von „großen Villengrundstü-
cken“ oder einer „landschaftstypisch locke-
ren Bebauung“ mit „Obstgärten, Wiesen und 
Weiden, die den Ortsbildcharakter prägen“, 
überhaupt in jedem Fall sinnvoll ist. Damit 
ist letztlich auch auf ein Grundproblem der 
Erfassung von Innenentwicklungspotenzia-
len verwiesen, nämlich die Frage, ob physi-
sches, „theoretisches“ Potenzial oder verfüg-
bares, planerisch relevantes Potenzial erho-
ben werden sollte.

4.4 Zwischenfazit – Bundesweite 
Erhebung

Mehr als 90 % der 451 teilnehmenden Kom-
munen konnten Angaben zu den Innenent-
wicklungspotenzialen in den vorgeschlage-
nen Definitionen machen. Mit dem Erhe-
bungsinstrument Online-Fragebogen war 
es möglich, den Rücklauf zeitnah zu prü-
fen und auf sich abzeichnende Unterbeset-
zungen von Gemeindetypen mit rücklaufer-
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höhenden Maßnahmen oder Ergänzungs-
stichproben zu reagieren. Eine Datenprü-
fung war möglich und notwendig. Falschan-
gaben konnten identifiziert und u. a. durch 
Kontaktaufnahme mit den Kommunen be-
hoben werden. Durch Korrekturschätzun-
gen wurden fehlende Daten zu kleinen Flä-
chen sowie Unterschätzungen kompensiert. 
Mit dieser Vorgehensweise konnte eine un-
tere Grenze von 120.000 ha (15 m² je Ein-
wohner) Innenentwicklungspotenziale auf 
Brachflächen und Baulücken in Deutsch-
land bestimmt werden. Durch die Kompen-
sation von Unterschätzungen erhöht sich das 
Potenzial auf ca. 165.000 ha (ca. 20 m² je Ein-
wohner), wobei hier die Unsicherheiten zu-
nehmen und die Unterschätzung möglicher-
weise noch höher ist. Werden weitere Flä-
chentypen („Abwägungspotenziale“) hinzu-
gezogen, die in der Befragung nicht berück-
sichtigt werden konnten, ist eine weitere Ver-
dopplung des Potenzials nicht auszuschlie-
ßen. Die so ermittelten Größenordnungen 
von Innenentwicklungspotenzialen werden 
durch regionale Studien und Referenzdaten 
gestützt. Das Befragungskonzept hat sich so-
mit bewährt. Mit Blick auf Hochrechnungen 
ist jedoch grundsätzlich zu berücksichtigen, 
dass die hochgerechneten Ergebnisse von 
der Qualität der lokalen Ergebnisse abhän-
gig sind und dass auch durch eine Prüfung 
und Korrektur identifizierbare Unschärfen 
nie gänzlich behoben werden können. Aus 
diesem Grund ist eine Abbildung von Band-
breiten sinnvoll. 

Kleinteilige Potenziale nehmen einen Groß-
teil der Innenentwicklungspotenziale ein. 
Werden nur Brachflächen betrachtet, wer-
den mehr als die Hälfte der Potenziale nicht 
berücksichtigt. Zwar ist die absolute Grö-
ße von IEP in kleineren Gemeinden oft ge-
ring, jedoch können diese Potenziale, bezo-
gen auf die Gebäude- und Freifläche oder auf 
Einwohner, sehr wohl überdurchschnittlich 
hoch sein. In der Summe befindet sich so-
gar etwa die Hälfte der Innenentwicklungs-
potenziale in Deutschland in Gemeinden mit 
weniger als 20.000 Einwohnern und etwa ein 
Viertel in Gemeinden mit weniger als 5.000 
Einwohnern.

Die Erfassungsaktivitäten sind in Deutsch-
land sehr heterogen. Während alle großen 
Großstädte ihre Potenziale erfassen, ist es 
bei den Landgemeinden nur etwa ein Vier-
tel. Hieraus ergeben sich Unterschied in der 
Datenhaltung und -qualität. Oft sind kleine 
Kommunen auf Schätzungen angewiesen 
und auch im Falle von erfolgreichen Erster-

fassungen nicht in der Lage, die Daten auch 
fortzuschreiben. Als Hauptprobleme kristal-
lisierten sich hierbei Personal- und Zeitman-
gel sowie eine fehlende Finanzierung und we-
niger technische Schwierigkeiten heraus. 

Deutliche Grenzen der Befragung liegen im 
unterschiedlichen Begriffsverständnis der 
Befragten – hier ergibt sich eine unauflös-
bare Grauzone. So wurde in den Fallstudi-
en beispielsweise deutlich, dass einige Pla-
ner eher das planerisch sinnvolle Potenzi-
al im Blick hatten und weniger das theore-
tische. Das wiederum würde auch bei einer 
vermeintlich perfekten Datenerfassung und 
Datenhaltung zwangsläufig zu einer Unter-
schätzung führen. 

Die Fallstudienergebnisse legen nahe, dass 
offenbar ein großer Teil der Kommunen, die 
geschätzte Daten angaben, ihre Potenziale 
unterschätzten. Besonders ausgeprägt war 
dies bei den ostdeutschen Fallbeispielen. Al-
lerdings bedeutet dies nicht, dass geschätz-
te Daten zwangsläufig eine schlechtere Da-
tengrundlage beinhalten müssen, denn oft 
wurde nur ein Teil der Daten geschätzt. Vor 
diesem Hintergrund wurde in den Fallstudi-
en auch häufig eine grundsätzliche Zufrie-
denheit mit dem Status Quo der Datenerfas-
sung signalisiert.



995 Automatisiertes Verfahren zur Identifikation von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen

5 Automatisiertes Verfahren zur 
Identifikation von Baulücken und 
Nachverdichtungspotenzialen für eine IEP-
Abschätzung
Neben einer bundesweiten Abschätzung 
von Innenentwicklungspotenzialen mittels 
Befragung werden in Vorbereitung späte-
rer ggf. automatisierter Verfahren konzepti-
onelle und methodische Vorschläge für die 
Erkennung von Innenentwicklungspotenzi-
alen entwickelt und getestet. 

In diesem Abschnitt werden zunächst bis-
herige Ansätze zur automatisierten Identifi-
zierung von Innenentwicklungspotenzialen 
vorgestellt und aktuell verfügbare Geodaten 
und -dienste hinsichtlich ihrer Eignung für 
eine automatisierte Auswertung untersucht 
und bewertet. Anschließend wird ein Ver-
fahren auf Grundlage bundesweit verfügba-
rer Geobasisdaten vorgestellt, das eine Er-
kennung von Baulücken und Nachverdich-
tungsflächen erlaubt. Mit dem konzipierten 
Ansatz kann das Innenentwicklungspotenzi-
al nur in Teilen abgeschätzt werden, da eine 
eindeutige Identifizierung bebauter Brach-
flächen nicht möglich ist. Nach Vorstellung 
der programmtechnischen Umsetzung im 
GIS werden Ergebnisse eines Vergleichs mit 
den Befragungsdaten der Fallstudien vorge-
stellt, diskutiert und Vorschläge für Modell-
verbesserungen dargelegt.

5.1 Status quo/bisherige Ansätze

Die Erhebung fachlicher Informationen 
zum Innenentwicklungspotenzial in loka-
len bzw. regionalen Flächenmanagement-
systemen erfolgt in der Regel über manu-
elle Auswertungen von Karten und Luftbil-
dern in Verbindung mit Ortsbegehungen. 
Für eine großflächige und speziell bundes-
weite Erhebung ist eine derartige Vorge-
hensweise mit großem Aufwand und enor-
men Kosten verbunden, weshalb automa-
tisierte Ansätze zukünftig eine große Rolle 
spielen. Automatisierte GIS-gestützte Ver-
fahren zur Erfassung von Baulandpotenzia-
len arbeiten bislang vor allem im Außenbe-
reich. Mit dem Negativausschlussverfahren 
von Fina und Siedentop (2009) konnten bei-
spielsweise mit Hilfe räumlicher Verschnei-
dungsoperationen verschiedener Geo- und 
Fachdaten unbebaute Flächen im Außenbe-
reich identifiziert werden, deren potenzielle 

bauliche Nutzung nicht durch topographi-
sche und planungsrechtliche Restriktionen 
eingeschränkt ist. Mit der automatisierten 
Identifikation von Innenentwicklungspoten-
zialen haben sich bisher nur wenige befasst. 
Mögliche Innenentwicklungspotenziale wer-
den dabei in baulich ungenutzten Innenbe-
reichsflächen vermutet, die sich physiogno-
misch deutlich von baulich genutzten Flä-
chen unterscheiden. Automatisierte Verfah-
ren stoßen jedoch an ihre Grenzen, wenn kei-
ne Unterscheidungsmerkmale gegeben sind. 
Problematisch gestaltet sich dabei insbeson-
dere die Unterscheidung genutzter von unge-
nutzter (brachliegender) Bebauung (im Fal-
le leer stehender Liegenschaften). Dies gilt 
für Verfahren, die auf Fernerkundungsdaten 
bzw. Orthophotodaten zurückgreifen (u. a. 
Nelson 2005 und Banzhaf, Netzband 2004) 
ebenso wie für Ansätze, die auf Grundlage 
von Geobasisdaten arbeiten.

In der Praxis haben sich bisher nur semiau-
tomatische Ansätze bewährt. Insbesondere 
auf regionaler Ebene existieren einfache An-
sätze zur Identifikation unbebauter Flurstü-
cke und mindergenutzter Flächen durch eine 
GIS-basierte Auswertung von Katasterdaten. 
Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang 
der Raum+ Monitor in Rheinland-Pfalz, das 
Flächeninformationssystem ruhrFIS des Re-
gionalverbandes Ruhr und das Pilotprojekt 
„Innenentwicklung in bestehenden Gewer-
begebieten (PIG)“ des Regionalverbandes 
FrankfurtRheinMain. Methodische Grund-
lage ist dabei eine GIS-gestützte Abfrage un-
bebauter Flurstücke durch Auswertung von 
Daten des Liegenschaftskatasters (ALK oder 
ALKIS®). Abbildung 5.1 zeigt beispielhaft das 
Ergebnis einer automatisierten Auswertung, 
das die Grundlage einer weiteren Überar-
beitung und Korrektur mit örtlichem Exper-
tenwissen bildet. Für eine bundesweite IEP-
Abschätzung wäre ein derartiges Verfahren 
prinzipiell möglich, wenngleich der manu-
elle Korrekturaufwand derzeit noch hoch ist.

Die Erhebung von Brachflächen ist besonders 
problematisch, da hier naturgemäß eine sehr 
hohe Veränderungsdynamik besteht. Geoba-
sisdaten geben dazu keine sichere, geschwei-
ge denn flächendeckende Auskunft. Eine In-
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Abbildung 5.1 
Identifikation von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen durch Verschneidung der Grundstücke mit 
den Gebäuden am Beispiel einer Siedlung im Regionalverband FrankfurtRheinMain 

Quelle:	 Regionalverband FrankfurtRheinMain 2012

formation zur Nichtnutzung (ungenutzt, au-
ßer Betrieb, verfallen, zerstört) ist zwar im AT-
KIS- und ALKIS-Modell angelegt, gehört aber 
nicht zum verpflichtenden Grunddatenbe-
stand. So wurde in NRW im Rahmen einer Pi-
lotstudie das Thema „Brachflächenerhebung 
und -recycling“ bearbeitet (Berief und Pan-
kratz 2012). Diese zeigte, das eine Luftbild-
auswertung (Bewertung von Spontanvege-
tation, Hochstaudenfluren, Pioniervegetati-
on und Ruine in bebauten Gebieten) unter 
Hinzuziehung weiterer Quellen (Altlasten-
kataster, städtische Gewerbeflächenkatas-
ter, Datenbanken der Wirtschaftsförderung 
usw.) und einer abschließenden Verifizierung 
der Ergebnisse durch ortskundige Fachleu-
te eine geeignete Methode zur flächenhaften 
Erhebung von gewerblichen Brachflächen ist. 
Der Aufwand dafür ist allerdings sehr hoch 
und eine bundesweite Verfahrensanwendung 
schwierig umzusetzen. 

Zusammenfassend kann festgehalten wer-
den, dass bisher keine vollautomatisierten 
Lösungen existieren, die sinnvoll zur bundes-
weiten Abschätzung von Innenentwicklungs-
potenzialen eingesetzt werden könnten.

5.2 Mögliche Datengrundlagen für 
bundesweite Anwendungen

Flächen, die Potenziale für Innenentwicklung 
bieten, können sehr unterschiedlich ausge-
prägt sein. Dabei sind planerische und nut-
zungsspezifische Belange ebenso bedeut-
sam wie räumlich physische Aspekte (s. Ab-
schnitt 2.2, Flächentypen). Für automati-

sierte Verfahren zur Erhebung von Innen-
entwicklungspotenzialen sind vor allem sol-
che Merkmale relevant, deren Ausprägungen 
maschinenlesbar und interpretierbar sind. Ist 
das Ziel, zu bundesweiten IEP-Aussagen zu 
kommen, die perspektivisch auch ein Moni-
toring zulassen, sind folgende Datenanforde-
rungen zu berücksichtigen:

-	 Maschinenlesbarkeit und -interpretier-
barkeit, 

-	 flächendeckende Verfügbarkeit, 

-	 gesicherte Fortschreibung. 

Das Angebot an Geodaten und -diensten, die 
eine automatisierte Verarbeitung grundsätz-
lich ermöglichen und Bezüge zu relevanten 
Merkmalen zu Innenentwicklungspotenzia-
len zulassen (s. hierzu insbesondere Abbil-
dung 2.3), hat sich in den letzten Jahren deut-
lich verbessert. Relativ jung sind Geodiens-
te, die einen Zugriff auch auf entfernt liegen-
de Geodaten über Webservices ermöglichen. 
Damit ist eine Integration von Geodaten in ei-
gene Anwendungen und Geoinformations-
systeme möglich, ohne diese vor Ort halten 
bzw. beziehen zu müssen. 

Insbesondere eine verlässliche Verfügbarkeit 
sowie die gesicherte Fortschreibung erzwin-
gen die Nutzung von Geobasisdaten für die 
angestrebte Verfahrensentwicklung. 

Digitale Geobasisdaten sind grundlegende 
amtliche Geodaten, welche die Landschaft 
(Topographie), die Flurstücke und die Ge-
bäude sowie ihre Nutzung interessenneutral 
beschreiben (Bill & Zehner 2001). Sie umfas-
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sen digitale Ortholuftbilddaten, Landschafts-
modelle, Geländemodelle und topographi-
sche Karten, jeweils angeboten in verschie-
denen räumlichen Auflösungen, sowie das 
Liegenschaftskataster. Geobasisdaten sind 
gekennzeichnet durch ihre flächendecken-
de Verfügbarkeit, ihre (modellgestützte) Ho-
mogenität und ihre verlässliche Verfügbarkeit 
auch in Zukunft durch gesetzlich geregelte 
Fortschreibungspflicht. Sie werden von den 
für die Landesvermessung zuständigen Ver-
waltungen der Länder und für bundesweite 
oder länderübergreifende Datenanforderun-
gen vom Geodatenzentrum des Bundesam-
tes für Kartographie und Geodäsie (BKG) be-
reitgestellt. Da die Daten des Liegenschafts-
katasters und der Landesvermessung ei-
nen engen Sachzusammenhang aufweisen, 
wird mit dem neuen integrierten, bundes-
weit einheitlichen Datenmodell, dem AFIS®-
ALKIS®-ATKIS®-Modell, eine integrative Zu-
sammenführung zu einem Geobasisinforma-
tionssystem realisiert. Hinter dem AAA-Mo-
dell stehen die Informationssyteme AFIS® 
(Amtliches Festpunkt-Informationssystem), 
ALKIS® (Amtliches Liegenschaftskataster-
informationssystem) und das ATKIS® (Amt-
liche Topographisch-Kartographisches In-
foramtionssystem). Im AAA-Modell wer-
den die ALK und das Automatisierte Liegen-
schaftsbuch (ALB) durch das Amtliche Lie-
genschaftskatasterinformationssystem (AL-
KIS®) ersetzt und in einem System vereint. 

Darüber hinaus gibt es eine Fülle von 
Geo(fach)daten, die für die Abschätzung des 
Innenentwicklungspotenzials wertvoll sein 
können. Gerade größere Städte mit eigener 
Vermessungsverwaltung verfügen teilweise 
über sehr kleinteilige Geofachinformationen. 
Allerdings sind diese Daten weder standardi-
siert noch liegen diese flächendeckend zen-
tral vor und werden deshalb in die Verfah-
rensentwicklung für eine bundesweite IEP-
Abschätzung nicht einbezogen. Der Einsatz 
zusätzlicher Daten- und Informationsquel-
len durch die jeweiligen örtlichen Akteure 
ist jedoch im Sinne einer Kontrolle und Ver-
besserung der Ergebnisse automatisierter 
Schätzverfahren sinnvoll.

Der Wert dieser Daten für die Erfassung von 
Innenentwicklungspotenzialen wird im Fol-
genden diskutiert.

Satelliten- und flugzeuggestützte 
Fernerkundungsdaten 

Satellitengestützte Fernerkundungsdaten 
haben eine hohe Aktualität sowie Homoge-
nität und besitzen eine enorme Bedeutung, 

z. B. im Disastermonitoring. Bilddaten des 
Sensors Pleiades-1A sind beispielsweise mit 
einer Bodenauflösung von 0,5 m gekenn-
zeichnet (Satellite Imaging Corp.). Eine bun-
desweite Nutzung dieser Daten ist jedoch mit 
sehr hohen Beschaffungskosten verbunden. 

Für die Erhebung von Innenentwicklungs-
potenzialen haben flugzeuggestützte Ortho-
luftbildaten die größere Bedeutung, da diese 
Daten den entsprechenden Behörden als Ba-
sisgeoinformation zur Verfügung stehen. Die-
se werden aus ca. 1.000-3.000 m Höhe aufge-
nommen und können dank weitestgehend 
automatisierter Vorverarbeitungsprozesse 
binnen kürzester Zeit als SW- (panchroma-
tisch), Farb- (Rot-Grün-Blau), Color-Infra-
rot- oder 4-Kanal-Bild (Rot-Grün-Blau-Inf-
rarot) bereitgestellt werden. Das Luftbild ist 
zunächst eine zentralperspektivische Abbil-
dung der Landschaft, die erst durch Trans-
formation in eine Parallelprojektion (Ortho-
projektion) zum Ortholuftbild führt, in dem 
jedes Pixel lagerichtig abgebildet ist. Geoba-
sisprodukte, inzwischen auch als Geodienste 
seitens der Vermessungsverwaltungen ange-
boten, sind Farbortholuftbilder in 40 cm bzw. 
20 cm Bodenauflösung. Höhere Bodenauf-
lösungen bis zu wenigen Zentimetern sind 
durchaus möglich, stellen aber kein Stan-
dardprodukt dar. Die Vermessungsverwal-
tungen der Länder stellen in fünfjährigem 
und häufig bereits auch dreijährigem Zyk-
lus neue Ortholuftbilddaten zur Verfügung. 
Diese Daten sind Grundlage für die Fortfüh-
rung der Geotopographie im Digitalen Basis 
Landschaftsmodells ATKIS® Basis DLM. Ei-
genschaften und Aktualität der Daten kön-
nen den Internetinformationen der jeweili-
gen Vermessungsbehörde entnommen wer-
den. 

Neben den landesweit erhobenen Orthobild-
produkten werden häufig Luftbilddaten im 
Auftrag städtischer Vermessungsämter oder 
Fachbehörden erstellt und angeboten. Die-
se aber stehen weder flächendeckend noch 
homogenisiert oder in der Fortführung gesi-
chert zur Verfügung. 

Interessant für die kleinräumige geotopogra-
phische Aufnahme, insbesondere des Gebäu-
debestandes, sind Laserscandaten. Durch 
Messung der Laufzeit eines reflektierten La-
serstrahls können hochgenaue digitale Ge-
ländemodelle (DGM) und digitale Oberflä-
chenmodelle (DOM) erstellt werden. Daraus 
kann Form und Höhe von Gebäuden flächen-
deckend bestimmt werden. Laserscandaten 
sind im Vergleich zu Luftbilddaten neu. Sie 
stellen keine Geobasisdaten dar, werden aber 
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indirekt für die Erstellung hochauflösender 
digitaler Geländemodelle (DGM), digitaler 
Oberflächenmodelle (DOM) und das neue 
Geobasisprodukt 3D-Gebäudedaten genutzt. 
Letzteres wird derzeit allerdings erst in NRW 
angeboten (BezReg Köln). Laserscandaten 
sind durch ihre exakte Höheninformation für 
die automatisierte Erfassung von Gebäuden 
ausgesprochen hilfreich, aber sehr kostenin-
tensiv in Erstellung und Auswertung. 

Obwohl die Bilddaten eine Vielzahl von In-
formationen enthalten, ist die vollständige 
Ableitung aller topographisch relevanten In-
formationen aus Luftbildern anhaltender Ge-
genstand photogrammetrischer Forschung. 
In der Praxis können gegenwärtig und vo-
raussichtlich auch noch in absehbarer Zu-
kunft Informationen nur in einem sehr per-
sonal- und kostenintensiven Prozess durch 
erfahrene Bildinterpreten manuell „heraus“ 
digitalisiert werden, allerdings zunehmend 
mit Unterstützung einer automatisierten 
Vorverarbeitung. Stand der Technik ist hier 
die automatisierte Ableitung von Informa-
tionen (Gebäude-, Straßenlinien usw.), die 
in einem manuellen Digitalisierungsprozess 
unterstützend wirken und damit den Erfas-
sungsaufwand senken. Die Erfassbarkeit der 
Bildinhalte (Bildverstehen) basiert grund-
sätzlich auf einer Kombination von Farbe, 
Struktur, Textur, Kontext und Wissen. Dank 
des Interpretationsvermögens des visuellen 
Systems ist der Mensch in der Lage, Baulü-
cken und ungenutzte Freiflächen zu erken-
nen. Für die Erkennung brachliegender Ge-
bäude reicht die Bildinformation nur dann 
aus, wenn das Gebäude deutliche Verfallser-
scheinungen aufweist. In der Regel werden 
jedoch weitergehende Informationen zum 
Leerstand bzw. Ortskunde benötigt (vgl. Be-
rief und Pankratz 2012). Für die automatisier-
te Ableitung von Informationen zum Innen-
entwicklungspotenzial stellen Bilddaten des-
halb lediglich eine unterstützende Informa-
tion dar.

Digitales Landschaftsmodell ATKIS® Basis 
DLM

Auf Grundlage aktueller Ortholuftbilddaten 
wird in der Landesvermessung das Geoba-
sisprodukt ATKIS® Basis-DLM erstellt (AdV 
2008). In seinem Erhebungsmaßstab von 
ca. 1:10.000 bildet es die Grundlage für die 
automatisierte Ableitung kartographischer 
Produkte, wie die Digitale Topographische 
Karte im Maßstab 1:10.000 (DTK10) oder 
1:25.000 (DTK25). In dem digitalen Land-
schaftsmodell werden alle relevanten Land-

schaftsobjekte (Siedlung, Verkehrswege, Ve-
getation, Wasserflächen) nach einem hier-
archisch strukturierten Objektartenkatalog 
(ATKIS-OK) modelliert und erfasst. Das Ba-
sis-DLM stellt eine geeignete Grundlage für 
verschiedenste Analysen dar (beispielswei-
se als Grundlage zum Monitoring der Sied-
lungs- und Freiraumentwicklung – vgl. IÖR-
Monitor43) (Meinel et al. 2009a) oder für die 
Berechnung kleinräumiger Indikatoren zur 
Siedlungsstruktur, z. B. mit dem Settlement 
Analyzer (SEMENTA®) (Meinel et al. 2008; 
Meinel et al. 2009b).

Für die Abschätzung des Innenentwicklungs-
potenzials enthält das Modell mit der „Ortsla-
ge“ wichtige Informationen zur Abgrenzung 
des Siedlungsraumes als Annäherung an eine 
Innenbereichsabgrenzung. Darüber hinaus 
sind mit der Objektgruppe „Baulich gepräg-
te Fläche“  Baublöcke abgebildet und mit ei-
ner dominierenden zugrundeliegenden Nut-
zungsinformation versehen. Nicht Bestand-
teil von ATKIS sind die Grundrisse von Ge-
bäuden sowie Flurstücksgrenzen. Derzeit er-
fährt ATKIS im Rahmen des AAA-Modelles 
(s. o.)eine Weiterentwicklung. Dabei kommt 
es zu einer mit dem Kataster (ALKIS®) har-
monisierten Sicht auf die Fläche. Flächen-
nutzungsinformationen des Objektarten-
katalogs von ATKIS wurden für ALKIS wei-
testgehend übernommen. Das AAA-Modell 
sieht für ATKIS prinzipiell auch Informatio-
nen zum Gebäude (Objektart AX_Gebaeu-
de mit der Kennung 31000) einschließlich 
Höheninformation sowie auch Informatio-
nen zum Zustand (z. B. außer Betrieb, still-
gelegt, verlassen, verfallen, zerstört) einiger 
Objektarten, wie etwa für Gebäude oder In-
dustrie- und Gewerbeflächen, vor. Das Attri-
but ist jedoch im ATKIS nicht verfügbar für 
Wohnbauflächen, Flächen gemischter Nut-
zung sowie Flächen mit besonderer funkti-
onaler Prägung (AdV, 2008). Auch gehören 
diese Informationen nicht zum Grunddaten-
bestand. Da sie von den Ländern nicht ver-
pflichtend geführt werden müssen, bleiben 
die Attribute häufig ungefüllt. Eigene Auswer-
tungen44 des ATKIS® Basis-DLM im AAA-Mo-
dell (Stand 2012) zeigen, dass nur für einen 
verschwindend geringen Teil (0,36 %) der In-
dustrie und Gewerbeflächen (Objektart AX_
IndustrieUndGewerbeflaeche mit der Ken-
nung 41002) das Attribut Zustand (Attribut 
ZUS mit dem Wert 2100) erfasst wurde.

Liegenschaftskarte ALK/ALKIS®

Das Liegenschaftskataster dient der Siche-
rung des Eigentums, der Wahrung der Rech-

(43)
http:/ /www.ioer-monitor.de 
(07.02.2014)
(44)
IÖR-interne statistische Auswer-
tung des bundesweiten Datenbe-
standes des ATKIS® Basis-DLM 
von 2012
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te an Grundstücken sowie dem Grundstücks-
verkehr. Es besteht aus einem beschreiben-
den Teil ALB (Automatisiertes Liegenschafts-
buch) und einem darstellenden Teil ALK (Au-
tomatisierte Liegenschaftskarte). Die ALK 
stellt die Flurstücksgrenzen, die Gebäude 
und deren Nutzung dar. Die Daten werden 
von den unteren Vermessungsbehörden in 
einer Datenbank geführt. ALB und ALK wer-
den im Zuge der Einführung des AAA-Mo-
dells seit 2010 in das ALKIS® (Automatisier-
tes Liegenschafts- und Katasterinformati-
onssystem) überführt (AdV ALKIS). Die Mig-
ration der ALK/DFK in ALKIS® soll nach ei-
ner aktuellen Umfrage der AdV bis Ende 2014 
abgeschlossen sein (AdV 2013). Aktuell bie-
ten jedoch nur 6 (Brandenburg, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein) der 16 Bundesländer AL-
KIS-Daten an.

Mit dem auch im AAA-Modell angelegten 
Attribut „Zustand“ können für verschiede-
ne Objektarten ebenfalls ergänzende Infor-
mationen zum Zustand von Flächen hinter-
legt werden. Für ein Monitoring von Brach-
flächen wäre diese Information eine geeig-
nete Quelle. Allerdings gehört diese Infor-
mation auch hier nicht zum Grunddaten-
bestand. Entsprechend sehen nur weni-
ge Länder eine Führung von Informationen 
zum Zustand von Flächen über das Attri-
but „Zustand“ auf freiwilliger Basis vor (AdV, 
2012). In Mecklenburg-Vorpommern ist bei-
spielsweise eine Führung der Zustands-In-
formation „außer Betrieb, stillgelegt, verlas-
sen“ für alle relevanten Objektbereiche in-
nerhalb der Siedlung vorgesehen, wohin-
gegen in Brandenburg das Attribut nur für 
ausgewählte Objektarten (Industrie und Ge-
werbeflächen, Flächen mit gemischter Nut-
zung) erhoben werden soll. Insgesamt haben 
nur 3 Bundesländer (Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen und Nordrhein-Westfa-
len) die Absicht, das Attribut in den relevan-
ten ALKIS®-Objektarten „Wohnbaufläche“, 
„Industrie und Gewerbefläche“, „Fläche ge-
mischter Nutzung“ und „Sport, Freizeit und 
Erholungsfläche“ zu führen. Ein ähnliches 
Bild ergibt sich bei Betrachtung der länder-
spezifischen Inhalte zu Gebäudeinformatio-
nen. Auch hier wollen nur 5 der 16 Bundes-
länder Informationen zum Zustand für die 
Objektart „Gebäude“ aufnehmen.

Für eine Erfassung von Baulücken sind ALK/
ALKIS®-Daten eine geeignete Grundlage, da 
mit den Flurstücksgrenzen eine örtlich ge-
naue Baulückenabgrenzung möglich ist (s. u. 
Abschnitt „Nutzung von ALKIS®“). Aufgrund 

des schwierigen Zugangs zu diesen Daten 
spielt der Einsatz der ALK/ALKIS® bislang 
jedoch lediglich im kommunalen/regionalen 
Flächenmanagement eine Rolle. Für bundes-
weite Auswertungen wären diese Daten zwar 
geeignet, allerdings stehen diese dem Bund 
derzeit nicht zur Verfügung.

Hauskoordinaten, Hausumringe und 
3D-Gebäudemodelle

Die Datenprodukte Amtliche Hauskoordi-
naten, Amtliche Hausumringe und 3D-Ge-
bäudemodelle sind die jüngsten in der Fa-
milie relevanter Geobasisdaten. Hauskoor-
dinaten definieren die räumliche Position al-
ler ca. 21 Mio. adressierten Gebäude aus dem 
Liegenschaftskataster (ALK) und sind mit Ad-
ressinformationen aus dem ALB, dem amtli-
chen Gemeinde- und Ortsteilverzeichnis so-
wie postalischen Informationen der Deut-
schen Post angereichert. Amtliche Hausum-
ringe (HU) sind ein Teilauszug aus der ALK/
ALKIS® und enthalten ca. 49 Mio. 2D-Grund-
risse aller Haupt- und Nebengebäude in 
Deutschland. In diesem Produkt werden aus-
schließlich die Grundrisse ohne Attribute ho-
mogenisiert und zentral für bundeslandüber-
greifende Untersuchungen von der Zentra-
len Stelle für Hauskoordinaten, Hausumrin-
ge und 3D-Gebäudemodelle (ZSHH) ange-
boten (Westenberg und Will 2013). Die Ge-
bäudegrundrisse werden von den Vermes-
sungsämtern der Länder jeweils im April an 
die ZSHH geliefert, von dieser zu einem Se-
kundärdatenbestand homogenisiert und als 
Produkt angeboten. Eine Historisierung ist 
nicht vorgesehen, aber mit einem Fortfüh-
rungsattribut kann eine Differenz zum letz-
ten Auszug gebildet werden. Problematisch 
ist derzeit die Unvollständigkeit des Datenbe-
standes. In einigen ostdeutschen Bundeslän-
dern (Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern) 
fehlten 2012 noch ca. 10 % des Gebäudebe-
standes (Burckhardt 2012). Rücksprachen 
mit einer datenführenden Stelle (GeoSN) er-
brachte, dass über einen längeren Zeitraum 
die Einmesspflicht der Gebäudebesitzer un-
genügend verfolgt wurde. Der Gebäudebe-
stand wird darum ergänzt durch ortholuft-
bildkartierte Gebäudegrundrisse, ohne die 
übliche Einmessung der Gebäude. 

Zukünftig wird die ZSHH ein bundesweites 
3D-Gebäudemodell im „Level of Detail  1“ 
(LoD  1, Klötzchenmodell) bereitstellen. In 
dem neuen, und vorerst nur in NRW erhält-
lichen Geobasisprodukt 3D-Gebäudestruk-
tur ist der Geometriebestand der Hausum-
ringe (HU) um gebäudebeschreibende Attri-
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bute, wie die Gebäudehöhe, Gebäudefunkti-
on, amtlichen Gemeindeschlüssel und weite-
re Qualitätsangaben ergänzt (Lämmel-Kle-
verhaus 2010). Dabei stellt die Gebäudehö-
he, die z. B. aus einem Laserscan-abgeleiteten 
Oberflächenmodell stammt, die wichtigste 
Ergänzung dar. 3D-Gebäudemodelle wären 
für eine automatisierte Identifizierung des 
Innenentwicklungspotenzials besonders gut 
geeignet, da mit ihnen eine genaue Modellie-
rung von Abstandsflächen möglich wird. We-
gen der hohen Kosten der 3D-Gebäudestruk-
turdaten und der aktuell noch fehlenden Flä-
chendeckung (bundesweit erst bis Ende 2014 
verfügbar) wurden diese nicht in die Unter-
suchungen einbezogen.

Urban Atlas

Als Teilprojekt der europäischen Initiative 
GMES (Global Monitoring for Environment 
and Security) wurde mit dem Urban Atlas 
eine Landnutzungskartierung aller europä-
ischen Großstädte auf der Basis von Satelli-
tenbilddaten erstellt. Die Kartierung wird alle 
3 bis 5 Jahre aktualisiert. Die Landnutzungs-
klassifikation sieht dabei auch eine Auswei-
sung von Brachflächen vor („brown fields“). 
Eine Nutzung im Rahmen eines bundeswei-
ten Monitorings ist jedoch nicht möglich, 

da diese Daten nur für derzeit 35 Städte in 
Deutschland verfügbar sind. Darüber hinaus 
zeigte eine Überprüfung der Daten mit Bild-
diensten eine zu geringe thematische Daten-
qualität.

Übersicht über potenzielle 
Datenquellen für die Abschätzung von 
Innenentwicklungspotenzialen

Eine Übersicht aller in Deutschland verfüg-
baren Geodaten bzw. darauf aufsetzenden 
Geodienste, die grundlegende Informationen 
für eine Abschätzung des IEP enthalten, sind 
in nachfolgender Tabelle zusammengestellt. 
Darin werden Inhalt, räumliche Auflösung, 
Aktualität und die Verfügbarkeit verschiede-
ner amtlicher und nicht amtlicher Geoda-
ten und -dienste gegenübergestellt. Der In-
halt beschränkt sich lediglich auf den von der 
AdV festgelegten Grunddatenbestand.

Tabelle 5.1 
Datenquellen für die Abschätzung von Innenentwicklungspotenzialen 

Datenquelle/Geodienst Inhalt Räumliche 
Auflösung

Aktualität der Objektart 
Tatsächliche Nutzung

Bemerkungen/Name des 
Dienstes

Geodaten und -dienste

ALK/ALKIS® Flurgrenze und Hauptnutzung, 
Gebäudegrundriss 

sehr hoch gering, gerade in dynamischen 
Veränderungen teilweise mehre-
re Jahre alt

Qualität und Aktualität stark 
abhängig von zuständigem 
Katasteramt

ATKIS® Basis DLM Blockgrenze und Hauptnutzung, 
in wenigen BLs auch Gebäude-
grundriss

mittel Grundaktualität im Mittel < 3 Jah-
re, Spitzenaktualität wie Straßen 
< ¼ Jahr 

Zentrale Bereitstellung und 
Homogenisierung durch BKG

3D-Gebäudestruktur Gebäudegrundriss und Gebäude-
attribute wie Firsthöhe

sehr hoch Abgeleitet aus ALKIS®, derzeit 
noch nicht einschätzbar

flächendeckend zz. erst in 
NRW

Hausumringe (HU) Gebäudegrundriss ohne Attribute sehr hoch Unterschiedlich in Abhängigkeit 
von Aktualität der ALK/ALKIS®

Zentrale Bereitstellung und 
Homogenisierung durch ZSHH

Adressdienste

Georeferenzierte Ad-
ressdaten

Koordinate des Hauptgebäudes 
mit Attributen

Wenige Meter, 
teilweise aber 
Verschiebun-
gen bis 10 m

< 1 Jahr Zentrale Bereitstellung und 
Homogenisierung durch ZSHH 
(wfs_adressen)

Bilddienste

Orthophotos (ATKIS-
DOP)

Senkrechtaufnahme in 40 bzw. 20 
cm Auflösung

Sehr hoch < 3 Jahre Zentrale Bereitstellung durch 
BKG (wms_dop40, wms_
dop20)

Google Street map Straßenansicht hoch mittel www.maps.google.de/help/
maps/streetview

Bing maps Schrägluftbild In Städten 
hoch, sonst 
nur mittel

mittel www.bing.com/maps

http://www.maps.google.de/help/maps/streetview
http://www.maps.google.de/help/maps/streetview
http://www.bing.com/maps
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5.3 Abschätzung des 
Baulücken- und 
Nachverdichtungspotenzials 
auf Grundlage des ATKIS® 
Basis-DLM und amtlichen 
Hausumringen

Im Folgenden wird ein Ansatz zur automa-
tisierten Abschätzung von Baulücken und 
Nachverdichtungspotenzialen auf Grundla-
ge von Geobasisdaten vorgestellt. Nach Fest-
legung der genutzten Datengrundlagen wer-
den zunächst konzeptionelle Vorüberlegun-
gen angestellt, auf deren Grundlage eine Me-
thodik erarbeitet und umgesetzt wurde.

Verwendete Datengrundlagen

Amtliche Geobasisdaten enthalten keine flä-
chendeckenden, expliziten Informationen 
zum Innenentwicklungspotenzial. Obwohl 
die Modelldefinition von ALKIS® und teil-
weise auch ATKIS® im AAA-Modell Attribu-
te zur Beschreibung des Zustands einer Sied-
lungsfläche oder eines Gebäudes (s. o. Ab-
schnitt „Digitales Landschaftsmodell ATKIS® 
Basis DLM“) zulassen, so gehört die Erfas-
sung dieser Information nicht zum Grundda-
tenbestand – dem von der AdV vorgeschlage-
nen bundeseinheitliches Mindestmaß der Er-
fassung. Eine flächendeckende Verfügbarkeit 
des Attributs „Zustand“ als Basis für die Bilan-
zierung von Brachflächen ist deshalb nicht 
gegeben. Amtliche Geobasisdaten enthalten 
jedoch andere implizite Informationen, die 
für eine Suche nach IEP-Flächen verwendet 
werden können. 

Eine besonders große Herausforderung stellt 
die Erkennung bebauter Brachflächen dar, da 
unabhängig von der physischen Struktur In-
formationen zur aktuellen Ausnutzung nö-
tig sind. Da diese wichtige Information zu 
Brachflächen nur durch aufwändige Luft-
bildinterpretation und Vorortbegehungen 
valide erfasst werden können, kann die au-
tomatisierte Suche lediglich auf die Katego-
rien „Baulücken“ und „Nachverdichtungspo-
tenziale“ beschränkt sein. 

Ein automatisiertes Verfahren für die Ab-
schätzung von Flächen mit Innenentwick-
lungspotenzial kann für eine deutschland-
weite Anwendung nur auf Datengrundlagen 
zurückgreifen, die flächendeckend, zentrali-
siert und homogenisiert zur Verfügung ste-
hen. Der Fokus bei der Entwicklung des au-
tomatisierten IEP-Schätzverfahrens wird des-
halb ausschließlich auf folgende Geobasisda-
ten gelegt, die diese Anforderungen erfüllen: 

-	 Digitales Landschaftsmodell ATKIS® Ba-
sis-DLM,

-	 Hausumringe und Hauskoordinaten.

Die Nutzung von ALK bzw. ALKIS® wäre für 
die automatisierte Suche nach Baulücken 
und Nachverdichtungspotenzialen am geeig-
netsten. Wegen fehlender Flächendeckung, 
aktuell bestehender Produktheterogenität, 
und der sehr hohen Produktkosten bei feh-
lendem kostenfreiem, zentralem Datenzu-
gang durch den Bund kann der Einsatz von 
ALKIS® derzeit allerdings nur im Rahmen ei-
nes exemplarischen Beispiels aufgezeigt wer-
den (Abschnitt „Nutzung von ALKIS®“).

Objekte und deren Modellierung

Der entwickelte Ansatz zur IEP-Abschät-
zung basiert auf einer automatisierten Aus-
wertung topographischer Daten aus dem AT-
KIS® Basis-DLM in Verbindung mit den amt-
lichen Hausumringen und Hauskoordinaten. 
Für die automatische Erkennung werden nur 
ausgewählte Objekte aus den jeweiligen Mo-
dellen benötigt. Die wichtigsten Objekte der 
Modellierung werden folgend dargestellt:

Ortslage (Innenbereichsabgrenzung)

Für die Abgrenzung des Siedlungsraumes 
bietet sich die Nutzung der Objektart „Orts-
lage“ des ATKIS® Basis-DLM an. Die Ortsla-
ge grenzt den im Zusammenhang bebauten 
Siedlungsraum mit einer Ausdehnung von 
mindestens etwa 10 ha oder zehn Anwesen 
ab. Die Daten sind flächendeckend verfüg-
bar, mit Ausnahme der Stadt Hamburg. Die 
Ortslage wird in erster Näherung als eine Ab-
grenzung des Innenbereichs genutzt, da die 
genauen örtlichen Innenbereichsabgrenzun-
gen weder flächendeckend noch zentralisiert 
vorliegen. Die Geometrie wurde jedoch be-
reits in mehreren Projekten als Grundlage 
verwendet (Elgendy et al. 2011a).

Baublöcke (baulich geprägte Flächen)

Baublöcke sind wichtige städtebaulichen 
Grundeinheiten. Sie sind definiert als „ein 
Teil eines überwiegend bebauten Bauge-
bietes, der in der Regel allseits von topogra-
phischen Linien, insbesondere von Straßen 
oder Wegen, umschlossen ist“ (Bill & Zehner 
2001). Im innerstädtischen Bereich werden 
sie in der Regel durch ein Straßengeviert und 
in peripherer Lage durch Flurstücksgrenzen 
im Übergang zum Freiraum abgegrenzt. Bau-
blöcke sind im ATKIS® Basis-DLM model-
liert, allerdings enthalten diese auch die an-
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grenzenden Verkehrsflächen und stellen im 
Gegensatz zu den eigentlich benötigten Net-
tobaublöcken sog. Bruttobaublöcke dar. Die 
Baublöcke werden im ATKIS® Basis-DLM in 
der Objektgruppe „Baulich geprägte Fläche“ 
(2100) modelliert und hinsichtlich ihrer Nut-
zung durch die Objektarten Wohnbaufläche 
(2111), Industrie- und Gewerbefläche (2112), 
Fläche gemischter Nutzung (2113) und Flä-
che besonderer funktionaler Prägung (2114) 
unterschieden (AdV 2008).

Straßen (Verkehr)

Verkehrswege werden im ATKIS® Basis-DLM 
linienhaft im Objektbereich „Verkehr“ (Ken-
nung 3000) modelliert. Die Breite des Ver-
kehrsweges steht durch das Attribut BRV zur 
Verfügung. Allerdings ist die Wertevergabe 
bei Gemeindestraßen noch sehr lückenhaft 
(mit deutlichen Unterschieden in den Bun-
desländern), während diese für die anderen 
Straßenklassen weitestgehend vollständig ist. 
Jede Straße wird nach ihrer Verkehrsbedeu-
tung mit einem Attribut WDM einer Katego-
rie zugeordnet (z. B. Autobahn, Bundesstra-
ße, Landesstraße, etc.).

Gebäude

Nach Musterbauordnung (MBO) sind Ge-
bäude „selbstständig benutzbare, überdeck-
te bauliche Anlagen, die von Menschen be-
treten werden können und geeignet oder 
bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, 
Tieren oder Sachen zu dienen“ (MBO 2002). 
Mit den amtlichen Hausumringen (HU) und 
Hauskoordinaten (HK) stehen flächende-
ckend homogenisierte Datensätze bereit, 
mit denen alle im Liegenschaftskataster ge-
führten Gebäude vereint im Grundriss (HU) 
bzw. als georeferenzierte Gebäudeadres-
se (HK) in einem einheitlichen Raumbezug 
abgebildet werden. Hausumringe sind reine 
Geometriedaten und enthalten keinerlei At-
tribute der Liegenschaftskarte bzw. des Lie-
genschaftsbuches.

Konzept

Für eine automatisierte Abschätzung von 
Flächen mit Innenentwicklungspotenzial 
auf Grundlage der oben festgelegten Daten 
(ohne Flurstücksinformation) sind generell 
zwei Ansätze denkbar: ein dichtebasierter 
Ansatz und ein objektbasierter Ansatz.

Der einfachere, dichtebasierte Ansatz zielt 
darauf ab, Baublöcke mit geringer baulicher 
Dichte zu identifizieren und das Innenent-
wicklungspotenzial über den Grad der Flä-
chenausnutzung abzuschätzen. Dabei wird 
der Überbauungsgrad (vergleichbar mit 
Grundflächenzahl) pro Baublock berechnet, 
mit ortsüblichen Dichtewerten aus der Städ-
tebauliteratur verglichen und aus der Diffe-
renz Verdichtungswerte errechnet. Im Ergeb-
nis des dichtebezogenen Ansatzes ergeben 
sich Werte, die das Nachverdichtungspoten-
zial für jeden Baublock über einen Indika-
tor angeben. Die Anordnung des Gebäudebe-
standes und der Gebäudehöhen bleiben mit 
diesem Ansatz allerdings unberücksichtigt, 
was zu einer Überschätzung der Flächenpo-
tenziale führen kann. 

Die schematische Darstellung in Abbildung 
5.2 zeigt drei Baublöcke mit identischem 
Überbauungsgrad. Mit einem dichtebezo-
genen Ansatz wäre das Innenentwicklungs-
potenzial für alle Baublöcke gleich groß. Tat-
sächlich aber lässt die Gebäudeanordnung 
links keine Lückenbebauung und damit keine 
Innenentwicklung zu, während dieses in der 
mittleren und rechten Konstellation durch-
aus möglich ist. In diesem Fall wäre eine wei-
tere qualitative Differenzierung nach Bau-
strukturtypen nötig.

Mit dem objektbasierten Ansatz wird ein ver-
besserter Lösungsansatz vorgeschlagen, der 
die Gebäudeanordnung im Baublock berück-
sichtigt. Durch Suche potenziell bebaubarer 
Flächen innerhalb des Baublocks und ei-
ner konkreten räumlichen Abgrenzung wer-
den eigenständige IEP-Flächenobjekte ge-
bildet, die für eine Ergänzungsbebauung in 
Frage kommen. In dem objektbasierten An-
satz werden Baulücken und Nachverdich-
tungsflächen unterschieden. Auf Grundlage 
der vorhandenen Bebauung, einzuhalten-
der Bauabstände und anderen Ausschlussflä-
chen könnten zunächst potenziell bebauba-
re Flächen abgegrenzt werden. Im Vergleich 
zum dichtebasierten Ansatz führt diese ob-
jektbasierte Suche zu konkreten und räum-
lich schärferen Aussagen. Damit ermöglicht 
der objektbasierte Ansatz zugleich einen Ver-
gleich der identifizierten IEP-Flächen mit den 

Abbildung 5.2 
Baublöcke mit gleicher baulicher Dichte, aber unterschiedlichem Innenentwick-
lungspotenzial (eigene Darstellung)
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Ergebnissen anderer Rauminformationssys-
teme (RuhrFIS, Raum+, LANUV). Ein weite-
rer Vorteil der expliziten Verortung von IEP-
Flächen ist die Möglichkeit einer näherungs-
weisen Differenzierung nach Baulücken und 
Nachverdichtungsflächen. Mittels räumli-
cher Analyse können die IEP-Flächen nach 
Baulücken (mit direktem Straßenanschluss) 
und Nachverdichtungsflächen (ohne Stra-
ßenanschluss) differenziert und nach Grö-
ßenklassen weiter bewertet werden. Eine der-
artige Unterscheidung ist für einen Vergleich 
mit örtlichen Daten oft wünschenswert.

Während der Verfahrensentwicklung wurde 
letztendlich der dichtebasierte Ansatz nicht 
weiter verfolgt und der objektbasierte Ansatz 

Abbildung 5.3 
Workflow zur Identifikation von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen 
(Innenentwicklungspotenziale)

Baulich geprägte Fläche
(2100) aus ATKIS®

Ortslage (2101)
aus ATKIS®

Topologisch-semantische Abfrage der
Baublöcke innerhalb der Ortslage

(Objektklassen 2111 und 2114)

Geometrisch-semantische Zusammenfassung
der Wohn- und Mischblöcke

(Objektklassen 2111 und 2113)

Baublöcke (Brutto)

Ableitung bebaubarer Regionen mit
ERASE

Vektor-Rasterwandlung
(1 m Zellgröße)

Morphologische Operation mit einem
kreisförmigen Strukturelement

(Radius R = D / 2)

Geometrische Weiterverarbeitung

Potenzialflächen

Berechnung der Fläche,
Kompaktheit, Abstand zur Straße

Klassifizierung

Baulücken Nachverdichtungsflächen

Baublöcke (Brutto)

Verkehr
(Linien) aus

ATKIS®

Parameter:

Dimension D
der Potenzialfläche 

Parameter:

Mindestgröße F ,
Straßenabstand A 

P

S

Modul „Vorauswahl“

Modul „Potenzialflächen“

Modul „Charakterisierung“

Modul „Ausschlussflächen“

▼

►

◄

▼

▼

▼

▼

▼

▼

▼

▼

▼

▼ ▼

◄

gewählt. Stünde jedoch die Flurstücksgeome-
trie über ALKIS® zur Verfügung, so kann die 
Identifikation von Baulücken mittels räum-
lich-attributiver Selektion aller unbebau-
ten Flurstücke erfolgen. Eine Identifizierung 
der Flächen mit Nachverdichtungspotenzial 
wäre wiederum über die Bebauungsdichte 
(dichtebasiert) oder durch Abgrenzung (ob-
jektbasiert) möglich.

Methodik

Der entwickelte Ansatz besteht aus den vier 
Modulen „Vorauswahl“, „Ausschlussflä-
chen“, „Potenzialflächen“ und „Charakteri-
sierung“. Abbildung 5.3 zeigt den Workflow 
der Prozessierung. Für die Modellierung wer-
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den verschiedene Randbedingungen und Pa-
rameter (u. a. Mindestabstände, Mindestflä-
chengrößen) festgelegt, die im nächsten Ab-
schnitt näher erläutert werden.

Vorauswahl der einbezogenen 
Siedlungsflächen

Im Modul „Vorauswahl“ wird der Suchbe-
reich für Innenentwicklungspotenziale ein-
geschränkt. Das erfolgt über eine Selektion 
aller bebauten Flächen (ATKIS® Basis-DLM) 
innerhalb der Ortslage. Die Ortslage nach 
ATKIS® Basis-DLM-Geometrie wird hier als 
Näherung für die Abgrenzung des Innenbe-
reichs betrachtet. Liegt für eine spätere Ver-
fahrensanwendung eine Innenbereichsab-
grenzung vor, könnte diese verwendet wer-
den. Somit werden Baublöcke außerhalb der 
Ortslage und damit der Außenbereich aus der 
Suche nach Innenentwicklungspotenzialen 
ausgeschlossen. Innerhalb der Ortslage wer-
den die vier Baublocknutzungsklassen „Woh-
nen“, „Mischnutzung“, „Industrie/Gewer-
be“ und „Besondere Funktionale Prägung“ 
berücksichtigt. Ergebnis dieses Moduls sind 
alle innerörtlichen Baublöcke einschließlich 
ihrer angrenzenden Verkehrsflächen (Brut-
toblöcke).

Bestimmung von Ausschlussflächen

Mit diesem Teilmodul (Abbildung 5.4) wird 
ein Layer erzeugt, der alle nicht bebaubaren 
Flächen (Ausschlussflächen) innerhalb der 
Bruttobaublöcke enthält.

Dabei werden folgende Ausschlussflächen 
berücksichtigt:

-	 Gebäudebestandsflächen im Baublock,

-	 notwendige Abstandsflächen zum Gebäu-
debestand,

-	 Verkehrsflächen am Rand der Bruttobau-
blöcke.

Die Gebäudeflächen als Ausschlussflächen 
ergeben sich direkt aus dem Grundriss der 
Hausumringe. Für eine ergänzende Bebau-
ung im Baubestand sind in Deutschland 
Mindestabstandsflächen einzuhalten. Diese 
sind in der Musterbauverordnung geregelt 
(MBO 2002) und können durch eine Puffe-
rung der Gebäudegrundrisse modelliert wer-
den. Für die Berechnung von Ausschlussflä-
chen werden Nebengebäude kleiner als 20 
m2 ausgeschlossen, da hier davon ausgegan-
gen wird, dass diese bei Nutzung der Innen-
entwicklungspotenziales einen Abriss oder 
einen räumlichen Versatz erfahren können. 
Die Tiefe der Abstandsfläche bemisst sich 
nach der Gebäudehöhe H mit 0,4*H, wobei 
mindestens 3 m anzusetzen sind. In Gewer-
be- und Industriegebieten ist eine Tiefe von 
0,2*H bzw. mindestens 3 m ausreichend. Die 
Gebäudehöhe H ist in den Hausumringda-
ten nicht enthalten und muss über Annah-
men abgeschätzt werden. Perspektivisch ist 
die Gebäudehöhe mit dem bundesweiten 
3D-Gebäudemodell gegeben und muss nicht 
geschätzt werden. Verkehrswege sind im AT-
KIS® Basis-DLM linienhaft modelliert, wes-
halb diese um einen Wert B gepuffert werden. 

Neben diesen Flächen ist die Berücksichti-
gung weiterer Ausschlussflächen möglich. 
Dazu gehören beispielsweise Mindestabstän-
de zu Eisenbahntrassen oder Fließgewässern, 

Abbildung 5.4 
Workflow zur Ableitung der Ausschlussflächen

Hauskoordinaten

Pufferung der Ge-
bäude mit Abstand A

nach MBO

Vereinigung

Modul „Ausschlussflächen“ ▼

► ◄

▼

▼

Hausumringe
Straße (3101)
 aus ATKIS®

ggf. weitere
(z. B. Eisen-
bahntrasse,

Fließgewässer)

▼

Eliminierung kleiner
Nebengebäude mit F

G

Pufferung mit
B

▼

Ausschluss-
flächen

Parameter:

Kleinstgebäude F
Gebäudehöhe H
Straßenbreite B
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die über eine Pufferung der im ATKIS lini-
enhaft modellierten Objekte berücksichtigt 
werden könnten. Die Gesamtausschlussflä-
chen resultieren aus der logischen Vereini-
gung der einzelnen Ausschlussflächen und 
finden Eingang im Modul „Potenzialflächen“.

Bestimmung von Potenzialflächen

Mit dem Modul „Potenzialflächen“ erfolgt die 
Identifikation und Abgrenzung bebaubarer 
Flächen (Abbildung 5.3). Nach Abzug der 
Ausschlussflächen von den Siedlungsflächen 
bleibt eine Restfläche, die Ausgangspunkt für 
die Suche nach geeigneten Potenzialflächen 
ist. Die Potenzialflächen ergeben sich durch 
eine Analyse der unbebauten Restfläche un-
ter Nutzung morphologischer Bildoperato-
ren. Die Wirkung der morphologischen Ope-
ration wird mit dem Radius R des kreisförmi-
gen Strukturelementes gesteuert, der sich aus 
der Dimension D der Potenzialfläche ergibt 
(R=D/2). Übrig bleiben Regionen, die einer 
weiteren geometrischen Verarbeitung unter-
zogen werden und die zu den gesuchten Po-
tenzialflächen führen.

Charakterisierung der Potenzialflächen

Nach Abgrenzung der Potenzialflächen wer-
den die Flächen im Modul „Charakterisie-
rung“ mithilfe objektbeschreibender Merk-
male zur Größe, Form und ihrem Abstand zur 
Straße beschrieben und in einer Datenbank 
gespeichert. Dies ermöglicht später eine ge-
zielte Abfrage nach Potenzialflächen. Durch 
Berechnung der Größe werden sehr kleine 
Potenziale unter Angabe einer Mindestgröße 
Pm herausgefiltert. Für die Charakterisierung 
der Form wird der flächengewichtete Shape 
Index (engl. Area Weighted Mean Shape In-
dex, AWMSI) von Mcgarigal und Marks (1994) 
verwendet, mit der die Kompaktheit durch 
eine dimensionslose Zahl ausgedrückt wird. 
Der Abstand zur Straße A

S
 ist mit dem eukli-

dischen Abstand der Potenzialfläche zur Ver-
kehrsfläche bestimmt. 

In der nachfolgenden Klassifizierung wird 
zwischen Baulücke und Nachverdichtungs-
fläche in Abhängigkeit von der Straßener-
schließung unterschieden. Straßenangren-
zende Potenzialflächen werden als Baulü-
cken klassifiziert, Flächen ohne direkten Stra-
ßenanschluss, aber mit möglicher Zuwegung, 
werden als Nachverdichtungspotenziale an-
gesehen. Nachverdichtungspotenzialflächen 
mit sehr großem Abstand zur Straße könnten 
des Weiteren mit einer zusätzlichen Attribu-
tausprägung „großer Erschließungsaufwand“ 
versehen werden. Die Klassifizierung erfolgt 
auf Grundlage des Straßenabstandes (A

S
). 

Die Abbildung 5.5 zeigt an einem Ausschnitt 
die ermittelten Baulücken und Nachverdich-
tungspotenziale für die Innenstadt von All-
stedt (Sachsen-Anhalt).

Die identifizierten Potenzialflächen werden 
mit folgenden Merkmalen (Attributen) ver-
sehen:

-	 Klasse:  „Baulücke“, „Nachverdichtung mit 
geringem Erschließungsaufwand“, „Nach-
verdichtung mit großem Erschließungs-
aufwand“,

-	 Größe in m²,

-	 Form (flächengewichteter Shape Index),

-	 Nutzungsart aus dem ATKIS® Basis-DLM 
(z. B. „Wohnbauflächen“).

Straßenbreite B

Siedlungsblöcke aus dem ATKIS® Basis-
DLM stellen Brutto-Baublöcke dar. Von die-
sen muss bei angrenzender Verkehrsach-
se die halbe Straßenbreite abgezogen wer-
den. Dies erfolgt über eine Flächenbildung 
und Kennzeichnung als Ausschlussfläche. Da 
Straßenobjekte im ATKIS nur linienhaft mo-
delliert sind, ist eine Pufferung nötig. Für die 

(45)
siehe hierzu www.ioer-monitor.
de/glossar/strassenflaeche

Abbildung 5.5
Identifizierte Baulücken (gelb bis rot) und Nachverdichtungsflächen (hellblau bis blau) unter Nutzung der 
amtlichen Hausumringe und des ATKIS® Basis-DLM
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Pufferweite B kann das ATKIS-Attribut „Brei-
te der Fahrbahn“ (BRF) genutzt werden, so-
fern es gefüllt ist. Die Wertangabe von BRF er-
folgt in Dezimeter, wobei der Wert auf volle 
5 dm gerundet angegeben ist. Die Breite der 
Fahrbahn setzt sich nach ATKIS-Objektar-
tenkatalog aus den Breiten der Fahrstreifen, 
der befestigten Rand-/Leitstreifen sowie der 
Stand- oder Kriechspuren (befestigte Stra-
ßenoberfläche) zusammen (AdV 2008). Für 
die IEP-Suche müssen auch die Gehwege als 
Ausschlussflächen definiert werden. Es wird 
darum eine beidseitige Gehwegsbreite von 
25 dm aufgeschlagen. Damit ergibt sich die 
Pufferweite B (in dm) aus

B=(BRF/2)+25.

Während das Attribut BRF für Autobahnen, 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen meist 
vollständig erfasst ist, steht es für sehr viele 
Gemeindestraßen derzeit noch nicht zur Ver-
fügung. Ausnahmen bilden die Bundeslän-
der Sachsen-Anhalt und Saarland. Um die-
sem Problem zu begegnen, erfolgt eine Puf-
ferung der Verkehrswege mittels objektarten-
spezifischer Straßenbreiten. Hierzu werden 
die im IÖR-Monitor45 erarbeiteten Regeln an-
gewendet (Tabelle 5.2).

Tabelle 5.2 
Mittlere Straßenbreite in dm bei nicht gesetztem 
ATKIS-Attributwert BRF 

Fahrbahnzahl 
(FSZ)

Breite der 
Autobahn  

(in dm)

Breite sonstiger 
Straßen (in dm)

1 55 45

2 100 55

3 140 100

4 175 125

Gebäudehöhe H

Für die Berechnung des notwendigen Ge-
bäudeabstandes als Ausschlussfläche ei-
ner potenziellen Bebauung wird die Gebäu-
dehöhe benötigt. Da Gebäude in dem Pro-
dukt Hausumringe nur flächig und ohne At-
tribute modelliert sind, muss die Gebäude-
höhe grob abgeschätzt werden. Unter Aus-
wertung der Größe der Gebäudegrundfläche 
können die Gebäude nach Ein-/Zweifamili-
enhäusern (EZFH) und Mehrfamilienhäu-
sern (MFH) klassifiziert und gebäudetypi-
sche Höhen angenommen werden.

Dimension der Potenzialfläche D

Potenzielle Grundflächen für eine Bebauung 
erfordern eine bestimmte Form und Größe. 

So schließen sich beispielweise sehr schma-
le unbebaute Potenz ialflächen aus. Optimal 
sind in der Regel rechteckähnliche Formen. 
Eine Formprüfung bzw. ein Ausschluss unge-
eigneter Grundflächen kann über morpholo-
gische Operatoren erfolgen.

Für die Bestimmung der Potenzialflächen 
wird ein Opening (Öffnung) eingesetzt. Da-
bei handelt es sich um eine morphologische 
Basis-Operation der digitalen Bildverarbei-
tung, die der Unterdrückung lokaler Störun-
gen durch helle Bildpunkte oder dem Aus-
filtern kleiner Flächen dient. Beim Opening 
werden Erosion und Dilatation nacheinander 
mit Hilfe eines strukturierenden Elementes 
ausgeführt. Durch Erosion werden zunächst 
alle Flächen gelöscht, die kleiner sind als das 
strukturierende Element. Mit der anschlie-
ßenden Dilatation wird die Erosion für den 
verbleibenden Rest rückgängig gemacht. 
Nach dieser Operation bleiben nur noch gro-
ße Strukturen erhalten. Die zum Opening du-
ale Operation ist das Closing (Schließung).

Ausgehend von der berechneten Potenzial-
fläche im Baublock (Ausschlussflächen sind 
hier bereits abgezogen), sind diejenigen Flä-
chen abzuziehen, deren Flächengröße (zu ge-
ring) oder deren Flächenform eine Bebau-
ung nicht zulässt (z. B. zu schmal). Bei der 
morphologischen Operation wird mit einem 
kreisförmigen Strukturelement gearbeitet, 
dass durch den Radius R = D/2 definiert ist, 
wobei D die Gebäudedimension für eine po-
tenzielle Nachverdichtung ist.

Für die Parametrisierung von D sind folgen-
de Varianten denkbar:

-	 Festlegung der Minimaldimension D ei-
ner Bebauung. Als kleinste Potenzialflä-
che wird dabei eine solche angenommen, 
die für die Ergänzung eines solitären Ge-
bäudes ausreichen würde. Die Dimension 
ergibt sich dann aus einer typischen Ge-
bäudebreite zuzüglich der notwendigen 
Abstandsfläche.

-	 Bestimmung der Dimension D für jeden 
Baublock auf Grundlage seiner baulichen 
Situation durch Auswertung der mittleren 
Gebäudebreiten und Abstände aller Ge-
bäude im Baublock.

Die kontextsensitive zweite Variante hängt 
stark von der baulichen Situation im Block 
ab. Für Baublöcke mit einer bereits dichten 
Anordnung der Gebäude wird eine viel gerin-
gere Dimension angesetzt als für Baublöcke 
mit sehr lockerer Bebauung. Um bei ersten 
Versuchen eine möglichst gute Vergleichbar-
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keit zu gewährleisten, wird der erste Ansatz 
gewählt, bei dem sich der Radius aus einer 
festen Minimaldimension der potenziellen 
Bebauung ergibt. Aktuell wird eine Dimensi-
on von 10 m angesetzt, was einem Radius von 
5 m entspricht. Durch Verwendung des kreis-
runden Strukturelementes entspricht das ei-
ner Grundfläche von etwa 78 m². 

Die Dimension lässt sich auch über eine ge-
gebene Mindestflächengröße ableiten. Dies 
ist dann sinnvoll, wenn die Größe der gesuch-
ten Potenzialflächen P

m
 explizit gegeben ist. 

Die Dimension ergibt sich dann aus  

Die Tabelle 5.3 zeigt die Flächen-Radius-Di-
mension-Beziehung von Potenzialflächen. 
Um beispielweise alle Potenzialflächen mit 
einer Mindestgröße von 200 m² zu identifizie-
ren, sollte demnach ein Radius für das Struk-
turelement gewählt werden, der nicht klei-
ner als 8 m ist.

Tabelle 5.3 
Beziehung zwischen Mindestflächengröße und 
Radius des Strukturelements

Fläche P    

[m²]
Radius R 

 [m]
Dimension D 

[m]

100 5,6 11,2

200 8,0 16,0

400 11,3 22,6

500 12,6 25,2

... ... ...

1.000 17,8 35,6

Mindestgröße Potenzialfläche P
m

Mit dem Parameter P
m

 wird festgelegt, ab 
wann eine Fläche in die Potenzialflächenbi-
lanzierung einbezogen werden soll. Beste Er-
gebnisse wurden mit einem Parameterwert 
P

m
 von 500 m² in städtischem und 1.000 m² 

im ländlichen Raum erreicht. In der Entwick-
lungsphase werden allerdings alle Flächen 
>100 m² in der Datenbank gespeichert.

Straßenabstand für 
Potenzialflächenerschließung A

S

Für die Unterscheidung zwischen Baulücken 
und Nachverdichtungsflächen muss geprüft 
werden, ob ein unmittelbarer Anschluss an 
die Verkehrsfläche vorliegt. Dazu ist ein Ab-
standsmaß A

S
 zur Straße festgelegt, auf des-

sen Grundlage zwischen Potenzialflächen 
mit direktem Straßenanschluss (Baulücke) 
und ohne Straßenanschluss (Nachverdich-
tungsflächen) unterschieden wird. Ein direk-

ter Straßenanschluss liegt vor, wenn der Ab-
stand A

S 
kleiner als 20 m ist. 

Nach § 5 der MBO (2002) sind „Zufahrten 
oder Durchfahrten [...] zu den vor und hin-
ter den Gebäuden gelegenen Grundstücks-
teilen und Bewegungsflächen herzustellen, 
wenn sie aus Gründen des Feuerwehrein-
satzes erforderlich sind.“ Alle Nachverdich-
tungspotenziale werden darum bei Entfer-
nung von mehr als 50 m zur Straße zusätz-
lich mit der Attributausprägung „erhöhter Er-
schließungsaufwand“ gekennzeichnet.

Programmtechnische Umsetzung und 
Visualisierung

Das automatische IEP-Abschätzverfahren ist 
als ArcGIS Modelbuilder-Model implemen-
tiert. Einige Verarbeitungsoperationen wurd 
mittels Python-Skripte realisiert. Die Imple-
mentierung erlaubt eine automatische Ab-
schätzung der Innenentwicklungspotenziale, 
wobei für Mittel- und Kleinstädte ein Prozes-
sierungsaufwand von weniger als 10 Minuten 
(an einem Standard-Desktop-PC) nötig ist. 
Die Ergebnisse werden anschließend mit ei-
ner Projektdatei (*.mxd-Template) verknüpft, 
in welcher auch die Geodienste WebAtlas.de 
zur Darstellung der Topographischen Situa-
tion auf Grundlage des ATKIS® Basis-DLM 
und Digitale Orthophotos (wms_dop20) des 
BKG eingebunden sind.

In der Implementation werden die Gebäude 
nach Ein- und Zweifamilienhäusern über den 
Größenschwellwert von 150 m² klassifiziert, 
um eine differenzierte Abstandsregel anwen-
den zu können. Einfamilienhäuser wurden 
mit einer Höhe von 4,2 m (1,2 Stockwerke * 
3,5 m Stockwerkshöhe) und Mehrfamilien-
häuser mit einer Höhe von 10,5 m (3 Stock-
werke * 3,5 m Stockwerkshöhe) belegt. Nur 
für Gebäude auf Wohn- und Mischflächen  
sowie auf Flächen besonderer funktiona-
ler Prägung wurde die Abstandsregel ange-
wandt. Für Industrie- und Gewerbegebäude 
wurde ein pauschaler Abstand von 3 m de-
finiert. Für den Radius des Strukturelemen-
tes wurden 5 m gewählt. Die Unterscheidung 
zwischen Baulücken und Nachverdichtungs-
potenziale erfolgte auf Grundlage des Stra-
ßenabstandes (Baulücken: A

S
 < 20 m, Nach-

verdichtungspotenziale: A
S
 ≥ 20).

Die Abbildung 5.6 zeigt die Ergebnisse der 
Prozessierungsschritte an einem Beispiel. 
Ausgangspunkt sind die Wohnbau-, Misch- 
und Gewerbe-/Industrieflächen, das Ver-
kehrsnetz innerhalb der Ortslage sowie die 
amtlichen Hausumringe und Hauskoordina-
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Abbildung 5.6 
Visualisierung der Prozessierungsschritte am Beispiel einer Innenstadt in Sachsen-Anhalt



1135 Automatisiertes Verfahren zur Identifikation von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen

ten (Abbildung 5.6 a,b). Auf Grundlage der 
Hausumringe und des Verkehrsnetzes wer-
den Ausschlussflächen (Gebäudegrundflä-
che, Abstandsfläche, Verkehrsfläche) gene-
riert und zu einem Layer zusammengefasst 
(Abbildung 5.6 f). Die Pufferung der linien-
haft modellierten Straßen erfolgt auf Grund-
lage des ATKIS-Attributs zur Breite der Fahr-
bahn bzw. der Fahrbahnzahl. Für die Ab-
standsflächen wird die oben beschriebene 
Regel angewendet. Die Suche nach Potenzial-
flächen erfolgt mittels des morphologischen 
Filters auf den unbebauten Siedlungsflächen 
(Abbildung 5.6 g). Nach Verschneidung der 
identifizierten Potenzialflächen mit den um 
20 Meter gepufferten Straßen wird die Er-
schließungstiefe für jede Fläche bestimmt, 
auf deren Grundlage zwischen Baulücken 
und Nachverdichtungsflächen unterschie-
den werden kann (Abbildung 5.6 h). In ei-
nem Nachverarbeitungsprozess müssen die 
durch Verschneidung entstandenen kleinen 
Splitterflächen zusammengefasst werden. Im 
Ergebnis (Abbildung 5.6 i) lassen sich Baulü-
cken (rot) und Nachverdichtungsflächen 
(blau) identifizieren, welche als Grundlage 
für die Generierung der thematischen Kar-
ten für die Fallbeispielinterviews und der Bi-
lanzierung dienten.

Die Ergebnisse können in Kartenform visu-
alisiert werden. Die Abbildung 5.7 zeigt ei-
nen Ausschnitt der Visualisierung. Die Baulü-
cken und Nachverdichtungspotenziale kön-
nen beispielweise mit einer flächenskalier-

ten Kreissignatur dargestellt werden. Zur 
Darstellung des Nachverdichtungspotenzi-
als ist alternativ auch eine Einfärbung der 
Siedlungsfläche nach der anteiligen Nach-
verdichtungsfläche in einer Choroplethen-
Darstellung möglich.

5.4 Verfahrensvalidierung im 
Rahmen der Fallbeispiele

Ziel der Verfahrensvalidierung

Das automatisierte Verfahren sollte im Rah-
men des Projekts als begleitendes Instru-
ment im Fallstudienansatz dienen, um Dis-
kussionsanstöße zum Thema Innenentwick-
lung während der Interviews zu geben. Ande-
rerseits sollten die Experteninterviews auch 
rückwirkend eine Validierung des Ansatzes 
und Anregungen zur Weiterentwicklung des 
Verfahrens ermöglichen. Bei dem Vergleich 
mit den Befragungsergebnissen können nur 
Baulücken betrachtet werden, da Brachflä-
chen einerseits nicht automatisiert abge-
schätzt werden können, andererseits Flä-
chen für die Nachverdichtung in der Befra-
gung nicht erfasst worden sind. Für die au-
tomatisiert erhobenen Baulücken wurde eine 
Mindestgröße von 500 m² eingeführt. Die-
ser Schwellwert entspricht in etwa einer üb-
lichen Untergrenze bei der Erfassung und ist 
geringer gewählt als die mittlere Größe der 
Baulücken, die bei der Befragung angegeben 
wurden.

Abbildung 5.7 
Visualisierung der automatisiert abgeleiteten Innenentwicklungspotenziale in thematischen Karten
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Quantitativer Vergleich der Ergebnisse mit 
denen der Befragung

Eine Validierung des automatisierten Ver-
fahrens kann nur auf Grundlage valider Re-
ferenzdaten erfolgen. Da derartige Referenz-
daten im Rahmen des Projektes nicht zur Ver-
fügung standen, beschränkt sich die Validie-
rung der automatisiert erhobenen Innen-
entwicklungspotenziale auf einen Vergleich 
mit ausgewählten Befragungsergebnissen, 
die natürlich per se auch unsicher sind. Dar-
um wurden in den Pilotanwendungen Kom-
munen mit aus Autorensicht vergleichswei-
se validen Befragungsangaben ausgewählt. 
Die Fallstudieninterviews deckten auf, dass 
nur ein Drittel der Befragungsangaben der 
Fallbeispiel-Kommunen plausibel erschei-
nen (vgl. Tabelle 4.17). Es werden für den Ver-
gleich deshalb nur die 5 der 16 Kommunen 
Fallbeispiele betrachtet, für die eine deutli-
che Unter- oder Übererfassung in der Befra-
gung ausgeschlossen werden kann. Eine Va-
lidierung anhand echter Referenzdaten (u. a. 
Raum+, RuhrFIS, etc.) ist aufgrund der unter-
schiedlichen Begriffsverständnisse (z. B. un-
terschiedliche Definition und Erfassungsun-
tergrenzen) nicht ohne umfangreiche Nach-
arbeiten möglich. 

Verglichen wird der prozentuale Anteil der 
IEP an der Gebäude- und Freifläche (IEP/GF 
in %). Ein Vergleich absoluter IEP-Flächen in 
ha wäre hier nur wenig aussagekräftig, da ein 
Großteil des Zusammenhangs bereits impli-
zit durch die Siedlungsgröße erklärt ist. Ge-
genüber dem IEP/EW ist das relative Maß 
IEP/GF auch robuster gegenüber sozio-öko-
nomischen Effekten (verschiedene Dichten, 
Effekte durch Leerstände), da es sich aus-
schließlich an der physischen Struktur ori-
entiert. Die Tabelle 5.4 fasst die Ergebnisse 
des quantitativen Vergleichs der Innenent-

wicklungspotenziale, die sich aus den Baulü-
cken ergeben, zusammen.

Die Abweichung der Ergebnisse der automa-
tisierten Abschätzung gegenüber denen der 
Befragung ist für die betrachteten Mittelstäd-
te im Mittel größer als für Kleinstädte. Mit-
telstädte wurden mit dem automatisierten 
Verfahren mit dem Faktor 3,7, die Kleinstäd-
te nur mit einem Faktor 1,4 überschätzt. Für 
Kleinstädte lässt sich – ungeachtet der zu ge-
ringen Fallanzahl – ein linearer Zusammen-
hang zwischen Automation und Befragung 
erahnen. In Abbildung 5.8 sind die Baulü-
cken-IEP der fünf betrachteten Fälle gegen-
einander aufgetragen. Die beiden betrachte-
ten Mittelstädte besitzen eine sehr ähnliche 
Größe, weshalb die zwei Datenpunkte nahe 
beieinander liegen.

Der quantitative Vergleich zeigt, dass die 
Baulücken mit dem automatisierten Verfah-
ren teilweise überschätzt werden. Auch wenn 
die sehr geringe Fallzahl keine abgesicherten 
Hypothesen zulässt, kann für die „validen“ 
Fälle ein gewisser Zusammenhang zwischen 
den automatisiert abgeleiteten IEP und den 
Befragungsergebnissen beobachtet werden. 
Hier sind umfassendere Anwendungen für 
weitere Gemeinden und eine Validierung mit 
objektiven Referenzdaten erforderlich.

Schlussfolgerungen aus der 
Praxisanwendung

Die Überschätzung des IEP mit dem entwi-
ckelten automatisierten Verfahren hat meh-
rere Gründe, die im Rahmen qualitativer In-
terviews mit den Praxisanwendern disku-
tiert und zusammengetragen wurden. Topo-
graphische und Thematische Karten, in de-
nen Lage und Ausdehnung der automatisiert 
identifizierten Baulücken und Nachverdich-
tungspotenziale visualisiert sind, dienten da-

Tabelle 5.4 
Mit dem automatisierten Verfahren abgeschätztes Baulücken-IEP (> 500 m²) im Vergleich zu den Anga-
ben aus der Befragung für ausgewählte Klein- und Mittelstädte

IEP-Baulücken Anteil IEP-Baulü- Abweichung Auto./ 

Gebäude- und  in ha cken an GF in % Befrag. (IEP an GF)

Kleinstädte Freifläche (GF) in ha Befr.  Auto. Befr.  Auto. Faktor

Kleinstadt 1 54 3,0 2,8 5,6 5,3 0,9

Kleinstadt 2 108 2,5 3,3 2,3 3,0 1,3

Kleinstadt 3 132 1,0 3,1 0,8 2,4 3,1

Gesamt 294 6,5 9,3 2,2 3,2 1,4

Mittelstädte

Mittelstadt 1 1.088 14,0 61,9 1,3 5,7 4,4

Mittelstadt 2 990 17,0 52,3 1,7 5,3 3,1

Gesamt 2.078 31,0 114,1 1,5 5,5 3,7
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bei als Diskussionsgrundlage. Zusammen mit 
den Akteuren und ihrem Orts- und Fachwis-
sen wurden nicht identifizierte und fehlerhaft 
detektierte Innenentwic klungspotenziale in 
der Karte markiert und kommentiert, wobei 
der Fokus auf die Baulücken gelegt wurde, 
da deren Mobilisierbarkeit von den Kommu-
nen als einfacher eingeschätzt wird. Die Ab-
bildung 5.9 zeigt eine im Interview eingesetz-
te Arbeitskarte mit markierten IEP.

Eine teilweise starke Überschätzung des au-
tomatisierten Ansatzes wird auch durch die 
Interviews bekräftigt. Aus der Diskussion mit 
den Akteuren konnten verschiedene Fehler-
quellen und methodische Grenzen des au-
tomatisierten Ansatzes erörtert werden, de-
nen systematisch nachgegangen wurde. Im 
Wesentlichen sind das vor allem die fehlen-
den Informationen zur Flurstücksgrenze, der 
Abstraktionsgrad der Flächennutzungsmo-
dells, unberücksichtigte Kriterien für Aus-
schlussflächen, Ungenauigkeiten der Innen-
bereichsabgrenzung durch die Ortslage so-
wie Qualitätsmängel der Datengrundlagen 
(Vollständigkeit, Aktualität). Weiterhin wur-
de auf nicht realisierbare (z. B. Flächenver-
kaufsverweigerung) oder politisch nicht ge-
wollte Potenziale (Frage des planerischen 
Willens) hingewiesen. In einigen Kommu-
nen spielte auch der Erhalt typischer Sied-
lungsstrukturen (z. B. Hausgärten, besonders 
große Grundstücke) eine wichtige Rolle. Der-
artige fallbezogene Komponenten sind mit 
dem automatisierten Ansatz nicht erfassbar. 
Bei der Automatisierung kann es deshalb nur 
um eine möglichst objektive Bestimmung des 
theoretischen Potenzials gehen. In Tabelle 5.5 

Abbildung 5.8 
Baulücken-IEP aus Befragung und Automation differenziert nach Klein- und Mittel-
städten (5 belastbare Fallbeispiele der Befragung nach Plausibilitätsprüfung)
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sind die wichtigsten identifizierten Fehler-
quellen des automatisierten Verfahrens zu-
sammengetragen, die sich aus der Diskussi-
on mit den Kommunen ergaben. 

Fehlende Flurstücksgeometrie

Entsprechend Abschnitt 2.2 werden Baulü-
cken als unbebaute, aber bebauungsfähige 
Einzelflurstücke verstanden. Eine Baulücke 
ist deshalb immer von einer Flurstücksgren-

Abbildung 5.9 
Thematische Karten mit markierten Innenentwicklungspotenzialen als Diskussionsgrundlage in den Inter-
views zur Flächenkontrolle bei der automatisierten Erfassung 

Quelle:	 Eigene Abbildung
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Tabelle 5.5 
Bisher unberücksichtigte IEP-Restriktionen

Beispiele Wirkung

Fehlende Flur-
stücksgrenzen

Baulückenabgrenzung (z. B. mehrere Eigentümer, Flurstücks-
zuschnitt)

Über- oder Unterschät-
zung

Abstraktionsgrad 
des ATKIS® Ba-
sis-DLM

Flächenextensive Industrie-, Gewerbe- und Infrastrukturflächen 
(z. B. Abwassertechnische Anlagen, Deponien, Abfallwirtschaft, 
Kläranlagen, Schrottplatz, Lagerplatz, Nebenflächen)

Überschätzung

Öffentliche Grün- und Erholungsflächen (z. B. Spielplatz, Stadt-
grün, Straßenbegleitgrün)

Überschätzung

Versiegelte Flächen (z. B. Parkplätze, Stadtplatz, Marktplatz) Überschätzung

Unberücksichtigte 
Konflikte

Topographie (z. B. Hangneigung) Überschätzung

Hochwasserschutz (Überschwemmungsgebiete, Retentionsflä-
chen)

Überschätzung

Immissionsschutz (Autobahn, Bundesstraße, Umgehungsstra-
ße, Eisenbahn)

Überschätzung

Leitungstrassen (Freileitungstrassen, unterirdische Leitungen) Überschätzung

Altlasten Überschätzung

Ortslage als Innen-
bereichsabgren-
zung

keine Übereinstimmung mit planungsrechtlicher Abgrenzung 
nach § 34 BauGB

Über- oder Unterschät-
zung

rechtlich im Bebauungsplan gesicherte Grundstücke außerhalb 
der Ortslage

Überschätzung

Qualitätsprobleme 
der Datengrund-
lagen

Aktualitätsprobleme (z. B. fehlende Gebäude in bereits bebau-
ten Gebiete)

Überschätzung

Kartierungsfehler (z. B. Klinik, Reiterhof, Gärtnerei, Landwirt-
schaft, Kleingärten/Datschen, Feuchtgebiete)

Über- oder Unterschät-
zung

ze begrenzt. Eine wesentliche Einschränkung 
bei der Nutzung geotopographischer Daten 
ist, dass diese keine Informationen zur Flur-
stücksgrenze enthalten (diese sind nur in 
der ALK bzw. ALKIS®, das im automatisier-
ten Verfahren keine Verwendung findet we-
gen fehlender Verfügbarkeit für den Bund). In 
dem automatisierten Verfahren werden iden-
tifizierte Baulücken lediglich über das Kriteri-
um der Erschließungstiefe (Straßenabstand) 
von den Flächen für die Nachverdichtung 
(auf bereits bebauten Grundstücken) un-
terschieden. Am Verkehr angrenzende Flur-
stücksgrenzen werden mit der Straßenpuffe-
rung nur sehr grob abgebildet. Ein bundes-
weiter Datensatz zu Flurstücken könnte in 
diesem Fall zu einer räumlich genaueren Ab-
grenzung der Baulücken führen.

Abstraktionsgrad des ATKIS® Basis-DLM

Ein weiteres Problem bei der Bestimmung 
von IEP ist die begrenzte räumliche und in-
haltliche Auflösung des ATKIS® Basis DLM. 
Der Inhalt des Basis DLM orientiert sich im 
Wesentlichen an der Topographischen Karte 
1 : 25.000. Dem Modell liegen bestimmte Er-
fassungskriterien (z. B. Mindestgrößen) und 
Modellierungsvorschriften zugrunde. Dies 
führt zu einem vereinfachten Abbild der Re-
alität. So werden kleine Flächen für Erho-
lung- und Freizeit (z. B. Spielplätze), versie-
gelte Flächen innerhalb der Wohnbauflächen 
(z. B. Parkplätze) oder Grünflächen innerhalb 

von Baublöcken nicht abgebildet. In der Su-
che nach IEP können diese Flächen darum 
auch nicht ausgeschlossen werden. Des Wei-
teren wird der Verkehr im ATKIS® Basis-DLM 
nur linienhaft modelliert. Eine Anwendung 
eines Straßenpuffers ist deshalb nur eine An-
näherung an die Realität. Verbreiterte Geh-
wege, Parktaschen, versiegelte Fußgängerzo-
nen werden im ATKIS® Basis-DLM nicht hin-
reichend genau modelliert und führen teil-
weise zu einer Fehlerkennung potenzieller 
Baulücken. 

Unberücksichtigte Flächenrestriktionen

Weiterhin werden derzeit weder planungs-
rechtliche noch topographische Restriktio-
nen berücksichtigt. Häufig genannte Fehler-
fassungen waren IEP, die aufgrund der Hang-
neigung nicht erschließbar oder nur schwer 
realisierbar wären. Auch Überschwem-
mungsgebiete und Retentionsflächen, die im 
Sinne des Hochwasserschutzes freizuhalten 
sind, sollten nach Ansicht einiger Kommu-
nen nicht für die Innenentwicklung vorge-
sehen werden. Darüber hinaus sind Kriteri-
en des Immissionsschutzes an Verkehrsinfra-
strukturen (Autobahn, Bundesstraße, Umge-
hungsstraße, Eisenbahn) oder Leitungstras-
sen (Freileitungstrassen, unterirdische Lei-
tungen) zu berücksichtigen.
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Ortslage

Eine weitere Problematik ergibt sich aus 
der Abgrenzung der Innen- und Außenbe-
reiche durch Nutzung der Ortslage des AT-
KIS® Basis DLM. Die Ortslage ist gemäß AT-
KIS-Objektartenkatalog eine „im Zusammen-
hang bebaute Fläche“. Diese enthält sowohl 
'Wohnbau-', 'Industrie- und Gewerbefläche', 
'Fläche gemischter Nutzung', 'Fläche beson-
derer funktionaler Prägung' als auch die dazu 
in einem engen räumlichen und funktiona-
len Zusammenhang stehenden Flächen des 
Verkehrs, der Gewässer, der Flächen, die 
von 'Bauwerken und sonstigen Einrichtun-
gen' für Erholung, Sport und Freizeit sowie 
von 'Vegetationsflächen' geprägt sind (AdV 
2008). Der Innenbereich wird hingegen nur 
implizit im § 34 Baugesetzbuch (BauGB) als 
im Zusammenhang bebauter Ortsteil defi-
niert. Diese der Definition der Ortslage äh-
nelnde, recht allgemein gehaltene Formulie-
rung ist im Laufe des Bestehens des BauGB 
mehrfach durch die Rechtsprechung konkre-
tisiert worden. Zum einem werden mit Blick 
auf den Bebauungszusammenhang nur die 
real vorhandenen Gebäude betrachtet (Dürr 
2011) und nicht die Flächen, auf denen die-
se errichtet sind. Zum anderen ist der Ver-
lauf von Grundstücksgrenzen (Battis, Löhr, 
Krautzberger 2009) oder die Darstellung im 
Flächennutzungsplan für die Abgrenzung 
des Innenbereichs unerheblich. Der Bebau-
ungszusammenhang, und damit der Innen-
bereich, endet unmittelbar hinter der letz-
ten Bebauung (Dürr 2011). Die Ortslage wird 
im Gegensatz dazu an den Flurstücksgrenzen 
bzw. direkt zur Feldlage oder zu Waldflächen 
abgegrenzt (AdV 2008). Einschränkend wirkt 
auch die höchstrichterliche Feststellung, dass 
nur Gebäude einen Bebauungszusammen-
hang bilden können, welche dem ständigen 
Aufenthalt von Menschen dienen (Battis, 
Löhr, Krautzberger 2009). Gebäude für land-
wirtschaftliche Nutzung (Ställe oder Scheu-
nen), aber auch Freizeitnutzungen (Klein-
gartenanlagen) sind explizit ausgeschlossen 
(Dürr 2011). Die planerisch-rechtliche, be-
bauungsbasierende Abgrenzung des Innen-
bereichs ist somit wesentlich enger gefasst 
als die flächennutzungsbasierende Abgren-
zung der Ortslage.

Aktualität und Datenqualität

Für die Erhebung von Innenentwicklungspo-
tenzialen spielt die Qualität der verwende-
ten Datengrundlage eine wichtige Rolle. Im 
ATKIS® Basis DLM wird die Flächennutzung 
in einem 5-, zunehmend aber im 3-jährigen 

Turnus aktualisiert. Hausumringe werden 
jährlich aus dem Katasterdatenbestand zu-
sammengeführt. Vom Bau über die Einmes-
sung bis hin zum Eintrag in den amtlichen 
Daten kann jedoch auch mehr als ein Jahr 
vergehen (Burkhardt 2012). Fehlende Gebäu-
de können dann  zu einer Überschätzung von 
IEP führen. Aufgrund der zeitlichen Verzö-
gerung kann eine Baulücke inzwischen ge-
schlossen sein oder der Siedlungsraum wur-
de bereits erweitert (Ortslage nicht aktuell), 
und die neu erschlossenen Flächen wurden 
nicht in die Untersuchungen einbezogen.

Eine weitere Herausforderung betrifft die 
Vollständigkeit des Gebäudebestandes, ins-
besondere in Ostdeutschland. Untersuchun-
gen im Jahr 2012 zeigten, dass 13,1 % der Ge-
bäude in Mecklenburg-Vorpommern und 
11,3 % der Gebäude in Sachsen in dem Da-
tenbestand fehlen, während die Gebäude in 
den anderen Bundesländern weitestgehend 
vollständig sind (Burckhardt 2012). Dieses 
Problem sollte aber spätestens bis 2014 be-
hoben sein, da die Länder zunehmend feh-
lende Gebäude durch Ortholuftbildkartie-
rung ergänzen. Weiterhin ist die Gebäudemo-
dellierung bezüglich des Generalisierungs-
grades teilweise unterschiedlich (insb. Vor-
bauten, Balkone, Einzelgebäude vs. Gebäu-
deverbände). 

5.5 Mögliche 
Modellverbesserungen

Die Ergebnisse des Vergleichs und die Diskus-
sion mit den Praxisanwendern haben gezeigt, 
dass mit dem entwickelten Verfahren nur Tei-
le des Innenentwicklungspotenzials erfasst 
werden können, wenngleich dieses aus den 
verschiedenen Gründen überschätzt wird. In 
diesem Abschnitt werden mögliche Verbes-
serungsvorschläge durch Nutzung zusätz-
licher Informationen und Daten und deren 
Implementierung aufgezeigt. Dabei wurden 
die Hinweise auf mögliche Fehlerfassungen 
aus den Fallbeispielinterviews berücksich-
tigt. In Tabelle 5.6 sind diese Hinweise zu ver-
schiedenen Problemkategorien zusammen-
gefasst und mögliche Lösungsansätze dar-
gestellt, wobei einige dieser in Zukunft oder 
durch Nutzung weiterer Daten lösbar sind, 
andere hingegen nicht.

Die im automatisierten Verfahren unberück-
sichtigte Flurstücksgeometrie ist in den Da-
ten des Liegenschaftskatasters ALK/ALKIS® 
gegeben und könnte in das Verfahren inte-
griert werden, sofern die Daten flächende-
ckend dem Bund zur Verfügung stünden. Der 
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Tabelle 5.6 
Mögliche Modellverbesserungen

Problem Problemkategorie Flächendeckend lösbar? Lösungsansatz

Fehlende Flurstücksgrenzen Nicht erkannte Baulücke (Baulücke ver-
sehentlich Verdichtungspotenzial)

Ja, bei entsprechendem Daten-
zugriff

Nutzung der Flurstücke aus der 
ALK oder ALKIS®

keine Baulücke (da vom Flurstück zer-
schnitten)

Ja, bei entsprechendem Daten-
zugriff

Nutzung der Flurstücke aus der 
ALK oder ALKIS®

Abstraktionsgrad des ATKIS® 
Basis-DLM

Flächenextensive Industrie-, Gewerbe- 
und Infrastrukturflächen (z. B. Abwas-
sertechnische Anlagen, Deponien, Ab-
fallwirtschaft, Kläranlagen, Schrottplatz, 
Lagerplatz, Nebenflächen)

Ja, bei entsprechendem Daten-
zugriff

Nutzung von ALKIS®, Nutzungs-
informationen werden detaillierter 
modelliert, Berücksichtigung auch 
der baulichen Anlagen möglich

Öffentliche Grün- und Erholungsflächen 
(Stadtgrün, Straßenbegleitgrün)

Ja, bei entsprechendem Daten-
zugriff

Nutzung von ALK/ALKIS®, Grün- 
und Erholungsflächen werden in 
der Objektart AX_Landwirtschaft 
mit dem Vegetationsmerkmal expli-
zit modelliert

Spielplätze Ja, bei entsprechendem Daten-
zugriff

In ALK/ALKIS® werden Spielplät-
ze in der Objektart AX_SportFrei-
zeitUndErholungsflaeche explizit 
modelliert

Versiegelte Flächen (z. B. Parkplätze, 
Stadtplatz, Marktplatz, Straßen)

Ja, bei entsprechendem Daten-
zugriff

Nutzung grundrisstreuer Infor-
mation zum Straßenverkehr, We-
gen, Plätzen (enthalten Parkplät-
ze), Bahnverkehr, Flugverkehr und 
Schiffsverkehr

Unberücksichtigte Konflikte Topographie (z. B. erschwerte Erschlie-
ßung durch starke Hangneigung)

Ja, durch Nutzung weiterer amtli-
cher Daten

Nutzung des DGM10 und Aus-
schluss aller Flächen mit starker 
Hangneigung

Hochwasserschutz (Überschwem-
mungsgebiete, Retentionsflächen)

Ja, durch Nutzung weiterer amtli-
cher Daten

Ausschluss der Überschwem-
mungsflächen (HQ100) durch Nut-
zung von Kartierungen der Landes-
umweltbehörden

Immissionsschutz (Autobahn, Bundes-
straße, Umgehungsstraße, Eisenbahn)

Ja, durch Modellverfeinerung auch 
mit ATKIS möglich, besser aber AL-
KIS® (flächenhafte Modellierung 
des Verkehrs)

Modellierung von Mindestabstän-
den zum Straßenverkehr, der im 
AAA-Modell nach Bundesautobahn 
1110 (G), Bundesstraße 1120 (G), 
Landes- oder Staatsstraße 1130 
(G), Kreisstraße 1140 (G) und Ge-
meindestraße 1150 (G) differen-
ziert wird

Leitungstrassen (Freileitungstrassen, un-
terirdische Leitungen)

Nein, nicht flächendeckend Freileitungen und Erdkabel im AL-
KIS® vorgesehen, allerdings nicht 
Grunddatenbestand, ggf. die Nut-
zung externe Daten prüfen (z. B. 
von Energieversorgern)

Altlasten Nein Keine flächendeckenden Informati-
onen verfügbar

Ortslage als Innenbereichs-
abgrenzung

keine Übereinstimmung mit planungs-
rechtlicher Abgrenzung nach § 34 
BauGB

Nein Nutzung lokaler Daten zur Innenbe-
reichsabgrenzung möglich

rechtlich im Bebauungsplan gesicherte 
Grundstücke außerhalb der Ortslage

Nein Berücksichtigung von B-Plänen 
vermeidbar

Qualitätsprobleme der Daten-
grundlagen

Aktualitätsprobleme (z. B. in bereits be-
bauten Gebieten)

Nein, allerdings steigende Daten-
qualität von ATKIS, Hausumringe

Kartierungsfehler (z. B. auf Klinik, Reiter-
hof, Gärtnerei, Landwirtschaft, Kleingär-
ten/Datschen, Feuchtgebiete)

Nein, allerdings steigende Daten-
qualität von ATKIS, Hausumringe

Anspruch auf eine noch höher aufgelöste In-
formation zur Flächennutzung könnte mit 
der Nutzung von ALKIS® erfüllt werden. Ein-
zelne Flächenkategorien (Parkplätze, Spiel-
plätze, Grünflächen) könnten damit ausge-
schlossen werden. Ein weiterer Vorteil der 
ALKIS®-Daten ist die flächenhafte Model-
lierung der Verkehrsflächen und damit eine 
sicherere Abgrenzung der Suchbereiche. Mit 
ALKIS® stehen teilweise auch weitere Objek-

te, wie beispielsweise Anlagen und Bauwer-
ke für Verkehr, Transport und Kommunikati-
on (Freileitung, Erdkabel, Pipeline), zur Ver-
fügung, die die Ergebnisse verbessern. Al-
lerdings gehören diese nicht zum ALKIS®-
Grunddatenbestand, so dass diese Informa-
tionen nicht flächendeckend verfügbar sind. 
Hierfür müssten zusätzlich regional vorlie-
gende Daten (z. B. von Energieversorgungs-
unternehmen) zusammengetragen werden.
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Zur Berücksichtigung der Topographie oder 
dem Hochwasserschutz können hingegen 
weitere bundesweit verfügbare Daten hin-
zugezogen werden, wie das Digitale Gelän-
demodell (zentral beim Geodatenzentrum 
des BKG) oder Karten rechtlich festgesetz-
ter Überschwemmungsgebiete, die aller-
dings noch nicht flächendeckend zur Verfü-
gung stehen. 

Im bisherigen Modell spielten Fragen des Im-
missionsschutzes keine Rolle. Entsprechend 
des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG § 9) 
greifen jedoch Regelungen zur Errichtung 
baulicher Anlagen an Bundesfernstraßen. 
So dürfen beispielsweise Hochbauten längs 
der Bundesfernstraßen bei Autobahnen bis 
zu 40 m und bei Bundesstraßen bis 20 m Ab-
stand nicht errichtet werden. Der Straßenver-
kehr wird entsprechend der Klassifizierung 
des Bundes- oder Landesstraßengesetzes im 
ATKIS® Basis-DLM differenziert nach Bun-
desautobahn (1110), Bundesstraße (1120), 
Landes- oder Staatsstraße (1130), Kreisstra-
ße (1140) und Gemeindestraße (1150). Diese 
Differenzierung ist seitens der AdV als Grund-
datenbestand deklariert. Durch Anwendung 
eines Puffers der Straßen unter Berücksichti-
gung der Mindestabstände könnten für die-
se Flächen IEP ausgeschlossen werden. Darü-
ber hinaus wäre die Integration von Einzugs-
bereichen von Windrädern denkbar, die mit 
dem Wert „1220“ in der Bauwerkfunktion in 
ATKIS modelliert sind. Aus Lärmschutzgrün-
den müssten dann Abstände von 1.500 m ein-
gehalten werden. Auch das Ausmaß optischer 
Immission durch Rotorverschattung könn-
te im GIS modelliert und als Randbedingung 
bei der Potenzialflächenbestimmung einge-
führt werden.

Die Problematik, die sich aus der Nutzung der 
Ortslage aus dem ATKIS als Innenbereichsab-
grenzung ergeben, kann aktuell nicht gelöst 
werden, da sie die einzige für das gesamte 
Bundesgebiet nutzbare Geometrie ist. Aller-
dings stellen sich die daraus resultierenden 
Fehler im Vergleich zu den anderen Fehler-
quellen eher als gering dar. Fehler durch Da-
teninaktualitäten und Qualitätsmängel wer-
den auch in Zukunft nicht ausschließbar sein, 
allerdings ist insgesamt sowohl eine Zunah-
me der Datenaktualität als auch der -quali-
tät zu verzeichnen.

Nutzung von ALKIS®

Welche Verbesserungen die Nutzung von AL-
KIS® für eine automatisierte IEP-Erfassung 
ermöglicht, soll an einem Beispiel exempla-
risch aufgezeigt werden.

Die ALKIS®-Daten von Brandenburg eignen 
sich besonders gut, da sie auch flächende-
ckende 2,5D-Informationen zum Gebäude 
und den Bauwerken (u. a. Erdgeschosshö-
he, Firsthöhe, Dachform, Objekthöhe) füh-
ren. Die ALKIS® Einführung in Brandenburg 
wurde Anfang 2013 abgeschlossen. Die Da-
ten einer Kommune wurden von der Landes-
vermessung und Geobasisinformation Bran-
denburg (LGB) für diese Untersuchung dan-
kenswerterweise bereitgestellt.

Mit den ALKIS®-Daten, welche die Flur-
stückgeometrie enthalten, gestaltet sich die 
räumliche Suche nach Baulücken einfacher. 
Gemäß den im Regionalverband Frankfurt 
RheinMain festgelegten Ableitungsregeln 
können entsprechende Baulücken durch 
eine Selektion unbebauter Flurstücke de-
tektiert werden (Regionalverband Franfurt-
RheinMain 2012, Elend et al. 2013). 

Für die Suche werden, äquivalent zum Mo-
dell auf Grundlage von ATKIS, lediglich Flä-
chen (in diesem Fall Flurstücke) innerhalb 
der Ortslage betrachtet, deren tatsächliche 
Nutzung von Wohnbau, einer gemischten 
Nutzung oder Industrie und Gewerbe ge-
prägt ist. Alle anderen Flächen innerhalb der 
Ortslage, wie Flächen besonderer funktiona-
ler Prägung, Sport-, Freizeit- und Erholungs-
fläche, Friedhöfe, Straßen- und Verkehrsflä-
chen oder Vegetations- und Landwirtschafts-
flächen, bleiben unberücksichtigt. Nach ei-
ner Verschneidung der Suchflächen mit den 
Flurstücken erfolgt eine Berechnung des 
Überbauungsgrads (ÜG), der sich aus dem 
Anteil der von Gebäuden und Bauwerken 
überdeckten Fläche ergibt. Auf Grundlage 
des Überbauungsgrads und dem Straßenan-
schluss können die Flächen nach Baulücken 
(ÜG < 3 %), Flächen mit großen Nachverdich-
tungspotenzial (ÜG 3 % bis < 15 %), Flächen 
mit geringen Nachverdichtungspotenzial ÜG 
(15 % bis < 30 %) und Flächen ohne Potenzi-
al (ÜG ≥ 30 %) differenziert werden. Baulü-
cken müssen dabei einen direkten Straßen-
anschluss aufweisen. Hierzu wurde eine To-
leranz von höchstens 10 m zur Verkehrsfläche 
(Straßen, Wege) festgelegt. Im Gegensatz zum 
ATKIS® sind die Straßen flächenhaft model-
liert, weshalb eine Pufferung des Straßennet-
zes unnötig ist.

Die Abbildung 5.10 zeigt die identifizierten 
Potenziale mittels ALKIS® im Vergleich zu 
den mit dem ATKIS®/HU-Ansatz für Baulü-
cken erzielten Ergebnissen an einem Aus-
schnitt. Ein großer Vorteil ist das Wissen über 
den Flurstückszuschnitt, auf dessen Basis 
eine bessere räumliche Abgrenzung im Sin-
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Abbildung 5.10 
Verbesserte Identifizierte von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen auf Grundlage von ALKIS® im Vergleich zu den für Baulücken 
erzielten Ergebnissen des Verfahrens auf Grundlage von ATKIS® und Hausumringen (am Beispiel einer Kleinstadt in Brandenburg)

ne der Definition von Baulücken gegeben ist. 
Für die kartographische Visualisierung des 
Nachverdichtungspotenzials wurde in Anleh-
nung an Regionalverbund FrankfurtRhein-
Main (2012) in diesem Beispiel mit einem 
dichtebasierten Ansatz gearbeitet. Weitere 
Verbesserungen wären bei Anwendung einer 
objektbasierte Suche möglich aufgrund der 
oben dargestellten Vorteile (vgl. „Konzept“) 
dieser Methode. 

Ein Vergleich der beiden automatisierten An-
sätze zeigte, dass mit dem Ansatz auf Basis 
von ATKIS nur 4,4 ha (entspricht 16,4 %) der 
identifizierten Baulücken auch eine Entspre-
chung im Automationsmodell auf Basis von 
ALKIS® erfahren. Die übrigen Flächen sind 
entweder keine Potenziale, da diese mit Res-
triktionen belegt sind (z. B. Spielplatz), oder 
sie der Gruppe der Nachverdichtungsflä-
chen zuzuordnen sind (z. B. keine Baulücke 
im engeren Sinne). In dieser Bilanz werden 
nur Flurstücke betrachtet, die eine Fläche 
von mindestens 500 m² besitzen. In der Be-
fragung wurde für die Gemeinde ein Gesamt-
IEP von 9,1 ha, davon 2,3 ha Baulücken, ange-
geben, wobei sich die Angabe (entsprechend 
des Protokoll der Fallstudieninterviews) le-
diglich auf die Wohnnutzung bezog.

Eine differenzierte und durch Luftbildin-
terpretation unterstützte Validierung ergab, 
dass ein Großteil der falsch identifizierten 
Baulücken auf den zu geringen geometri-
schen Abstraktionsgrad des ATKIS® Basis-
DLM (57 %) und das Fehlen der Flurstücks-
geometrie (39  %) zurückzuführen ist. Das 
Diagramm (Abbildung 5.11) gibt Aufschluss 
über die Häufigkeiten und Anteile verschie-
dener Fehlerkategorien an einem einzel-
nen Fallbeispiel. Weitere Flächenausschlüs-
se durch die Topographie, Überschwem-
mungsgebiete und die Innenabgrenzungs-
problematik mittels Ortslage konnten für die-
se Gemeinde ausgeschlossen werden.

Die Ergebnisse zeigen, dass ein Großteil der 
Probleme bei der Erkennung von Baulücken 
durch die Nutzung von ALKIS® gelöst wer-
den kann. Der einfache Ansatz zur Baulücke-
nerkennung über eine Selektion unbebau-
ter Flurstücke könnte in der Form weiterent-
wickelt werden, dass weitere Restriktionen 
(z.  B. Mindestflächengröße, Überschwem-
mungsflächen, Topographie) berücksichtigt 
werden. 
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Abbildung 5.11 
Häufigkeiten und Anteile identifizierter Fehler des ATKIS-basierten automatisierten IEP-Schätzverfahrens, 
ermittelt an einem Fallbeispiel

Berücksichtigung der Topographie

Große Höhenunterschiede im Gelände ver-
ursachen oft einen erhöhten Erschließungs-
aufwand bei einer baulichen Innenentwick-
lung. Problematisch gestalten sich abwasser-
technische Anlagen, insbesondere bei einer 
Stadterweiterung an stadtabgewandten Hän-
gen, da eine Entwässerung zu einem anderen 
Vorfluter nötig ist (Müller 1979, S. 153). Für 
Ost-, Süd- und Westhänge ergeben sich mehr 
Vorteile als Nachteile (Individualität, gestei-
gerter Wohnwert). Allerdings überwiegen die 
Nachteile bei Nordhängen mit einer Steigung 
ab 1:10 (entspricht 10 %) (Müller 1979, S. 153). 
Mit zunehmender Steilheit wächst auch die 
Gefahr von Rutschungen, Hangwasser (Bau-
grunduntersuchung nötig) und, bei stei-
len Hanglagen an Straßen, stärkere Einflüs-
se von Lärm und Abgasen. Neben diesen kli-
matischen Einschränkungen verringert sich 
die erzielbare Wohndichte mit der Zunahme 
der Hangneigung, da der Mehrbedarf an Er-
schließungsanlagen, Straßen, Kehren, Ram-
pen und deren Böschungen steigt (Müller 
1979, S. 155). Bei kurzen Hängen ist dies un-
problematisch, bei mehr als 60 m Hanglän-
ge (2 Grundstückstiefen) jedoch enorm. Mül-
ler schlägt vor, bei einer Hangneigung ab 7 % 
die erschließenden Straßen parallel oder un-
ter spitzem Winkel zur Höhenschichtlinie zu 
führen (Müller 1979, S. 156). 

Um die Topographie im automatisierten Ver-
fahren zu berücksichtigen, bedarf es weiterer 
Daten. Als Datengrundlage eignet sich dabei 
das Digitale Geländemodell DGM10 mit ei-
ner Gitterweite von 10 m. Es ist zentral über 

das Geodatenzentrum des BKG beziehbar. Im 
Modell könnte für die Suche nach Innenent-
wicklungspotenzialen eine maximal zuläs-
sige Hangneigung eingeführt werden. Unter 
Berücksichtigung eines erhöhten Erschlie-
ßungsaufwandes ist dafür ein geeigneter 
Wert zu bestimmen. 

Abbildung 5.12 zeigt exemplarisch an einer 
Kleinstadt, welche identifizierten Baulücken-
IEP bei Berücksichtigung der Hanglage in der 
Bilanzierung ausgeschlossen werden müs-
sen. Hierfür wurde für Nord-exponierte Hän-
ge eine maximale Hangneigung von 10 % und 
für Süd-, Ost- oder West-Hänge eine maxima-
le Hangneigung von 20 % festgelegt. Die Wer-
te orientieren sich dabei an Besonnungsan-
sprüchen (Nordhänge) und einem zusätzli-
chen Erschließungsaufwand, der mit einer 
Verringerung der erzielbaren Bruttowohn-
dichte einhergehen würde. Entsprechend 
den Ausführungen von Müller (1979, S. 156) 
ist bei einer Hangneigung von 20 % die erziel-
bare Dichte zwischen 20 % (Einfamilienhäu-
ser) und 50 % (Mehrfamilienhäuser) geringer. 
Von den bisher identifizierten 6,8 ha Baulü-
cken verbleiben nach Einführung der neuen 
Ausschlussflächen nur noch 5,8 ha, was einer 
Reduktion von etwa 15 % entspricht.

Berücksichtigung von 
Überschwemmungsflächen

Aus der Diskussion mit den Praxisanwen-
dern ging hervor, dass Gebiete mit potenti-
ell signifikantem Hochwasserrisiko nicht als 
Innenentwicklungspotenzial erfasst werden 
sollten. Für eine Berücksichtigung dieses As-
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Abbildung 5.12 
Berücksichtigung der Topographie im entwickelten Verfahren auf Grundlage von ATKIS und den amtlichen Hausumringen durch Analyse 
der Hangneigung und Exposition unter Nutzung des DGM 10: a) Hangneigung, b) Exposition, c) automatisiert erfasste Baulücken mit zu 
steiler Hanglage (rot)

pekts im automatisierten Verfahren sind wei-
tere Daten hinzuzuziehen. Nach § 76 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) sind die Bundeslän-
der verpflichtet, Überschwemmungsgebie-
te per Verordnung amtlich festzusetzen, die 
später als Grundlage für die Bauleitplanung 
der Kommunen dienen. In Überschwem-
mungsgebieten gelten nach den Wasserge-
setzen (z. B. Sächsisches Wassergesetz) be-
stimmte Auflagen, welche eine Verschärfung 
der Hochwassergefahr durch bauliche Tätig-
keiten oder anderes verhindern sollen. Die 

zuständigen Behörden erstellen für die Risi-
kogebiete sogenannte Gefahrenkarten.

Die Überschwemmungsgebiete orientieren 
sich in Sachsen an einem hundertjährlichen 
Hochwasserereignis (HQ100), das statistisch 
betrachtet einmal in hundert Jahren auftritt. 
Dies schließt auch Flächen zur Hochwasse-
rentlastung und Rückhaltung (z. B. Flutpol-
der, Flutmulden) ein. 

Die Abbildung 5.13 zeigt das Ergebnis einer 
Verschneidung der Überschwemmungsge-
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Abbildung 5.13 
Verschneidung der identifizierten IEP-Potenziale (links) mit den HQ100-Überschwemmungsgebieten (rechts) am Beispiel einer Mittelstadt 
in Sachsen

biete mit den identifizierten Innenentwick-
lungspotenzialen. Demnach liegen 17 % al-
ler identifizierten Baulücken (12,1 ha) in Ge-
bieten mit Hochwassergefahr. 

5.6 Zwischenfazit – 
Automatisiertes Verfahren zur 
IEP-Abschätzung

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass 
mit dem entwickelten Verfahren eine Ab-
schätzung des Innenentwicklungspotenzi-
als auf Grundlage von amtlichen geotopogra-
phischen Daten mit Einschränkungen reali-
siert werden kann. Eine Erkennung bebauter 
Brachflächen ist mit diesem Ansatz allerdings 
nicht möglich, da die verwendeten Geobasis-
daten (ATKIS® und HU) keine Informationen 
zur Gebäudenutzung bereitstellen. 

Die Summe automatisiert geschätzter Poten-
zialflächen, die sich aus Baulücken unter An-
wendung von ATKIS® und HU ergeben, lie-
gen größtenteils über denen der Befragungs-
ergebnisse. Ursachen sind fehlende Informa-
tionen zum Zuschnitt der Flurstücke, unbe-
rücksichtigte bauliche Restriktionen (Hang-
lage, Topographie) und der teilweise zu gerin-
ge räumliche und inhaltliche Detaillierungs-
grad des ATKIS® Basis-DLM in baulich ge-
prägten Blöcken. So können falsch identifi-
zierte Potenziale (z. B. Spielplätze, Parkplät-
ze, Lagerflächen im Gewerbe, Leitungstras-

sen, Altlasten) ohne Hinzunahme weiterer 
externer Daten (z. B. zur Bodenbedeckung 
und Bebauungspläne) derzeit nicht aufge-
deckt werden.

Für einen Teil der auftretenden Probleme 
werden jedoch Lösungsansätze (u. a. Hang-
lage, Immissionsschutz, Topographie) vorge-
schlagen, die sich aktuell in einer bundeswei-
ten Anwendung umsetzen lassen. 

Ungeachtet dieser Einschränkungen liegt 
der Vorteil einer automatisierten Erfassung 
in der von subjektiven Einflüssen losgelösten 
Quantifizierung, vergleichbaren Ergebnissen 
bei wiederholter Anwendung und der guten 
räumlichen Vergleichbarkeit der Ergebnisse. 

Eine deutliche Verbesserung der mit dem au-
tomatisierten Verfahren erzielbaren Ergebnis-
se ist durch Nutzung räumlicher Information 
aus dem Liegenschaftskataster (ALK bzw. AL-
KIS®) zu erreichen, in denen die Flurstücke 
und ihre Grenzen (ALKIS®-Flurstücke), die 
baulichen Anlagen (ALKIS®-Gebäude) und 
die Art der Nutzung (ALKIS®-Tatsächliche 
Nutzung) in höherer räumlicher Auflösung 
beschrieben werden. Derzeit ist eine Nutzung 
jedoch nur eingeschränkt möglich. Die Daten 
liegen nicht flächendeckend vor und sind mit 
hohen Kosten verbunden. Bislang stehen sie 
dem Bund selbst für Forschungszwecke nicht 
kostenfrei zu Verfügung.
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Das Forschungsvorhaben wurde vor dem 
Hintergrund allgemeiner flächenpolitischer 
Ziele der Bundesrepublik initiiert, um belast-
bares Wissen über Innenentwicklungspoten-
ziale und deren Erfassung auf Bundesebene 
zu gewinnen. Zentral für die Operationalisie-
rung des Vorhabens waren: 

•	 Berücksichtigung kleinteiliger Potenziale 
bei der Erfassung,

•	 Einbeziehung kleiner Gemeinden in die 
Erfassung,

•	 automatisierte Abschätzung von Innen-
entwicklungspotenzialen unter Nutzung 
neuer Datenquellen und Verfahren,

•	 Unterstützung von Erfassungsaktivitäten 
in den Kommunen,

•	 Verstetigung der Flächenerhebung.

Entlang dieser Punkte lassen sich mit den 
Erkenntnissen aus dem Vorhaben folgende 
Schlussfolgerungen treffen:

Berücksichtigung kleinteiliger Potenziale 
bei der Erfassung

Erhebungen, die sich auf großflächige Poten-
ziale (i. d. R. Brachflächen) beschränken, er-
fassen lediglich etwa die Hälfte der ohne pla-
nerische Abwägung bezifferbaren Potenziale. 
Um ein möglichst umfassendes Bild der In-
nenentwicklungspotenziale zu zeichnen, ist 
die Berücksichtigung kleinteiliger Potenzia-
le notwendig. 

Bei Verwendung von Erfassungsuntergren-
zen von über 500 m² Flächengröße bleiben 
erhebliche Potenziale unberücksichtigt, so 
dass hierauf möglichst verzichtet werden 
sollte. Bei einer Untergrenze von 500 m² liegt 
der unberücksichtigte Anteil dagegen nur bei 
unter einem Zehntel.

Erhebliche Potenziale sind auch auf Flächen 
zu finden, die erst durch planerische Abwä-
gungsprozesse als Innenentwicklungspo-
tenziale eingestuft werden können (insbe-
sondere Nachverdichtungspotenziale). Die-
sen ist zukünftig eine größere Aufmerksam-
keit zu schenken. Deren Erfassung im Rah-
men einer standardisierten Befragung wird 
jedoch als kritisch angesehen, da die Inter-
pretierbarkeit dieser Kategorie und damit der 
zu erwartenden Daten und entsprechender 
Hochrechnungen an methodische Grenzen 
stoßen. Zukünftige Entwicklungslinien der 
Erfassung dieser Potenziale sollten deshalb 
stärker auf automatisierte Verfahren setzen. 

6 Schlussfolgerungen
Einbeziehung kleiner Gemeinden in die 
Erfassung 

Die Hälfte der in der Befragung nachgewie-
senen Innenentwicklungsflächen auf Bra-
chen und Baulücken finden sich in Gemein-
den kleiner 20.000 Einwohner, in kleinen Ge-
meinden mit weniger als 5.000 Einwohnern 
immer noch über ein Viertel dieser Innenent-
wicklungspotenziale. Große Anteile der In-
nenentwicklungspotenziale Deutschlands 
sind damit auch in kleinen Gemeinden zu fin-
den. Dies bestätigt die Entscheidung, die Er-
hebung auf diese Gruppe auszudehnen. Hie-
ran sollte auch bei zukünftigen Erhebungen 
festgehalten werden. 

Automatisierte Auswertung von 
Geobasisdaten

Das entwickelte automatisierte Verfahren eig-
net sich prinzipiell zur Abschätzung von In-
nenentwicklungspotenzialen. Grenzen sind 
insbesondere auf die Datenverfügbarkeit und 
teilweise noch bestehende Qualitätsmängel 
zurückzuführen. 

Mit derzeit flächendeckend verfügbaren 
Geobasisdaten des ATKIS® Basis DLM in 
Kombination mit amtlichen Hausumringen 
sowie ergänzenden Informationen aus DGM 
und Geofachdaten können IEP auf unbebau-
ten Flächen automatisiert erfasst werden. 
Durch die generalisierte Flächennutzungs-
klassifizierung bebauter Blöcke und fehlende 
Flurstücksgrenzen in ATKIS® kommt es aber 
zu einer Überschätzung der tatsächlichen Po-
tenziale. Ergebnisse, die auf dieser Grundlage 
zu erzielen sind, eignen sich nicht, valide Aus-
sagen zur absoluten Höhe von IEP zu treffen, 
wohl aber zur Unterstützung einer Plausibili-
tätsprüfung von Daten, die mit Befragungen 
gewonnen werden. 

Genauere Abschätzungen sind auf Grundla-
ge von ALKIS® möglich, welches u. a. eine 
kleinteiligere Flächennutzungsabgrenzung 
innerhalb bebauter Blöcke und insbesonde-
re Flurstücksgrenzen bietet. Der Schätzfehler 
lässt sich dadurch deutlich verringern. Die Er-
folgsaussichten sind hoch, auf dieser Grund-
lage Ergebnisse zu erzielen, die eine valide 
Einschätzung der Innenentwicklungspoten-
ziale auf unbebauten Flächen erlauben. Der 
Nachweis ist über Testanwendungen hinaus 
allerdings noch zu bringen. 
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Würde das im ALKIS®-Modell definierte At-
tribut „Zustand“, das für Gebäude und be-
baute Flächen bereits angelegt, aber optio-
nal ist, zum verbindlichen Grunddatenbe-
stand, könnten zukünftig auch Innenent-
wicklungspotenziale auf bebauten Brachen 
mit automatisierten Verfahren besser abge-
schätzt werden. 

Unterstützung von Erhebungsaktivitäten 
in den Kommunen

Die Erfassungsaktivitäten insbesondere in 
kleineren Kommunen sind vergleichsweise 
gering. Ursachen hierfür liegen nicht in ers-
ter Linie in der geringen Kenntnis und Ver-
fügbarkeit „einfacher Verfahren“ der Daten-
erhebung, sondern in den fehlenden perso-
nellen und finanziellen Ressourcen und da-
mit verbundenen Prioritätensetzungen. Ins-
besondere der Aufwand einer Ersterfassung 
stellt ein erhebliches Hemmnis dar. Aller-
dings wird auch die nachfolgend erforderli-
che Pflege, obwohl weniger aufwändig, häu-
fig nicht weitergeführt. Eine Unterstützung 
von Erhebungsaktivitäten in den Kommunen 
muss dem entsprechend Rechnung tragen.

Verfahrensbezogen leistet das vorliegende 
Projekt angesichts der großen Vielfalt vor-
liegender Ansätze und Instrumente inso-
fern Unterstützung, als dass ein konzeptio-
neller, methodischer und inhaltlicher Über-
blick und Orientierungsrahmen bereitgestellt 
wird. 

Verstetigung der Flächenerhebung

Ein zentrales Anliegen des Vorhabens war es, 
Grundlagen zur Verstetigung einer bundes-
weiten Erhebung von Innenentwicklungspo-
tenzialen zu schaffen, und dabei die Möglich-
keiten, die sich durch eine Befragung sowie 
durch automatisierte Abschätzverfahren bie-
ten, zu reflektieren. Auf Grundlage der Ergeb-
nisse können hierzu folgende Aussagen ge-
troffen werden.

Die Erhebung von IEP (theoretisches Poten-
zial) ist mit der entwickelten standardisier-
ten Befragung mit vertretbarem Aufwand und 
statistisch belastbar möglich. Methodisch 
sinnvoll ist dies für beschreibbare Potenzia-
le auf Brachen und Baulücken, die keine Pla-
nungsabwägungen voraussetzen. Grundsätz-
lich muss in einem selbstauskunftsbasierten 
Verfahren immer mit Fehlerfassungen ge-
rechnet werden. Diese lassen sich durch sys-
tematische Prüfschritte eingrenzen, die An-
gabe von Ergebnis-Korridoren wird notwen-
dig bleiben. 

Derzeit ist eine periodisch durchzuführende 
Befragung das einzig probate Mittel, deutsch-
landweite und regional vergleichbar differen-
zierende Aussagen zu IEP und deren Verän-
derungen treffen zu können. Automatisier-
te Verfahren, die auf aktuell flächendeckend 
verfügbare Daten zurückgreifen, können im 
Rahmen der Plausibilitätskontrolle wichtige 
Hilfestellung leisten. 

Anzustreben ist eine Kombination von Befra-
gung und automatisierten Ansätzen. Die Be-
fragung konzentriert sich dabei auf Brachflä-
chen und wird um die automatisierte Erfas-
sung von Baulücken und Nachverdichtungs-
potenzialen ergänzt. In der Entwicklungs-
phase sollten Baulücken in beiden Verfah-
ren parallel erfasst werden, um im Vergleich 
für den Überschneidungsbereich der Baulü-
cken eine statistisch abgesicherte Validierung 
großflächig durchführen zu können. 

Ob langfristig automatisierte Verfahren Be-
fragungen gänzlich ersetzen können, ist der-
zeit schwer abzuschätzen. Dieses würde vor 
allem eine Verbesserung der Datengrundla-
gen erfordern. Neben Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten sind außerdem noch er-
hebliche bundesweite Abstimmungs- und 
Abwägungsprozesse auf verschiedenen ad-
ministrativen Ebenen erforderlich.
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7 Handlungsempfehlungen zur 
Unterstützung zukünftiger Aktivitäten der 
Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen
In diesem abschließenden Kapitel werden die 
Erfahrungen aus den Untersuchungen („Be-
fragung“) und Entwicklungsarbeiten („Au-
tomatisierung“) zu Handlungsempfehlun-
gen zur Unterstützung zukünftiger Aktivitä-
ten der Erfassung von Innenentwicklungspo-
tenzialen zusammengeführt. Dabei geht es 
zunächst um eine allgemeinere Auseinander-
setzung mit „Erfassungsmethoden auf unter-
schiedlichen Planungsebenen“ (Abschnitt 
7.1). Die folgenden beiden Abschnitten kon-
kretisieren „Grundlagen für ein bundesweites 
Monitoring“ (Abschnitt 7.2 mit den Schwer-
punkten Befragung und automatisierte Ver-
fahren) sowie die „Erfassung von Innenent-
wicklungspotenzialen auf kommunaler und 
regionaler Ebene“ (Abschnitt 7.3). In Ab-
schnitt 7.4 erfolgt schließlich eine Zusam-
menfassung der Handlungsempfehlungen.

7.1 Erfassungsmethoden 
auf unterschiedlichen 
Planungsebenen 

Die Möglichkeiten der Erfassung sowie die 
inhaltlichen Anforderungen an die Erfas-
sung von Innenentwicklungspotenzialen 
unterscheiden sich zwischen den verschie-
denen Planungsebenen. Dies spiegelt sich 
in den Erfassungsmethoden wider, die ent-
sprechend spezifischen Anforderungen und 
Möglichkeiten der Planungsebenen auszu-
gestalten sind. So können drei grundsätzli-
che methodische Ansätze zur Erfassung von 
innenentwicklungspotenzialen unterschie-
den werden, die jeweils spezifische Stärken 
und Schwächen aufweisen:

•	 Direkterfassung, 

•	 Dialogverfahren und

•	 standardisierte Befragung.

Quer zu diesen tendenziell ebenenspezifi-
schen Ansätzen liegen (teil-)automatisierte 
Verfahren unter Nutzung von Geobasisdaten.

Auf der kommunalen Ebene können Innen-
entwicklungspotenziale im Rahmen einer Di-
rekterfassung erhoben werden. Diese beruht 
auf Begehungen/Befahrungen vor Ort, häu-
fig kombiniert mit der Auswertung von Plan-
dokumenten, Luftbildern etc. Die inhaltliche 
Ausgestaltung der Erfassung kann auf die lo-
kalen Besonderheiten und spezifischen Pla-

nungsanforderungen zugeschnitten werden. 
Umfang und Qualität der Daten sind durch 
die Ortskenntnis der kommunalen Ansprech-
partner potenziell sehr gut, obgleich die Er-
fassung dadurch auch vom subjektiven Blick 
der lokalen Akteure geprägt ist. 

Vor-Ort-Erfassungen erfordern jedoch einen 
relativ hohen Zeit- bzw. Personalaufwand. 
Teilweise wird deshalb die Unterstützung 
von Hilfskräften (Praktikantinnen/Praktikan-
ten o. ä.) genutzt. Dabei wird allerdings auch 
darauf verwiesen, dass der Schulungs- und 
Einarbeitungsaufwand nicht zu unterschät-
zen ist und die Ergebnisse teilweise trotzdem 
professionellen Ansprüchen nicht verlässlich 
genügen. 

Eine Herausforderung stellt die dauerhafte 
Pflege der Daten in der Kommunalverwal-
tung dar. Nach erstmaliger aufwändiger Di-
rekterhebung besteht bei konsequenter Fort-
schreibung von kommunaler Seite eine kos-
tengünstige und effektive Art des Monito-
rings. Eine erneute Direkterhebung ist bei 
aktiver Fortschreibung nicht notwendig. Al-
lerdings erfolgt eine regelmäßige Fortschrei-
bung nur in deutlich weniger als der Hälfte 
der erfassenden Kommunen.

Großflächigere Potenzialermittlungen, wie 
sie beispielsweise auf regionaler Ebene 
durchzuführen sind, sind durch aufwändige 
eigenständige Direkterfassungen nicht leist-
bar. Hier bieten sich Dialogverfahren an. Da-
bei erfolgt eine Vorerhebung von Flächenpo-
tenzialen mit Hilfe geeigneter Planunterla-
gen (z. B. Luftbildern und ALK Daten), häu-
fig unter Anwendung teilautomatisierter Aus-
wertungen. Die Ergebnisse der Vorerhebung 
werden im Dialog mit den kommunalen An-
sprechpartnern im Rahmen entsprechender 
Abstimmungsgespräche angepasst. Durch 
die Kombination zweier Sichtweisen (grober 
objektiver Blick des externen Sachverständi-
gen und subjektiver Blick mit vielfältigem lo-
kalem Hintergrundwissen der kommunalen 
Akteure) ist eine vergleichsweise hohe Ge-
nauigkeit zu erreichen, die den Anforderun-
gen der Regionalplanung im Rahmen von 
Steuerungs-, Abstimmungs- und Genehmi-
gungsaufgaben genügt. Erfahrungen zeigen, 
dass der Aufwand dieser Methode nicht ge-
ring, bei Anwendung auf regionaler Ebene je-
doch vertretbar ist. Er entsteht aus der Be-
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schaffung digitaler Datengrundlagen (Nut-
zungspläne, Daten der amtlichen Vermes-
sung, Orthophotos und Rasterkarten), der 
Vorerhebung und den Expertengesprächen 
in den Kommunen. Da die Zusammenarbeit 
mit den Kommunen grundsätzlich auf Frei-
willigkeit basiert, wird der Aufwand für die 
kommunalen Mitarbeiter in entsprechenden 
Projekten – soweit möglich – auf das Abstim-
mungsgespräch beschränkt, um deren Be-
reitschaft der Mitwirkung nicht zu gefährden. 
Grundsätzlich ist eine Pflege der Daten und 
Fortschreibung möglich. Durch Erteilung von 
entsprechenden Schreibrechten können Da-
ten dezentral von den zuständigen Kommu-
nen bzw. kommunalen Stellen in das regio-
nale Kataster eingepflegt werden. Praxiser-
fahrungen zeigen jedoch, dass sich entspre-
chende Ansätze bislang wenig durchsetzen. 

Großflächige Erhebungen, die das gesamte 
Bundesgebiet umfassen, können durch eine 
standardisierte Befragung erfolgen. Diese auf 
Selbstauskunft der befragten kommunalen 
Vertreter basierende Methode wird in Ab-
schnitt 4.1 ausführlich beschrieben, hat sich 
grundsätzlich bewährt und empfiehlt sich 
auch für ein Monitoring. Für Detailempfeh-
lungen siehe Abschnitt 7.2. 

Quer zu den Planungsebenen kann die Er-
fassung von Innenentwicklungspotenzia-
len mit der Verwendung von Geobasisdaten 
unterstützt werden. Losgelöst von lokalen, 
schwer zugänglichen Planunterlagen und 
zunächst ohne Einbindung lokaler Experten 
bieten diese Daten Zugänge zur Erfassung 
von Innenentwicklungspotenzialen. Sie er-
öffnen zudem Möglichkeiten für Automati-
sierungsansätze als Voraussetzung für groß-
flächige wiederholbare Analysen. Im Rah-
men dieses Vorhabens wurden die Möglich-
keiten, die automatisierte Verfahren zur Ab-
schätzung von Innenentwicklungspotenzia-
len heute und perspektivisch bieten können, 
umfassend behandelt und in Kapitel 5 aus-
führlich beschrieben. Für Detailempfehlun-
gen siehe Abschnitte 7.2 und 7.3. 

Die vorangehenden Abschnitte machen 
deutlich, dass eine Erfassung von Innenent-
wicklungspotenzialen auf allen Planungs-
ebenen erfolgen sollte. Die Anforderun-
gen sowie die Methoden sind unterschied-
lich. Damit ergeben sich berechtigterweise 
Unterschiede im Umfang und der inhaltli-
chen Differenzierung der Aussagen, mitun-
ter dem Abstraktionsgrad der jeweiligen Pla-
nungsebene geschuldet. Empfehlungen zur 
Unterstützung zukünftiger Aktivitäten der 
Erfassung von Innenentwicklungspotenzia-

len, die zunächst an die Bundesebene adres-
siert sind, müssen deshalb, soweit möglich, 
die verschiedenen Planungsebenen reflektie-
ren. Nur so lässt sich die Qualität der Daten 
insgesamt steigern und damit die Vorausset-
zungen schaffen, wirkungsvoll eine flächen-
sparende Siedlungspolitik voranzubringen. 
Aus den Erfahrungen und Erkenntnissen die-
ses Vorhabens werden in den beiden nachfol-
genden Abschnitten Empfehlungen zur Un-
terstützung zukünftiger Erfassungsaktivitä-
ten auf Bundesebene sowie auf kommuna-
ler und regionaler Ebene formuliert. Dabei 
wird jeweils reflektiert, in welcher Form au-
tomatisierte Verfahren unterstützend einge-
setzt werden können.

7.2 Grundlagen für ein 
bundesweites Monitoring

Qualifizierung der Befragung

Die Auswertung der Erfahrungen, die im Zuge 
der Durchführung der Befragung sowie der 
Interpretation der Ergebnisse unter Hinzu-
ziehung von Fallstudien gemacht wurden, er-
lauben die Formulierung von Empfehlungen 
für eine weitere Qualifizierung des verwen-
deten Verfahrens. Diese adressieren Frage-
bogeninhalte und die Fragebogenkonstruk-
tion, allgemeine Hinweise zur Vorgehenswei-
se sowie die Verbesserung der Datenqualität 
durch vereinfachte Plausibilitätskontrollen.

Fragebogeninhalte

Zentrale Begriffe: Grundsätzlich haben sich 
die verwendeten Begrifflichkeiten “Innen”, 
„theoretisches Potenzial“, “Brache”, “Baulü-
cke” bewährt. 90 % der Kommunen, die sich 
an der Befragung beteiligt haben, sind den 
Definitionen gefolgt. Dennoch traten Unsi-
cherheiten auf, denen in zukünftigen Erhe-
bungen begegnet werden sollte. Diese wer-
den im Folgenden stichpunktartig aufge-
führt:

„Innen“: Das Kriterium der gesicherten Er-
schließung sollte explizit wieder mit in die 
Definition aufgenommen werden, um Be-
bauungspläne (§ 30 BauGB) auf der „grünen 
Wiese“ auszuschließen und die Anschlussfä-
higkeit an die Flächenstatistik sowie an au-
tomatisierte Verfahren, welche auf tatsächli-
che Nutzung abzielen, zu gewährleisten. Er-
fahrungen aus der Befragung zeigen, dass 
„gesicherte Erschließung“ von den Akteuren 
grundsätzlich verstanden wird. 
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„Potenzial“: Zusätzlich zum „theoretischen 
Potenzial“ (das physisch vorhandene Poten-
zial „unabhängig von Marktverfügbarkeit 
und konkreten Nutzungsabsichten“) soll-
te in geeigneter Weise das „planerisch sinn-
volle/relevante“ Potenzial separat abgefragt 
werden, um die Unterschiede deutlich zu ma-
chen und in der Auswertung besser kontrol-
lieren zu können. Erfahrungen aus der aktu-
ellen Erhebung zeigen, dass die Interpretati-
on der eigenen Potenziale insbesondere bei 
Kommunen, die auf Schätzungen zurückgrif-
fen, unterschiedlich erfolgte, was eine Ursa-
che für die beobachteten Unterschätzungen 
darstellt. 

„Brachen“, „Baulücken“ und Leerstände: 
Leerstände wurden für die Erhebung defi-
nitorisch unter die Kategorie der „Brachen“ 
gefasst. Aus den Fallstudien gibt es Hinwei-
se, dass dieser Definition in der Praxis nicht 
immer gefolgt wurde. Dies führte dazu, dass 
insbesondere Gebäudeleerstände im Woh-
nungssektor, aber auch punktueller Leer-
stand ohne offensichtlichen Brachencharak-
ter (z. B. Schulen, Gasthäuser, Althofstellen 
u. ä.) vermutlich teilweise unbeachtet blie-
ben. Zukünftig sollte zumindest Wohngebäu-
deleerstand als vergleichsweise gut fassbare 
Größe separat erfasst werden.

Weitere Erfahrungen betreffen inhaltliche 
Detailfragen der Fragebogenausgestaltung, 
welche die Interpretierbarkeit der zu erwar-
tenden Ergebnisse wesentlich mitbestim-
men. Dies sind im Einzelnen:

Bei der Angabe des Gesamt-Wertes von In-
nenentwicklungspotenzialen ist denkbar, 
dass sich dieser Wert teils aus geschätzten, 
teils aus erhobenen Werten zusammensetzt 
(Fallstudienerfahrung). Die Kategorien „Da-
ten vorliegend“/„Angaben geschätzt“ kön-
nen gleichzeitig vorliegen. Diese Variante 
sollte als separate Antwortoption (z. B. „teils/
teils“; „sowohl als auch“) in Erwägung gezo-
gen werden.

Vorliegende Daten wurden vermutlich nicht 
selten im Rahmen von FNP-Verfahren erho-
ben (Hinweise aus den Fallstudiengesprä-
chen) und werden gegebenenfalls auch erst 
bei der nächsten Überarbeitung des FNP ak-
tualisiert, das heißt in relativ großen Zeitab-
ständen. Für ein Monitoring empfiehlt sich 
deshalb, im Falle vorliegender Daten auch 
deren Aktualisierungs-Stand abzufragen.

Teilweise erfolgt in den Kommunen keine Un-
terscheidung von Brachflächen und Baulü-
cken. Auch diese Situation sollte zur Unter-
setzung der Antwortoption „Angabe nicht 

möglich“ bei der Aufteilung nach Brachflä-
chen und Baulücken abgefragt werden; z. B. 
zum Ankreuzen: „In unseren Datenbanken 
wird nicht zwischen Brachflächen und Baulü-
cken unterschieden“.

Die Abfrage der Anzahl von Brachflächen war 
in einigen Fällen trotz Erläuterung nicht allen 
Befragten klar; Beispiel: Es existiert nur eine 
einzige Brachfläche, es liegt jedoch ein B-Plan 
vor mit 55 Parzellen – im Ergebnis wurde bei 
Brachen „55 Stk.“ angegeben (statt richtig: 1); 
hier ist zu prüfen, ob dies in der Definition 
zukünftig deutlicher gemacht werden kann.

Ein Wechsel der Maßeinheiten sollte zumin-
dest bei direkt aufeinander folgenden Fra-
gen möglichst vermieden werden, da dies zu 
Falscheingaben führen kann (Frage 14: % -> 
Frage 15: ha). Wenn ein Wechsel unvermeid-
bar ist, gegebenenfalls ausdrücklich darauf 
hinweisen.

Bei der Frage nach dem/r Bearbeiter/in ex-
plizit abfragen, ob der Fragebogen in der Ver-
bandsgemeinde/im „Amt“ für eine Teilge-
meinde bearbeitet wurde. Außerdem Codes 
für Ämter, Fachrichtungen usw. vorgeben 
und nicht offen abfragen.

Neben dem amtlichen Gemeindeschlüssel 
(AGS) sollte auch der Gemeindename im 
Klartext abgefragt werden, da in einigen Fäl-
len der AGS nicht bekannt ist und deshalb 
Falschzuordnungen möglich sind, was zu er-
höhtem Aufwand der Prüfung von Falschan-
gaben führt.

Praktische Empfehlungen zur Fragebogen-
Konstruktion:

Die Nummerierung des Online-Fragebogens 
kann aufgrund von Gabelungen im Fragebo-
gen technologisch bedingt von der Numme-
rierung des gedruckten Fragebogens abwei-
chen. Dies kann zu Verwirrungen führen. Eine 
stringente Nummerierung in der Druckver-
sion ist andererseits hilfreich für die Bezug-
nahme in unterschiedlichen Situationen (z. 
B. bei Abstimmungen). Die Frage der Num-
merierung sollte zukünftig entsprechend re-
flektiert werden.

Die Nutzung der Versandoption mit persönli-
chem Zugangscode im Portal soscisurvey bie-
tet die Möglichkeit der Zwischenspeicherung 
und weiteren Bearbeitung zu einem späte-
ren Zeitpunkt sowie das leichtere Ausdrucken 
des fertigen Fragebogens. Dies bedeutet bei 
den gegebenen technischen Möglichkeiten 
aber, dass als Absender nicht ohne weiteres 
der Auftraggeber oder eine inhaltlich geeig-
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nete Mailadresse sichtbar wird, sondern das 
soscisurvey-Portal, da individuelle Zugangs-
Codes nur bei Versand über das Portal auto-
matisch generiert werden. Diese Gesichts-
punkte sind bei der praktischen Ausgestal-
tung der Befragung gegeneinander abzuwä-
gen. 

Mehrfach wurde im Fragebogen wie auch 
in Fallstudien angemerkt, dass eine Option 
zum Ausdrucken des bearbeiteten Fragebo-
gens zur Unterstützung interner Abstimmun-
gen und Dokumentation der Eingaben hilf-
reich wäre. Möglichkeiten hierzu sollten zu-
künftig bei der Fragebogenkonstruktion ge-
prüft werden. 

Empfehlungen zur allgemeinen 
Vorgehensweise:

Gemeinden tippen teilweise den Link zur 
Fragebogenseite von Hand ein (z. B.: Einga-
be durch Bearbeiter auf Basis eines Mail-Aus-
drucks): Tippfehler als Schwierigkeit der Be-
arbeitung sollten Berücksichtigung finden. 

Die Unterstützung durch den Deutschen 
Städtetag (DST; eigenes E-Mail-Schreiben, 
in dem für die Unterstützung der Erhebung 
geworben wird) ist sehr hilfreich, sollte aber 
zukünftig hinsichtlich des Empfängerkreises 
abgestimmt werden: D. h. Nutzung des DST 
Verteilers (bzw. eines anderen Unterstützer-
kreises), Versand aber ausschließlich durch 
Organisatoren der Befragung bzw. unter de-
ren Einbindung.

Verbesserung der Datenqualität

Im Rahmen der Datenkontrolle wurden ver-
schiedene Orientierungswerte ermittelt, de-
ren Überschreitung als deutliche Hinweise 
auf Falschangaben gewertet werden können. 
Zukünftige Erhebungen können auf diesen 
Erfahrungen aufbauen, und so die Datenkon-
trolle deutlich effizienter gestalten. So sind 
etwa Angaben zu IEP über 30 % bzw. unter 
0,5 % der Gebäude und Freifläche deutliche 
Hinweise auf Eingabefehler. 

Korrekturfaktoren zur Kompensation von Ab-
schneidekriterien bei Verwendung von Min-
destflächengrößen lassen sich aus der ALK 
überschlägig ermitteln. Dies beruht auf der 
vereinfachten Annahme, dass Grundstücke 
mit IEP genauso groß sind wie alle Grund-
stücke mit Gebäude- und Freifläche inner-
halb von Ortslagen. Die am Beispiel Sach-
sen so ermittelten durchschnittlichen Kor-
rekturfaktoren liegen z. B. bei verwendeten 
Mindestflächengrößen von 500 m² bei ca. 1,1 
und bei verwendeten Mindestflächengrößen 

von 2.000 m² bei ca. 1,7. Da es insbesondere 
bei Groß- und Mittelstädten unterschiedli-
che Anteile der Flächenkategorien gibt, soll-
ten die Korrekturfaktoren mindestens nach 
Gemeindetypen oder Gemeindegrößenklas-
sen weiter differenziert werden. 

Nutzung automatisierter 
Verfahren für die Abschätzung von 
Innenentwicklungspotenzialen auf 
Bundesebene

Hinsichtlich der Unterstützung eines zu-
künftigen Monitorings von Innenentwick-
lungspotenzialen bietet das entwickelte au-
tomatisierte IEP-Abschätzungsverfahren ver-
schiedene Anwendungspotenziale, auf die im 
Folgenden eingegangen wird. Dabei werden 
auch die Anforderungen an eine weitere Qua-
lifizierung dargestellt.

Validierung der Befragung

Das automatisierte IEP-Abschätzungsverfah-
ren auf Grundlage von ATKIS®, den amtli-
chen Hausumringen sowie ergänzenden In-
formationen (DGM10, Überschwemmungs-
gebiete) sollte bei zukünftigen IEP-Erhebung 
des Bundes für den gesamten Stichproben-
umfang zum Einsatz kommen, sofern bis da-
hin noch keine ALKIS®- oder ALK-Nutzung 
möglich ist. Der Aufwand für die Berechnung 
ist gering, im Vergleich dazu der Informati-
onswert an ortskonkreten Informationen 
hoch (bezogen auf unbebaute Potenziale - 
Baulücken und Nachverdichtungspotenzia-
le). Für eine Abgrenzung des Innenbereichs 
ist die Ortslage aus dem ATKIS® Basis-DLM 
näherungsweise verwendbar.

Die ortskonkreten Informationen können zur 
Validierung der Befragungsergebnisse einge-
setzt werden. Sie helfen, Ausreißer zu identi-
fizieren sowie unplausible Fälle aufzudecken, 
die Rückfragen in der Befragung nahelegen. 

Abschätzung der Potenziale auf Baulücken 
und Brachen

Das Geobasisprodukt ALKIS® ist für die Er-
fassung von IEP die beste Informations-
grundlage. Der Grunddatensatz enthält die 
für die Identifizierung von Baulücken not-
wendigen Flurstücksgrenzen, die Gebäude-
grundrisse sowie relevante Flächennutzun-
gen zur Identifizierung von Ausschlussflä-
chen (z. B. Infrastrukturflächen, öffentliche 
Grün- und Erholungsflächen, Parkplätze, 
Stadtplätze, Marktplätze) in deutlich höhe-
rer Auflösung als ATKIS®, das einen höheren 
Abstraktionsgrad besitzt. Dadurch steigen die 
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Erfolgsaussichten deutlich, die Höhe theore-
tischer Innenentwicklungspotenziale auf un-
bebauten Flächen realitätsnah abzuschätzen. 

Anzustreben ist, das automatisierte IEP-Ab-
schätzungsverfahren unter Verwendung von 
ALKIS® mit dem derzeit verfügbaren Grund-
datensatz in Verbindung mit einem hoch auf-
gelösten Geländemodell (DGM 10) und wei-
teren Fachdaten (z. B. Überschwemmungs-
gebiete) weiterzuentwickeln und flächende-
ckend zur Abschätzung von Innenentwick-
lungspotenzialen auf Baulücken und Nach-
verdichtungspotenzialen einzusetzen. 

Weiterentwicklung der Datenbasis und 
Sicherstellung des Zugriffs

Im Grunddatenbestand von ALKIS® sind 
derzeit keine Informationen enthalten, die 
Aufschluss über eine aktuelle Nichtnutzung 
vorhandener Bebauung geben. Dies ist je-
doch Voraussetzung dafür, Innenentwick-
lungspotenziale auch auf bereits bebauten 
Flächen zu erkennen. Das ALKIS®-Attribut 
„Zustand“ für Gebäude und baulich gepräg-
te Flächen bietet schon jetzt die Möglichkeit 
zur Erfassung von Informationen zum Zu-
stand wie ungenutzt, außer Betrieb/stillge-
legt/verlassen bzw. verfallen/zerstört. Hier 
wäre eine Aufnahme des entsprechenden At-
tributs in den Grunddatensatz sehr hilfreich, 
auch wenn dieses mit hohen Erfassungsauf-
wendungen verbunden ist. 

Als Voraussetzung für eine bundesweite au-
tomatisierte Abschätzung von IEP auf Ba-
sis von ALKIS® sollte sich der Bund pers-
pektivisch ein flächendeckendes Nutzungs-
recht sichern. Diese Daten sind nicht nur für 
eine IEP-Abschätzung geeignet, sondern bei-
spielsweise auch für ein Monitoring des Ge-
bäudebestandes und seiner Entwicklung. 
Die ALKIS®-Daten sollten in Zukunft über 
OGC-konforme webbasierte Dienste für ein 
bundesweites Monitoring bereitgestellt wer-
den. Hier bietet sich insbesondere die Bereit-
stellung als Web Feature Services (WFS) an, 
wie es beispielsweise im Rahmen der AAA®-
Geodienste der Landesvermessung und Geo-
information Brandenburg (LGB)46 geplant ist.

7.3 Erfassung von 
Innenentwicklungspotenzialen 
auf kommunaler und 
regionaler Ebene

In diesem Abschnitt werden Handlungs-
empfehlungen gegeben, welche die Erhe-
bung und das Management von Innenent-

wicklungspotenzialen in den Kommunen 
und Regionen unterstützen. Hierzu werden 
im folgenden Abschnitt Vorschläge zu ein-
fachen kommunalen Flächenmanagement-
Katastern gemacht und daran anschließend 
weitere allgemeine Hinweise zur Unterstüt-
zung von Erhebung und Management von 
IEP gegeben. 

Einfache Verfahren

Zunächst ist es ein ermutigendes Ergebnis 
der Befragung, dass mehr als 90 % der Kom-
munen, die sich an der Befragung beteilig-
ten, Angaben zu ihren Innenentwicklungs-
potenzialen in den vorgeschlagenen Defini-
tionen machen konnten. Selbst wenn man 
davon ausgeht, dass informierte Kommunen 
sich tendenziell eher an der Befragung betei-
ligt haben könnten, zeigt dies doch, dass das 
Thema vor Ort ernst genommen wird und im 
weitesten Sinne „einfache Verfahren“ zur Ge-
winnung und Dokumentation entsprechen-
der Informationen zum alltäglichen Hand-
werkszeug gehören. 

Die Befragungsergebnisse und Fallbeispiele 
zeigen allerdings auch, dass von einer Viel-
zahl unterschiedlicher Herangehensweisen 
an die Erfassung von Innenentwicklungspo-
tenzialen auszugehen ist. Zudem sind ins-
besondere kleine und mittlere Kommunen 
nicht selten elaborierten „hochwissenschaft-
lichen“ (Fallstudienaussage) Systemen ge-
genüber eher zurückhaltend. Insbesonde-
re in den Fallstudiengesprächen ergab sich 
der Gesamteindruck einer weitgehenden Zu-
friedenheit mit der Verfügbarkeit und Leis-
tungsfähigkeit einfacher Erfassungsmetho-
den. Dabei ist allerdings, wie in Kapitel 4 dar-
gestellt, ein großer Teil der Kommunen zu-
mindest teilweise auf Schätzungen angewie-
sen. In diesen Fällen muss davon ausgegan-
gen werden, dass die Wahrnehmung von In-
nenentwicklungspotenzialen durchaus von 
lokalen Prioritätensetzungen und Relevanz-
vorstellungen abhängig ist. Dies führt nicht 
nur tendenziell zu einer Unterschätzung von 
Innenentwicklungspotenzialen, sondern ist 
auch nur begrenzt mit dem Anspruch eines 
informierten und transparenten Planungs-
handelns vereinbar. 

Wo über den Aufbau von Flächenmanage-
ment-Katastern nachgedacht wird, artiku-
lieren Gesprächspartner zudem auch den 
Bedarf an belastbaren methodischen und 
begrifflichen Bezugspunkten – auch für die 
Diskussion in den eigenen Häusern. Ziel ist 
also nicht primär eine Vereinfachung von 

(46)
siehe hierzu http://www.geoba-
sis-bb.de/GeoPortal1/produk-
te/geo_web_aaa-dienste.htm 
(07.02.2014)



1317 Handlungsempfehlungen 

Verfahren, sondern vor allem die Unterstüt-
zung einer breiteren Anwendung systemati-
scher Verfahren für Erfassung und Manage-
ment der Daten zu Innenentwicklungspo-
tenzialen – ohne dabei die deutlich gewor-
denen, insbesondere personellen und zeitli-
chen Grenzen der Leistungsfähigkeit vor Ort 
zu überschreiten. 

Vor diesem Hintergrund wird unter „Einfa-
chen Verfahren“ ein kommunales Flächen-
managementkataster verstanden, welches 
auf einer systematischen Vor-Ort-Erfassung, 
Aufbereitung und Pflege von Daten zu Innen-
entwicklungspotenzialen durch kommuna-
le Träger basiert. Es nutzt die vorhandene 
Ortskenntnis und kommt ohne vertiefende 
informationstechnische Qualifikationen der 
Bearbeiter aus. Einfache Verfahren erheben 
nur einen beschränkten Basisdatensatz, wel-
cher für die Entscheidungen in der Bauleit-
planung und der Regionalplanung sowie das 
Flächenmonitoring aussagekräftige Grund-
lagen liefert. Über die kommunale und regi-
onale Ebene hinaus sind systematische IEP-
Flächenmanagement-Kataster zugleich eine 
Grundbedingung eines übergreifenden, z. B. 
bundesweiten, vergleichbaren Monitorings. 

Einige Eckpunkte für die Begrifflichkeiten 
und Kernelemente geeigneter einfacher Ver-
fahren werden in den folgenden Abschnit-
ten formuliert. 

Existierende Aktivitäten der Länder und 
Kommunen 

Empfehlungen zu einer vereinfachten sys-
tematischen Erfassung von Innenentwick-
lungspotenzialen sollten an vorliegende In-
itiativen in den Bundesländern anknüpfen. 
Die in Abschnitt 3.1 zusammengefassten 
Aktivitäten der Länder und Kommunen ma-
chen das breite Spektrum an verfahrensmä-
ßigen und datentechnischen Zugängen zur 
Ermittlung von Innenentwicklungspotenzi-
alen deutlich. Tabelle 7.1 gibt einen Einblick 
in das Spektrum der inhaltlichen und orga-
nisatorischen Ausgestaltung vorliegender 
Tools. Berücksichtigt sind gut dokumentier-
te Beispiele aus Baden-Württemberg, Bayern, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen und Schleswig-Holstein. 
Die weiteren in Abschnitt 3.1 dargestellten 
Länderinitiativen gliedern sich in das darge-
stellte Spektrum ein bzw. lehnen sich an die 
aufgeführten Tools an. 

Überwiegend ist eine Erfassung der IEP auf 
kommunaler Ebene vorgesehen. Unter den 
aufgeführten Beispielen bildet das System 

ruhrFIS mit einem regionalen Umgriff die 
Ausnahme. Besonderheiten zeigen sich in 
Bayern, wo optional interkommunale Ka-
tasterumgriffe angeboten werden (die bis-
lang aber eher Pilotcharakter haben) und in 
Rheinland-Pfalz, wo die Ersterfassung über 
eine landesweite Initiative in Form einer Voll-
erhebung angelegt wurde. 

Flächenmonitoring steht in nahezu allen 
Tools im Vordergrund. Darüber hinaus spe-
zifizieren sich die Handlungsschwerpunkte 
im Einzelnen weiter aus. Unterschiede zei-
gen sich insbesondere in der Deutlichkeit der 
Anknüpfung an die Bauleitplanung und Re-
gionalplanung. 

Brachen und Baulücken werden in allen dar-
gestellten Ansätzen betrachtet, wobei teilwei-
se unterschiedliche Begriffsdefinitionen zu-
grunde liegen. Darüber hinaus werden wei-
tere Flächenkategorien unterschieden, die 
zum Teil regionale Besonderheiten aufgrei-
fen (z. B. Althofstellen in Bayern) oder weite-
ren Schwerpunktsetzungen geschuldet sind. 

Nicht selten werden Mindestflächengrößen 
vorgeschlagen. Zum Teil wird auf eine expli-
zite Angabe diesbezüglich verzichtet oder auf 
ortsübliche Festlegungen verwiesen. 

Allen Tools gemein ist die Erhebung von 
Flächen-Basisdaten. Diese umfassen in der 
Regel Merkmale wie Lage der Fläche (Flur-
stücksnummer, Gemarkung, Straße, Haus-
nummer), Angaben zum Flächentyp, zur ak-
tuellen Nutzung der Fläche, zur planungs-
rechtlichen Einordnung (Flächentyp nach 
FNP, Bebauungsplan, Gebiet nach § 34 
BauGB) sowie zu weiteren Rahmenbedin-
gungen der Planung (z. B. Schutzgebiet, Alt-
lasten). Darüber ist zum Teil die Erfassung 
von Bewertungsdaten in den Tools mit ange-
legt. Beispiele hierfür sind Angaben zum Ge-
bäudezustand oder -leerstand, zur Nutzbar-
keit der Fläche und bestehenden Planungs-
absichten, Lagerestriktionen, denkmalpfle-
gerische Belange, Lage in Schutzgebieten 
etc.; einzelne Tools bieten zentral vorliegen-
de Merkmalsausprägungen mit an, um da-
durch die Erfassung zu erleichtern. Überwie-
gend erfolgt diese in Form von Vor-Ort-Erhe-
bungen durch die Kommunen, in Rheinland-
Pfalz unterstützt durch ein Dialog-Verfahren. 
Im ruhrFIS werden die Daten regional erho-
ben und den Kommunen zurückgespiegelt 
(einfache Rückkoppelung). 

Die datentechnischen Lösungen variieren 
stark. Sie reichen von dezentral vorliegen-
den Standard-Datenverwaltungssystemen 
bis hin zu zugeschnittenen Datenbanksys-
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Tabelle 7.1 
Spektrum der Ausgestaltung vorliegender Tools zur Erfassung und zum Monitoring von IEP

Sachsen Tool 
Flächenmana-
gement

Flächenma-
nagement 
Schleswig-Hol-
stein

Datenbank 
Raum+ Moni-
tor (RP)

Flächenmana-
gement-Daten-
bank Bayern

Flächenmana-
gement Tool 
FLOO (Baden-
Württemberg)

Baulücken- 
und Leer-
standskataster 
der VKV (Nie-
dersachsen) 

Flächeninfor-
mationssystem 
Ruhr (ruhrFIS)

Maßstabsebene 
und Umgriff des 
Katasters (Regi-
onal/Kommunal)

kommunal kommunal kommunal 
(Landesweite 
Erfassung)

kommunal 
(optional Inter-
kommunal)

kommunal kommunal (op-
tional Interkom-
munal)

regional

Handlungsfelder 
(Schwerpunkt)

Monitoring und 
Revitalisierung 
von Brachflä-
chen, Boden-
schutzstrate-
gien 

Monitoring Bau-
landpotenzia-
le, Kommunale 
Bauleitplanung, 
Marktinformatio-
nen, Suche nach 
Ausgleichsflä-
chen

Monitoring Flä-
chenentwicklung 
(Innen/Außen), 
Nutzung in der 
Bauleitplanung 
und der Regio-
nalplanung

Erfassung IEP 
und Monitoring 
IEP im Rahmen 
der Bauleitpla-
nung, Dorfer-
neuerung, integ-
rierter ländlicher 
Entwicklung, 
Städtebauför-
derung

Erfassung, Be-
wertung und 
Fortschreibung 
von Innenent-
wicklungspoten-
zialen zwecks  
Mobilisierung

Monitoring Flä-
chen/Gebäude-
leerstand, De-
mografischer   
Wandel, Bauleit-
planung, Früh-
warnsystem

Flächenbe-
darfsprogno-
sen, Flächen-
nutzungs- und 
Regionalpla-
nung, Monito-
ring Flächen-
wandel

Flächentypen Brachen und 
Baulücken

Brachen, Baulü-
cken, unterge-
nutzte Flächen, 
Neubauflächen 
leerstehende 
Hofstellen

Brachen, Baulü-
cken, weitere  
Kategorien, Au-
ßenentwick-
lungsreserven 

Brachen, Baulü-
cken, Althofstel-
len, Leerstände, 
geringfügig be-
bautes Grund-
stück, weitere 
Kategorien

Brachen, Baulü-
cken, Althof-
stellen, Gebäu-
deleerstand, 
Leerstände in 
Gebäuden, ge-
ringfügig ge-
nutzte Flächen 
und Restnutzun-
gen.

Brachen/Ge-
bäudeleerstand 
(inkl. Althof-
stellen und Ne-
bengebäude), 
Baulücken, dro-
hender Leer-
stand

Brachen,  
Baulücken

Flächengrößen > 500 m² ortstypische 
Festlegung

> 2.000 m²,  
kleiner geplant

keine 
Mindestgröße

keine 
Mindestgröße

keine 
Mindestgröße

> 500 m² Woh-
nen, Gewerbe > 
1.000 m²

Datenumfang/
Merkmale

Basisdaten  
Fläche
Bewertungsda-
ten (teilautoma-
tisiert)
Zusätzliche In-
formationen 
(Versiegelungs-
grad)

Basisdaten  
Fläche
Import von Da-
ten der landes-
weiten K 3 Um-
weltdatenbank

Basisdaten  
Fläche
Bewertungsda-
ten, insb. Pla-
nung und Um-
welt, einfache 
Kategorisierung 
in Mobilisie-
rungstypen

Basisdaten  
Fläche
Zusätzliche In-
formationen 
(Modul zur 
Durchführung 
und Auswertung 
einer Eigentü-
merbefragung 
zur Verkaufsbe-
reitschaft; Modul 
Wohnbauland-
bedarfsberech-
nung; Modul
Grundstücks-
börse)

Basisdaten  
Fläche (Flur-
stücksnummer, 
Größe und Ad-
resse automati-
siert über ALK), 
Eigentümer, Be-
wertungsdaten 
(optional durch 
Kommune)

Basisdaten  
Fläche (grafisch 
automatisiert) 
und Gebäude-
leerstand klas-
sifiziert und be-
wertet (Zustand 
und Bewohner-
Altersstruktur)

Basisdaten  
Fläche

Erfassungsver-
fahren

Vor-Ort-Erhe-
bung auf Grund-
lage der ALK

Luftbild- und 
ALK-Auswer-
tung, validieren-
de Nacherhe-
bung vor Ort

Luftbildauswer-
tung, ALK-Da-
ten, Vor-Ort-Ge-
spräche, keine 
Begehung),  
„Dialogverfah-
ren“

Vor-Ort-Erhe-
bung auf Grund-
lage ALK-Daten, 
Luftbilder und 
FNP

Vor-Ort-Erhe-
bung und Be-
standsauf-
nahme sowie 
Fortschreibun-
gen

Nach Aktenlage 
oder Vor-Ort-Er-
hebung

Zentrale Aus-
wertung FNP, 
FNK und Regi-
onalpläne, Luft-
bildauswertung 
mit Rückkopp-
lung Kommunen

Datentechnische 
Lösung

Windows Ac-
cess (dezentral 
in Kommunal-
verwaltung)

Zentrale Daten-
haltung bei Lan-
desamt

Geoserver Lokale Windows 
Access Daten-
bank mit GIS-
Schnittstelle	
Webbasier-
te Datenbank 
über Server ei-
nes kommuna-
len Rechenzen-
trums

Zentrale Daten-
haltung beim 
Landesamt, Zu-
griff webbasiert 
über Landesin-
tranet

Zentrale Daten-
haltung beim 
Landesamt, Zu-
griff webbasiert 
über Landesin-
tranet

Webbasiertes 
Informationssys-
tem (GeoServer)

Aktualität/Pflege Fortschreibung 
durch Kommune 
nach eigenem 
Ermessen

Fortschreibung 
durch Kommune 
nach eigenem 
Ermessen

Fortschreibung 
durch Kommune 
nach eigenem 
Ermessen

Fortschreibung 
durch Kommune 
nach eigenem 
Ermessen

Fortschreibung 
durch Kommune 
nach eigenem 
Ermessen

Fortschreibung 
durch Kommu-
ne nach eige-
nem Ermessen 
Jährliches Ver-
schneiden mit 
Einwohner- 
meldedaten

Fortschreibung 
durch Regional-
planung aller 3 
Jahre

Quellen:	http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/boden/12215.htm; http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/BodenAltlasten/05_Flaechen-
management/ein_node.html; http://www.mwkel.rlp.de/Landesplanung/RAUM/RAUM-Monitor/; http://www.lfu.bayern.de/umweltkommunal/flaechen-
management/index.htm; http://www2.mvi.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/104364/; http://www.gll.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_
id=10605&article_id=111411&_psmand=34; http://www.metropole-ruhr.de/regionalverband-ruhr/regionalplanung/flaechenmonitoring-ruhrfis.html
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temen mit Schnittstellen zu Geo-Informati-
onssystemen, die zum Teil webbasiert ange-
boten und/oder  zentral durch entsprechen-
de Landesserver verwaltet werden.

In der Regel werden keine expliziten Rege-
lungen zur Aktualisierung getroffen, ob-
gleich Empfehlungen hinsichtlich tagesak-
tueller Fortführungen zu finden sind und die-
se Möglichkeit grundsätzlich mit den Syste-
men gegeben ist. Eine Besonderheit findet 
sich im niedersächsischen Ansatz, wo eine 
jährliche Aktualisierung der Verschneidung 
von Innenentwicklungspotenzialen mit Ein-
wohnermeldedaten vorgesehen ist. Das ruhr-
FIS sieht eine zentral durchgeführte regelmä-
ßige Aktualisierung im 3-Jahresrhytmus vor.

Kernelemente eines einfachen 
Flächenmanagement-Katasters 

Die existierende Verfahrenslandschaft zeigt, 
dass auf ein methodisch abgesichertes Wis-
sen zum Inhalt und Aufbau von Flächenma-
nagementkatastaster zurückgegriffen wer-
den kann. Dies wird in vielen Bundesländern 
schon heute aktiv unterstützt. Mit Blick auf 
ein möglichst einfaches Verfahren beim Auf-
bau von Katastern bietet insbesondere die 
Dokumentation „Kommunales Flächenma-
nagement in Schleswig-Holstein“ (Ministe-
rium für Landwirtschaft, Umwelt und länd-
liche Räume des Landes Schleswig-Holstein 
2011) einen strukturierten Bezugsrahmen. 
Darüber hinaus liefern die Erkenntnisse aus 
der Befragung und den Fallstudien (Kapi-
tel 4) weitere Hinweise zur Gestaltung „ein-
facher Verfahren“. Vor diesem Hintergrund 
werden die nachfolgenden Empfehlungen 
formuliert. 

Räumliche und inhaltliche Eingrenzung

Den Auftakt einer systematischen Datener-
hebung zu Innenentwicklungspotenzialen 
bildet die Eingrenzung des Bezugs- und Un-
tersuchungsrahmens. Grundsätzlich gilt es 
im Rahmen einfacher Verfahren, die erfassten 
Daten an die vorgesehenen Handlungsfelder 
des Flächenmanagements anzupassen und 
die Erhebung einer zu großen Datenmen-
ge zu vermeiden. Einfache Verfahren sollten 
dabei vor allem kommunale Kernaufgaben, 
wie das Flächenmonitoring und die Bauleit-
planung, im Blick haben. Folgende Aspekte 
sind zu klären:

•	 Untersuchungsraum: In der Regel das ge-
samte Gemeindegebiet, gegebenenfalls 
in Etappen fortschreitend, evtl. insbeson-
dere in kleineren Gemeinden in Koopera-

tion mit Nachbargemeinden bzw. inner-
halb von Gemeindeverbünden. Mit Blick 
auf die regionale Ebene sollte zumindest 
die Anschlussfähigkeit der Daten ange-
strebt werden.

•	 Nutzungsarten: idealerweise für alle Nut-
zungsarten, zumindest aber für Wohn-, 
Gewerbe-, und Mischgebiete.

•	 Flächentypen: Brachen (aktuell, potenzi-
ell), Baulücken, Leerstand, nur optional 
Nachverdichtung. Dabei sollten zumin-
dest Brachflächen und Baulücken sepa-
rat erfasst werden. Die Erfahrungen aus 
der Befragung zeigen, dass die im Rahmen 
dieses Vorhabens gewählte Klassifizierung 
von Innenentwicklungspotenzialen nach 
Brachflächen, Baulücken und Nachver-
dichtungspotenzialen grundsätzlich auf 
Zustimmung trifft. Leerstände sollten al-
lerdings, wenn, dann separat erfasst wer-
den. Hier ergaben sich für die Befragten 
Schwierigkeiten, insbesondere Leerstand 
von Wohngebäuden unter dem Brachflä-
chenbegriff zu subsumieren. 

•	 Flächengrößen: In der Praxis finden sich 
hinsichtlich der Flächengröße verschie-
dene Untergrenzen für die Erfassung. Ab-
bildung 7.1 zeigt die im Rahmen der Be-
fragung ermittelten Häufigkeiten für 
verschiedene Mindestflächengrößen in ei-
ner kumulierten Darstellung. Grundsätz-
lich sollte auf solche Abschneidekriterien 
jedoch möglichst verzichtet werden. Auch 
kleinteilige Flächen sind bei kommunalen 
Planungen wichtige Bausteine des Stadt-
umbaus. Geht man hilfsweise davon aus, 
dass IEP-Flächen hinsichtlich ihrer Grö-
ße ähnlich strukturiert sind, wie Gebäude- 
und Freiflächen-Grundstücke insgesamt 
(Abbildung 7.2), blieben bei einer Unter-
grenze der Erfassung von 2.000 m² rund 
40 % der IEP unberücksichtigt. Wenn Un-
tergrenzen zur Anwendung kommen sol-
len, sollte die Grenze nicht oberhalb von 
500 m² gezogen werden. Damit kann der 
Anteil der unberücksichtigten Flächen 
deutlich begrenzt und unter der genann-
ten Annahme unter 10 % gehalten werden.

•	 Flächen-Merkmale: Hier bieten die in den 
Ländertools geführten Flächen-Basisda-
ten Anhaltspunkte für ein Mindestpro-
gramm (s. o.). Diese überschneiden sich 
zumindest zum Teil mit in der Befragung 
genannten Häufigkeiten erhobener Merk-
male (Abbildung 7.3). Ergänzend werden 
– wie bereits oben angesprochen – bewer-
tende Merkmale als sinnvoll angesehen, 
wie z. B. Angaben zum Gebäudezustand 
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Abbildung 7.1 
Häufigkeiten für verschiedene Mindestflächengrößen in kumulierter Darstellung 
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Abbildung 7.2 
Anteile der Flurstücke mit Gebäude und Freiflächen in verschiedenen Flurstücks-Größenklassen an der 
Gebäude und Freifläche gesamt, dargestellt am Beispiel sächsischer Gemeinden
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sche Belange, Lage in Schutzgebieten etc.

Vorrecherche

Den ersten Schritt der Erhebung bildet die 
Vorrecherche. Digitale Katasterdaten und 
Luftbilder werden zur Vorrecherche von 
Brachflächen und Baulücken in den zu unter-
suchenden Bereichen eingesetzt. Hier kön-
nen auch automatisierte Verfahren und über-

greifende regionale Ansätze einen wertvol-
len Beitrag leisten. In Arbeitskarten werden 
zunächst alle erforderlichen Informationen 
zusammengeführt und dargestellt (Untersu-
chungsraum, Bebauungsplangrenzen etc.). 

Auch automatisiert erhobene IEP-Informa-
tionen können bei allen Einschränkungen 
im Rahmen der Vorrecherche als Erstorien-
tierung hilfreich sein. Hierbei bietet sich die 
Entwicklung internetbasierter Anwendun-
gen an, die auf vergleichbaren Erhebungs-
grundlagen basieren. Damit könnten mögli-
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Abbildung 7.3 
Häufigkeiten der von den erfassenden Kommunen genannten erhobenen Merkmale von Innenentwick-
lungspotenzialen in Prozent (Mehrfachnennungen)
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che IEP-Flächen dargestellt und die Reflekti-
on bzw. auch ein Neu-Denken der Innenent-
wicklungssituation angeregt werden. Hierfür 
sind jedoch weitere Entwicklungsarbeiten er-
forderlich. 

Überprüfung vor Ort

Im nächsten Schritt erfolgt die Vor-Ort-Be-
gehung mit einem einfachen Erfassungsbo-
gen (verfügbar z. B. in den Ländertools von 
Sachsen und Bayern). Die Begehung dient 
der Validierung der Daten sowie gegebenen-
falls der Ergänzung der Erhebung um Daten, 
die aus den Karten und Luftbildern nicht er-
sichtlich sind. Auch eine Bilddokumentation 
ist so möglich. Die Vor-Ort-Begehung kann 
als Vollerhebung erfolgen, als stichproben-
artige Überprüfung oder gezielt auf fragliche 
Flächen fokussiert werden. Für möglichst zu-
verlässige Flächeninformationen empfiehlt 
sich die Vollerhebung. Hier thematisieren al-
lerdings viele Kommunen den Personal- und 
Zeitmangel. Einzelne Kommunen behelfen 
sich mit studentischen Praktikanten, ande-
re mit Hilfskräften. Hierbei ist allerdings die 
Qualität der erhobenen Daten unter Umstän-
den fraglich. Die Förderung einer professio-
nellen Datenerhebung gehört deshalb auch 
zu den über Verfahrensfragen hinausgehen-
den Aspekten der Unterstützung des Aufbaus 
von IEP-Flächenmanagement-Systemen, die 
weiter unten dargestellt werden.

Integration in ein Informationssystem

Die erhobenen Daten der Erfassungsbögen 
sollten durchgehend in ein EDV-gestütztes 
System eingegeben werden – soweit mög-
lich, einschließlich einer Verknüpfung mit ei-
nem GIS. Die Befragung hat gezeigt, dass hier 
der überwiegende Teil der Kommunen zu-
mindest teilweise mit einfachen Office-Pro-
dukten wie Excel arbeitet. In den Fallstudi-
en wurde allerdings auch deutlich, dass eine 
Verknüpfung mit einem GIS als grundsätz-
lich erstrebenswert angesehen wird. Ledig-
lich in kleinen Kommunen werden wohl auch 
zukünftig analoge Lösungen mit Karten und 
Listen von Bedeutung sein. Hier könnte es 
perspektivisch sinnvoll sein, die erhobenen 
Daten auf übergeordneter Ebene (z. B. der Re-
gion oder Verbandsgemeinde) in einem GIS 
zusammenzuführen, auf das die Kommunen 
dann gemeinsam zugreifen. 

Pflege der Kataster

Bei der Pflege der Kataster sollte ein mög-
lichst aktueller Stand angestrebt werden. 
Ein möglichst geringer Aufwand für die Pfle-
ge des Katasters lässt sich durch gemeinsame 
Schreibrechte zur Aktualisierung der Daten-
bank erreichen. Hier können u. a. Planungs-, 
Umwelt- und Liegenschaftsverwaltung auf 
die Daten zugreifen und diese jederzeit ak-
tualisieren. In kleineren Kommunen, deren 
Flächennutzungsplanung von Planungsbü-
ros übernommen wird, könnte diese Leis-
tung angegliedert werden. Ebenfalls sinnvoll 
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ist eine zentrale Verwaltung der Flächenda-
ten nach dem Beispiel Niedersachsens und 
Schleswig-Holsteins. Wo das IEP-Flächenka-
taster durch die Stadtplanung geführt wird, 
bildet die Information über Baugenehmigun-
gen durch die Bauverwaltung einen wichti-
gen Beitrag zur Aktualisierung.  

Regionale Ansätze

Regionale Kataster helfen der Regionalpla-
nung beim Siedlungsflächenmonitoring 
und können interkommunale Aufgabenfel-
der (Gewerbeflächenpool, Siedlungsflächen-
konzept etc.) unterstützen.

Die beispielhaften Initiativen im Rhein-Ne-
ckar-Raum und das Siedlungsflächenmoni-
toring in Nordrhein-Westfalen zeigen, dass 
der regionalen Entscheidungsebene bei flä-
chenpolitischen Konflikten eine zunehmend 
größere Rolle zufällt. Dies gilt auch bei der 
Abstimmung in schrumpfenden Räumen. 
Die regionalen Planungsstellen suchen den 
gegenseitigen Austausch; der Regionalver-
band Ruhr hat in den Jahren 2007 und 2012 
eine bundesweite Befragung Regionaler Pla-
nungsstellen zur Praxis des Flächenmanage-
ments durchgeführt. 

Für die regionale Planungsebene wird an-
geregt, eine bundesweite Vereinbarung der 
regionalen Planungsverbände auf erfasste 
Flächentypen und gegebenenfalls Mindest-
größen unter Würdigung der damit verbun-
denen Unschärfen sowie auf Methoden zur 
Prognose für Wohnflächenbedarfe unter Ein-
schluss der IEP zu erzielen.

Für eine flächendeckende Ersterfassung auf 
regionaler Ebene wird das kooperative und 
dialogorientierte Verfahren empfohlen, wie 
es zum Beispiel im Raum+ Modell zur An-
wendung kommt (siehe auch Abschnitt 
7.1). Bei diesem Verfahren bildet eine exter-
ne flächendeckende Erhebung aller Poten-
ziale auf digitaler Grundlage den Ausgangs-
punkt. Hierbei werden neben den Innenent-
wicklungspotenzialen auch sogenannte „Au-
ßenentwicklungsreserven“ mit erfasst. Dar-
unter werden die in den rechtskräftigen Flä-
chennutzungsplänen festgesetzten Flächen 
verstanden, die außerhalb des gewachsenen 
Siedlungskörpers liegen und die in der Re-
gel über keine gesicherte Erschließung verfü-
gen. Die Information ist für die Regionalpla-
nung bei der Beurteilung von Flächenbilan-
zen und der Erfordernis neuer Flächenaus-
weisungen von großer Bedeutung. Im Rah-
men dieser Erfassungsaktivitäten kann auch 
das entwickelte Verfahren der automatisier-

ten Abschätzung von Innenentwicklungspo-
tenzialen perspektivisch eine wichtige Rol-
le spielen. 

Weitere Anknüpfungspunkte für 
eine Förderung der Erfassung von 
Innenentwicklungspotenzialen 

Neben den eher verfahrensbezogenen Hand-
lungsempfehlungen lassen sich noch ver-
schiedene weitere Anknüpfungspunkte für 
eine Förderung der Erfassung von Innen-
entwicklungspotenzialen festhalten. Die-
se reflektieren zum einen Hinweise aus den 
Fallstudiengesprächen, zum anderen insbe-
sondere die Aspekte Personal- und Finanzie-
rungsbedarf, die im Rahmen der Befragung 
als vordringliche Probleme deutlich gewor-
den sind.

Auf Grund von Hinweisen, dass insbeson-
dere die erstmalige Erfassung von Brachen, 
Baulücken, Leerständen etc. einen erhebli-
chen Personalaufwand erfordert (Begehun-
gen), könnte eine entsprechende Förderung 
sinnvoll sein. Eine Durchführung durch freie 
Büros würde zudem dem Effekt entgegen-
wirken, dass die Wahrnehmung von IEP zu 
sehr durch das Alltagsgeschäft vor Ort be-
stimmt wird. Zudem wäre so eine Professio-
nalität und Datenqualität gesichert, die sich 
mit Hilfskräften, Praktikanten oder ähnlichen 
Lösungen nicht erreichen lässt. Auch eine ge-
wisse Standardisierung und Vergleichbarkeit 
wäre leichter realisierbar, da ein (Mindest-)
Programm sowie der Zugriff auf die Daten 
für die geförderte Erhebung definiert wer-
den könnte. 

Es sollte darauf hingewirkt werden, die Erfas-
sung von Innenentwicklungspotenzialen als 
festen Bestandteil der kommunalen Bauleit-
planung zu installieren. Dies würde engagier-
ten Akteuren/Fachabteilungen den Rücken 
stärken, die eine Erhebung von IEP zwar an-
streben, sich aber bislang innerhalb der je-
weiligen Verwaltung nicht durchsetzen kön-
nen, da es außerhalb des Pflichtaufgabenbe-
reichs liegt. 

Teilweise scheint auch allgemeinerer In-
formationsbedarf zu Grundlagen und An-
satzpunkten der Erhebung von IEP und ei-
ner aktiven Innenentwicklung zu bestehen. 
So könnten Hinweise auf Best-Practice-Bei-
spiele im Internet leichter zugänglich sein, 
indem z. B. im Rahmen des Weißbuchs In-
nenstadt47 eine entsprechende Link-Liste ge-
pflegt würde.

Nicht selten wurde außerdem in den Fallstu-
diengesprächen darauf hingewiesen, dass 

(47)
http://www.bmvbs.de/DE/Stadt-
UndLand/WeissbuchInnenstadt/
weissbuch-innenstadt_node.
html (18.12.2013)
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weniger die Erfassung von Innenentwick-
lungspotenzialen als die mangelnde Verfüg-
barkeit bzw. Mobilisierbarkeit der Flächen 
für konkrete Entwicklungsmaßnahmen das 
eigentliche Problem der Innenentwicklung 
darstellt. Damit sind implizit viele Themen 
angesprochen, die bereits seit längerem in 
der Diskussion stehen. Beispiele reichen vom 
Verhalten der Flächeneigentümer über Fra-
gen der (Grund-)Steuergestaltung und Mög-
lichkeiten der Kommunen auf Schlüsselflä-
chen zuzugreifen, bis hin zu Fragen der Alt-
lastensanierung und den Auswirkungen der 
Immobilien- und Finanzkrise. Diese Fragen 
können hier nicht behandelt werden, müssen 
aber als weiterer Kontext mitgedacht werden.

7.4 Zusammenfassende 
Handlungsempfehlungen

Planungsebenen übergreifend ansetzen

Handlungsansätze zur Unterstützung zu-
künftiger Aktivitäten der Erfassung von In-
nenentwicklungspotenzialen müssen pla-
nungsebenenübergreifend ansetzen. Nati-
onale und regionale Erfassungen sind auf 
kommunales Wissen angewiesen. Überge-
ordnete Initiativen greifen nur, wenn sie auf 
lokaler Ebene gelebt werden, also auch Ein-
gang in die kommunale Planungspraxis fin-
den. Nur so lässt sich die Qualität der Daten 
insgesamt steigern und damit die Vorausset-
zungen schaffen, wirkungsvoll eine flächen-
sparende Siedlungspolitik voranzubringen.

Auf einheitliche Mindeststandards 
hinwirken

Die inhaltlichen Anforderungen an Kennt-
nisse über Innenentwicklungspotenziale so-
wie die verwendeten Methoden unterschei-
den sich zwischen den Planungsebenen. Die-
se Unterschiede lassen sich mit den anders-
gearteten Planungsaufgaben und Entschei-
dungsbedarfen begründen. So sind z. B. aus 
kommunaler Perspektive vor allem plane-
risch sinnvolle sowie mobilisierbare Potenzi-
ale von Interesse, auf Bundesebene dagegen 
vor allem das theoretische Potenzial, welches 
die (Ober-)Grenzen der Gestaltungsspielräu-
me für Rahmensetzungen markiert. 

Trotz dieser Unterschiedlichkeit der Anforde-
rungen sollte auf einheitliche Mindeststan-
dards hingewirkt werden, um die Vorausset-
zung für eine Verknüpfung der Daten auf ver-
schiedenen Handlungsebenen zu schaffen. 
Dies betrifft die zentralen Begriffe, mit de-
nen Innenentwicklungspotenziale beschrie-

ben werden sowie inhaltliche, methodische 
und konzeptionelle Anforderungen der Da-
tenerhebung und -haltung. Mindeststan-
dards bieten zudem eine grundlegende Ori-
entierung bei der Konzeption eigener kom-
munaler Initiativen. Hier muss die Abstim-
mung mit den Ländern und den dort teilwei-
se fortgeschrittenen Initiativen gesucht wer-
den. Begrifflich kann auf die im Rahmen die-
ses Projektes abgestimmten Definitionen zu-
rückgegriffen werden, wobei die beschriebe-
nen Anpassungen zu berücksichtigen sind.

Mittelfristig bleibt Befragung für 
bundesweites Monitoring unverzichtbar

Obgleich große Hoffnungen auf der Verwen-
dung von Geobasisdaten und automatisier-
ten Verfahren zur Unterstützung eines bun-
desweiten Monitorings liegen, bleibt das Inst-
rument der Befragung zur Erfassung bundes-
weiter Daten zu Innenentwicklungspotenzia-
len absehbar unverzichtbar. Mit dem vorge-
legten Verfahren der standardisierten Online-
befragung in Verbindung mit dem verwen-
deten Stichprobendesign sind die Grundla-
gen für den Aufbau eines periodisch wieder-
kehrenden Monitorings geschaffen worden. 
Hierauf sollten zukünftige Befragungen auf-
bauen.

Stärken automatisierter Verfahren gezielt 
einbringen

Automatisierte Erhebungsverfahren bergen 
erhebliche Potenziale zur Erfassung von In-
nenentwicklungspotenzialen. Die Stärken 
liegen in der Detektion von unbebauten IEP 
(Baulücken und Nachverdichtungspotenzia-
le), die Grenzen derzeit in der Erkennung von 
IEP mit vorhandener Bebauung (Brachflä-
chen, Leerstände). Beim Aufbau eines bun-
desweiten Monitorings von Innenentwick-
lungspotenzialen sollten die Stärken auto-
matisierter Verfahren ausgebaut und genutzt 
werden. Abhängig von der Weiterentwicklung 
der Datenlage sollten automatisierte Verfah-
ren möglichst flächendeckend zur Plausibi-
lisierung und Ergänzung und von Befragun-
gen eingesetzt werden. Neben der Zielset-
zung, dadurch die Objektivität, Vergleichbar-
keit und Wiederholbarkeit zu erhöhen soll-
te auch angestrebt werden, damit den Befra-
gungsaufwand zu reduzieren. 

Die Zustandserfassung von Flächen im 
Kataster prüfen

Möglichkeiten der Erfassung und Aktualisie-
rung potenzieller Innenentwicklungsflächen 
in Geobasisdaten, speziell in ALKIS®, soll-
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ten vertiefend geprüft werden. ALKIS® bietet 
z. B. durch das optionale Attribut „Zustand“ 
schon jetzt die Möglichkeit zur Kennzeich-
nung ungenutzter bebauter Flächen. Sollte 
es gelingen, die Zustandserfassung für Ge-
bäude und Flächenflächendeckend zu reali-
sieren, würde sich die IEP-Erfassungsgrund-
lage erheblich verbessern. 

Kommunale Ansätze fördern

Die Vielzahl der vorliegenden Datenbank-
systeme zur Erfassung der Innenentwick-
lungspotenziale und die vielfach geäußer-
te grundsätzliche Zufriedenheit mit der Ver-
fügbarkeit und Leistungsfähigkeit existieren-
der Erfassungssysteme lässt eine umfassen-
de Harmonisierung zumindest kurzfristig als 
nicht realistisch erscheinen. Auf der ande-
ren Seite wird jedoch auch der Bedarf an be-
lastbaren methodischen und begrifflichen 
Bezugspunkten artikuliert, insbesondere in 
Kommunen, in denen Erfassungs-Systeme 
aufgebaut werden sollen. Konkrete Empfeh-
lungen zielen auf die bereits oben angespro-
chenen begrifflichen Orientierungen sowie 
die Anschlussfähigkeit an vorliegende regio-
nale oder landesspezifische Initiativen. Letz-
teres betrifft insbesondere die Abstimmung 
von Mindestflächengrößen für die Erfassung. 
Weiterhin liegen Vorschläge für ein Mindest-
programm der Erhebung und mögliche ver-
fahrensunabhängige Handlungsansätze vor. 
Zu letzteren gehören insbesondere Aspek-
te der Verankerung der Erhebungen von In-
nenentwicklungspotenzialen als festen Be-
standteil der Bauleitplanung sowie der För-
derung der besonders aufwändigen Erster-
fassung von Innenentwicklungspotenzialen.

Auch automatisiert erhobene IEP-Informati-
onen können auf lokaler und regionaler Ebe-
ne hilfreich sein, die kommunale oder regio-
nale Ersterfassung zu unterstützen. Hier soll-
ten die angelegten Entwicklungslinien kon-
sequent weiterverfolgt werden. 
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8 Fazit
Die Ergebnisse der vorliegenden Studie er-
möglichen erstmals einen umfassenden, 
strukturierten und repräsentativen Über-
blick zu den vorhandenen Innenentwick-
lungspotenzialen auf Brachen und Baulü-
cken in Deutschland. 15 m² bis 20 m² Innen-
entwicklungsfläche je Einwohner können für 
Deutschland empirisch gesichert nachgewie-
sen und regional weiter differenziert werden. 
Dem stehen derzeit jährlich ca. 3,5 m² Flä-
chenneuinanspruchnahme je Einwohner ge-
genüber. Dies verdeutlicht und unterstreicht 
den enormen Stellenwert einer bestandsori-
entierten Siedlungsentwicklung im Rahmen 
einer nachhaltigkeitsorientierten flächen-
schonenden Siedlungspolitik. 

Die Kenntnisse über Innenentwicklungspo-
tenziale in vielen Kommunen zeigen, dass 
das Thema vor Ort ernst genommen wird. 
Dies resultiert nicht zuletzt aus den zahlrei-
chen Initiativen, die diesbezüglich seitens der 
Länder und Regionen unternommen wer-
den. Dennoch müssen Kommunen häufig 
auf Schätzungen zurückgreifen, die nur be-
grenzt mit dem Anspruch eines informier-
ten und transparenten Planungshandelns 
vereinbar sind. Strategien einer bestandso-
rientierten Siedlungspolitik müssen hier an-
setzen und Rahmenbedingungen schaffen, 
die Kommunen besser in die Lage versetzen, 
entsprechende Planungsgrundlagen zu ge-
nerieren und in die Planung einzubringen. 

Derzeit ist eine periodisch durchzuführende 
Befragung das einzig probate Mittel, deutsch-
landweite und regional vergleichbar differen-
zierende Aussagen zu IEP und deren Verände-
rungen treffen zu können. Auf dieser Grund-
lage lassen sich statistisch belastbare Aussa-
gen generieren, an die politische Diskussio-
nen einer flächensparenden Siedlungspolitik 
unmittelbar anknüpfen können.

Geobasisdaten bieten die Möglichkeit, In-
nenentwicklungspotenziale automatisiert 
abzuschätzen. Vorteile automatisierter Ver-
fahren, die diese Geobasisdaten auswer-
ten, liegen in deren Objektivität, Vergleich-
barkeit, Wiederholbarkeit sowie deren effi-
zienten und großflächigen Anwendung. So-
mit liegt in der automatisierten Abschätzung 
von Innenentwicklungsotenzialen unter Nut-
zung von Geobasisdaten perspektivisch ein 
enormes Potenzial für die Unterstützung der 
Erfassung und des Monitorings von Innen-
entwicklungspotenzialen auf unterschiedli-
chen Planungsebenen. Haupthindernisse lie-

gen in bislang noch fehlenden Informations-
details zum Zustand von Gebäuden und Flä-
chen und der fehlenden flächendeckenden 
Verfügbarkeit von ALKIS®. Anstrengungen, 
die hier Abhilfe schaffen, zahlen sich an vie-
len Stellen einer bestandsorientierten Sied-
lungspolitik aus.
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Anhang 1: Karte der räumlichen Verteilung der gezogenen Stichprobe
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Anhang 3: Gesprächsleitfäden der Fallstudieninterviews

Gesprächs-Leitfaden Fallstudien Innenentwicklungspotenziale (Vor-Ort)

Themen:

•	 Bedeutung und Verständnis IEP

•	 Informationsgewinnung/Datenerfassung/Aufbereitung

•	 Automatisierung/Eingrenzung von Suchflächen [Bitte um Unterstützung]

•	 Unterstützung/Handlungsempfehlungen

Bedeutung und Verständnis IEP

•	 Welche Rolle spielt das Thema IE(P) für die Entwicklung der Gemeinde?

•	 Wie wird IE verstanden (Kategorien der Befragung)?  
> Verständnis Kategorien „Innen“, „Brache“, „Baulücke“; Welche Rolle spielt Nachver-dichtung? (Zu diesem Punkt wird 
unterstützend eine Liste der Begriffserläuterungen aus dem Projekt vorgelegt.)

Informationsgewinnung/Datenerfassung/Aufbereitung

•	 Im Fragebogen wurden die angegebenen Daten als „geschätzt“ qualifiziert.:  
Welche Bedeutung hat die Erhebung der IE(P) in Ihrer Gemeinde?

•	 Wie werden diese Informationen gewonnen?  
Welche Informationen, Kategorien; welche zeitlichen Abstände, welche räumliche Gliederung; 
(Gleichzeitigkeit von teilweise vorliegenden Informationen und Schätzungen?)

•	 Auf welches Gemeindegebiet beziehen sich die Angaben?  
Administrative Grenzen? Wurden Ortsteile berücksichtigt oder nur der Hauptort? 
Bei Gemeindeverband: Teilgemeinde oder Gesamtgemeinde?

•	 Welche Flächen wurden einbezogen? Welchen Charakter haben IEP-Flächen?  
Nochmal Liste der Begriffserläuterungen aus dem Projekt/Beispiele typischer Innen-entwicklungspotenziale. Welche 
Rolle spielt das Thema Außenbereich im Innenbe-reich?

•	 In welcher Form liegen Informationen zu IEP vor? Wer arbeitet damit/kann damit arbeiten?

•	 Gibt es Probleme mit der Datenerfassung? Wenn ja welche?  
(Qualität, Finanzierung, Personalausstattung, Technik ?)

Automatisierung/Eingrenzung von Suchflächen [Bitte um Unterstützung]

>	 Erläuterung automatisiertes Verfahren …

•	 Wie ist es mit diesen Flächen?  
Interessiert an Hinweisen für Qualifizierung: besonders Hinweise auf Tabuflächen-Kategorien und deren Identifikati-
on. 
Spiegeln sich die ermittelten Suchflächen(-Schwerpunkte) in den vorliegenden Daten wider?

Unterstützung/Handlungsempfehlungen

•	 Welche Formen der Unterstützung wären für die Weiterentwicklung des Monitorings der IEP hilfreich? 
Welche Rolle spielen dabei jeweils die Kreis-, Landes- oder Bundesebene?

•	 Welche Anforderungen gibt es an eine Datenerfassung zu IEP? 
z. B.: technisch, personell …

•	 Welche Rolle spielt die interkommunale Kooperation beim Monitoring der IEP?

•	 Welche Anmerkungen/Vorschläge gibt es zu der Befragung und dem Projekt allgemein, die bei einer eventuellen Wie-
derholung berücksichtigt werden sollten?
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Gesprächs-Leitfaden Fallstudien Innenentwicklungspotenziale/telefonische Befragung

Themen:

•	 Bedeutung und Verständnis IEP

•	 Informationsgewinnung/Datenerfassung/Aufbereitung

•	 Unterstützung/Handlungsempfehlungen

Bedeutung und Verständnis IEP

•	 Welche Rolle spielt das Thema IE(P) für die Entwicklung der Gemeinde?

•	 Wie wird IE verstanden (Kategorien der Befragung)?  
> Verständnis Kategorien „Innen“, „Brache“, „Baulücke“; Welche Rolle spielt Nachverdichtung? 

Informationsgewinnung / Datenerfassung / Aufbereitung

•	 Im Fragebogen wurde angegeben, dass die Angaben auf vorliegenden Daten beruhen:  
Auf welche Daten wurde hier Bezug genommen?  
In welcher Form und zu welchen Kategorien von Innenentwicklungspotenzialen liegen Daten vor: Baulücken, Brach-
flächen,  
Leerstände? (typische Beispiele nennen? [Althöfe, Schulen, Gasthäuser, …],  
Theoretisches oder verfügbares Potenzial? 
Flächen für Grünentwicklung/Renaturierung? 
Konversionsflächen (im Bundes-Besitz?) 
weitere …?

•	 Wie werden diese Informationen gewonnen?  
Welche Informationen, welche zeitlichen Abstände, welche räumliche Gliederung; 
(z. B.: Gleichzeitigkeit von teilweise vorliegenden Informationen und Schätzungen?)

•	 Auf welches Gebiet beziehen sich die Angaben?  
Wurden Ortsteile berücksichtigt (gesamtes Gemeindegebiet) oder nur der Hauptort? 
Bei Gemeindeverband: Teilgemeinde oder Gesamtgemeinde?

•	 Gibt es aktuell Probleme mit der Datenerfassung? Wenn ja welche?  
(Qualität, Aktualität, Finanzierung, Personalausstattung, Technik ?)

Unterstützung/Handlungsempfehlungen

•	 Ist eine Weiterentwicklung oder sonstige Veränderung (Aufgabe!?) der Datenerfassung vorgesehen?  
In welcher Hinsicht?

•	 Welche Anforderungen gibt es im Zusammenhang mit der zukünftigen Datenerfassung zu IEP? 
z. B.: technisch, personell …

•	 Welche Formen der Unterstützung wären für die Weiterentwicklung des Monitorings der IEP hilfreich? 
Welche Rolle spielen dabei jeweils die Kreis-, Landes- oder Bundesebene?

•	 Welche Rolle spielt die interkommunale Kooperation beim Monitoring der IEP?

•	 Welche Anmerkungen/Vorschläge gibt es zu der Befragung und dem Projekt allgemein, die bei einer eventuellen Wie-
derholung berücksichtigt werden sollten?
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Anhang 4: Boxplott der IEP-Eingabewerte, normiert anhand der 
Gebäude- und Freifläche (Extremwerte durch Fall-Kennziffern 
gekennzeichnet) 

Datenbasis: IEP-Befragung 2012 Berechnungen des IÖR im Auftrag des BBSR/BMVBS
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Anhang 5: Detailergebnisse Frage 34 und 36 nach Gemeindetypen und im großräumigen 
Vergleich
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